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EINFÜHRUNG 

 
 
BERND RILL ||||| „Kampf ist der Vater von allem, der König von allem; die einen macht er zu Göt-

tern, die anderen zu Menschen, die einen zu Sklaven, die anderen zu Freien.“ So sprach Heraklit 

von Ephesos, einer der bedeutendsten Denker der „vorsokratischen Epoche“ der griechischen Phi-

losophie. 

 
 
 
„Krieg“ ist für Heraklit das übergeordnete 

Prinzip des Laufes der Welt, der durch Gegen-
sätze vorangetrieben wird, und insofern abstrak-
ter gemeint als der Krieg, den Menschen und 
Staaten miteinander führen. Aber wenn gesagt 
wird, dass er darüber entscheide, wer Sklave 
und wer Freier sei, dann ist wohl auch der un-
ter Menschen ausgefochtene militärische Krieg 
gemeint. Eine moralisierende Haltung, ob dieser 
Krieg nun grundsätzlich gut oder böse sei, ist 
nicht ersichtlich. Schon eher ist die Auslegung 
möglich, der Krieg sei etwas Unvermeidliches, 
da er ja dem Prinzip der Welt entspräche, und 
er entscheide für einen nicht unerheblichen Zeit-
raum über die Rangordnung und damit auch 
über die Machtverteilung in der menschlichen 
Gesellschaft. 

Ein großer Krieg hat einschneidende Folgen 
für diejenigen, die ihn führen, und wenn er die 
Dimensionen des Ersten Weltkrieges annimmt, 
des gewaltigsten Krieges, der bis dahin geführt 
worden war, hat er sie sogar für diejenigen, die 
ihm fern geblieben sind – man denke etwa an 
das Erwachen anti-kolonialen Selbstbewusst-
seins unter den Völkern der britischen Kolonien. 
Die Beschäftigung mit Kriegsgeschichte ist da-
her wichtiger, als einer annehmen mag, der auf 
seine friedliche Gesinnung stolz ist. Denn die 
Ergebnisse militärischen Handelns müssen dann 
die „Zivilisten“ auf sich nehmen, sie müssen sie 
unerbittlich „ausbaden“, sobald die Waffen 
ruhen. 

Ohne Frage hätte ja die Geschichte einen 
gänzlich anderen Verlauf genommen, wenn der 
Erste Weltkrieg nicht die allseits bekannten 
Weichen gestellt hätte: die Niederlage Deutsch-
lands, die aber so total nicht war, dass keine 
Gedanken an Revanche aufgekommen wären, 
sowie die relative Schwäche des durch den Krieg 
schwer mitgenommenen Frankreich, das eben 
deshalb seine Politik der Niederhaltung Deutsch-
lands forcierte, zu der es auf die Dauer jedoch 
zu schwach war, und das deswegen ein Ge-
spinst von Allianzen über das Europa der Nach-
kriegszeit zu legen versuchte, um seine Hege-
monie abzusichern. Hierzu brachte Frankreich 
allerdings nicht genügend Kraft auf, was wie-
derum dem deutschen Wiederaufstieg nützlich 
war. Hinzu kam der Zusammenbruch der drei 
supranationalen Imperien, der österreichisch-
ungarischen Monarchie, des Zarenreichs und 
des Osmanischen Reiches. Dies hatte die Ent-
stehung neuer Nationalstaaten, die Machtüber-
nahme der Bolschewiken in Russland und die 
Ziehung neuer, seitdem ständig umstrittener 
Grenzen im Nahen Osten zur Folge. Schließ-
lich wären da noch die auf dem Nährboden der 
Kriegs- und Nachkriegszeit gewachsene innen-
politische Radikalisierung und Hinwendung 
zur Gewalt, die die bürgerliche Ordnung in 
Deutschland und in Italien erschütterten und 
den Weg bereiteten zur nationalsozialistischen 
und faschistischen Diktatur, damit zum Aus-
bruch des Zweiten Weltkrieges. 
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Das konnte im Juli / August 1914 niemand 
voraussehen, und hätte er es doch, da er mit 
übermenschlichen prophetischen Gaben ausge-
stattet war, dann hätte er es nicht gewollt. Gav-
rilo Princip, der junge Attentäter von Sarajewo, 
ist sogar schon einmal als „wichtigster Mann 
des 20. Jahrhunderts“ bezeichnet worden, denn 
unleugbar haben seine Schüsse auf das Thron-
folger-Paar die Kausalitätsreihe eröffnet, die 
zum Zusammenbruch Europas in den beiden 
Weltkriegen geführt hat. Aber mit solchem 
Denken wird das Gesetz der Kausalität unge-
bührlich überspannt. Die Kausalität ist nur ein 
Mechanismus der Logik, zu der noch die rich-
tige Gewichtung hinzutreten muss, und die ge-
horcht nicht ausschließlich den Gesetzen der 
Logik. 

Wer einen großen Krieg beginnt, weiß nie, 
was dessen Ergebnisse sein werden, und die 
Verantwortlichen vom Sommer 1914 wussten 
es auch nicht. Die These von Fritz Fischer, 
Deutschland habe damals den Krieg entfesselt, 
weil es nach der „Weltherrschaft“ (weniger me-
lodramatisch: der Hegemonie in Europa) strebte, 
gilt wissenschaftlich als abgetan, und es wird 
ihr mittlerweile nur noch das Verdienst zuer-
kannt, die Diskussion über den Ursprung des 
Krieges nachhaltig angeregt zu haben. Noch 
bevor Fritz Fischer 1961 seine These aufgestellt 
hat, hat der renommierte britische Historiker 
A.J.P. Taylor in seinem Werk „Das Europa der 
Großen Mächte – von Metternich bis Lenin“ 
(1954) diese recht trocken demontiert: „Es ist 
hartnäckig behauptet worden, die Deutschen 
hätten den Kriegsausbruch im August 1914 
bewusst herbeigeführt. Dafür gibt es recht 
wenige positive Nachweise, aber es gibt ein 
entscheidendes Gegenargument. Bethmann und 
Wilhelm II. waren zu einer kohärenten Politik 
unfähig; Moltke, der Generalstabschef, war 
nicht imstande, einen Feldzug, und noch weni-
ger, einen Krieg zu führen.“ 

Wenn jedoch neuerdings Christopher Clark 
sein Werk „The Sleepwalkers – How Europe 
Went to War in 1914“ betitelt, dann wird er 
seiner eigenen, reichen und viele Gesichtspunk-
te verdienstvoll neu erörternden Leistung nicht 
gerecht. Denn ein „Schlafwandler“ ist schuld-
unfähig, während im Gegenteil die damaligen 
Staatsmänner genau wussten, was sie im Augen-

blick taten, sich nur über die möglichen Konse-
quenzen nicht klar waren und auf diese Weise 
allesamt Schuld auf sich luden. 

Man mag Clarks Titelgebung aber auch 
etwas allgemeiner so verstehen, dass dem Aus-
bruch des Krieges keine irgendwie herleitbare 
Notwendigkeit entsprach. Die Interessengegen-
sätze unter den europäischen Großmächten 
waren in der hohen Zeit des Imperialismus, als 
es ab den 1880er-Jahren um die Aufteilung des 
größeren Teiles des Globus in ihren kolonialen 
Besitz ging, so riesig gewesen, dass aus übersee-
ischen Gründen leicht Kriege unter ihnen hät-
ten ausbrechen können. Das war aber nicht der 
Fall. England und Frankreich kamen sogar 
über die Faschoda-Krise von 1898 hinweg, und 
Deutschland und Italien, die neuen Konkurren-
ten bei der kolonialen Aufteilung der Welt, 
wussten sich ohne große Probleme einzufügen. 
Schließlich schien die Beilegung des Brandher-
des der Balkankriege von 1912/13 durch die 
europäischen Mächte unter Beweis gestellt zu 
haben, dass man sich durch das „Pulverfass 
Balkan“ in keinen allgemeinen Krieg hineinzie-
hen lassen wollte. 

Sicherlich war ein Jahr später die Habsbur-
ger-Monarchie durch die Ermordung ihres 
Thronfolgers aufs Äußerste provoziert worden, 
so dass ihr nach dem staatsmännischen Horizont 
der damaligen Zeit, und durchaus nicht nur, 
um die Zweifel an der nachlassenden Fähigkeit 
der Monarchie auszuräumen, wie weit sie über-
haupt noch eine schlagkräftige Großmacht dar-
stellte, eine Demütigung Serbiens sehr nahe 
lag. War da die Situation etwa explosiver als 
1912/13, als die Balkanstaaten die Osmanen 
bis ins Weichbild von Istanbul zurücktrieben 
und anschließend um die Kriegsbeute in Streit 
gerieten? 

Das Explodieren des balkanischen Pulverfas-
ses von 1914 wirkt demnach desto deprimie-
render. Es zeigt aber auch, dass das Herz der 
Weltpolitik damals noch in Europa schlug, denn 
der Weltkrieg brach aus in Europa zu verorten-
den Gründen aus, nicht wegen ferngelegener 
Kolonial-Konflikte in Asien oder Afrika. 

Bleibt immer noch die Frage mangelnder 
Notwendigkeit. Es ist möglich, eine Fülle von 
Zitaten weniger aus der politischen als aus der 
kulturellen und künstlerischen Welt zusammen-
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zutragen, die belegen sollten, dass unterschwel-
lig, und besonders bei den großen Künstlern, 
denen ja gerne seismographische Qualitäten zu-
erkannt werden, kommendes Unheil zu ahnen, 
ein Gefühl des unwiderstehlichen Hineilens auf 
einen Abgrund lebendig gewesen sei. Hierzu 
ein handfestes Beispiel: der Skandal, den die 
entfesselte, archaisch-wilde Musiksprache von 
Strawinskys „Frühlingsopfer“ hervorgerufen 
hat. Das Zelebrieren eines Menschenopfers in 
heidnischer Frühzeit sei gleichbedeutend gewe-
sen mit dem Läuten der Totenglocken für die 
fortschrittsstolze europäische Zivilisation. Sol-
che Interpretationen zeugen von der Phantasie, 
die man für die Betrachtung von Kunstwerken 
braucht, weil sie sonst stumm bleiben. Aber sie 
zeugen auch von einer Bewusstseinslage, die 
die Katastrophe des Ersten Weltkrieges bereits 
als geschehen voraussetzt, schließen also unzu-
lässig vom aktuellen Wissensstand zurück auf 
den des Jahres 1913. Wer kulturelle Äußerun-
gen auf den historisch-politischen Hintergrund 
ihrer Entstehungszeit projiziert und meint, oh-
ne diesen seien sie gar nicht entstanden, geht 
mindestens ebenso oft irre, als er zu vertiefter 
Einsicht beiträgt. Merkt man etwa den „Frö-
schen“ des Komödiendichters Aristophanes 
an, dass sie im Jahre 405 v.Chr. uraufgeführt 
worden sind, als das strahlende, unabhängige, 
demokratisch verfasste Athen kurz vor seinem 
Untergang stand? 

Man bedenke auch, dass 1914 die Außen-
politik der europäischen Mächte von einer gro-
ßenteils aristokratischen Elite bestimmt wurde, 
die zwar schon damit hatte beginnen müssen, 
dem Willen der Massen Tribut zu zollen, dabei 
aber noch hinreichend fest im Sattel saß, um die 
Fehler, mit denen sie die Massen in den Krieg 
hineinriss, aus eigener Initiative begehen zu 
können. Also auch insofern keine Notwendig-
keit. Dann war der Kriegsausbruch ein Zufall, 
eine Lesart, die angesichts der desaströsen Fol-
gen allerdings nicht befriedigt. Es hätte alles auch 
anders kommen können. Aber der Ausdruck 
„Zufall“ erklärt nichts, und es ist den Menschen 
nicht zumutbar, bei einer solchen Katastrophe 
auf Erklärungsversuche zu verzichten.  

Folgendes ist auch keine Erklärung, denn es 
wäre vermessen, hier eine anzubieten, wo so 
viele gründliche Geister nur Stückwerk liefern 

konnten. Vielleicht ist es die Annäherung an 
eine Erklärung, gewissermaßen asymptotisch, 
und wer weiß, ob mehr als diese Annäherung 
möglich ist: Keiner der damaligen Akteure über-
sah die Folgen seines Handelns hinreichend, 
dafür gibt es einiges an bestätigenden Zitaten, 
das plastischste davon der Ausspruch des briti-
schen Außenministers Grey: „In Europa gehen 
die Lichter aus!“ Die Situation, sobald man 
sich auf den allgemeinen Krieg einließ, wurde 
unüberschaubar, und die Schuld der Beteiligten 
bestand darin, dass sie diese Unübersehbarkeit 
eintreten ließen. Damit hat sich freilich die alte 
aristokratische Elite der Außenpolitik Europas 
auf Dauer desavouiert. 

Wenn heutzutage große Kriege drohen, dann 
sicherlich nicht mehr aus Gründen, die in Euro-
pa ihre Wurzel haben. Ein gängiges Argument 
dafür, dass die europäische Integration nach 
1945 eine Erfolgsgeschichte ist, der selbstver-
ständliche Friedenszustand unter ihren Part-
nern, ist mittlerweile derart bejahrt, dass es in 
der Debatte über die Belebung weiterer euro-
päischer Integration keine publikumswirksame 
Rolle mehr spielt. 

Aber die Auguren eines weltpolitisch zu 
nennenden Kriegsszenarios scheinen nicht dar-
auf verzichten zu können, das Kriterium der 
Notwendigkeit zu bemühen, die Ursachenfor-
schung zum Ersten Weltkrieg ist in ihrer Quint-
essenz weit davon entfernt, zum Allgemeingut 
zu werden. So befindet Margaret Macmillan in 
ihrem Buch „The War that Ended Peace“: „It is 
tempting – and sobering to compare today’s 
relationship between China and the US with that 
between Germany and Britain a century ago.“ 
Und John Mearsheimer (University of Chicago) 
doppelt nach: „… to put it bluntly: China can-
not rise peacefully.“ 

Gottseidank kann man gegen diesen Deter-
minismus einiges einwenden. Der Machtunter-
schied zwischen China und den USA ist heute 
ungleich größer als der zwischen Deutschland 
und Großbritannien 1914. Warum soll China 
seinen zu erwartenden weiteren Aufschwung 
aufs Spiel setzen? Ferner: Heute gibt es Atom-
waffen, die bisher bei konfliktgeneigten Mäch-
ten stets eine heilsam abschreckende Wirkung 
ausgeübt haben, der „Kalte Krieg“ als Haupt-
anwendungsfall ist schließlich ein kalter ge-



B E R N D  R I L L  

8    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1  

blieben. Dass das für alle Zukunft so bleiben 
wird, wäre allerdings Denken gemäß „Notwen-
digkeit“, das ist zuzugeben. China rüstet mas-
siv auf, natürlich im Blick auf die US-Militär-
macht. Aber die bemerkenswerten Rüstungs-
spiralen vor dem Ersten Weltkrieg waren nach-
weisbar nicht an dessen Ausbruch schuld, da 
mussten noch das Attentat von Sarajewo und 
andere Faktoren hinzutreten 

 
|||||  BERND RILL 
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NIETZSCHES PROGNOSEN 
 
 
WERNER STEGMAIER ||||| Nietzsche gilt als Sturmvogel der Katastrophen des 20. Jahrhunderts. 

Ein Prophet im biblischen Sinn oder ein Orakel war er nicht. Doch wir orientieren uns regelmäßig 

durch Prognosen und gewinnen dadurch Alternativen für unsere Zukunftsplanung. Solche Prognosen 

hat Nietzsche in großer Zahl vorgebracht, vor allem das Offenbarwerden des Nihilismus. Kann man 

die Katastrophen des 20. Jahrhunderts als Erfüllung dieser Prognose verstehen? 

 
 
 

NIETZSCHE ALS PROPHET? 
Nietzsche hat oft von „Philosophen der Zu-

kunft“ und von einer „Philosophie der Zukunft“ 
gesprochen. Er galt denn auch bald als Prophet 
und, mehr noch, als Märtyrer, der sich für sei-
ne Botschaft geopfert habe, mit Variationen des 
lachenden, tanzenden, wahnsinnigen, falschen 
Propheten. Immerhin hatte er in „Also sprach 
Zarathustra“ bewusst einen alten Propheten 
auferstehen lassen, den er lachen und tanzen 
ließ, mit dem er allerdings nicht verwechselt 
werden wollte und dem er auch keine Prophe-
zeiungen in den Mund legte. 

Gleichwohl wurden ihm selbst Prophezeiun-
gen unterschiedlichster, selbst gegensätzlicher 
Zukünfte zugeschrieben, Zukünfte etwa des oder 
der Übermenschen (und darunter konnte man 
sich sehr Gegensätzliches vorstellen), Zukünfte 
neuer hierarchischer Herrschaftsordnungen unter 
eigens herangezüchteten starken Führern, aber 
auch eines neuen, einigen, „guten“ Europa jen-
seits seiner alten Dynastien, Kleinstaatereien, 
Nationalismen, Militarismen und Klassenkämp-
fe. Zukünfte eines vollbrachten Atheismus und 
eines neuen, echten, nämlich des ursprünglichen 
Christentums – „das echte, das ursprüngliche 
Christenthum“, hatte er mitten in seiner Kampf-
schrift „Der Antichrist“ (Nr. 39) geschrieben, 
„wird zu allen Zeiten möglich sein ...“. Man sti-
lisierte ihn, unverdrossen bis heute, zum Weg-
bereiter des deutschen Nationalsozialismus, 
dessen Rassismus und mörderischen Antisemi-
tismus, während er doch, wie er oft genug be-

kundete, weder Nationalist noch Sozialist noch 
Rassist und vielmehr erklärter Anti-Antisemit 
war. Auch wenn er sich dem antisemitischen 
„kulturellen Code“ seiner Zeit1 nicht völlig ent-
zogen hatte, pries er in seinem veröffentlichten 
Werk die Juden ausdrücklich für „den edelsten 
Menschen (Christus), den reinsten Weisen (Spi-
noza), das mächtigste Buch und das wirkungs-
vollste Sittengesetz der Welt“, die man ihnen 
verdanke.2 

Im Prozess der Europäisierung der europä-
ischen Gesellschaften schienen ihm die Juden 
die Zukunftsfähigsten: Sie hätten, längst zur 
Spitze der Modernisierung Europas geworden, 
das Zeug dazu, die Herrschaft über Europa und 
vielleicht die Welt zu übernehmen, verzichte-
ten aber weise darauf3 und könnten einmal zu 
dessen „ewiger Segnung“ werden.4 Das Dritte 
Reich wäre Nietzsche in seiner Ungeistigkeit, 
seinem politischen Moralismus und seiner bru-
talen Gewaltherrschaft denkbar fremd gewesen. 
Stattdessen schloss sich an seine Preisung der 
Juden vor allem in Osteuropa, wo die meisten 
Juden unterdrückt und in Armut lebten, ein 
weitverzweigter jüdischer Nietzscheanismus an. 
Der Philosoph galt dort, zu Recht, als befreien-
der Denker. Auch die Jugendbewegung, die 
Frauenbewegung und immer weitere Emanzipa-
tionsbewegungen beriefen sich später auf ihn. 

Schauen wir auf die Quellen, Nietzsches 
eigene Texte, dann zeigt sich: Er gebrauchte die 
Bezeichnung „Prophet“ zwar oft für andere, 
aber nicht oder nur sehr zurückhaltend für sich 
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selbst. Als er als junger Professor in Basel 
„Über die Zukunft unserer Bildungsanstalten“ 
sprach, wehrte er von Anfang an Prophezeiun-
gen ab. Es sei „die größte aller Anmaßungen, 
Prophet sein zu wollen, so daß es bereits lä-
cherlich klingt, zu erklären daß man es nicht 
sein will.“5 Wohl gestand er den frühgriechi-
schen Philosophen, besonders Heraklit, gele-
gentlich „prophetische … Reden“ zu.6 Doch unter 
den Modernen stellte er solche Propheten mit 
„Dichtern und Musikern und Schauspielern“ 
zusammen,7 und sie alle überragte für den jun-
gen Nietzsche der große Schauspieler Wagner: 
„Alles an ihm ist prophetisch.“8 

Doch nach seiner Distanzierung von Wagner 
stellte Nietzsche die Propheten wieder – und 
nun endgültig – unter die „Orakelpriester“ mit 
deren „Wahnsinn und Wahnreden“ zurück und 
ironisierte sie nun beißend: „Wer dreimal mit 
Dreistigkeit das Wetter prophezeit hat und Er-
folg hatte, der glaubt im Grunde seiner Seele 
ein Wenig an seine Prophetengabe.“9 In Sachen 
Kultur, an deren Erneuerung Nietzsche so viel 
lag, gibt es „so wenig entscheidende Wetterzei-
chen“, dass man Vorhersagen hier Wetterpro-
pheten überlassen muss.10 

Was „man ehemals Propheten nannte“, no-
tierte er sich, sind „Menschen der feinen Witte-
rung“, „die aber nur empfanden und sahen, 
was an ihnen geschah“11 – so wie Nietzsche 
den Nihilismus zu „sehen“ begann. Aber er 
warnte sich zugleich: „Das Gefühl der Macht 
im Intellektuellen welches sich beim Vorher-
wissen einstellt, verknüpft sich unlogisch mit 
dem, was vorhergewußt wird: als Propheten 
bilden wir uns ein, Wunderthäter zu sein.“12 
Das Volk der wahren Propheten waren für ihn 
die alten Hebräer; nirgendwo anders hätten 
Propheten solchen „Zorn“ und „so düstere … 
Majestät“ entwickelt;13 den Propheten des Alten 
Testaments behielt Nietzsche bis zum Schluss 
auch das Wort „Prophet“ vor. Bei den Griechen 
dagegen bedeute „[s]ich prophezeien lassen“ 
vielmehr „sich Etwas bestimmen lassen; man 
glaubt die Zukunft erzwingen zu können da-
durch, dass man Apollo für sich gewinnt: er, 
der nach der ältesten Vorstellung viel mehr, als 
ein vorhersehender Gott ist.“ Zukunft erzwin-
gen heiße hier die Zeit binden durch rhythmi-
sche Formeln zur Beschwörung der Götter.14 

Zeitbindungen sind aber auch Moralen, die 
„Gemeinden, Staaten und Gesellschaften“ zu-
sammenhalten, und hier wagte Nietzsche dann 
auch selbst eine – für viele bis heute noch küh-
ne – Prophezeiung: es werde „noch sehr abwei-
chende Moralen geben“.15 Auf diesem Feld 
schien er sich denn auch als „prophetische[n] 
Menschen“ zu outen, als einen, der leidet an 
dem, was er da erfährt – wie, fügt er sogleich 
ernüchternd an, die damals berühmten (angeb-
lich) wetterfühligen Affen auf Gibraltar.16 

In dem für ihn tiefsten Punkt, der „Herauf-
kunft des Nihilismus“,17 scheute er ausdrück-
lich vor dem Begriff des Propheten zurück und 
nannte selbst den Nihilismus zunächst nicht 
beim Namen: 

„Diese lange Fülle und Folge von Abbruch, 
Zerstörung, Untergang, Umsturz, die nun be-
vorsteht: wer erriete heute schon genug davon, 
um den Lehrer und Vorausverkünder dieser 
ungeheuren Logik von Schrecken abgeben zu 
müssen, den Propheten einer Verdüsterung und 
Sonnenfinsternis, deren Gleichen es wahrschein-
lich noch nicht auf Erden gegeben hat? … 
Selbst wir geborenen Räthselrather, die wir 
gleichsam auf den Bergen warten, zwischen 
Heute und Morgen hingestellt und in den Wi-
derspruch zwischen Heute und Morgen hinein-
gespannt, wir Erstlinge und Frühgeburten des 
kommenden Jahrhunderts, denen eigentlich 
die Schatten, welche Europa alsbald einwickeln 
müssen, jetzt schon zu Gesicht gekommen sein 
sollten: woran liegt es doch, daß selbst wir ohne 
rechte Theilnahme für diese Verdüsterung, vor 
Allem ohne Sorge und Furcht für uns ihrem 
Heraufkommen entgegensehn?“18 

 
ORIENTIERUNG DURCH PROGNOSEN 

Wir glauben nicht mehr an Prophetien, als 
Voraussagen bestimmter Ereignisse in der Zu-
kunft aufgrund besonderer Eingebungen. Die 
Zukunft ist ohne ein „höheres“ Wesen, das uns 
„tiefere“ Einsichten schenkt, ungewiss, sie be-
steht in ihrer Ungewissheit. Doch gerade die 
Ungewissheit der Zukunft verunsichert unsere 
Orientierung am stärksten; wir ertragen nichts 
schwerer als Desorientierung. Deshalb versu-
chen wir es laufend mit Prognosen, wörtlich 
hypothetischen Vorauserkenntnissen gewisser 
Tendenzen der Zukunft. Sie bleiben mit allen 
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Ungewissheiten der Erkenntnis belastet, die wir 
inzwischen ihrerseits als unvermeidlich erkannt 
haben. Prognosen verlängern Diagnosen der 
Vergangenheit, die ganz unterschiedlich ange-
stellt werden können und deren thematische 
und methodische Selektionen von den jeweili-
gen Interessen der Gegenwart abhängen, in die 
Zukunft, doch mit nur mehr oder weniger gro-
ßer Wahrscheinlichkeit; denn in der Vergan-
genheit beobachtete Entwicklungen müssen sich 
keineswegs in der Zukunft fortsetzen. Durch 
Diagnosen, die zu Prognosen verlängert wer-
den, wird über die Zeit hinweg ebenso im Alltag 
wie in der Wissenschaft ein Orientierungsge-
dächtnis strukturiert, dem die aktuelle Orientie-
rung bis auf Weiteres folgt – bis die Prognosen 
sich aufgrund neuer Umstände als haltlos er-
weisen. 

Prognosen sind für die stark mit wissen-
schaftlicher Orientierung durchsetzte alltägliche 
Orientierung nötig: 

(a) zur Planung anstehenden Handelns und 
zur Absicherung künftiger Existenzmöglichkei-
ten: man entwirft Zwecke, stellt Mittel dazu 
bereit, in unterschiedlichen und wechselnden 
Zeithorizonten, bis hin zur Vorsorge für künf-
tige Generationen; 

(b) zur Vorbereitung auf künftige unan-
genehme Überraschungen, z. B. ungünstiges 
Wetter, Natur- und technische Katastrophen, 
Wirtschafts-, Finanz- und Staatsschuldenkri-
sen, Globalisierungsfolgen, Überbelastung von 
Sozialversicherungssystemen, soziale Unruhen, 
Revolutionen, Kriege, terroristische Anschläge 
usw. Im Übrigen leben wir 

(c) meist in der generellen Erwartung, dass 
alles, was bisher gutgegangen ist, auch künftig 
gut weitergehen wird. Wir verlängern die ein-
gespielten Routinen in die Zukunft, ohne in der 
Regel darauf aufmerksam zu werden und andere 
darauf aufmerksam zu machen, unterstellen den 
meisten selbstverständlich gewordenen Hand-
lungs- und Lebensweisen also eine günstige 
Prognose. Und nur so, in der scheinbaren Sicher-
heit von Routinen, können wir einigermaßen 
ruhig leben. Bricht eine Routine dann gelegent-
lich doch ein, zieht sie für einige Zeit alle Auf-
merksamkeit auf sich und lässt die übrigen 
Routinen zurücktreten, die dennoch beruhigend 
weiterlaufen. 

Die Funktion ausdrücklicher Prognosen ist 
es danach nicht, die Zukunft vorherzusagen, 
sondern mit den erhofften Abläufen auch auf 
mögliche alternative Abläufe in ihr aufmerksam 
zu machen; die Ungewissheit, wie die Dinge 
tatsächlich ablaufen werden, bleibt. Prognosen 
in der einen Richtung dunkeln oder blenden 
dabei unvermeidlich weitere mögliche Verläufe 
ab. Prognosen machen so zugleich sichtbar und 
unsichtbar. Sie schaffen keine Wahrheit, nur 
Anhaltspunkte für weitere Alternativen, gedank-
liche Erprobungen möglicher Zukünfte, auf die 
man sich gefasst machen will. So können sie 
lediglich vor befürchteten – aber nur den je-
weils befürchteten – Ereignissen oder Entwick-
lungen in der Zukunft warnen und helfen, sie 
zu verhindern, oder, bei günstigen Erwartun-
gen, ermutigen, sie herbeizuführen. In beiden 
Fällen verändern sie schon die Zukunft, schaf-
fen sie neue Ausgangsbedingungen und sind so 
immer schon mehr oder weniger self-defeating 
oder self-fulfilling prophecies. Sind die prog-
nostizierten Zukünfte dann eingetreten – wenn 
sie denn überhaupt eintreten –, bekommen sie 
jedoch unter den veränderten Umständen auch 
schon einen veränderten Sinn, und so bleibt 
immer fraglich, ob die Prognose tatsächlich eine 
Prognose war.19 

 
NIETZSCHES PROGNOSEN 

Prognosen sind von bloßen Erwartungen, 
Wünschen, auch Forderungen und Warnungen 
oft nur schwer zu unterscheiden. An derartigen 
Prognosen hat Nietzsche in der Tat einiges ge-
wagt, hat vor den erwarteten Entwicklungen 
gewarnt oder zu ihnen ermutigt und dadurch 
auch selbst die Zukunft beeinflusst, jedoch 
nicht so, dass er sie bestimmte, sondern so, 
dass er sie für seine Leserinnen und Leser ent-
scheidbar machte. 

Die Zeit, in der er begann, Geistesgeschich-
te zu machen, erlebte er als Zeit des deutschen 
nationalen Triumphs im Krieg gegen Frankreich, 
als Zeit wirtschaftlicher Prosperität, beflügelt 
durch hohe Reparationen, als Zeit enormer 
technischer und wissenschaftlicher, besonders 
auch medizinischer Fortschritte, als Zeit des 
Historismus und des Darwinismus, als Zeit der 
aufstrebenden demokratischen Bewegung und 
der sich scharf zuspitzenden sozialen und kon-
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fessionellen Spannungen, die Bismarck noch zu 
bändigen verstand, als Zeit aber auch des kultu-
rellen Niedergangs insbesondere Deutschlands, 
im Ganzen als eine Zeit des Optimismus, die 
dennoch so schwer angekränkelt war, dass es 
die Philosophie des Pessimismus, die Philosophie 
Schopenhauers, in ihr zu höchster Berühmtheit 
bringen konnte. Vor diesem zeitgenössischen 
Hintergrund sind all seine Prognosen zu sehen. 

Wir lassen Nietzsches frühen Einsatz für 
Schopenhauer und Wagner beiseite, von denen 
er sich zunächst die umfassendste Neuorientie-
rung nicht nur der deutschen und europäi-
schen Kultur, sondern der Entwicklung der 
Menschheit im Ganzen versprach, und be-
schränken uns angesichts der Überfülle seiner 
Prognosen auf fünf von ihnen, die aus heutiger 
Sicht, im gegenwärtigen Rückblick, seine be-
deutsamsten waren und die im Blick auf 1914 
und das Kommende wohl am meisten interes-
sieren. Wir folgen dabei grob der Chronologie, 
in der Nietzsche sie vortrug:  

1. die Entstehung einer Weltgesellschaft und 
die für ihn daraus sich ergebende Aufgabe einer 
Erdregierung,  

2. die in diesem Zug notwendige Einigung 
Europas, 

3. das unaufhaltsame Kommen der Demo-
kratie,  

4. das für ihn all dem zugrundeliegende Of-
fenbarwerden des Nihilismus, der Entwertung 
zweitausendjähriger Werte, und  

5. die Entfesselung eines „Geisterkriegs“ im 
Stil „großer Politik“, zu der der Nihilismus füh-
ren konnte. 

 
Die Entstehung einer Weltgesellschaft und die 
daraus folgende Aufgabe einer Erdregierung 

Die moderne Wissenschaft, so Nietzsche, hat 
die Menschheit in ein „Zeitalter der Verglei-
chung“ geführt, in dem die „originalen Volks-
Culturen“ kein „abgeschlossenes“ Dasein mehr 
fristen, sondern nun unter „verschiedenen Welt-
betrachtungen, Kulturen und Sitten“ gewählt 
werden kann. Nun können, müssen die Men-
schen aber auch „mit Bewusstsein beschließen, 
sich zu einer neuen Cultur fortzuentwickeln, 
während sie sich früher unbewusst und zufällig 
entwickelten: sie können jetzt bessere Bedin-
gungen für die Entstehung der Menschen, ihre 

Ernährung, Erziehung, Unterrichtung schaffen, 
die Erde als Ganzes ökonomisch verwalten, die 
Kräfte der Menschen überhaupt gegen einander 
abwägen und einsetzen.“ „Seitdem der Glaube 
aufgehört hat, dass ein Gott die Schicksale der 
Welt im Grossen leite und, trotz aller anschei-
nenden Krümmungen im Pfade der Mensch-
heit, sie doch herrlich hinausführe, müssen die 
Menschen selber sich ökumenische, die ganze 
Erde umspannende Ziele stellen.“ So falle an 
die „großen Geister des nächsten Jahrhunderts“ 
die „ungeheure Aufgabe“, eine „bewusste 
Gesammtregierung“ der Erde zu schaffen und 
dafür „eine alle bisherigen Grade übersteigende 
Kenntniss der Bedingungen der Cultur, als 
wissenschaftlichen Maassstab für ökumenische 
Ziele“ zu erwerben.20 Gesamtverwaltung, Ge-
samtregierung der Erde bedeutete für Nietzsche 
nicht Gesamtstaat, den Weltstaat. Und wir er-
leben vorerst auch nicht die Entstehung eines 
Weltstaats, sondern ein allmähliches, immer neu 
verzögertes und behindertes, am Ende aber wohl 
unaufhaltsames Sich-Durchringen der Regie-
rungen und Nicht-Regierungsorganisationen 
zur Wahrung gemeinsamer Interessen der Erd-
bevölkerung durch dafür zu schaffende effekti-
ve Organisationen. Dabei kann es auf einzelne 
„große“ Frauen und Männer ankommen. 

 
Die Einigung Europas 

Europa hatte zu Nietzsches Zeit am ehesten 
die historischen, wissenschaftlichen und tech-
nischen Voraussetzungen zu einer Organisation 
der Weltgesellschaft. Es musste jedoch, um in 
dieser Weltgesellschaft nicht unterzugehen, 
statt sich weiter zu bekriegen, sich zuvor selbst 
einigen, hat sich schließlich, nach zwei von ihm 
ausgehenden Weltkriegen, dazu durchgerungen 
und ringt sich sichtlich weiter durch. Nietzsche 
hatte bei seiner Prognose, „dass Europa Eins 
werden will“,21 jedoch nicht nur eine ökonomi-
sche und politische Einigung im Sinn, sondern 
versuchte Europa erst einen Begriff seiner selbst 
zu schaffen, keinen moralischen, wie es heute 
üblich ist, sondern gerade durch die kritische 
Genealogie seiner Moral. Nicht in seiner Moral, 
sondern in seiner über Jahrtausende hinweg 
erworbenen Fähigkeit zur Selbstkritik auch und 
gerade seiner Moral sah Nietzsche die Aus-
zeichnung Europas in der Welt, und „guter Eu-
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ropäer“ hieß für ihn vor allem selbstkritischer 
Europäer zu sein. Im Aphorismus Nr. 357 der 
„Fröhlichen Wissenschaft“ sprach er von einer 
„zweitausendjährigen Zucht zur Wahrheit“, 
dem unaufhörlichen Sich-Verantworten-Müssen 
vor einem Gott, der alles sieht, alles weiß und 
über alles richtet, das Europa mit der „Beicht-
väter-Feinheit des christlichen Gewissens“ im-
prägniert habe – bis schließlich dieses Bedürf-
nis nach Wahrhaftigkeit sich auch gegen seinen 
Ursprung wandte, „übersetzt und sublimirt 
[wurde] zum wissenschaftlichen Gewissen, zur 
intellektuellen Sauberkeit um jeden Preis“, die 
„am Schlusse sich die Lüge im Glauben an 
Gott verbietet“. Was also „eigentlich über den 
christlichen Gott gesiegt“ habe, sei „die christ-
liche Moralität selbst“ gewesen, „der immer 
strenger genommene Begriff der Wahrhaftig-
keit“. Und mit diesem „endlich und schwer er-
rungenen Sieg des europäischen Gewissens“ 
seien wir nun „Erben von Europa's längster 
und tapferster Selbstüberwindung“ und darin, 
eben darin, „gute Europäer“ – oder könnten es 
doch sein. In diesem Sinn gute Europäer sind 
reif geworden für die Kultur des Vergleichs und 
damit für die Weltgesellschaft. 

 
Das unaufhaltsame Kommen der Demokratie 

Nietzsche hat bekanntlich vor der Demo-
kratie gewarnt, sofern sie lediglich mit gleichen 
Rechten in allem und jedem verbunden wurde. 
Sein Grund war: So werde Demokratie zur blo-
ßen Forderung nach Nivellierung oder Vermit-
telmäßigung der Menschen mit der Gefahr, dass 
politische Führung, die gerade in der entstehen-
den Weltgesellschaft so nötig wird, moralisch 
diskriminiert, dadurch langfristig Führungskraft 
minimiert und um so mehr Gewaltherrschern 
der Weg geebnet wird. Demokratie bedeutete 
für Nietzsche stattdessen „Unabhängigkeit“, 
„Unabhängigkeit der Meinungen, der Lebens-
art und des Erwerbs“, und diese Unabhängig-
keit galt ihm fraglos als „etwas Kommendes“.22 
Sie schließt neue Rangordnungen jedoch nicht 
aus. An die Stelle ständischer Hierarchien der 
alten Feudal- oder stratifikatorisch differenzier-
ten Gesellschaften hätten Rangordnungen nach 
dem Kriterium der „Geistigkeit“, in aktuellen 
Begriffen der Orientierungs-, Urteils- und Ent-
scheidungsfähigkeit zu treten, wie sie die mo-

derne funktional differenzierte Gesellschaft noch 
weit mehr nötig gemacht hat. Was eine Demo-
kratie nicht erträgt, sind, so Nietzsche, „Besitz-
lose“, die sich in ihrer materiellen Not nur 
schwer eine unabhängige politische Meinung 
bilden, „eigentlich Reiche“, die die öffentliche 
Meinung manipulieren, und „Parteien“, die sie 
je nach den Interessen, die sie vertreten, propa-
gieren können.23 Alle drei Hindernisse halten 
wir heute wenn nicht für überwunden, so doch 
für überwindbar. 

 
Das Offenbarwerden des Nihilismus 

Die Entstehung der Weltgesellschaft oder 
die Globalisierung, die Einigung des in sich 
multikulturellen Europa und die fortschreiten-
de funktionale Differenzierung der Gesellschaft 
unter Einschluss ihrer Demokratisierung sind, 
was deren aktuell wachsende Moralisierung 
leicht verdeckt, nach Nietzsche erst durch den 
Nihilismus möglich geworden. „Nihilismus“ be-
deutete für ihn – er spricht im veröffentlichten 
Werk nur zurückhaltend davon, und so bleibt 
seine genaue Bestimmung umstritten – Ver-
gleichbarkeit der Werte ohne einen obersten 
und absoluten Maßstab für Werte, also die 
Einsicht in die Entwertung solcher obersten 
Werte. Werte können gewählt, über Werte 
kann entschieden werden, das war der Sinn der 
Einführung der Werte-Semantik im 19. Jahr-
hundert; er ist mit einem Werte-Relativismus 
verbunden, der heute noch die meisten Philo-
sophen verschreckt und ihn mit allen Mitteln 
wegdisputieren lässt. 

Doch die Werte-Semantik schafft die Moral 
nicht ab, sondern stellt mit der Entscheidung 
über die Werte selbst im Gegenteil höhere An-
forderung an die ethische Orientierung.24 Zu 
Nietzsches Diagnose des Nihilismus gehörte 
denn auch die Prognose, dass die Menschen 
und vor allem die Philosophen unter ihnen sich 
lange nicht an ihn herantrauen, ihn lange nicht 
wahrhaben wollen, wiewohl er längst offen-
kundig geworden und in einer Weltgesellschaft 
ohne Alternative ist.25 Man will um jeden Preis 
weiter an scheinbar feststehenden, alle gleich 
verpflichtenden Werten festhalten, auch wenn 
nichts mehr sie glaubhaft verbürgt, und bewegt 
sich damit, so Nietzsche, auf brüchigem Eis, 
über das der Tauwind weht: „Es ist Alles glatt 
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und gefährlich auf unsrer Bahn, und dabei ist 
das Eis, das uns noch trägt, so dünn geworden: 
wir fühlen Alle den warmen unheimlichen 
Athem des Thauwindes – wo wir noch gehen, 
da wird bald Niemand mehr gehen können.“26 
Der Tauwind, der „das Eis und andre allzu-
dünne ‚Realitäten‘ aufbricht“,27 aber ist eben 
die unaufhaltsame Einsicht in den Nihilismus. 
Der „unerbittliche, gründliche, unterste Argwohn 
über uns selbst,“ so Nietzsches Diagnose, be-
komme „uns Europäer immer mehr, immer 
schlimmer in Gewalt“ und löse das grundlose, 
längst unterhöhlte Vertrauen in unabdingbare 
Festigkeiten unserer Orientierung auf.28 Das 
aber, die Weigerung, Realitäten zu sehen und 
auf dem scheinbar festen, tatsächlich längst 
brüchigen Eis weiterzugehen, ließ ihn jene 
„lange Fülle und Folge von Abbruch, Zerstö-
rung, Untergang, Umsturz“ erwarten, die seine 
Prognosen so dramatisch machte. In einem 
Entwurf, den er Mitte 1887 nach dem V. Buch 
der „Fröhlichen Wissenschaft“ in Lenzer Heide 
niederschrieb, in dem er Übersicht über sein 
eigenes Denken zu gewinnen suchte und den 
nachträglich „Der europäische Nihilismus“ 
überschrieb,29 umriss er sie genauer. Wir geben 
die Grundlinie in 5 Punkten wieder. 

Vor dem Hintergrund des offenbar werden-
den Nihilismus prognostizierte Nietzsche Eu-
ropa auf seinem Weg in die Weltgesellschaft 
eine sehr schwere Gesellschaftskrise. Als wich-
tigste Schritte dorthin dachte er sich: 

1. die Auflösung der alten Metaphysik und 
Moral, nach der Gott dem Menschen „einen 
absoluten Werth“ verliehen habe, und die man 
nun, nachdem das Leben in Europa deutlich si-
cherer und planbarer, die Leiden geringer und 
erträglicher geworden seien, nicht mehr so 
nötig habe. Gott erscheine jetzt immer mehr 
Menschen als „eine viel zu extreme Hypothese“. 
Dennoch aber sei nun 

2. das Bedürfnis nach einem „Sinn des Le-
bens“ geblieben (die Formel stammt von Nietz-
sche), auch wenn es sich nun nicht mehr erfül-
len lasse – wie ein Phantomschmerz in einem 
amputierten Glied: „Der Nihilismus erscheint 
jetzt, nicht weil die Unlust am Dasein größer 
wäre als früher, sondern weil man überhaupt 
gegen einen ‚Sinn‘ im Übel, ja im Dasein miß-
trauisch geworden ist. Eine Interpretation gieng 

zu Grunde; weil sie aber als die Interpretation 
galt, erscheint es, als ob es gar keinen Sinn im 
Dasein gebe, als ob alles umsonst sei.“ 

3. So aber schütze die „Leidenden“ und 
„Schlechtweggekommenen“ keine allen über-
geordnete Moral mehr, die ihnen eine letzte 
Überlegenheit über die Mächtigen und Besser-
weggekommenen gab, der Glaube, wenigstens 
moralisch über ihnen zu stehen, und so musste 
der Blick in den Abgrund des „‚Umsonst‘, ohne 
Ziel und Zweck“ sie in „desperateste Verbitte-
rung gegen das Dasein“ stürzen. So wollten sie 
am Ende das „Nichts“, die Selbstzerstörung. 
„Symptome dieser Selbstzerstörung der Schlecht-
weggekommenen“ seien „die Selbstvivisektion, 
die Vergiftung, Berauschung, Romantik“, wir 
kennen das alles unter inzwischen neuen Namen. 

4. Nun die Prognose: „Das zu-Grunde-
Gehen präsentirt sich als ein – Sich-zu-Grunde-
richten“, der „Instinkt der Selbstzerstörung“, 
der neue „Wille ins Nichts“, als „Wille zur Zer-
störung“. Aber auch zu dieser Zerstörung aus 
Verzweiflung werden die Verzweifelten von sich 
aus nicht fähig sein, sie werden andere dazu 
brauchen, sie werden sich solche „Mächtigen“ 
suchen, die sie „zwingen“ können, „ihre Henker 
zu sein“, „gleichsam sich [ihre] Henker selbst 
züchten“. Die Folge werde eine mörderische 
Gesellschaftskrise sein, „ein Krampf, ein blindes 
Wüthen“. 

5. Aber Nietzsche war kein Weltuntergangs-
prediger, er sah hier nicht das Ende. Eine der-
artige Krise könne im Gegenteil eine Neuorga-
nisation der Gesellschaft vorbereiten mit neuen 
Werten und neuen Rangordnungen: „Der Werth 
einer solchen Crisis ist, daß sie reinigt, daß sie 
die verwandten Elemente zusammendrängt 
und sich an einander verderben macht, daß sie 
den Menschen entgegengesetzter Denkweisen 
gemeinsame Aufgaben zuweist – auch unter 
ihnen die schwächeren, unsichereren ans Licht 
bringend und so zu einer Rangordnung der 
Kräfte, im Gesichtspunkte der Gesundheit, den 
Anstoß giebt: Befehlende als Befehlende erken-
nend, Gehorchende als Gehorchende. Natürlich 
abseits von allen bestehenden Gesellschaftsord-
nungen.“ So umschreibt Nietzsche die funktio-
nale Differenzierung der Gesellschaft, die sich 
im 20. Jahrhundert nach schwersten Kämpfen 
weithin durchgesetzt hat. 
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Der Geisterkrieg 
Die große Krise hat er zuletzt, in „Ecce 

homo“, einen „Geisterkrieg“ und diesen wieder-
um „grosse Politik“ genannt: „Der Begriff Politik 
ist dann gänzlich in einen Geisterkrieg aufge-
gangen, alle Machtgebilde der alten Gesellschaft 
sind in die Luft gesprengt – sie ruhen allesamt 
auf der Lüge: es wird Kriege geben, wie es noch 
keine auf Erden gegeben hat. Erst von mir an 
giebt es auf Erden grosse Politik.“30 Das klingt, 
als ob Nietzsche solche Kriege gewollt habe. Er 
hat sie nur prognostiziert und sie vorab aus dem 
Nihilismus verständlich zu machen versucht: 
dass nämlich nun Kriege nicht mehr oder nicht 
mehr nur um Ländereien, Reichtümer, Herr-
schaftsansprüche, sondern auch um Religionen, 
Moralen, Ideologien geführt würden – ausgrei-
fender und unerbittlicher denn je. 

 
NIETZSCHES PROGNOSEN UND UNSERE  
GEGENWÄRTIGE ORIENTIERUNG 

Die Versuchung, Nietzsches Prognosen als 
Prophetien zu betrachten, ist groß. Die Kata-
strophen des 20. Jahrhunderts, die Weltkriege 
und Völkermorde von nie dagewesenem Aus-
maß, aber auch das, was ihnen folgte, die Glo-
balisierung, das Zusammenwachsen Europas 
und die entschlossene Demokratisierung Euro-
pas und auf sein Betreiben hin der ganzen Welt 
wären dann etwa so als Folgen des Nihilismus 
zu erklären: Die Mächtigen, die die verhee-
rendsten Tötungskampagnen anstießen, Hitler, 
Stalin und Mao Tse-tung, wurden von ihren 
Völkern begrüßt und gefeiert. Denn sie hatten 
erklärtermaßen moralische Gründe für ihr Mor-
den, verstanden sich als Vollzieher welthistori-
scher moralischer Aufgaben, der Bezwingung 
des „jüdischen Bolschewismus“ der eine, der 
Schaffung der kommunistischen Gesellschaft 
die andern, beide aber aus jenem Nihilismus 
heraus, wie ihn Nietzsche diagnostiziert hatte, 
einer Entwertung der obersten Werte, die neue 
Wertungen nötig machte, Wertungen, für die 
man sich nun selbst entscheiden musste. Die 
drei totalitaristischen und terroristischen Dik-
tatoren verstanden dies wiederum so, dass nur 
die stärksten und unumschränktesten, die 
obersten Führer diese Umwertung ins Werk 
setzen konnten, Führer, die sich in den Rang 
von Übermenschen erhoben, auch wenn Nietz-

sche den Begriff oder die Metapher des Über-
menschen ganz anders verstanden hat.31 Sie 
konnten in Zeiten des Nihilismus in sehr brei-
ten Kreisen ihrer Bevölkerungen und darüber 
hinaus so sehr damit neuen Glauben finden, 
dass selbst Terrorismus und Völkermord weit-
gehend stillschweigend akzeptiert wurde. Ge-
sellschaften waren in Nietzsches Sprache zu 
„Herden“ geworden, die als Mittel „großer 
Politik“ eingesetzt werden konnten.32 Erst dem 
faktischen Zusammenbruch solcher „großer 
Politik“, der Erschöpfung ebenso ihrer ökono-
mischen wie ideologischen Ressourcen, wäre es 
dann zu verdanken, dass die Entwicklung der 
Weltgesellschaft sich nun mehr und mehr, wenn 
auch nur langsam und zögernd, auf eher de-
mokratischem Weg vollzieht, der alternativlos 
geworden ist.33 

Nietzsche schließt solche Lesarten nicht aus, 
bietet sie sogar an. Er konnte und wollte auch 
grob sprechen und verlegte sich mehr und mehr 
darauf, um zunächst überhaupt einmal gehört 
zu werden. So konnte er von groben Lesern, 
wiewohl er sie ausdrücklich zurückwies, auch 
grob verstanden und noch gröber umgesetzt 
werden. Es war das Schicksal einer Zeit, deren 
Verhältnisse immer komplexer wurden, sie 
immer stärker simplifizieren, zu ebenso verfüh-
rerischen wie entsetzlichen Vereinfachungen 
greifen zu müssen, um überhaupt verständlich 
zu bleiben. Es ist das Schicksal auch noch un-
serer Zeit und in weit gesteigertem Maß. 

Doch man konnte und kann nun auch wis-
sen, dass es sich um Prognosen und nicht um 
Prophetien, um Interpretationen, nicht um 
Wahrheiten handelte. Letzteres war Nietzsches 
Hauptthema in der Philosophie, mit der klaren 
Folgerung, dass jeder für seine Interpretationen 
und letztlich für seine Orientierung im Ganzen 
selbst verantwortlich ist, dass er seine Verant-
wortung für sie an niemanden mehr abgeben 
kann und dass er entsprechend vorsichtig und 
misstrauisch mit seinen eigenen Interpretationen 
umgehen muss. 

Es war der Rechtsstaat, der die Unabhän-
gigkeit der Meinungen, auch und gerade der 
moralischen und religiösen, rechtlich durch-
setzte, und es ist die Demokratie, die sie als 
neuen Wert kultiviert. Wenn die Einsicht des 
Nihilismus, dass es mit absoluten Werten nichts 
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auf sich hat, keinen letzten festen Halt außer-
halb der Orientierungen der Einzelnen mehr 
zulässt, müssen die Einzelnen sich den Halt in 
ihren Orientierungen selbst schaffen. Sie kön-
nen diesen Halt dann durch einen unbedingten 
Glauben befestigen oder nicht, können nur auf 
Zeit an ihn glauben, solange sie ihn nötig haben, 
um nicht in Desorientierung zu verzweifeln, sie 
können auch ganz auf eingespielte Routinen 
setzen, solange sie sich bewähren, um sich dann 
auf neue Routinen umzustellen, die sich unter 
neuen Umständen besser bewähren. 

Sie leben dann in unablässigen Experimen-
ten und Abenteuern, und Nietzsche wollte auch 
der Philosoph des Experiments und Abenteuers 
sein. Inzwischen scheint das Bedürfnis nach 
Glauben überlegter, besonnener, selbstreflexiv 
geworden zu sein. Man weiß heute viel mehr 
als noch zu Nietzsches Zeit oder kann doch 
wissen, dass es zwar nirgends ohne Glauben 
geht, noch nicht einmal in der Wissenschaft, 
dass man jeden Glauben aber auch in Frage 
stellen kann, eben weil hinter ihm kein höchs-
tes Prinzip, kein oberster Wert steht, die ihn 
fraglos verbindlich machen würden, auch nicht 
die so lange beschworene Vernunft, die in den 
politischen Totalitarismen so bitter versagt hat, 
als sich ihnen auch Professoren, Pastoren, Rich-
ter, Ärzte, Unternehmer freudig anschlossen. Im 
20. Jahrhundert hat man, so scheint es, noch 
zu fraglos und zu viel geglaubt, und man könn-
te aus ihm gelernt haben, eben dann, wenn 
man glauben muss, nicht unbedingt zu glau-
ben, sondern Distanz und Spielraum zu jedem 
Glauben zu wahren. 

Dies aber ist es, was Nietzsche im Zeichen 
des „freien Geistes“ vorgeführt und gelebt hat, 
und dies hätte gegen Totalitarismen und Ter-
rorismen und Geisterkriege helfen können. 

 
|||||  PROF. EM. DR. WERNER STEGMAIER 
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DER EUROPÄISCHE IMPERIALISMUS 

 

Höhepunkt und Krise um 1900 
 
 
FRIEDRICH KIEßLING ||||| Der europäische Imperialismus am Anfang des 20. Jahrhunderts hatte 

viele Gesichter. Er war modern, gewalttätig und von einer bis dahin nicht gekannten Effizienz 

geprägt. Doch auch auf dem Höhepunkt europäischer Macht darf man die Grenzen der kolonialen 

Expansion nicht übersehen. Spätestens mit dem Ersten Weltkrieg zeichnete sich dann das Ende der 

europäischen Dominanz ab. 

 
 
 
Der Versuch, die Geschichte des Imperia-

lismus an der Wende vom 19. zum 20. Jahr-
hundert auf den Punkt zu bringen und den 
Stand der europäischen Expansion jener Jahre 
in seiner historischen Bedeutung zu beschreiben, 
sieht sich erheblichen Schwierigkeiten gegen-
über. Das beginnt damit, dass es den europäi-
schen Imperialismus so nicht gibt. Schon der 
britische Imperialismus kann kaum als eine 
Einheit beschrieben werden. Je nachdem, ob 
wir über Kronkolonien, die weißen Siedlungs-
kolonien oder Indien sprechen, zeigen sich 
ganz unterschiedliche Entwicklungen. Interna-
tional multipliziert sich das Problem angesichts 
der vielen „Imperialismen“ von Ländern wie 
Frankreich, Deutschland, Italien, Belgien, den 
Niederlanden oder auch denen der USA, Japans 
oder dem wiederum deutlich anders gelagerten 
russischen Imperialismus. Zu beachten sind er-
hebliche Ungleichzeitigkeiten zwischen „alten“ 
Imperien, wie dem britischen oder dem spani-
schen, und verhältnismäßig jungen, wie dem 
deutschen oder dem italienischen. Hinzu kommt 
eine Forschungslage, die sich in den letzten 
Jahrzehnten inhaltlich wie quantitativ erheblich 
ausgeweitet hat und die mit Fragen nach der 
Verbindung von Imperialismus und Kultur, 
Geschlechtergeschichte, kolonialer Alltagsge-
schichte, der Verknüpfung von Umweltgeschich-
te und Imperialismus oder der Frage von Wis-

sensproduktion und Imperialismus ganze neue 
Forschungsfelder erschlossen hat und zudem 
längst grundsätzlich über Reichweite und Gren-
zen des Imperialismus debattiert.1 Unter diesen 
Umständen gerät die Frage nach Stand und 
Epochalität des europäischen Imperialismus 
um 1900 zur Frage, mit welchen Interpretati-
onsachsen man eine solche Bestandsaufnahme 
versuchen kann. Welche Phänomene lassen 
sich sinnvoll herausgreifen, um die spezifische 
Dynamik der Jahre zu beschreiben? 

Ich möchte es im folgenden Überblick über 
den europäischen Imperialismus um 1900 mit 
drei solcher Schlüsselprobleme versuchen: zum 
Ersten mit dem Zusammenhang von Territoria-
lisierung und Gewalt, zum Zweiten mit den 
Rückwirkungen der Expansion auf Europa und 
zum Dritten mit Faktoren, die sich in das Bild 
eines allmählichen Abstiegs Europas aus der 
führenden welthistorischen Position einordnen 
lassen. Die Bedeutung der Jahre um 1900, so 
werde ich argumentieren, liegt nicht zuletzt 
darin, dass sich zwei historische Entwicklungs-
linien schnitten. Auf der einen Seite stand der 
Aufstieg Europas zur weltweiten Dominanz, 
gleichzeitig, und gerade auf dem Höhepunkt 
der Dominanz, verstärkten sich aber auch die 
Anzeichen eines Verlustes dieser Position. Um 
beides zu beschrieben, genügen allerdings nicht 
die Jahre um 1900. Es gelingt nur, wenn man 



F R I E D R I C H  K I E ß L I N G  

20    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1  

einen Zeitraum zusammenzieht, der von den 
90er-Jahren des 19. Jahrhunderts bis einschließ-
lich zum Ersten Weltkrieg reicht. 

 
TERRITORIALISIERUNG UND GEWALT 

Für die europäische Dominanz sind viele 
Gründe ausgemacht worden. Niall Ferguson hat 
in einem provozierenden Buch mit dem Titel 
„The West and the Rest“ nicht weniger als sechs 
Aspekte aufgelistet: Wettbewerb, Wissenschaft, 
Eigentum, Medizin, Konsum und Arbeitsethik.2 
Christopher Bayly räumte in seiner Darstellung 
der Geburt der Moderne auch ideologischen 
Motiven, an der Spitze dem Nationalismus, 
breiten Raum ein.3 

Bei allen diesen Versuchen muss man sich 
allerdings klar machen, dass die europäische 
Dominanz immer auch eine relative war. Bis 
heute weit verbreitete Karten von den europä-
ischen Kolonialreichen vor 1914 zeigen viele 
bunte Flächen. Es gibt rote Flächen, die das 
britische Kolonialreich zeigen. Blaue bezeichnen 
das französische und so weiter. Cecil Rhodes 
Bemerkung, wonach es sein Bestreben sei, „so 
viel wie möglich der Karte Afrikas rot zu färben“, 
ist vermutlich einer der am meisten zitierten 
Sätze des Zeitalters des Imperialismus.4 

Die schönen bunten Flächen, die bereits auf 
zeitgenössischen Karten vielfach zu sehen sind, 
waren allerdings bis weit in die 1890er-Jahre 
hinein, und häufig noch danach, mehr Aus-
druck von Wünschen als von Realität. Zwar war 
schon auf der Berliner Kongo-Konferenz von 
1885 vereinbart worden, das Prinzip der effek-
tiven Kontrolle der Anerkennung von Kolonial-
gebieten zugrunde zu legen.5 Von einer solchen 
waren aber viele Territorien noch lange weit 
entfernt. 

Als Faustregel lässt sich festhalten, dass 
zumindest in Afrika in den 1880er-Jahren und 
Anfang der 1890er-Jahre die Kolonialherrschaft 
immer noch auf die Küstenbereiche beschränkt 
blieb. Im Hinterland waren die Grenzen häufig 
noch gar nicht definiert. Wirkliche Durchdrin-
gung begann in den 1890er-Jahren und zeigte 
um 1900 oder eben im ersten Jahrzehnt des 
20. Jahrhunderts Wirkung. Im deutschen Fall 
etwa bestand die Zentralverwaltung in Kamerun 
Mitte der 90er-Jahre gerade einmal aus 15 Be-
amten. In der Fläche kamen vielleicht noch 

einmal so viele Beamte dazu. In Deutsch-Ost-
afrika sah es nicht sehr viel anders aus. Hier 
kamen auf eine geschätzte afrikanische Ein-
wohnerzahl von 8 bis 10 Millionen zunächst 
weniger als 150 Deutsche, potenzielle oder tat-
sächliche Siedler, Pflanzer und Kaufleute, Ver-
waltungsbeamte und Soldaten.6 Im Süden Ugan-
das gab es um die Jahrhundertwende 25 Briten, 
bei einer Einwohnerzahl von 3 Millionen. Noch 
am Vorabend des Zweiten Weltkrieges verwal-
teten etwa 1.200 Kolonialbeamte das gesamte 
britische Afrika mit einer geschätzten Bevölke-
rung von 43 Millionen Menschen.7 

Als der französische Major Jean-Baptiste Mar-
chand sich von der westafrikanischen Küste in 
einer berühmten Aktion aufmachte, soviel wie 
möglich von Nordafrika blau zu färben, hatte 
er ca. 160 Mann bei sich, darunter 12 Franzo-
sen. Weitere Expeditionen, die sich mit ihm am 
Nil vereinigen sollten, waren gescheitert. Mar-
chand benötigte zwei Jahre, um die Strecke von 
der Kongo-Mündung bis Faschoda zurückzule-
gen, wo er 1898 in einer berühmten Konfronta-
tion auf eine britische Streitmacht unter General 
Kitchener traf.8 Effektive Kontrolle sieht anders 
aus. Insgesamt haben solche Beispiele und Zah-
len in der Forschung zu der Debatte geführt, 
wie weit der koloniale Einfluss überhaupt 
reichte. Michael Pesek hat treffend von „Inseln 
der Herrschaft“ gesprochen.9 Auch vom Impe-
rialismus als „Episode“ war die Rede.10 

Selbst wenn Letzteres insgesamt zu schwach 
formuliert sein mag, muss man sich doch gerade 
für das späte 19. Jahrhundert die Grenzen der 
europäischen Herrschaft vergegenwärtigen. Vor 
diesem Hintergrund erhält die tatsächliche Be-
sitzergreifung besondere Bedeutung. Mit einem 
Forschungsbegriff kann man sie die „Terri-
torialisierung“ nennen:11 die Möglichkeit der 
Europäer, mit Hilfe von Wissen, Technik und 
nicht zuletzt der Medizin auch in klimatisch 
und geographisch bisher ihnen nur schwer zu-
gängliche Gebiete vorzustoßen und das Leben 
größerer Teile der indigenen Bevölkerung zu 
prägen. Im Zuge der Territorialisierung wurden 
die Grenzen festgelegt, damit aber auch neue 
Grenzen in die natürlich auch vorher bestehen-
den indigenen Einteilungen gezogen. Es wur-
den Entwicklungszonen und -linien geschaffen, 
kurz, es kam zu einer Re-Territorialisierung der 
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Gebiete durch Stationen, Missionen, Bahnlinien 
oder Straßen. Und diese Umgestaltung, bei der 
auch die Umwandlung der Natur nicht verges-
sen werden sollte, begann in den Jahren um 
1900 von den Küsten in das jeweilige Hinter-
land hinein. 

Die Territorialisierung hing unmittelbar mit 
einem weiteren grundlegenden Moment des 
europäischen Imperialismus zusammen: der 
kolonialen Gewalt. Die europäische Expansion 
war ungeheuer gewalttätig, und zwar auf meh-
reren Ebenen. Es gab die alltägliche, individu-
elle Gewalt. Sie fand statt als „Züchtigung“ von 
Arbeitern, von Untergebenen oder in Form von 
juristischen Strafen der indigenen Bevölkerung, 
die in der überwiegenden Zahl der Fälle nicht 
den Rechtsschutz von Europäern genoss, son-
dern einem eigenen Eingeborenen-Recht unter-
stand. Es gab die Gewalt des Wissens. Die Eu-
ropäer häuften, gerade im Zuge der Territoria-
lisierungen, ungeheures Wissen an. Sie legten 
damit fest, definierten Traditionen, schufen oder 
verstärkten Unterschiede zwischen gesellschaft-
lichen Gruppen und gossen dann dieses Wissen 
wiederum in Gesetze und Regeln. Es ist diese 
Gewalt des Wissens, die vor allem indische, 
anti-koloniale Intellektuelle bis heute umtreibt. 
Selbst die eigenen Traditionen und das Wissen 
darüber sind immer schon kolonial überwölbt 
oder kontaminiert.12 

Ein weiterer Aspekt der Gewalt ist der Kolo-
nialkrieg, wobei es hier mindestens vier Aspekte 
zu beachten gilt: Erstens waren Kolonialismus 
und Imperialismus fast immer mit militärischer 
Gewalt verbunden. Krieg war in den allermeis-
ten Fällen ein konstitutionelles Element der 
Expansion. Zweitens handelte es sich meist um 
asymmetrische Kriege, die durch einen enormen 
technischen, organisatorischen und logistischen 
Unterschied zwischen den Konfliktparteien 
geprägt waren. Damit unmittelbar zusammen-
hängend gab es – drittens – eine große Spann-
weite der Intensität der Konflikte. Die Grenze 
zwischen größeren militärischen Kampagnen und 
kleineren „Straf-“ oder „Polizeiexpeditionen“ 
verlief häufig fließend. Eine Unterscheidung 
zwischen Phasen von Krieg und solchen des 
Friedens ist in vielen Fällen kaum möglich. Der 
vierte Aspekt betrifft die fehlenden Normen 
und Regeln des Krieges in den Kolonien. Die in 

Europa geltenden Normen galten entweder 
nicht oder kamen nicht zur Anwendung.13 

Nimmt man alle diese Aspekte zusammen, 
ist gerade die Verbindung von Territorialisie-
rung und militärischer Gewalt evident. Chris-
toph Marx hat in seiner Geschichte Afrikas von 
1800 bis zur Gegenwart die vielen „Wider-
standskriege“ der Jahrzehnte vor 1914, die 
zeitgenössisch von Europäern häufig als Auf-
stände oder Strafexpeditionen tituliert wurden, 
dementsprechend auch mit zu den Eroberungs-
kriegen gezählt.14 Erst mit ihnen wurde tatsäch-
liche Herrschaft erreicht, erst mit ihnen konnte 
Territorialisierung vorangetrieben werden. Um-
gekehrt produzierte Territorialisierung diese 
Gewalt. Mögen die ungeheuren Grausamkeiten, 
die der belgische Kongo in unserem Zeitraum 
sah, hier schwer einzuordnen sein, weil auch 
am Anfang des 20. Jahrhunderts in diesem Ge-
biet weniger der Begriff der Territorialisierung 
als der der bloßen Ausbeutung zutrifft. In ande-
ren Fällen ist der Zusammenhang von Territo-
rialisierung und Krieg eindeutig. So fanden in 
Kenia zwischen 1894 und 1914 ca. 50 Strafex-
peditionen der britischen Kolonialmacht statt.15 
1894 ist dabei nicht zufällig auch das Jahr des 
Beginns des Eisenbahnbaus ins Landesinnere, 
in dessen Zuge auch die so genannten White 
Highlands als neues Siedlungsland erschlossen 
wurden. Die Strafexpeditionen gingen mit Kol-
lektivstrafen für ganze Dörfer, dem Nieder-
brennen von Häusern und der Zerstörung der 
traditionell genutzten landwirtschaftlichen Flä-
chen einher. Sie zielten darauf (mit welchen 
Mitteln auch immer), Platz für die Anbaufor-
men der weißen Siedler zu schaffen. 

Die Ausweitung der Herrschaft liegt auch 
den beiden bekanntesten deutschen Kolonial-
kriegen zugrunde. Sowohl in Deutsch-Südwest-
afrika als auch im Falle des Maji-Maji-Krieges 
in Deutsch-Ostafrika ging die Forcierung der 
„Inwertsetzung“ der Kolonien den „Aufstän-
den“ voraus. In Deutsch-Ostafrika kam zur 
Erschließung durch Wege- und Eisenbahnbau 
seit den 90er-Jahren die Erhebung und Eintrei-
bung von Hütten- und Kopfsteuer. Arbeits-
zwang, der Zwang zum Anbau von Baumwolle 
auf bestimmten Flächen und eine Vielzahl wei-
terer Regelungen, von Vorschriften beim Bau 
von Hütten zu Feuerbestimmungen bis hin zu 
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Pflanzungen von bestimmten Bäumen, führten 
mit zum Krieg.16 

Auch der 1904 beginnende Hererokrieg war 
neben einer naturbedingten Agrarkrise auf den 
verstärkten Druck deutscher Siedler und deren 
Förderung durch die Kolonialverwaltung zurück-
zuführen.17 Neben ihrer militärischen Bedeutung 
wurde die Unterbrechung der Eisenbahnlinien 
durch die Herero und die Konzentration der 
deutschen Kriegführung auf deren Sicherung in 
der ersten Kriegsphase zu so etwas wie symbo-
lischen Akten der Landnahme wie des Wider-
standes dagegen. 

Sieht man von der besonderen deutschen 
Entwicklung ab, bei der sich der Ausbau des 
Kolonialreichs nach dem Ersten Weltkrieg in 
den Phantasieraum nach-kolonialer Phantom-
schmerzen verflüchtigte,18 können für das briti-
sche, französische oder auch niederländische 
Kolonialreich die Jahrzehnte um 1900 als Be-
ginn einer Ausbauphase der kolonialen Infra-
struktur verstanden werden, die bis in die Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg reichte. Sie ging 
einher mit der Verdichtung von imperialer Ge-
walt, die sich langfristig in die Entwicklung der 
europäischen Dominanz einfügt und gleichzei-
tig dessen Höhepunkt darstellte. 

 
KOLONIALE IDENTITÄTEN UND  

RÜCKWIRKUNGEN AUF DIE METROPOLEN 

Ähnlich wie bei der Frage von kolonialer 
Durchdringung, Territorialisierung und Gewalt 
stellt die Frage nach kolonialen Identitäten 
sowie Rückwirkungen auf die Mutterländer ein 
Hauptarbeitsgebiet der jüngeren Forschung dar. 
Im Mittelpunkt stehen die „post-colonial studies“ 
sowie eine Forschungsrichtung, die sich „New 
Imperial History“ nennt und die vor allem am 
Beispiel des britischen Empire entwickelt wor-
den ist.19 Beides sind heterogene Ansätze. Am 
besten lassen sie sich vielleicht damit auf einen 
Nenner bringen, dass es einerseits darum geht, 
traditionelle und bis heute reichende koloniale 
Hierarchien zu durchbrechen, andererseits statt 
der klassischen politischen oder ökonomischen 
Fragen solche der kolonialen Kultur sowie der 
konkreten kolonialen „Praxis“ in den Mittel-
punkt zu stellen. Die Untersuchung von kolo-
nialen Familien, von kolonialer Symbol-Politik 
oder die Frage, wie genau Imperialismus in den 

Alltag der Menschen eingriff, interessieren die 
Forschung. Vor allem Letzteres betrifft dann 
auch die Frage nach der Präsenz des Imperia-
lismus in Europa. Dabei wird grundsätzlich auf 
drei Ebenen argumentiert: Fragen nach direk-
ten und bewussten Einflüssen stehen solchen 
nach der ganz alltäglichen Präsenz des Imperia-
lismus in Europa sowie nach der Verbindung 
von Imperialismus und europäischer Identität 
gegenüber. 

Im ersten Fall kann es etwa darum gehen, 
wer im jeweiligen Kolonialreich investierte, wie 
viele Menschen aus den Mutterländern ganz 
oder zumindest zeitweise in den Kolonien lebten 
oder inwieweit die Kolonien die großen Fragen 
der nationalen Politik bestimmten. Sieht man 
sich die Literatur zu solchen Aspekten an, wird 
etwa untersucht, wie hoch die Summe der Über-
weisungen aus den Kolonien in die Mutterlän-
der war oder für welche Gruppen sich der 
Arbeitsmarkt durch die Kolonien erweiterte.20 
Insgesamt ist sich die Forschung relativ einig, 
dass vor allem die obere Mittelklasse auf diese 
Weise profitierte. Technische und wirtschaftli-
che Experten, Buchhalter, Juristen, Ärzte, Wis-
senschaftler, Ingenieure, Architekten, stellten 
die Gruppen dar, für die sich vor allem neue 
Karrierechancen ergaben. 

Was die Verbindung zur heimischen Politik 
anbelangt, so geht die Forschung auch hier von 
einer besonderen Bedeutung der Jahre um 1900 
aus. Allerdings kann das Urteil über die kon-
kreten Einflüsse ganz unterschiedlich ausfallen. 
So hat z. B. David Cannadine argumentiert, 
dass das britische Empire am Ende des 19. und 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts das britische 
Klassensystem stabilisiert hat.21 Andere Autoren 
betonen, dass gerade britische Reformdebatten 
zunehmend von der Situation in den weißen 
Siedlungskolonien profitierten, die in manchen 
Bereichen, etwa beim Wahlrecht, dem briti-
schen Mutterland inzwischen vorausgingen.22 

Wie stark waren die Menschen in Leeds, 
London oder Glasgow, in Lyon, Paris, Hamburg 
oder München mit den kolonialen Aktivitäten 
ihrer Länder konfrontiert? Wie stark prägte der 
Imperialismus den Alltag der Menschen in Euro-
pa? Auch diese Frage ist kontrovers diskutiert 
worden. Bernhard Porter hat sich selbst für 
Großbritannien eher skeptisch gezeigt. Das Bri-
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tische Weltreich benötigte das Engagement brei-
terer Bevölkerungsgruppen gar nicht und zu 
Hause mögen klassenspezifische Orientierungen 
deutlich wichtiger gewesen sein als imperiale.23 
Dagegen hat Jim Tomlinson am Beispiel Dundees 
gezeigt, dass nicht zuletzt wegen des British 
Empire das Leben in der schottischen Hafen-
stadt in früheren Jahrzehnten deutlich mehr von 
globalen Beziehungen geprägt war als heute.24 

Mit der Frage nach imperialen Identitäten 
hat sich auch Catherine Hall ausführlich be-
schäftigt.25 Die Zahl und Häufigkeit der per-
sönlichen Kontakte mit den Kolonien kommt 
dabei ebenso zur Sprache wie die Präsenz von 
Menschen aus den Kolonien in London, Liver-
pool oder Northampton. Auch die großen 
Empire-Ausstellungen starteten nicht erst nach 
dem Ersten Weltkrieg, auch wenn die von 1924 
die berühmteste von allen werden sollte. Allein 
in London gab es 1895 „Empire of India“, 1899 
„The Greater Britain“ oder „Imperial Interna-
tional“ von 1911.26 Was die Präsenz von impe-
rialen Themen in der öffentlichen Debatte an-
belangt, hat selbst Bernhard Porter zugegeben, 
dass es seit den 1880er-Jahren vermutlich schwer 
war, dem Thema zu entkommen.27 Die Fascho-
da-Krise, der Burenkrieg, der Tod von General 
Gordon in Khartum gehörten zu den Top-The-
men der Jahrzehnte um 1900. Doch bedeutet 
dies alles, dass englisch oder britisch zu sein für 
die Menschen im 19. und der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts vor allem auch hieß, Angehö-
riger der größten Kolonialmacht zu sein? Bezog 
die Mehrheit der Briten daraus ihren Stolz, ihre 
Identität? 

Catherine Hall hat vor allem auf zwei Ebe-
nen argumentiert.28 Zum einen sind auch für sie 
die öffentlichen Debatten wichtig. In der Be-
richterstattung über die koloniale Welt formte 
sich die britische Identität in der Differenz zur 
kolonialen Außenwelt. Eine zweite mögliche 
Quelle sind literarische Zeugnisse. Das Interes-
sante an imperialen Momenten in einem so po-
pulären Roman wie „Vanity Fair“ von William 
Thackeray etwa ist für Hall, dass Vanity Fair 
ausdrücklich kein Kolonialroman ist. Dennoch 
erscheint die britische Gesellschaft in dem 
1847/48 erschienenen Roman von kolonialen 
Stereotypen durchzogen. Diese lassen sich da-
mit als gesellschaftliche Selbstverständlichkei-

ten begreifen, durch die die eigene Identität nur 
bestätigt und gefestigt wurde. Das Weltbild auch 
breiter sozialer Gruppen in Großbritannien war, 
bewusst oder unbewusst, nicht zuletzt auf diese 
Weise vom Empire geprägt. 

Vieles von dem Gesagten gilt ebenso für 
andere Länder. In Frankreich ist eine verstärkte 
koloniale Identität gerade für die Jahrzehnte 
um 1900 ausgemacht worden.29 Für das Deut-
sche Reich lässt sich sogar recht genau um 
1900 eine verstärkte Präsenz von imperialen 
Symbolen im Alltag feststellen.30 Aber gerade 
in Deutschland gibt es ebenso Anlass zur Vor-
sicht bei der Frage, wieweit Alltag und Identität 
vom Imperialismus durchdrungen wurden. Die 
Vertreter der deutschen Kolonialgesellschaft 
jedenfalls beklagten sich beständig über zu 
wenig Aufmerksamkeit für ihr Anliegen.31 

 
DEKOLONIALISIERUNG, ANTI-KOLONIALE 

NETZWERKE UND DER ABSTIEG EUROPAS 

Auch im Bereich von Dekolonisierung, der 
Bildung von antikolonialen Netzwerken und 
dem beginnenden politischen Abstieg Europas 
halten die Jahre um 1900 wichtige Beispiele be-
reit. Bei der Dekolonisation ist die so genannte 
zweite Dekolonisierung von Bedeutung. Nach-
dem sich im späten 18. und frühen 19. Jahr-
hundert die 13 britischen Kolonien in Nord-
amerika bzw. die meisten mittel- und südame-
rikanischen Staaten von ihren Mutterländern 
gelöst hatten, begann in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts ein zweiter Unabhängigkeits-
prozess. Er betraf die verbliebenen „weißen“ 
Siedlungskolonien des British Empire. Ausge-
hend von Kanada, auf das der Begriff zuerst an-
gewendet wurde, entstanden die so genannten 
britischen Dominions. 

Die Entwicklung verlief überall zumindest 
ähnlich. Am Anfang stand die Einsetzung einer 
verantwortlichen Regierung („responsible gov-
ernment“). Für die innere Politik waren die 
Kolonien nun selbst verantwortlich. Für Außen-
politik, den Außenhandel oder die Verfassungs-
struktur lag die Verantwortung zunächst weiter 
in London. Doch dabei blieb es nicht: Bis zum 
Ersten Weltkrieg hatten die Dominions auch 
den Außenhandel in ihrer Zuständigkeit und 
selbst im Sicherheitsbereich musste London 
immer mehr Zugeständnisse machen. Es kam 
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zu einer doppelten Entwicklung. Zum einen 
entwickelten die selbstverwalteten Siedlungs-
kolonien immer mehr Selbstbewusstsein und 
ließen sich von London aus zunehmend weni-
ger kontrollieren. Auf der anderen Seite aber 
blieb die Bindung zum Mutterland überall er-
halten. Gefördert wurde diese durch die seit den 
1880er-Jahren stattfindenden Colonial Con-
ferences. Auf ihnen konferierte die Londoner 
Regierung mit den Vertretern der weißen Sied-
lungskolonien (fast) auf Augenhöhe. 1907 wur-
den die Siedlungskolonien mit Autonomierech-
ten zum ersten Mal als Gruppe der Dominions 
bezeichnet.32 

Diese Beziehungsstruktur aus weitgehender 
Autonomie, Resten rechtlicher Bindungen und 
starkem kulturellen Zusammenhalt wurde im 
Ersten Weltkrieg noch einmal relevant. Zwar 
erklärte London für das gesamte Empire 1914 
den Krieg, aber sicher konnte sich die Regierung 
keineswegs sein, ob es zu einer tatsächlichen 
Hilfe der Siedlungskolonien kommen würde. 
Die Hilfe kam. Rund 1 Millionen Soldaten aus 
Kanada, Australien oder Neuseeland kämpften 
im „großen Krieg“ in Europa für die britische 
Sache. Die Unterstützung ging einher mit weite-
ren Autonomieforderungen, die im und vor al-
lem nach dem Krieg gewährt wurden. Der Erste 
Weltkrieg wurde zum entscheidenden Schritt 
auf dem Weg zur endgültigen Autonomie. 

Können die Jahrzehnte vom ausgehenden 
19. Jahrhundert bis einschließlich des Ersten 
Weltkriegs als die Phase gelten, in denen die 
britischen Dominions de facto Unabhängigkeit 
erlangten, gilt das für indigen geprägte Kolo-
nien bekanntlich nicht. Aber auch hier bereite-
ten sich an vielen Stellen spätere Unabhängig-
keitsbewegungen vor. In Indien bildete sich 1885 
der National Congress. 1906 kam die Muslim 
Liga als Abspaltung vom Nationalkongress da-
zu. In Südafrika gründete sich 1912 der ANC, 
der African National Congress. Viele der späte-
ren Führer der Unabhängigkeitsbewegung ka-
men inzwischen zum Studium in die imperialen 
Metropolen. Mahatma Gandhi oder Jawaharlal 
Nehru sind nur die bekanntesten unter ihnen. 
Bei afrikanischen Unabhängigkeitsführern ist 
diese Entwicklung etwas zeitversetzt, die meis-
ten von ihnen studierten in der Zwischenkriegs-
zeit in Europa oder den USA. Aber der Panafri-

kanismus als gemeinsamer Kampf schwarzer 
Amerikaner und Afrikaner gegen die europäi-
sche Herrschaft ist ein Kind der Zeit vor dem 
Ersten Weltkrieg. Der erste Panafrikanische 
Kongress fand 1900 in London statt. William 
Edward Du Bois benannte auf ihm die „Color 
line“ als das entscheidende Problem des kom-
menden Jahrhunderts.33 

Der dritte Aspekt der sich andeutenden Re-
lativierung europäischer Macht liegt im macht-
politischen Aufstieg außereuropäischer Mächte. 
Hier halten die Jahre um 1900 gleich mehrere 
wichtige Beispiele bereit: 1898 besiegten die USA 
in einem kurzen Kolonialkrieg die alte euro-
päische Kolonialmacht Spanien. Der japanisch-
chinesische Krieg von 1894/95 mag zunächst 
als inner-asiatische Auseinandersetzung erschei-
nen, aber immerhin hielten es die europäischen 
Regierungen für nötig, mit dem deutsch-fran-
zösisch-russischen „ostasiatischen Dreibund“ 
darauf zu reagieren. Im russisch-japanischen 
Krieg zeigte Japan dann, dass es in der Lage war, 
eine der großen europäischen Mächte militä-
risch zu schlagen, zwar an deren Peripherie, aber 
unter anderem zur See und damit auf einem 
der modernsten Gebiete der damaligen Militär-
technik. 

Die Entwicklungen sollten durch den Ersten 
Weltkrieg noch einmal beschleunigt werden: Die 
„zweite Dekolonisierung“, durch den Dominion-
Status vorbereitet, kam im Ersten Weltkrieg 
zum Durchbruch. Der Kriegseintritt der USA 
1917 zeigte die politisch-militärische Macht-
verschiebung selbst in Europa ganz real. Nicht 
zuletzt veränderte der Krieg die Bilder von Eu-
ropa in der außereuropäischen Welt. Das Pres-
tige des alten Kontinents sank. Die Menschen, 
die nun nach Europa kamen, sahen nicht mehr 
das Land des Fortschritts, an dem es sich zu 
orientieren galt, sondern häufig einen zerstör-
ten Kontinent, der seine Zeit gehabt hatte.34 

 
FAZIT 

Was lässt sich aus diesem Überblick über 
die Geschichte des europäischen Imperialismus 
an der Wende zum 20. Jahrhundert lernen? 
Vielleicht lassen sich die Jahrzehnte um 1900 
am besten als eine Zeit der großen Verdichtung 
kolonialer Kontakte verstehen. Diese Verdich-
tung fand auf unterschiedlichen Ebenen statt 
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und sie hatte weitreichende, zum Teil auch wi-
dersprüchliche Folgen. Innerhalb der Kolonial-
gebiete kam es zu einem ersten Schub beim 
Aufbau von Infrastrukturen, der mittel- und 
langfristig auch die unterworfenen Gebiete und 
Gesellschaften selbst zusammenrücken und dort 
Identitäten und anti-koloniale Nationsvorstel-
lungen wachsen ließ. Damit einher ging nicht 
nur die Ausweitung kolonialer Gesetzgebung 
und entsprechender Vorschriften, sondern auch 
deren verstärkte Durchsetzung. Alltäglich ver-
dichtete sich der Kontakt zwischen Kolonisie-
rern und Kolonialisierten. Die Chance, einem 
Weißen auch tatsächlich zu begegnen (oder 
auch nur einheimischen Kolonialtruppen), stieg 
in den Jahrzehnten um 1900 insbesondere für 
die Menschen in Afrika, aber auch in Teilen 
Asiens erheblich. Umgekehrt verdichtete sich 
der Kolonialdiskurs in den Metropolen. Auch 
dort hatten nun mehr Menschen tatsächlich 
Kontakt mit dem Kolonialreich. Hinzu trat die 
Verdichtung der Gewalt, die nicht nur Kolonia-
lisierte betraf, sondern auch Zehntausende 
europäischer Soldaten in die Kolonien brachte. 
Viele dieser Entwicklungen begannen sich seit 
den 90er-Jahren des 19. Jahrhunderts zu entfal-
ten, aber auch der Erste Weltkrieg selbst wurde 
wichtig. Er brachte den Dominions die endgül-
tige Bestätigung ihres fast-unabhängigen Status. 
Er brachte aber auch neue Gewalt. Aus europä-
ischer Sicht mögen die Kämpfe in Afrika uner-
heblich gewesen sein. Für Afrikaner waren sie 
es nicht. Den recht kleinen weißen Einheiten 
standen Hunderttausende von schwarzen Trup-
pen bzw. Trägern zur Seite. Viele von ihnen 
starben.35 

Schließlich brachte der Erste Weltkrieg die 
Bilder von einander in Bewegung. Intellektuelle 
überall auf der Welt verglichen ihre Gesell-
schaften mit Europa. 1918 sahen sie ein verän-
dertes Europa, ein Europa, das viel von seiner 
Vorbildhaftigkeit und Fortschrittlichkeit einge-
büßt hatte. Der Erste Weltkrieg war damit ein 
Anfangspunkt dessen, was der Soziologe Shmuel 
N. Eisenstadt als „multiple modernities“ be-
zeichnet hat.36 Hier liegt eine der Verbindungen 
zu den anderen Brüchen der Jahre vor 1914, 
die der Band umkreist: Der Imperialismus hat 
die moderne Globalisierung beschleunigt, es 
war ein Projekt, das wissenschaftlich und im 

Namen des Fortschritts vorangetrieben wurde. 
Sieht man auf die Gewalt, wurde es mit 
schrecklicher Effizienz ausgeführt. Am Ende 
der hier verhandelten Periode waren den Euro-
päern aber nicht nur neue Rivalen und auf 
nicht weniger als drei Kontinenten neue, sich 
als gleichrangig verstehende ehemalige Kolo-
nien entstanden. Nicht wenigen Beobachtern 
war auch aufgegangen, dass es andere als die 
europäischen Wege in die Moderne geben 
musste. 
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DAS SOZIALE ENGAGEMENT DER  

KIRCHEN UM 1900* 
 
 
JOCHEN-CHRISTOPH KAISER ||||| Die knapp anderthalb Jahrzehnte zwischen der Jahrhundertwen-

de und dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs markieren auch für die beiden Großkirchen in 

Deutschland eine teils von positiven Zukunftserwartungen, teils von zunehmendem Krisenbe-

wusstsein begleitete Epoche: Letztere war geprägt einerseits von der Integration des deutschen 

Katholizismus in das Reich, nachdem die während des Kulturkampfs geschlagenen Wunden lang-

sam vernarbten. Und innerhalb des evangelischen Deutschland setzte sich der Kultur- oder Neu-

protestantismus als Leitidee der noch weitgehend kirchlich geprägten bürgerlichen Gesellschaft 

allmählich durch. Andererseits nahmen die beiden Großkirchen die beginnende weltanschauliche 

Ausdifferenzierung der Gesellschaft durchaus wahr. 

 
 
 

DIE ENTWICKLUNG DER KIRCHEN UND IHRER 
CHRISTLICHEN VERBÄNDE 

Die Kirchen mussten erkennen, dass sie ihr 
seit jeher unangefochten geltendes Monopol 
auf umfassende Sinndeutung des Lebens mit 
jenen neuen Ideen aus Philosophie, Ökonomie 
und Politik zu teilen hatten, die sich zuneh-
mend kritisch mit den tradierten Ansprüchen 
des Christentums auseinandersetzten. Das traf 
in besonderer Weise auf die Herausforderungen 
der Industriellen Revolution und ihrer sozialen 
Folgekosten zu, die trotz allen Stolzes auf das 
politisch, wirtschaftlich und kulturell Erreichte 
wie ein Schatten über den letzten Friedensjah-
ren des Kaiserreichs lagen. 

Dabei ging es nicht mehr in erster Linie um 
existenzbedrohende ökonomische Notlagen der 
Unterschichten, weil auch diese seit den 1890er-
Jahren mehr und mehr von der Verbesserung 
der wirtschaftlichen Gesamtsituation profitier-
ten. Doch mit dem raschen Wachstum von 
SPD und sozialistischen Gewerkschaften erhielt 
die soziale Frage jetzt zunehmend politisches 
Gewicht, ja die Sozialdemokratie wurde als „Um-
sturzpartei“ mehr und mehr als Bedrohung für 
Weiterentwicklung und Stabilität der bürgerli-
chen Gesellschaft empfunden. Auch die Religi-

onsgemeinschaften und ihre führenden Reprä-
sentanten fühlten sich davon betroffen, und 
zwar in mehrfacher Hinsicht: einmal als Teil der 
bürgerlichen Gesellschaft und dann als Staats-
kirchen, die in den Attacken der Sozialdemokra-
tie, aber auch linksliberaler Kritikergruppen auf 
die politische Ordnung und das vorherrschende, 
christlich imprägnierte weltanschauliche Selbst-
verständnis die grundsätzliche Infragestellung ih-
rer seit alters her wahrgenommenen Funktionen 
innerhalb des Gemeinwesens sahen. Zum an-
deren fühlten sie sich mit Recht in ihren genuin 
religiösen Belangen beeinträchtigt und geschä-
digt, weil den sozialistischen wie radikallibera-
len Kritikern ein latent bis offen artikulierter 
Agnostizismus eigen war, der auf materialisti-
scher Grundlage und in offener Konkurrenz zum 
religiös geprägten Menschen- und Weltbild mehr 
oder weniger diffuse weltanschauliche Alterna-
tivangebote unterbreitete. 

Neben den führenden Theoretikern der 
Sozialdemokratie, die allerdings aus taktischen 
Motiven meist in eigenem Namen und nicht in 
demjenigen der Partei den wissenschaftlichen 
Atheismus als Alternative zu jeder Form von 
Religion propagierten oder in zahllosen Klein-
vereinen und Splittergruppen für den Kirchen-
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austritt warben, entstanden seit den 1890er-
Jahren innerhalb der SPD sog. proletarische 
Freidenkervereine mit dem Ziel, Religionskritik 
zum weltanschaulichen Markenzeichen der Par-
tei zu machen. Auch wenn daraus vorerst keine 
breite Massenbewegung wie später in der Wei-
marer Republik erwuchs, sorgte die Verbindung 
von sozialistischen Politikzielen und antireligiö-
ser Propaganda in der deutschen Öffentlichkeit 
der Wilhelminischen Ära für heftige Abwehr-
bewegungen in beiden Kirchen, die sich konfes-
sionspolitisch wie von ihren religiösen Inhalten 
her durch solche Angriffe auf Dauer in ihrer 
Existenz gefährdet sahen. 

Mit gewissem Recht führte man in den Kir-
chen die religionsfeindlich bis laizistisch moti-
vierten Angriffe auf das Christentum und sein 
gesellschaftliches Engagement auf die ungelöste 
soziale Frage zurück, die – was die Sozialdemo-
kratie betraf – zur erklärten Abgrenzung von 
Religion und Christentum in ihren kirchlichen 
Formen geführt habe. 

Die daraus folgende, vermeintlich logische 
Konsequenz schien auch in verstärkten Bemü-
hungen der Kirchen zu liegen, ihren Part zur 
Lösung dieser Frage zu leisten. Das Thema 
stand seit dem Vormärz auf der Agenda sozial-
ethisch-theologischer Überlegungen, gewann 
aber erst mit der zunehmenden Politisierung an 
derartiger Relevanz, dass sich neben einzelnen 
Theologen und christlichen „Einzelkämpfern“ 
sowie den auf soziale Fragen konzentrierten, 
religiös geprägten Vereinen auch die Kirchen 
selbst intensiver damit beschäftigten. Diese hat-
ten sich bisher kaum auf die soziale Problematik 
eingelassen, während einzelne, ihnen verbun-
dene Persönlichkeiten sowie ihre im Kontext 
der zunehmenden Vereinsbildungen des neuen 
bürgerlichen Zeitalters entstehenden Vorfeld-
organisationen dies sehr wohl taten. Dabei muss 
aber zwischen den Auswirkungen des Massen-
pauperismus bis etwa 1850 und jener durch die 
Industrialisierung bedingten sozialen Frage un-
terschieden werden. 

Staatlicher Verwaltung und Innenpolitik 
fehlte jedes Bewusstsein einer Zuständigkeit der 
öffentlichen Hand und ihrer Institutionen für 
die Besserung sozialer Schwachstellen und aku-
ter Problemlagen, sieht man von der traditionel-
len Armenpflege einmal ab. Diese war jedoch 

nur in größeren Städten ausgebildet und zeigte in 
ländlichen wie kleinstädtisch geprägten Regio-
nen kaum Wirkung. Kam es durch Missernten, 
Kriegseinwirkungen oder Seuchen zu außerge-
wöhnlichen Notlagen, versagten die Strukturen 
der Armenpflege vollends, wie das Beispiel der 
schlesischen Weberunruhen in den 1840er-Jah-
ren demonstriert. Hier wie auch in früheren 
Katastrophen schien der Einsatz von Militär oft 
als letztes Mittel, um lokale Aufstände, sog. 
Emeuten, ohne zielorientierte Koordination und 
Gesamtstrategie für eine Region oder ein Land 
des Deutschen Bundes niederzuschlagen. Erst 
als dieses „Befriedungsinstrument“ durch zu-
nehmende Proteste der sich formierenden bür-
gerlichen Gesellschaft in Misskredit geriet, weil 
es nicht im Sinne des Bonum commune verant-
wortlich handelte, dem sich das neue Bürger-
tum verpflichtet fühlte, entwickelte sich all-
mählich ein Sozialbewusstsein der Regierungen 
und staatlichen Institutionen samt den ihnen 
eng verbundenen öffentlichen Einrichtungen 
wie den Kirchen. Hinter dieser fehlenden Bereit-
schaft des Staates, im sozialen Bereich zu inter-
venieren, stand ein verengtes Politikverständnis, 
das dieses auf die Gewährleistung des inneren 
und äußeren Friedens durch Polizei und Justiz 
sowie Diplomatie und Militär beschränkte, 
Kultur, Soziales und Ökonomie hingegen dem 
freien bürgerlichen Spiel der Kräfte überließ, 
ohne diesem – im Gegenzug – ein Mitgestal-
tungsrecht im Bereich des Politischen einzu-
räumen. 

Nach der Erlangung der Reichseinheit er-
kannten die deutschen Länder unter Führung 
Preußens allmählich ihre Verpflichtung zu 
sozialem Handeln und begannen, sie politisch 
umzusetzen. Es war der berühmte Kurs von 
„Zuckerbrot und Peitsche“ des leitenden Staats-
manns Bismarck gegenüber der Sozialdemokra-
tie, der die nach ihm benannten Sozialgesetze 
zur Sicherung gegen Invalidität, Alter und 
Krankheit in den 1880er-Jahren auf den Weg 
brachte. Sie sollten dafür sorgen, die revolutio-
nären Forderungen der Partei aufzufangen und 
ihre Anhängerschaft friedlich in den Obrig-
keitsstaat zu integrieren. Für den Fall, dass dies 
nicht gelingen würde, gab das Sozialistengesetz 
von 1878 die Möglichkeit eines auch gewalt-
samen Eingreifens. 
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Die sich aus diesem im Sinne des Wortes 
zwiespältigen Kurs ergebenden Spannungen 
beschränkten sich keineswegs auf das sozialis-
tische Milieu, sondern wirkten auch auf die 
bürgerliche Mehrheitsgesellschaft und damit 
auf die Kirchen zurück. Hier erkannte man die 
Notwendigkeit einer auf Verteilungsgerechtig-
keit fußenden, sozial ausgleichenden Politik, 
die jedoch nicht auf Klassenkampf und öffent-
liche Tarifauseinandersetzungen baute, sondern 
um Interessenausgleich und wirtschaftliche Har-
monie bemüht war. In beiden Konfessionen 
entwickelte sich auf diese Weise neben den schon 
bestehenden „Werken der christlichen Liebes-
tätigkeit“ von Innerer Mission und Caritas ein 
eher gesellschaftspolitisch agierender sozialer 
Protestantismus wie Katholizismus, die beide 
gemeinsam mit der konfessionellen Sozialarbeit 
für die Herausbildung des modernen Sozial-
staats von erheblicher Bedeutung wurden. 

Seit der Reichsgründung nahm der politische 
Einfluss des sozialen Katholizismus wie Protes-
tantismus zu. Zwar unterstützte das Zentrum 
als katholische Partei sozialstaatliche Interven-
tionen mit einer gewissen Zögerlichkeit, weil 
man hier – getreu dem Subsidiaritätsprinzip – 
eher auf Hilfe zur Selbsthilfe setzte und in ei-
nem starken staatlichen Engagement auf dem 
Sozial- und Wohlfahrtssektor Gefahren einer 
möglichen Bevormundung der davon betroffe-
nen Klienten und um deren Selbstbestimmung 
fürchtete. Aber dass eine neue Sozialgesinnung 
und der ihr folgenden Politik in Reich und 
Ländern notwendig sei, wurde auch vom Zen-
trum nicht bestritten. 

Ähnlich verhielt es sich innerhalb des Sozi-
alprotestantismus: Er setzte nach anfänglicher 
Konzentration auf „Mildtätigkeit“ und „Almo-
sengeben“ in der zweiten Phase seiner Entwick-
lung nun auf soziale Strukturreformen, die aller-
dings nur mit Staatshilfe zu realisieren waren. 
Ohnehin eng mit den neuen evangelischen Füh-
rungsschichten des Reiches verbunden, wurde 
ein obrigkeitsstaatlicher Paternalismus hier we-
niger bedrohlich empfunden als auf katholischer 
Seite. 

Da beide konfessionelle Gruppierungen vor 
vergleichbaren Problemen standen und verwand-
te Lösungsvorstellungen im Hinblick auf eine 
anzustrebende sozialstaatliche Gesellschaftsver-

fassung verfolgten, hätte ein enge Kooperation 
an sich Sinn gehabt. 

Bis 1918 stand dieser jedoch der religions-
politische Konkurrenzdruck entgegen, der durch 
das Ende des Alten Reiches, die wachsende 
Dominanz des politischen Protestantismus un-
ter Führung Preußens und endlich mit Reichs-
gründung und Kulturkampf die alten Feindbil-
der in so intensiver Weise wieder aufleben ließ, 
dass einzelne Vertreter der neueren Forschung 
in der Renaissance des Konfessionsstreits gar 
die bestimmende Signatur des 19. Jahrhunderts 
sehen wollen.1 Jedenfalls gab es erhebliche Aus-
einandersetzungen über die Frage einer engeren 
Zusammenarbeit der konfessionsverschiedenen 
christlichen Gruppen, was sich vor allem inner-
halb des deutschen Katholizismus bemerkbar 
machte.2 

1848 ergriff der Hamburger Theologe Johann 
Hinrich Wichern, Geschäftsführer des Rauhen 
Hauses, einer Einrichtung der, wie man heute 
sagen würde, „Jugendhilfe“, die Gelegenheit, 
um auf dem Wittenberger Kirchentag im Sep-
tember für die Idee eines Zusammenschlusses 
von lokalen Einrichtungen der evangelischen 
Sozialarbeit und – in einem zweiten Schritt – 
ihrer Organisation in regionalen Verbänden zu 
werben. Das kam nicht von ungefähr, denn das 
19. Jahrhundert ist die „klassische Periode“ der 
bürgerlichen Vereinsbewegung in Deutschland 
gewesen. Die „Gesellschaften“, „Assoziationen“, 
„Bünde“ und „Vereine“ tauchten am Ende des 
18. Jahrhunderts als Vorboten der sich formie-
renden bürgerlichen Gesellschaft auf und be-
friedigten mit ihren Zusammenschlüssen spe-
zifische, in sich unterschiedliche, sich jedoch 
vielfach berührende Bedürfnisse. Sie erfüllten 
damit eine Brückenfunktion im Übergang von 
der Gesellschaft des Ancien Régime zur mo-
dernen Welt des 19. Jahrhunderts. 

Eine wichtige Rolle spielten in diesem Zu-
sammenhang von evangelischer Seite die sich 
bald bildenden christlichen Verbände. Zu ihren 
unmittelbaren Vorläufern gehörten die pietisti-
schen Konventikel, die dem Charakter der Lan-
deskirchen als „Heilsanstalt“ misstrauten und 
das Freiwilligkeitsprinzip zum Gründungsele-
ment ihrer Sozietäten machten. Eine Vorreiter-
rolle haben die christlichen Zusammenschlüsse 
bei der Entstehung des Verbandswesens aller-



J O C H E N - C H R I S T O P H  K A I S E R  

30    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1  

dings nicht gespielt – sieht man von den zahl-
reichen protestantischen Pfarrern ab, die ad per-
sonam, nicht als Vertreter ihrer Landeskirchen 
in den Vereinen mitwirkten. Nicht die Kirchen 
übernahmen also das Vereinsprinzip und in-
strumentalisierten es für ihre Zwecke, sondern 
einzelne ihrer Glieder, die sich als Christen und 
zugleich Bürger verbandlich organisierten, was 
zeitgenössische Beobachter häufig und zu Un-
recht als kirchenamtliche Unternehmungen in-
terpretierten. 

 
DIAKONIE UND POLITIK IM 19. JAHRHUNDERT 

Wichern wagte mit seinem Werk der Inneren 
Mission einen ersten Schritt in Richtung einer 
vorsichtigen Politisierung des Verbandsprotes-
tantismus. Damit verband er primär das Ziel, 
die Öffentlichkeit auf die sozialen Missstände 
aufmerksam zu machen und sie um ihre Unter-
stützung bei der Bekämpfung dieser Notlagen 
zu bitten. Dass dahinter in erster Linie Struktur-
probleme standen, die der rasche gesellschaftli-
che Wandel seit Beginn des Jahrhunderts her-
vorgerufen hatte, war ihm nicht bewusst. Denn 
dann hätte er für politische Reformen eintreten 
und eine Änderung der Sozial- und Wirtschafts-
verfassung mit Hilfe des Staates fordern müs-
sen. Davon war er weit entfernt, denn solche 
Zielsetzungen vertraten zu seiner Zeit nur we-
nige Splittergruppen der sich bildenden „linken“ 
Bewegung, die man damals pauschal als „Com-
munisten“ bezeichnete. Wichern und seine 
politisch konservativen Freunde machten nicht 
den wirtschaftlichen Wandel für die sozialen 
Verwerfungen verantwortlich, sondern gerade 
diese Strömungen, denen sie auch die „Schuld“ 
an der Märzrevolution von 1848 und der Ab-
wendung großer Bevölkerungsteile von Chris-
tentum und Kirchen gaben. Wicherns Auffas-
sung, dass der Staat nicht in den Bereich der 
Ökonomie regulierend einzugreifen habe, und 
die Furcht, jede Änderung der Gesellschaftsver-
fassung gefährde das Königtum und den christ-
lichen Staat als Zielperspektive, ließen es ihm 
undenkbar erscheinen, dafür einzutreten. 

Dieses Urteil wird allerdings berücksichtigen 
müssen, dass Wichern die sozialen Zustände 
seiner Epoche noch nicht als Folgen des Indus-
trialisierungsprozesses sah, sondern als Frucht 
der Massenarmut des Pauperismus. Erst eine 

Generation nach ihm erkannten die (evangeli-
schen) Staatssozialisten diesen Zusammenhang. 
Der ihnen nahestehende Hofprediger Adolf 
Stoecker und seine Vorstellungen von einem 
sozialkonservativen Königtum markierten die 
zweite Phase eines sozialen Protestantismus, 
der sich jetzt anders als 40 Jahre früher für die 
Intervention des Staates in diesem Bereich aus-
sprach. Auch wenn damit die herrschenden 
Gesellschaftsstrukturen im Sinne eines defensi-
ven Konzepts in eine unverkennbar neue Zeit 
hinübergerettet werden sollten, deuten diese 
Vorstellungen auf einen Bewusstseinswandel 
innerhalb der Inneren Mission hin. 

1884 erschien in Berlin unter dem pro-
grammatischen Titel „Die Aufgabe der Kirche 
und ihrer inneren Mission gegenüber den wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Kämpfen 
der Gegenwart“ eine Denkschrift des Central-
Ausschusses für Innere Mission und sorgte in 
den an der „sozialen Frage“ interessierten 
Fachkreisen für Aufsehen.3 Verfasser war der 
preußische Ministerialbeamte und spätere Un-
terstaatssekretär im Preußischen Handelsminis-
terium Theodor Lohmann, von 1880 bis 1905 
zugleich Mitglied des CA (Central-Ausschuss 
der Inneren Mission der deutschen evangeli-
schen Kirche).4 Das Papier sollte die sozialpoliti-
sche Standortbestimmung der Inneren Mission – 
allerdings nur bezogen auf die soziale Frage als 
„Arbeiterfrage“ und nicht auf das Gebiet der 
Armen- bzw. Wohlfahrtspflege – für ein Men-
schenalter festlegen. Freilich behauptete der 
CA darin, sich „allen politischen und sozialpo-
litischen Parteibestrebungen ferne“ zu wissen, 
wolle aber mitwirken, in „den die Gegenwart 
bewegenden socialen Fragen die geistliche Welt-
auffassung zu ihrem Rechte zu bringen“. Kir-
che und Innere Mission werden mit deutlicher 
Stoßrichtung gegen die Sozialdemokratie auf-
gefordert, das gesamte gesellschaftliche Leben 
„mit dem Sauerteig des Evangeliums zu durch-
dringen“. Liberalismus und Sozialdemokratie 
hätten letztlich die gleichen Ursachen: den Ma-
terialismus als neuen Gott, der für die einen 
den Gewinn und für die anderen die „Arbeit als 
Quelle allen Reichtums“ in den Mittelpunkt 
stelle. Demgegenüber sollten Kirche und Innere 
Mission auf die instrumentelle Funktion der 
Ökonomie hinweisen: Sie habe die Arbeiter vor 
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existenzieller Not zu bewahren und mit ihren 
Ressourcen für eine ausreichende materielle Ba-
sis „sittlicher Lebensführung“ Sorge zu tragen. 

Knapp zwölf Jahre danach (1896) publizierte 
der CA eine weitere Erklärung „über die Auf-
gabe der Kirche und ihrer inneren Mission ge-
genüber den wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Kämpfen der Gegenwart“, die er als 
Nachwort zur ersten firmieren ließ.5 Es handel-
te sich um die leicht verspätete Reaktion auf 
den sogenannten Maulkorb-Erlass des Evange-
lischen Oberkirchenrates vom 16. Dezember des 
Vorjahres, der die sozialpolitische Betätigung 
der preußischen Pfarrerschaft faktisch beendete. 
Das geschah in Folge des berühmten Telegramms 
von Wilhelm II. an seinen ehemaligen Gymna-
siallehrer Georg Hinzpeter in Kassel, in dem er 
sich nach Enttäuschungen über den Erfolg der 
1890 durchgeführten neuen Sozialpolitik und 
einigem Ärger über die politischen Alleingänge 
des als Hofprediger inzwischen entlassenen 
Stoecker zu der Aussage hatte hinreißen lassen, 
„Christlich-sozial sei Unsinn, wer christlich 
denke, handele auch sozial“. Der Evangelische 
Oberkirchenrat in Berlin, das leitende Organ der 
Preußischen Landeskirche, folgte dem Monar-
chen, der ja zugleich „summus episcopus“ seiner 
Landeskirche war, und untersagte den Geist-
lichen in dem erwähnten Erlass jedes weitere 
sozialpolitische Engagement. 

Der CA stand damit vor einer schwierigen 
Situation: Denn man konnte den Erlass so in-
terpretieren, als seien auch die sozialen Aktivitä-
ten der Inneren Mission und der ihr verbunde-
nen Vereinsgeistlichen darunter zu fassen – das 
musste er ablehnen, wenn er nicht zahlreiche 
Arbeitsfelder gefährden wollte. Freilich legte das 
Spitzengremium bei aller Betonung der vereins-
rechtlichen Freiheiten der Inneren Mission auf 
die kirchliche Grundlage diakonischen Wirkens 
großen Wert, wollte aber andererseits nicht in 
den Verdacht geraten, den je nach politischer 
Großwetterlage wechselnden sozialpolitischen 
Voten des Kirchenregiments bedingungslos zu 
folgen. 

Alles in allem wird in diesen Auseinander-
setzungen das Grunddilemma des politischen 
und sozialen Protestantismus im 19. Jahrhun-
dert kenntlich: Das Staatskirchentum ließ eigen-
ständigen Initiativen seiner Untergliederungen 

nur geringen Spielraum und förderte nachhaltig 
die Illusion einer immer wieder beschworenen 
„Überparteilichkeit“ kirchlich-verbandlichen 
Wollens, das in Wirklichkeit auf den sozial-
konservativen Kurs der staatstragenden Eliten 
des Reiches fixiert blieb. 

 
CARITASVERBAND UND  
SOZIALKATHOLIZISMUS 

Der konfessionelle Antagonismus, der nach 
dem Wiener Kongress durch die Einverleibung 
weiter Regionen mit überwiegend katholischer 
Bevölkerung in protestantisch geprägte Staaten 
wie Preußen (und vice versa) virulent wurde, 
war wichtigster Hintergrund der Entfaltung ei-
nes kraftvollen katholischen Vereinswesens auf 
der Basis einer breiten Laienbewegung, jedoch – 
anders als bei den Protestanten – unter Füh-
rung der Bischöfe. Man wollte der bedrängten 
Kirche gegenüber der protestantisch dominier-
ten Staatskultur zur Seite stehen. 

Nachdem die katholische Liebestätigkeit 
seit der Jahrhundertwende bereits zahlreiche 
soziale Aufgaben in Angriff genommen hatte, 
wuchsen in den Jahren nach der Reichsgrün-
dung – nur abgebremst während des Kultur-
kampfs der 1870er-Jahre – die Neugründungen 
katholisch-karitativer Einrichtungen und Initia-
tiven in rascher Folge an. Bis etwa 1890 entstand 
ein auch für Insider kaum noch überschaubares 
Spektrum organisierter katholischer Sozialarbeit, 
es fehlte an einer Koordination dieser vielfälti-
gen Aktivitäten. In dieser Situation, die ein Ken-
ner der Materie einmal prägnant als „Anarchie“ 
der organisierten katholischen Nächstenliebe 
gekennzeichnet hat, forderten weitblickende 
Experten der Caritasbewegung immer deutlicher 
Abhilfe. 

Es handelte sich um sozial gesonnene Pries-
ter und Laien, vor allem aus dem Umfeld des 
1880 gegründeten Vereins „Arbeiterwohl“ in 
Trägerschaft des „Verbandes katholischer In-
dustrieller und Arbeiterfreunde“. Hier artiku-
lierte man in besonders intensiver Weise das 
Bedürfnis nach einer strafferen Organisation 
der Caritasbestrebungen und machte sich prak-
tisch an die Arbeit, um dieses Ziel zu erreichen. 
Zu diesem Kreis gehörte der Münchner Kapu-
zinerpater Cyprian Fröhlich, Gründer des Se-
raphischen Liebeswerkes und Mitinitiator des 
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Marianischen Mädchenschutzverbandes – bei-
des Einrichtungen des konfessionellen Jugend-
schutzes.6 Fröhlich war sich der beachtlichen 
Konkurrenz der anderen Wohlfahrtsverbände 
bewusst, darunter vor allem der protestanti-
schen Inneren Mission, die schon 1848 jenes 
Spitzengremium geschaffen hatte, das der ka-
tholischen Caritas bislang fehlte. 

Fröhlich hatte als einer der Vorkämpfer ei-
ner schlagkräftigen Caritasstruktur in mehreren 
Schriften anerkennend und frei von konfessio-
neller Polemik auf die erfolgreiche Tätigkeit der 
von Wichern vereinheitlichten Inneren Mission 
hingewiesen. In ihrem CA sah er ein mögliches 
Vorbild für ein katholisches Pendant, wie es dann 
in Gestalt des Deutschen Caritasverbandes ver-
wirklicht werden sollte. Er forderte dazu auf, 
der katholischen Liebestätigkeit etwas Gleich-
wertiges zur Seite zu stellen, sonst laufe diese am 
Ende Gefahr, ihre Eigenständigkeit aufs Spiel 
zu setzen. Auch der mögliche Verlust katholi-
scher Klienten an den Apparat der Inneren Mis-
sion stand ihm vor Augen, wenn die Caritas-
bewegung hier nicht nachziehe. Insofern spielte 
der konfessionelle Antagonismus unbeschadet 
aller Anerkennung gleichwohl eine nicht zu be-
streitende Rolle. 

Allerdings: Seit der Beilegung des Kultur-
kampfs und den Bemühungen des Katholizis-
mus um seine gesellschaftliche und politische 
Integration, schliffen sich konfessionelle Ani-
mositäten und Proporzdenken wenigstens in 
der Praxis langsam ab. Das hatte auch mit der 
weltanschaulichen Ausdifferenzierung und Plu-
ralisierung des „Sektors Wohlfahrtspflege“ zu 
tun, die beide christliche Lager zwar keines-
wegs bejahten, die sie aber gleichwohl in Rech-
nung stellen mussten, sollten ihre sozialkari-
tativen Arbeitsfelder Bestand haben. Seit den 
1880er-Jahren machten sich zunehmend neue 
Tendenzen in der kultur- und sozialpolitischen 
Landschaft bemerkbar, in denen man einen 
gemeinsamen Gegner sah. Sozialdemokratische 
Umsturzgefahren, proletarischer Atheismus und 
liberal-laizistische Kirchenkritik drängten den 
Konfessionsgegensatz allmählich zurück und 
schärften den Blick für die Leistungen der je-
weils anderen Kirchengemeinschaft. 

An dieser Stelle muss noch ein Name ge-
nannt werden: Lorenz Werthmann, Leiter des 

Freiburger Diözesanrats der badischen Vinzenz-
vereine und Hauskaplan des dortigen Erzbi-
schofs. Seit Jahren beschäftigte er sich auch mit 
Fragen einer Vereinheitlichung der Caritasbe-
wegung. Er war jedoch der Auffassung, dass 
die Zeit für diözesane Caritasverbände noch 
nicht gekommen sei, und verfocht stattdessen 
die Konzeption, dass ein überregional agieren-
der Gesamtverband ihnen erst den Boden be-
reiten müsse. Vermutlich dachte auch er an das 
Beispiel der Inneren Mission, die erst nach der 
Gründung ihres CA die Errichtung von Landes- 
und Provinzialausschüssen evangelischer Liebes-
tätigkeit in Anlehnung an die landeskirchlichen 
Grenzen planmäßig und mit Erfolg vorangetrie-
ben hatte. Somit vertrat er ein doppeltes Ziel: 
Der Caritas-Gesamtverband sollte als erster die 
praktische Arbeit aufnehmen und intensivieren, 
um dann die organisatorische Feingliederung 
auf diözesaner Ebene in Angriff zu nehmen.7 

An der Wiege des DCV (Deutscher Caritas-
verband) standen neben vielen schon bestehen-
den Einrichtungen der Fürsorge noch andere 
sozial aktive katholische Organisationen, die 
maßgeblich zu der Meinungsbildung der katho-
lischen Bevölkerung und des Diözesanklerus 
beitrugen. Allerdings wird man sagen müssen, 
dass Bischöfe, Klerus und Gemeindeglieder 
nicht unbedingt an einem Strang zogen, son-
dern gerade um die Jahrhundertwende in heftige 
Debatten, ja harte Kontroversen über den rich-
tigen Kurs verstrickt waren, mit dem die Kirche 
zur Lösung der sozialen Frage beitragen sollte. 
Dabei ging es primär um die Frage, ob und in-
wieweit man sich mit parallelen Bestrebungen 
im Bereich des Protestantismus verbünden sollte 
oder durfte, um seinen Zielen näherzukommen, 
ohne genuin katholische Positionen zu gefähr-
den oder gar aufzugeben. 

Die sozialkatholischen Vereinsgründungen 
gingen sämtlich von der Voraussetzung aus, dass 
Arbeitgeber wie Arbeitnehmer eng und einver-
nehmlich miteinander kooperieren müssten, 
wollten sie erfolgreich zur Lösung der sozialen 
Frage beitragen. Das stand in diametralem Ge-
gensatz zu den Klassenkampfvorstellungen der 
sozialistischen Arbeiterbewegung und ihrem 
Gewerkschaftsflügel, die jede Verbesserung der 
Lohnsituation und Arbeitsbedingungen primär 
als das Ergebnis der Auseinandersetzungen 
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zwischen den Tarifpartnern bzw. der SPD und 
den bürgerlichen Kräften in den Parlamenten 
sahen. Das Ringen um eine Lösung der sozialen 
Frage ging von der Möglichkeit aus, die Gesell-
schaft zu befrieden und – von katholischer Seite – 
auf dem Hintergrund des christlichen Sozialis-
mus in enger Zusammenarbeit der Sozialpartner 
das Los der Arbeiterschaft zu verbessern, ohne 
die Besitzverhältnisse an den Produktionsmit-
teln anzutasten. Damit wäre die Drohung der 
sozialen Revolution gegenstandslos geworden 
und – im Erfolgsfalle – gleichzeitig den linken 
Arbeiterorganisationen jener Nährboden entzo-
gen worden, auf dem sie sich im letzten Drittel 
des 19. Jahrhunderts so rasant entwickelten. 

Um diesem Ziel näherzukommen, riefen in-
teressierte katholische Laien und Geistliche seit 
1880 mehrere Vereine ins Leben, die diesen 
Prozess theoretisch vorbereiten und begleiten 
und dafür schließlich in der katholischen Öf-
fentlichkeit werben sollten. Dazu gehörte seit 
1880 der erwähnte Verein Arbeiterwohl, als 
dessen Vorsitzende der rheinische Textilunter-
nehmer Franz Brandts zusammen mit dem spä-
teren Reichskanzler Georg Frhr. von Hertling 
fungierten. Generalsekretär wurde der Geistli-
che Franz Hitze. 

Die Verantwortlichen des Vereins erkannten 
bald, dass nur eine massenwirksame Organisa-
tion den angestrebten Zielen des Sozialkatholi-
zismus näherkommen konnte. Dazu mussten 
in erster Linie die katholischen Arbeiter mobili-
siert werden und zwar in ähnlicher Weise und 
mit ähnlichen Mitteln wie jene der sozialisti-
schen Bewegung. Daraus entstand unter maß-
geblicher Beteiligung des Zentrums-Fraktions-
vorsitzenden im Reichstag, Ludwig Windthorst 
(1812-1891), 1890 der Volksverein für das 
katholische Deutschland mit Zentrale in Mön-
chen-Gladbach. Windthorst verhinderte, dass 
der neue Verein eine anti-evangelische Ausrich-
tung erhielt (etwa als Gegengründung gegen 
den Evangelischen Bund von 1886), während 
er sich aber bewusst als antisozialdemokrati-
sche Kampforganisation verstehen sollte. Vor-
sitzender wurde wiederum Franz Brandts, Ge-
neralsekretär für 27 Jahre der junge Priester 
August Pieper. Der Volksverein wuchs rasch 
zur Massenorganisation heran und war 1914 
der mitgliederstärkste konfessionelle Verein im 

Reich mit ca. 800.000 Mitgliedern. Ziel Piepers 
war eine Sozialreform in christlichem Geist auf 
der Grundlage der bestehenden Gesellschafts-
ordnung; die Erkenntnisse der modernen Sozial-
wissenschaft – damals der Nationalökonomie – 
sollten dafür ausschlaggebend sein. Anders als 
dem Verein Arbeiterwohl, dem es um die Sensi-
bilisierung des mittelständischen Katholizismus 
für die soziale Frage ging, richtete der Volks-
verein sein Hauptaugenmerk auf die katholi-
sche Arbeiterschaft und die Besserung ihrer La-
ge. Pieper betrachtete ihn als „die große soziale 
Fortbildungsschule für das gesamte katholische 
Deutschland“. Sie sollte die Anziehungskraft 
der Sozialdemokratie bekämpfen und auf die 
Gesellschaft „im Sinne der christlichen Sozial-
reform Einfluss [nehmen]“.8 

Eng mit dem Volksverein verbunden waren 
auch die katholischen Arbeitervereine und die 
christlichen Gewerkschaften. Letztere agierten 
interkonfessionell, jedenfalls auf dem Papier, 
besaßen jedoch eine ganz überwiegend katholi-
sche Mitgliedschaft. Über die Interkonfessio-
nalität der christlichen Gewerkschaften gab es 
heftigen Streit zwischen diesen selbst, einigen 
Diözesanbischöfen und auch dem Vatikan. Er 
bezog sich auf die Frage, ob katholische Organi-
sationen auch evangelische Mitglieder aufneh-
men dürften. Dahinter standen einmal die sog. 
Integralisten, die von den Bischöfen von Trier 
und Breslau, Michael Felix Korum und Georg 
von Kopp, vertreten wurden, und die besonders 
erboste, dass die christlichen Gewerkvereine auch 
demokratische und soziale Emanzipationsbe-
strebungen vertraten. Auf der anderen Seite 
standen Generalsekretär August Pieper, Franz 
Hitze und der spätere Reichsarbeitsminister, 
der Priester Heinrich Brauns von der Kölner 
und Mönchen-Gladbacher Richtung der christ-
lichen Gewerkschaften. 

Im Zuge der Auseinandersetzung spalteten 
sich die katholischen Arbeitervereine: Ein Teil 
der Mitgliedschaft gründete unter geistlicher 
Führung 1903 einen integralistischen Verband 
und verwarf die Zusammenarbeit mit der evan-
gelischen Arbeitervereinsbewegung. Es war eine 
reine Machtfrage, die auf die geistliche Domi-
nanz in den Arbeitervereinen zielte. Auch der 
Vatikan unter Pius X. schlug sich 1912 mit 
der Enzyklika Singulari quadam auf ihre Seite. 
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Allerdings duldete man in Rom den Kurs der 
christlichen Gewerkschaften, sofern ihre katho-
lischen Mitglieder zugleich einem katholischen 
Arbeiterverein angehörten – ein Kompromiss, für 
den sich auch der Kölner Erzbischof Fischer, die 
Zentrumspartei und die Reichsregierung beim 
Papst eingesetzt hatten. 

Gleichwohl waren die christlichen Gewerk-
schaften fortan beinahe handlungsunfähig und 
konnten es sich nicht mehr leisten, an Streiks 
teilzunehmen. Nicht wenige Arbeiter wandten 
sich daraufhin vom Zentrum ab und gaben ihre 
Stimme dieser Partei nicht mehr. In der Folge 
des Gewerkschaftsstreits kam es zum Zentrums-
streit, der durch den bald Furore machenden 
Aufsatz von Julius Bachum (1906) ausgelöst 
wurde: „Wir müssen aus dem Turm heraus.“9 
Vornehmlich in den preußischen Westprovin-
zen verlangte man die künftige Unabhängigkeit 
der Partei von kirchlichen Einflüssen, während 
die Trierer Richtung daran festhielt. 

Im Oktober 1894 beschlossen Werthmann 
und seine Mitstreiter die Gründung eines Caritas-
Comités, das sich im Frühjahr 1895 konstituier-
te. Zu seinen Aufgaben gehörte die Schaffung 
einer Organisation der gesamten katholischen 
Nächstenliebe in Deutschland, die von wissen-
schaftlich gebildeten Mitarbeitern getragen und 
durch regelmäßige Publikation und Informa-
tion öffentlich wirken sollte. Ein Jahr vor der 
Kölner Gründungsversammlung stellte Werth-
mann seine Planungen auf dem Ersten Caritas-
tag in Schwäbisch Gmünd vor. Die positive Re-
sonanz ermutigte ihn dann, einen Aufruf zur 
Gründung eines Caritasverbands für das katho-
lische Deutschland zu erlassen. Ergänzend dazu 
gab er zu dessen Charakter eine kennzeichnende 
Stellungnahme ab: Geplant sei keine Massen-
organisation, wie sie der „Volksverein für das 
katholische Deutschland“ darstelle, sondern ein 
Verein, für den man als Mitglieder vor allem 
„reichere katholische Laien in ganz Deutschland“ 
gewinnen wolle. Das bedeutete das Konzept 
einer Stabsstelle der katholischen Liebestätig-
keit, in der sich wohlfahrtspflegerischer Sach-
verstand und materielle Ressourcen mischen 
sollten, um von hier aus systematisch ein Netz-
werk der Caritasbewegung in ganz Deutsch-
land aufzubauen. Der Zweite Caritastag am 
9. November 1897 in Köln stimmte der Satzung 

zu, in der es hieß, der Verein werde sich der 
„planmäßigen Förderung der Werke der Nächs-
tenliebe“ unter dem Schutz des Episkopats 
widmen. Werthmann wurde zum Präsidenten 
und Freiburg zum Verbandssitz bestimmt. 

Damit begann nicht die Geschichte der deut-
schen Caritasbewegung, wohl aber die ihrer 
Einheitsorganisation, deren Wirken für das 
Werden des deutschen Sozialstaats und des ihn 
kennzeichnenden dualen Systems sozialer Siche-
rung von kaum zu unterschätzender Bedeutung 
werden sollte. Ein wichtiges Kennzeichen der 
Verbandsarbeit war die durch Werthmann ge-
förderte permanente wissenschaftliche und fach-
liche Selbstvergewisserung katholischer Wohl-
fahrtspflege in der Praxis. Gleichgewichtig war 
jedoch ein zweites Moment: die Verankerung 
der Caritasarbeit im Wertehorizont christlich 
motivierten Hilfehandelns. Dieses Grundanlie-
gen wirkte zusammen mit dem parallelen Wol-
len der evangelischen Diakonie immer wieder 
als Korrektiv auf die deutsche Wohlfahrtspflege 
und den sich ausdifferenzierenden Markt der 
Anbieter sozialer Hilfen zurück. Nicht nur in 
den Krisenzeiten der Weimarer Republik und 
des Dritten Reiches hat der Caritasverband un-
beschadet ähnlich bitterer Niederlagen wie im 
Bereich der Inneren Mission auf dieser Basis 
einen entscheidenden Beitrag zur deutschen 
Wohlfahrtskultur geleistet. 

 
DER BEZUG ZUM JAHR 1914 BIS ZUR  
WIEDERVEREINIGUNG 

Abschließend ließe sich fragen, was die so-
zialen Aktivitäten der beiden Großkirchen bzw. 
ihrer Vorfeldverbände mit dem Jahr 1914 zu 
tun haben. Vielleicht nicht so offenkundig wie 
andere Faktoren, aber keineswegs zu unter-
schätzen ist ihr Einfluss auf jene vier Jahre des 
Ersten Weltkriegs, die zur Inkubationszeit einer 
grundlegenden Umgestaltung der gesellschafts-
politischen Landschaft auf dem Sektor der Wohl-
fahrtspflege wurden. Denn in den Zwängen der 
Kriegswohlfahrtspflege erwies sich immer klarer, 
dass die freien Verbände, allein auf sich selbst 
gestützt und ohne Staatshilfe, nicht in der Lage 
waren, die sozialen Probleme an der sog. Hei-
matfront aus eigener Kraft zu schultern. Aus 
diesem Bewusstsein heraus entstand in einem 
längeren Prozess das sog. duale System sozialer 
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Sicherung in Deutschland, das bis heute in 
Kraft ist und in dem staatlich-kommunale wie 
freie Träger gemeinsam die soziale Arbeit schul-
tern – nicht in Konkurrenz und Spannung zu-
einander, sondern sogar mit einem gesetzlich 
fixierten Vorrang für die Freie Wohlfahrtspflege, 
die auf diese Weise zu einem integralen Bestand-
teil der sozialen Sicherungssysteme des Reiches, 
dann der Bonner Republik und schließlich des 
vereinigten Deutschland wurden. 

 
|||||  PROF. DR. JOCHEN-CHRISTOPH KAISER 

Fachbereich Theologie, Philipps-Universität 

Marburg 
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DAS HEGEMONIALE POTENZIAL DES  
DEUTSCHEN KAISERREICHES 

 
 
ANDREAS ROSE ||||| Allein die Größe, die militärische Stärke und das wirtschaftliche Potenzial 

des deutschen Kaiserreichs deuteten auf einen neuen Hegemon in der Mitte der europäischen 

Staatenwelt. Gleichwohl schlug nicht nur der vermeintliche „Griff nach der Weltmacht“, sondern 

auch der nach der europäischen Vormachtstellung auf spektakuläre Weise fehl. Im Folgenden werden 

sowohl die wirtschaftliche Potenz als auch die Hypotheken des Reiches miteinander verrechnet. 

 

 
 
Die Gründung des Deutschen Kaiserreiches 

im Herzen Europas bedeutete fraglos einen völ-
ligen Umsturz des europäischen Großmächtege-
füges. Noch ehe die Schlachtfelder Frankreichs 
geräumt waren und das Reich proklamiert 
worden war, meldeten sich bereits die ersten, 
die ein unheilvolles Ende des Reiches wie auch 
der internationalen Stabilität prophezeiten. „Zu 
deutlich“, so berichtete der deutsche Botschafter 
in St. Petersburg, sei der Sieg nach russischem 
Geschmack über Frankreich ausgefallen. Der 
englische Botschafter in Berlin, Odo Russell, 
bemerkte in die Heimat, dass es Bismarck ver-
mutlich Napoleon Bonaparte gleichtun werde.1 
Tatsächlich hatten die dominierenden Mächte 
am westlichen und östlichen Rande des Konti-
nents nicht mit einem so deutlichen Sieg Preu-
ßen-Deutschlands gerechnet. Vielmehr hatten 
sie auf ein zähes Ringen zwischen Preußen-
Deutschland und Frankreich ohne Sieger ge-
setzt. An die Stelle des Norddeutschen Bundes 
und des bis dahin schwächsten Gliedes im 
Großmächtekonzert, Preußen, trat stattdessen 
aber mit dem Deutschen Reich ein neues, 
überaus selbstbewusstes Kräftefeld, welches al-
lein durch seine Größe, seine Erfolge und seine 
wirtschaftliche Stärke scheinbar ein enormes 
Potenzial für einen neuen europäischen 
Hegemon besaß: „Europe has lost a mistress 

and got a master“, wie Edward Bulwer Lytton 
die allgemeine Einschätzung in den europäi-
schen Hauptstädten zusammenfasste.2 

Wer sich mit der Geschichte der Außenpoli-
tik des Deutschen Kaiserreiches beschäftigt, ist 
leicht versucht, Unvermeidbarkeiten festzustel-
len. Entstanden aus drei siegreich geführten 
Kriegen (1864, 1866 und 1870/71) ging es nur 
49 Jahre später in den Schützengräben des Ers-
ten Weltkrieges schon wieder unter. Zwischen 
dem Aufstieg und dem Fall des ersten deut-
schen Nationalstaates sowie dem Zusammen-
bruch des Großmächtesystems nach Jahrzehn-
ten der Stabilität besteht ohne Zweifel ein enger 
Zusammenhang. Nicht umsonst bedienen sich 
unzählige Studien des weitblickenden Benjamin 
Disraeli als Kronzeugen. Als Oppositionsführer 
im englischen Unterhaus hatte er die Reichs-
gründung bereits im Februar 1871 als „deutsche 
Revolution“ bezeichnet, die in ihren Wirkun-
gen auf die Staatenwelt sogar die Französische 
Revolution von 1789 in den Schatten stellen 
werde.3 Aus der kriegerischen Gründung wird 
damit zugleich auch auf das kriegerische Ende 
als logische Folge der Hybris eines Empor-
kömmlings und einer bedrohlichen Dominanz 
geschlossen, dem sich die übrigen Mächte vor-
nehmlich aus Gleichgewichtsgründen widersetzt 
hätten. Das Kaiserreich, so ist immer wieder zu 
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lesen, besaß nicht nur das Potenzial, sondern 
insbesondere den Willen zur Weltgeltung. Au-
genscheinlich wurde dies nicht nur in den ge-
radezu atemberaubenden Wirtschaftsdaten um 
die Jahrhundertwende, sondern auch in den 
zahlreichen Forderungen nach einem „Platz an 
der Sonne“, einem größeren Engagement in der 
Weltpolitik sowie nicht zuletzt dem Aufbau ei-
ner kaiserlichen Hochseeflotte, die gemeinhin 
noch immer als eine weitere, von der Mitte des 
Kontinents ausgehende „Revolution der Staa-
tenwelt“ interpretiert wird.4 

Aus analytischen Gründen gilt es gleichwohl 
zu unterscheiden zwischen dem vermeintlichen 
„Griff nach der Weltmacht“ im imperialen Sin-
ne, den Fritz Fischer und seine Schüler immer 
wieder im deutschen Verhalten zu erkennen 
glauben, und dem klassischen Begriff des Hege-
mons im Rahmen des etablierten Staatensys-
tems. Ein Imperium herrscht über Untergebene, 
bildet für sich ein eigenes Herrschaftssystem, 
setzt jegliches Gleichgewicht außer Kraft und 
ist daher mit einem internationalen Staatensys-
tem grundsätzlich nicht zu vereinbaren. Eine 
Hegemonialmacht bzw. eine hegemoniale Ord-
nung ist hingegen sehr wohl mit dem Staaten-
system, sogar mit dem etablierten Gleichge-
wichtssystem kompatibel. Ein Hegemon bildet 
dabei als primus inter pares eine vorwaltende 
Macht, ohne die keine finalen Entscheidungen 
getroffen werden können. Das Streben nach 
Hegemonie ist der politischen Theorie der Inter-
nationalen Beziehungen zufolge ein völlig nor-
males und legitimes Motiv zur Wahrung eigener 
Staatsinteressen, nicht zuletzt der eigenen Sicher-
heit und Prosperität. Die hegemoniale Position 
impliziert nicht einmal automatisch eine militä-
rische Dominanz. Diese kann sich durchaus auch 
auf andere Politikfelder gründen, wie etwa die 
geteilte Hegemonie der Flügelmächte Großbri-
tannien und Russland im 19. Jahrhundert be-
legt.5 Um das spezifische Machtpotenzial und 
die Fähigkeiten zur Vorherrschaft eines Staates 
zu bemessen, genügt es daher keineswegs, ledig-
lich die Stärke seiner Streitkräfte einzuschät-
zen, was bereits schwierig genug ist. Vielmehr 
geht es darum, wie es Correlli Barnett am Bei-
spiel Großbritanniens vorexerziert hat, ein gan-
zes Konglomerat von Bedingungsgefügen und 
Gemengelagen zu berücksichtigen: die wirt-

schaftlichen, demographischen und technologi-
schen Ressourcen etwa oder die geographische 
Lage. Auch vermeintlich weiche und volatile 
Faktoren wie nationale Strömungen, die Ener-
gie, der Ehrgeiz und die Disziplin, mit der die 
Bevölkerung eine Mission verfolgt und eine Art 
Sendungsbewusstsein entwickelt. Die besonde-
re Schwierigkeit ist dabei die Verknüpfung der 
verschiedenen Faktoren und diese in Relation 
zu den außenpolitischen Verpflichtungen, dem 
Verhältnis zu anderen Staaten bzw. den interna-
tionalen Konstellationen insgesamt zu setzen.6 

Es ist selbstredend unmöglich, ein solches 
Programm zur Machtbestimmung in der Kürze 
eines Artikels abzuarbeiten. Die folgenden Über-
legungen konzentrieren sich daher in erster 
Linie darauf, den weithin bekannten enormen 
Aufschwung des Kaiserreiches zu skizzieren und 
mit den inzwischen wieder verstärkt themati-
sierten Hypotheken des Reiches zu verrechnen. 
Zum 100-jährigen Gedenken an den Ausbruch 
des Ersten Weltkrieges geht es dabei um einen 
Beitrag zu der Frage, ob das Kaiserreich über-
haupt zum „Griff nach Weltmacht“ in der Lage 
war oder ob bereits seiner hegemonialen Posi-
tion Grenzen gesetzt waren. 

 
DAS DILEMMA DER  
„HALBHEGEMONIALEN“ STELLUNG 

Obwohl das Deutsche Reich durch beein-
druckende Leistungen auf dem Schlachtfeld 
gegründet worden war, war es entgegen vielfa-
cher Vermutungen zu keinem neuen Hegemon 
aufgestiegen. Spätestens nachdem Bismarck in 
der Krieg-in-Sicht-Krise 1875 von Großbritan-
nien und Russland in die Schranken gewiesen 
worden war, er das Reich für „saturiert“ erklärt 
hatte und nachdem selbst seine „ehrliche Mak-
lerrolle“ auf dem Berliner Kongress 1878 weit-
gehend erfolglos geblieben war, da sie die 
Spannungen zum Zarenreich auf ein unerträgli-
ches Maß erhöht hatte, galt, was Ludwig Dehio 
so treffend als „halbhegemoniale“ Stellung be-
schrieben hat.7 Gemeint war eine problemati-
sche Zwischenposition, die nicht so dominant 
ist, um den europäischen Nachbarn den eigenen 
Willen aufzwingen zu können, zugleich aber 
doch so stark, dass sie als bedrohlich wahrge-
nommen wurde, Gegenkräfte bündelte, Koali-
tionen provozierte und stets Gefahr lief, in die 
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Isolation zu führen. Schuld daran war vornehm-
lich die europäische Mittellage. Sie gestattete 
weder eine Flucht nach vorn in einen Präven-
tivkrieg, da die Berliner Führung sich stets mit 
dem Albtraum einer feindlichen Koalition be-
schäftigen musste,8 noch die Rolle des kontinen-
talen Vermittlers, da auch hier stets Ungemach 
von Seiten der Unzufriedenen drohte. 

Wirklich in Sicherheit konnte sich die neue 
Zentralmacht trotz aller militärischen Meriten 
und wirtschaftlichen Erfolge der Gründerzeit in 
einem Staatensystem mit fünf Großmächten 
nur auf der Seite von Dreien fühlen. Die Bis-
marck’sche Außenpolitik war fortan in erster 
Linie Sicherheitspolitik nach der Vorgabe, dass 
möglichst „alle Mächte außer Frankreich unse-
rer bedürfen“.9 Über wechselnde Bündniskon-
stellationen gelang es dem „eisernen Kanzler“, 
unter Ausnutzung internationaler Spannungen 
und wirtschaftlicher Zwangsmaßnahmen die 
deutsche Position im Mächtegefüge zu wahren, 
ohne sie allerdings ausbauen zu können.10 So 
blieb die Lage des Reiches selbst in der Hoch-
phase der mit Russland „geteilten Hegemonie“ 
zu Beginn der 1880er-Jahre,11 in denen sogar 
der Kolonialerwerb möglich war, insgesamt 
prekär. Nachdem das Dreikaiserbündnis im 
Zuge der Doppelkrise Mitte der 1880er-Jahre 
zerbrochen war, musste Bismarck sogar dazu 
übergehen, internationale Spannungen nicht 
nur auszunutzen, sondern sogar zu fördern, um 
den Draht nach Petersburg aufrechtzuerhalten 
und eine Zweifrontensituation zu vermeiden. 
So genial und komplex sein zweites System zwi-
schen Zweibund, Dreibund, Mittelmeerententen 
und Rückversicherungsvertrag gerade wegen der 
beabsichtigten Widersprüche zwischen 1887 
und 1890 auch war, es wirkte zunehmend arti-
fiziell, offensichtlich auf Zeitgewinn ausgerich-
tet und letztlich alles andere als stabil. Erklärtes 
Ziel blieb es, den Bündnisfall gar nicht erst ein-
treten zu lassen und das Staatensystem auf diese 
Weise zu managen. Die Komplexität „der Aus-
hilfen“, denen nicht einmal Herbert von Bis-
marck über den Weg traute,12 bewies, dass sich 
das Reich auch zwanzig Jahre nach seiner 
Gründung noch keineswegs auf dem Weg zu 
einer Hegemonialmacht befand, sondern, wenn 
überhaupt, eine „halbhegemoniale“ Stellung für 
sich reklamieren konnte. 

ATEMBERAUBENDE ENTWICKLUNGEN UND  
WELTPOLITISCHE AMBITIONEN 

Zur Erleichterung vieler gehörte es zu den 
ersten Amtshandlungen von Bismarcks Nach-
folgern, den komplexen Bündnisverstrickungen 
im Sommer 1890 zu entsagen. Mit „Volldampf 
voraus“ wollte der junge Kaiser nun seine Lands-
leute „herrlichen Zeiten“ entgegenführen.13 Das 
Wort von der Weltpolitik machte die Runde. 
Wen interessierten da noch die wenig erfreuli-
chen und kaum zu begreifenden Verstrickungen 
des Kontinents. Auch Historiker sind angesichts 
der unerschöpflichen Menge an wohlklingenden 
Belegen deutschen Tatendrangs in den 1890er-
Jahren nicht selten in Versuchung, diese nicht 
nur einem vermeintlichen Sonderweg zuzuord-
nen, sondern auch die europäische Gemenge-
lage der Jahrhundertwende zu vernachlässigen. 
Während für das Bismarckreich die außenpoli-
tischen Zwänge bereits frühzeitig in den histori-
schen Bewertungen berücksichtigt worden sind, 
galt die wilhelminische Außenpolitik lange in 
erster Linie als Inbegriff permanenten Versa-
gens. Tatsächlich scheinen die Möglichkeiten 
des mehr und mehr prosperierenden Reiches 
um die Jahrhundertwende nahezu grenzenlos, 
so dass selbst die weiterhin bestehenden geopoli-
tischen Belastungen davor in den Hintergrund 
rückten.14 Die wirtschaftlichen und demogra-
phischen Daten kannten nur eine Richtung: 
steil nach oben. Bis 1914 sollte das „zu spät 
gekommene“ Reich als mächtigster Staat auf 
dem Kontinent wirken und zu den führenden 
Wirtschaftsnationen England und USA auf-
schließen. Nur einige Details sollen die atembe-
raubende Entwicklung veranschaulichen (siehe 
Tab. 1). 

Zwischen 1880 und 1913 stieg die Bevölke-
rung um 48 % auf 66,9 Millionen und rangierte 
damit an dritter Stelle hinter den beiden Riesen-
staaten Russland und den USA. Im Vergleich 
zum Bildungsniveau stellte Deutschland das 
Zarenreich weit in den Schatten. Das deutsche 
Bildungssystem mit seinem gegliederten Schul-
system, den polytechnischen Instituten und 
Universitäten galt als einzigartig in der Welt. 
Davon profitierte nicht nur die gesamte Wirt-
schaft des Landes, sondern auch die Armee. So 
verfügte Deutschland 1914 über die „phantas-
tische Zahl von 112.000 gut ausgebildeter Un-   
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Tabelle 1: Bevölkerungsentwicklung in Millionen Einwohner15 

 

Land 
Landfläche  

in km² 
1881 1899 1909 1913 

Wachstum  
in % 

Russland 5.377.444 72,5 106,2 125,3 175,1 + 141,5 

USA 9.420.670 50,1 74,4 85,8 97,3 + 94,2 

Deutsches Reich 540.777 45,2 54,3 60,6 66,9 + 48 

Österreich-
Ungarn 

677.667 
42,6 

(1890) 
46,7 50,8 52,1 + 22,3 

Japan 421.300 
39,9 

(1890) 
43,8 49,1 51,3 + 28,6 

Frankreich 536.464 36,9 38,5 39,3 39,7 + 7,5 

England 314.869 34,5 38,1 45 45,6 + 32,1 

Italien 312.352 
30,0 

(1890) 
32,3 34,4 35,1 + 17 

 

 
Tabelle 2: Industriepotenzial16 Referenzwert Großbritannien in 1900 = 100 

 

Land / Region 1880 1900 1913 

Europa 196,2 335,4 527,8 

Österreich-Ungarn 14,0 25,6 40,7 

Frankreich 25,1 36,8 57,3 

Deutsches Reich 27,4 71,2 137,7 

Italien 8,1 13,6 22,5 

Russland 24,5 47,5 76,6 

Großbritannien 73,3 100 127,2 

USA 46,9 127,8 298,1 

Japan 7,6 13,0 25,1 

Welt 320,1 540,8 932,5 
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teroffizieren“. Frankreich brachte es hingegen 
lediglich auf 48.000.17 Was Deutschland im 
Zeitalter des Imperialismus aber besonders aus-
zeichnete, war dessen Industriepotenzial. Das 
spiegelte sich insbesondere in der deutschen 
Kohleförderung, der Eisen- und Stahlprodukti-
on wider. Überall schloss das Reich zur „einsti-
gen Werkbank der Welt“, Großbritannien, auf 
oder überholte dieses (siehe Tab. 2). 

Noch beeindruckender war die Leistungsfä-
higkeit auf dem Gebiet der neueren Industrie-
zweige: der elektrotechnischen, optischen und 
chemischen Industrie. Chemische Konzerne 
wie Bayer oder Hoechst, Elektrokonzerne wie 
Siemens und AEG beherrschten den Weltmarkt 
nach Belieben. Bis zum Kriegsausbruch stieg 
der deutsche Anteil an den Industrieerzeugnis-
sen der Welt auf 14,8 % und überholte damit 
Großbritannien (13,6 %). Die Exporte stiegen 
kontinuierlich und auch die Handelsmarine ex-
pandierte zur zweitgrößten der Welt, obgleich 
die englische Handelsmarine fünf Mal größer 
war. 

So war es kein Wunder, dass Publizisten 
wie Friedrich Naumann (1860-1919), Histori-
ker wie Heinrich von Treitschke (1834-1896), 
Friedrich Meinecke (1862-1954) oder Soziolo-
gen wie Max Weber (1864-1920) unisono eine 
selbstbewusstere Rolle Deutschlands in der 
Welt sowie eine „nationale Wirtschaftspolitik“ 
anmahnten.18 Letzterer brachte das Credo die-
ser neuen, man könnte beinahe sagen, zweiten 
Gründerzeit in seiner berühmten Freiburger 
Antrittsvorlesung 1895 auf den Punkt: „Wir 
müssen begreifen, dass die Einigung Deutsch-
lands ein Jugendstreich war, den die Nation 
auf ihre alten Tage beging und seiner Kostspie-
ligkeit halber besser unterlassen hätte, wenn sie 
der Abschluss und nicht der Ausgangspunkt 
einer deutschen Weltmachtpolitik sein soll-
te.“19 

Kaum zu klären ist hingegen die Frage, in-
wiefern diese Stimmen die deutsche Diploma-
tie beeinflussten. Für Reichskanzler Bethmann 
Hollweg jedenfalls stand fest, dass mit „solchen 
Idioten“ keine Außenpolitik zu machen sei.20 
Kaum zu vermeiden war auch, dass Interessen-
gruppen wie der Alldeutsche Verband, die deut-
sche Kolonialgesellschaft oder der deutsche 
Flottenverein einen Willen zur Weltgeltung 

propagierten, damit das Ausland irritierten und 
die eigene Regierung in Zugzwang setzten. Das 
konnte, ja musste bedrohlich auf andere wir-
ken. Andererseits waren solche Stimmen im 
internationalen Vergleich keineswegs unüblich. 
Ob in Frankreich, Japan, Italien, den USA und, 
allen voran, in Großbritannien und Russland – 
überall finden sich unzählige Äußerungen und 
Bestrebungen, sich auszudehnen und die Welt 
an ihrem jeweiligen Wesen genesen zu lassen. 
Im allgemeinen sozialdarwinistischen Zeitver-
ständnis der Weltreichslehre schien die globale 
Mächtekonkurrenz unvermeidlich, der Wettlauf 
um die besten Plätze eine Selbstverständlich-
keit.21 

Die USA reklamierten die gesamte westliche 
Hemisphäre für sich und gingen zur Hochschutz-
zollpolitik über, während sie die europäischen 
Märkte mit ihren Produkten überschwemmten. 
Zwischen Deutschland und Russland kam es 
zum andauernden Zollkrieg, und in England 
wurde ungeachtet der USA als neuer führender 
Wirtschaftsmacht vor allem der Konkurrenz-
druck aus Deutschland verstärkt wahrgenom-
men. Ein regelrechter Pressekrieg entflammte 
zwischen beiden Ländern, an dessen Anfang 
1896 die „Saturday Review“ mit Blick auf die 
deutsche Konkurrenz sogar ein „Germaniam esse 
delendam“ forderte.22  

In Deutschland wiederum glaubte die Pub-
lizistik deshalb, in England den wahren Feind 
ausgemacht zu haben, der den eigenen Auf-
stieg, wo es möglich war, behindere. Es ging 
um Rohstoffressourcen sowie neue Absatz-
märkte, und für Großbritannien spielten vor 
allem neue Investitionsmöglichkeiten eine ver-
gleichbar große Rolle wie für Deutschland po-
tenzielle Siedlungsräume für die schnell wach-
sende Bevölkerung. Weitere wichtige Motive 
wie der Wunsch nach Missionierung und die 
Aufgabe der „Kulturarbeit“ gesellten sich hinzu 
und lieferten die allgegenwärtige moralische 
Legitimation zur Expansion. Dass etwa im Zu-
ge der Kolonialpolitik Bismarcks bereits sehr 
früh klar geworden war, dass sich die deut-
schen Erwerbungen weder wirtschaftlich noch 
als Siedlungskolonien eigneten, man aber den-
noch daran festhielt, unterstreicht den ideolo-
gischen Charakter des Strebens um die Jahr-
hundertwende. 
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FISKALISCHE, MILITÄRISCHE UND  
MACHTPOLITISCHE GRENZEN 

Auf den ersten Blick schien das Reich nun 
im Kreis der Weltmächte mitzumischen. Auf 
den zweiten allerdings bleiben Zweifel, sowohl 
gegenüber dem vermeintlich so aggressiven 
Expansionsstreben des wilhelminischen Kaiser-
reiches als auch, was dessen hegemoniale Fähig-
keiten anbetrifft. Im Vergleich der imperialen 
Mächte agierte das Reich überraschend erfolg-
los. Überall, das ist zweifelsfrei richtig und das 
war natürlich ein Indiz für den hegemonialen 
Anspruch, wollte es gefragt werden, gehört 
werden und mitentscheiden. Doch die macht-
politischen Resultate waren überaus bescheiden. 
Die noch bei Abgang Bismarcks vorhandene 
halbhegemoniale Stellung erodierte geradezu 
nach der Jahrhundertwende. Nicht genug, dass 
es die Annäherung und Zusammenschlüsse der 
Entente-Mächte 1904 und 1907 und die Reali-
sierung des „cauchemar des coalitions“ nicht 
verhindern konnte. Es ging darüber hinaus in 
allen kolonialen und internationalen Streitig-
keiten, ob in Samoa, Marokko, West-Afrika, in 
Südamerika, bei der Bagdadbahnfrage oder am 
Persischen Golf, als Verlierer vom Platz. Und 
selbst als es zwischen 1911 und 1914 zur inter-
nationalen Entspannung kam und Deutschland 
verstärkt mit England kooperierte, hatten die 
Mittelmächte letztlich das Nachsehen, wie die 
Balkankriege, die Liman-von-Sanders-Krise oder 
der „Geheimnisverrat“ um die geheimen anglo-
russischen Marinegespräche belegen. Nur in der 
bosnischen Annexionskrise gelang es Berlin, sich 
für die Interessen der Habsburgermonarchie 
durchzusetzen, was allerdings schon bald mehr 
einem Pyrrhussieg statt einem nachhaltigen 
diplomatischen Erfolg ähnelte. Die Geschichte 
des so bedrohlichen „Griffs nach der Welt-
macht“ ist daher vornehmlich eine Geschichte 
des Scheiterns. 

Während Großbritannien sein Empire zwi-
schen 1880 und 1912 noch einmal territorial 
um 35 % vergrößern und einen Bevölkerungs-
zuwachs von 48 % erzielen konnte, Frankreich 
sein Weltreich sogar verfünfzehnfachen und sei-
ne Bevölkerung verachtfachen konnte, gelangen 
dem Kaiserreich in der wilhelminischen Epoche 
keine nennenswerten Zugewinne mehr.23 Viel-
fach wurde das offensichtliche Versagen mit 

dem „Zu-Spät-Kommen“ Deutschlands in der 
Welt begründet. Aber auch die USA, die erst 
1898 in den imperialen Wettlauf eingriffen, 
konnten noch beträchtliche Gewinne verzeich-
nen. 

Eine weitere Erklärung für das schlechte Ab-
schneiden des Kaiserreiches sah die Forschung 
in dessen aggressivem Säbelgerassel, seiner Rüs-
tungspolitik, namentlich seiner Flottenrüstung, 
der Kanonenbootpolitik oder dem lauttönen-
den Auftreten des Kaisers, welches natürliche 
Gleichgewichtsreflexe bei den Wettbewerbern 
ausgelöst habe. Doch auch diese Begründung 
vermag bei näherer Betrachtung nicht zu über-
zeugen. Nicht nur in Marokko hatte Berlin die 
Bestimmungen der Madrider Konvention von 
1881 zur Gleichbehandlung aller Mächte in 
dem Land auf seiner Seite, auch in Ägypten 
und Venezuela mussten britische Diplomaten 
wiederholt einräumen, dass sich Berlin äußerst 
wohlwollend und verlässlich verhalten habe.24 

Selbst dem anti-deutschen „Spectator“ er-
schien Deutschland aufgrund seiner Mittellage 
sogar eher zu schwach denn zu stark, erkannte 
er doch den „Horror, Deutscher zu sein“ und 
jederzeit mit dem beidseitigen Einfall der stärks-
ten Armeen Europas rechnen zu müssen.25 
Überdies haben jüngere Studien zuletzt ver-
stärkt herausgearbeitet, dass die Mächte, allen 
voran Großbritannien, eben nicht nur auf das 
Reich reagierten, sondern vornehmlich eigenen 
Interessen folgten.26 Und was das Aggressions-
potenzial der Berliner Regierung anbetraf, so 
verhielten sich andere Großmächte, allen voran 
das Zarenreich, nicht minder aggressiv. Im-
merhin war es nicht Deutschland, sondern das 
autokratische Russland, welches nicht nur im-
mer wieder durch Pogrome gegen die eigene 
Bevölkerung, insbesondere Juden, auffiel und 
welches mit seiner expansiven und vertragswid-
rigen Politik in der Mandschurei einen Groß-
krieg gegen das aufstrebende Japan entfesselte, 
dessen verheerender Verlauf bereits viele Ent-
wicklungen des Weltkrieges vorwegnahm. Das 
soll nicht die Mittelmächte zu Opfern stilisie-
ren, die plumpe Außenpolitik Berlins relativie-
ren oder dessen weltpolitische Ansprüche negie-
ren. Auch eine planvolle Einkreisungspolitik der 
Ententemächte zu vermuten, geht insgesamt 
fehl, denn eine solche gab es nicht. Nichtsdes-
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totrotz hatten die anderen Wettbewerber im 
Zeitalter des Imperialismus ureigene Interessen, 
die für eine Auskreisung und Isolierung des 
Reiches sprachen.27 Für die Frage nach dem 
hegemonialen Potenzial ist es wichtig festzuhal-
ten, dass das Deutsche Reich, wenngleich es 
mit hegemonialen Ansprüchen auftrat und in 
allen internationalen Fragen mitspielen wollte, 
keinerlei maßgebliche Ziele erreichen konnte 
und wiederholt von den anderen Mächten aus-
gebremst und dessen Isolierung schließlich be-
wusst in Kauf genommen wurde. 

Warum gelang es aber ausgerechnet dem 
wirtschaftlich wie militärisch so starken Kaiser-
reich nicht, seine Potenziale in machtpoliti-
sches Kapital umzumünzen? Ein Grund dafür 
war sicher, dass eine aktive Wirtschaftsaußen-
politik zumeist als negatives Instrument statt 
als positives Element zur Herbeiführung zu-
sätzlicher politischer Optionen genutzt wurde. 
Schon Bismarck verstand sich nur darauf, mit 
Hilfe wirtschaftlicher Maßnahmen Rivalitäten 
zu schaffen oder auszunutzen bzw. Druck zu 
erzeugen. Als vertrauensbildendes Instrument 
hingegen wurde die wirtschaftliche Stärke erst 
viel zu spät entdeckt und dann auch nur pha-
senweise, etwa unter Leo von Caprivi, einge-
setzt. Dass die Zunahme deutscher Handels-
aktivitäten aber verstärkt als unwillkommene 
Konkurrenz wahrgenommen wurde, zeigt, dass 
die Zeit für eine aktive Wirtschaftsaußenpolitik 
im heutigen Sinne auch im allgemeinen Zeit-
verständnis noch nicht gegeben war.28 Wenn 
wirtschaftliche oder finanzielle Interessen eine 
außenpolitische Rolle spielten, dann zumeist 
bei der Interessenwahrung. Aber selbst hier 
stieß die deutsche Politik an ihre Grenzen. In 
der Venezuela-Krise zum Beispiel musste das 
Reich nicht zuletzt aufgrund maritimer Unzu-
länglichkeiten von London geradezu zur Aktion 
gedrängt werden, um am Ende als internatio-
naler Störenfried zu gelten. 

Erneut war es die kontinentale Mittellage, 
die deutsche Ambitionen behinderte. Darüber 
hinaus wirkte sich die chronische Finanzschwä-
che des Kaiserreiches als wesentliches Handicap 
aus. Das zeigte sich vor allem in der Rüstungs-
politik. Gemeinhin gilt gerade das militärische 
Potenzial des Reiches vor 1914 zu Lande, aber 
auch zu Wasser als sicheres Indiz für dessen 

hegemoniales Potenzial. Als die „stärkste“ Land-
macht sich anschickte, auch zu Wasser aktiv zu 
werden, bedeutete das, so das gängige Urteil, 
eine weitere „Revolution der Staatenwelt“. 
Jüngere Studien haben hier gerade mit dem 
Mittel des historischen Vergleichs als auch 
unter Berücksichtigung der Zweifrontenbedro-
hung in den letzten Jahren jedoch wiederholt 
Zweifel angemeldet.29 Nicht nur, dass Deutsch-
land alle Voraussetzungen zu einer Seemacht 
fehlten, die Royal Navy betrachtete sie, wenn 
überhaupt, nur im Verbund der anderen See-
mächte als Bedrohung.30 Zu Lande fällt bei der 
militärischen Entwicklung im Verhältnis zur 
Reichsbevölkerung ins Auge, dass Deutschland 
keineswegs unverhältnismäßig gegen seine 
Nachbarn aufrüstete. International bewegten 
sich die Truppenzahlen völlig im Rahmen. Für 
die hegemonialen Bestrebungen des Reiches al-
lerdings waren das schlechte Nachrichten. Denn 
angesichts der Zweifrontenbedrohung durch 
die französisch-russische Militärkonvention von 
1894 genügten die Truppenstärken keineswegs 
(siehe Tab. 3). 

Bei aller Vorsicht gegenüber rein quantitati-
ven Größen deuten die Zahlen weniger auf eine 
bis an die Zähne hochgerüstete, aggressive 
Großmacht auf dem Sprung zur Hegemonie als 
vielmehr auf ein zunehmendes Sicherheitspro-
blem. Denn aus historischer Sicht mag es rich-
tig sein, dass etwa der französische Generalstab 
seinen eigenen Rekruten nur wenig zutraute und 
das Zarenreich weder genügend Waffen noch 
ausreichend Munition, Ausrüstung und Offi-
ziere besaß, um seine millionenstarke Reserve-
armee auszustatten und zu führen.31 Gleichwohl, 
gegenüber der in militärischen Angelegenheiten 
eher unwissenden Öffentlichkeit gehen diese 
Einschränkungen ins Leere. Schließlich operier-
ten auch die Zeitgenossen schon aus Gründen 
der immer komplexeren militärtechnologischen 
Sachverhalte mit Zahlenwerken statt mit kom-
plizierten qualitativen Erörterungen. Die realen 
Kräfteverhältnisse waren daher kaum abzu-
schätzen, weshalb gerade bei den Rüstungen zu 
Lande nicht selten Quantitäten statt Qualitäten 
die Grundlage politischer Entscheidungen bil-
deten. Es handelte sich also keineswegs um 
plumpe Manipulationen,32 wenn deutsche Ge-
neralstäbler sich zunehmend im militärischen    
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Tabelle 3: Militärische Entwicklung Truppenzahlen (Heer und Flotte in Tsd.) im Verhältnis zur Bevölkerung

33 
 

 England Frankreich Russland 
Deutsches 

Reich 
Österreich-

Ungarn 
USA 

1880 367 543 791 426 246 34 

% der Bevölk. 1,06 1,5 1,1 1,0 0,8 0,1 

1900 624 715 1162 524 385 96 

% der Bevölk. 1,6 1,9 1,1 0,96 0,9 0,13 

1910 571 769 1285 694 425 127 

% der Bevölk. 1,3 2,0 1.0 1,1 0,9 0,14 

1914 532 910 1352 891 444 164 

% der Bevölk. 1,2 2,3 1,1 1,3 0,9 0,17 

 
 

Hintertreffen wähnten. Denn ausgerechnet zu 
Lande schien das Kaiserreich seine Möglich-
keiten offenbar nicht auszuschöpfen. So blieb 
es im Durchschnitt bei der in Artikel 60 der 
Reichsverfassung erwähnten Friedenspräsenz-
stärke von ca. 1 % der Bevölkerung. Ob bei 
den Pro-Kopf-Ausgaben oder den Ausgaben im 
Vergleich zum Nationalprodukt, Deutschland 
bildete keine Ausnahme und gab mit 28 Mark 
pro Einwohner weniger aus als Frankreich 
(31 Mark) oder England (32 Mark).34 Erst 

nachdem 1912 das kostspielige Wettrüsten zu 
Wasser zugunsten Englands entschieden war, 
konzentrierte sich Berlin wieder auf die Heeres-
rüstung, die lange auf dem Stand der Einigungs-
kriege verharrt hatte, und versuchte vergangene 
Versäumnisse nachzuholen. Wie wenig man im 
Sommer 1914 in Berlin offenbar für einen Krieg 
plante, zeigt nicht nur die Tatsache, dass man 
die gesamte militärische Führung in Urlaub 
schickte, sondern auch dass die Munitionsvor-
räte nur bis Oktober ausreichten.35 

 

 
Tabelle 4: Militärausgaben im Verhältnis zum Nettoinlandsprodukt36 

 

Jahre England Frankreich Russland 
Österreich-

Ungarn 
Deutsches 

Reich 
Italien 

Durch-
schnitt 

1901 7,1 4,6 3,9 2,7 4,1 3,2 4,3 

1903 4,2 4,1 3,9 2,7 3,9 3,3 3,7 

1906 3,1 3,9 8,7 2,3 3,8 2,7 4,1 

1909 3,3 3,8 4,3 3,0 4,0 2,9 3,6 

1913 3,4 4,3 5,1 3,5 4,9 5,1 4,4 

Durch-
schnitt 

4,2 4,1 5,1 2,8 4,1 3,4 4,0 
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Dies ist umso überraschender, unterstellten 

doch gerade Fritz Fischer und seine Schüler 
unverhohlene Kriegsabsichten. Aber es ist allzu 
offensichtlich, dass Deutschland am Vorabend 
des Krieges militärisch zurückfiel. Auch wenn 
die Friedensstärke noch einmal durch die letz-
ten Reformen von 588.000 im Jahre 1904 auf 
761.000 Mann 1914 angehoben wurde, die 
französischen und russischen Armeen wuchsen 
wesentlich rasanter. Noch 1904 betrug der 
Vorsprung der französisch-russischen Allianz 
260.982 Soldaten. 1914 betrug die Lücke zu 
den Mittelmächten bereits 1,3 Millionen. War 
das allein über einen besseren Bildungsstand, 
wirtschaftliche Erfolge, viele Unteroffiziere und 
bessere Militärtechnik aufzufangen? 

Für den Kriegsfall konnten Wien und Ber-
lin 3,5 Millionen Soldaten stellen, gegenüber 
5,4 Millionen auf Seiten der Ententemächte.37 
Schlieffen und Moltke wussten, dass die positive 
demographische Entwicklung in die Irre führe, 
wenn es Deutschland nicht gelänge, diesen Vor-
teil auch an die Front zu bringen.38 Zweifellos 
war Deutschland eher in der Lage, eine große 
Anzahl Reservisten einzuberufen. Es ist auch 
richtig, dass Frankreich seinen Rekruten nicht 
allzu viel zutraute. Gleichwohl wirkten in der 
Situation zunächst einmal die nackten Zahlen, 
und auch die deutsche Führung konnte nicht 
mit Sicherheit sagen, wie verlässlich und mili-
tärisch schlagkräftig ihre Reservisten waren. Es 
ist richtig, dass Deutschland seine eigenen Fä-
higkeiten unterschätzte und die Angriffsmacht 
Russlands überschätzte. Gleichwohl führten 
allein die Heereszahlen zu geringeren diploma-
tischen Druckmitteln. Kriegspläne hin oder her, 
in Berlin und Potsdam verdichtete sich der 
Eindruck, dass es mehr um die Selbstbehaup-
tung durch schnelle Schläge gegen eine Phalanx 
von Feinden als um weitreichende Weltmacht-
phantasien ging. Diese gingen, sollten sie gelin-
gen, natürlich mit der Erringung einer hegemo-
nialen Position einher. Aber ein Erfolg schien 
mit zunehmender Dauer alles andere als sicher. 

Ein Grund für die nachteilige Entwicklung 
war sicher die fehlgeleitete Konzentration auf 
die Marinerüstung. Auf einen anderen Grund 
hat Niall Ferguson vor einigen Jahren hinge-
wiesen: die fiskalische Struktur des Kaiserrei-
ches.39 Bis heute wird vielfach übersehen, dass 

für die Bewertung des hegemonialen Potenzials 
im Zeitalter der Moderne weniger die industri-
elle, wirtschaftliche oder demographische Ent-
wicklung zählen, sondern vielmehr die finanz-
politische Kraft und deren Beweglichkeit. Die 
Bedingungen des „fiscal-military state“ des 
18. Jahrhunderts, der sich vor allem über Steu-
ereinnahmen und durch eine klare Verantwort-
lichkeitsstruktur auszeichnete, galten zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts nach wie vor.40 Ein ge-
nauerer Blick auf die Finanzdaten belegt: Das 
Kaiserreich war finanzpolitisch zu schwach und 
zu dezentral strukturiert, um seine militärische 
Stärke zur Geltung zu bringen. 

Während sich London von der „Werkbank“ 
zum Kreditgeber der Welt entwickelt hatte und 
um die Jahrhundertwende bereits den industrie-
politischen Verlust weitgehend durch seinen 
finanzpolitischen Einfluss wett gemacht hatte, 
fiel die fiskalische Struktur des Kaiserreiches 
zurück und wurde bei den relativen Rüstungs-
ausgaben in der Regel von Frankreich und 
Russland übertroffen. Selbst 1913, nach zwei 
aufeinanderfolgenden Armeevorlagen, gab Ber-
lin zwar mit 3,5 % mehr als Großbritannien 
(3,1 %) und Österreich-Ungarn (2,8 %), aber 
noch immer weniger als Frankreich (3,9 %) und 
Russland (4,6 %) aus. Wenn Deutschland im 
Begriff war, entweder nach der Weltmacht zu 
greifen, oder sich im besonderen Maße durch 
die französisch-russischen Rüstungen bedroht 
fühlte, warum forcierte es nicht seine Anstren-
gungen? Zumal, wenn es nach den Wirtschafts-
daten durchaus höhere Ausgaben hätte stem-
men können? Die Haupthindernisse waren 
neben der verhältnismäßig hohen Staatsquote 
das Budgetrecht des Reichstages (Art. 62) und 
die föderale Struktur. Das Reich blieb unter den 
gegebenen Kräfteverhältnissen im Reichstag bis 
zuletzt ein „Kostgänger" seiner Einzelstaaten 
und von deren Matrikularbeiträgen abhängig. 
Wenn die Ausgaben des Staates beständig stie-
gen, so war das in erster Linie nichtmilitäri-
schen Ausgaben geschuldet. Hinzu kam, dass 
es, anders als Großbritannien, über keine feste 
Einnahmequelle aus Einkommenssteuern ver-
fügte und auch nicht in dem Maße in der Lage 
war, wie Russland oder Frankreich große An-
leihen auf dem internationalen Kapitalmarkt zu 
platzieren. Die wachsenden öffentlichen Aus-
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gaben und der durchweg hohe Schuldendienst 
von durchschnittlich 60 % des Nettoinlands-
produktes mussten, anders als bei den zentra-
listisch organisierten Rivalen, hauptsächlich über 
Konsumsteuern und Zölle bedient werden, die 
zu Lasten der Militärausgaben gingen.41 Wäh-
rend das Machtpotenzial des Reiches auf diese 
Weise objektiv gebremst wurde, erhöhte sich 
das subjektiv empfundene Unsicherheitsgefühl. 
Den kostenintensiven internationalen Rüstungs-
wettlauf konnte Deutschland ohne eine grund-
legende Finanzreform nicht gewinnen, weshalb 
nicht zuletzt Bernhard von Bülow eine Finanz-
reform als „eine Frage von Leben und Tod“ be-
zeichnete.42 

Die historische Forschung hat jahrzehnte-
lang auf das wirtschaftliche und militärische 
Machtpotenzial Deutschlands verwiesen und 
die Julikrise letztlich als Vorwand, wenn nicht 
unbedingt für einen Griff nach der Weltmacht, 
so doch zumindest nach der europäischen He-
gemonie gewertet.43 Betrachtet man das Poten-
zial des Kaiserreiches dazu, so fällt das Fazit 
doch eher nüchtern aus. Ohne Frage hatte das 
Reich nach seiner Gründung eine rasante wirt-
schaftliche Entwicklung genommen. Dies gilt 
vor allem, was den kontinentalen Maßstab an-
belangte. Im direkten Vergleich mit Frankreich 
und Österreich-Ungarn deutete die Entwicklung 
zweifellos auf eine dominierende Rolle hin. Im 
Vergleich zu den etablierten Weltmächten 
Großbritannien und Russland bzw. den USA 
relativierten sich die Berliner Erfolgsaussichten 
jedoch. Während dem Reich zugetraut wurde, 
sich in der europäischen Mitte als feste Größe 
zu etablieren und dem Kontinent seinen Stem-
pel aufzudrücken, so fällt global gesehen eher 
das Ringen der angelsächsischen, slawischen 
und asiatischen Völker ins Auge. Auf allen Ge-
bieten des modernen Wirtschaftslebens gehörte 
Deutschland fraglos zur ersten Riege der mo-
dernen Wirtschaftsnationen. Allein, es gelang 
nicht, diese Stärke in machtpolitische Erfolge 
umzusetzen. Die Mittellage erwies sich ins-
gesamt als zu großes Handicap, welches die 
Kosten in die Höhe trieb und die strukturelle 
Finanzschwäche des Reiches verdeutlichte. Dar-
über hinaus erodierte selbst die durch die Bis-
marck’sche Bündnisdiplomatie erreichte Stel-
lung als attraktiver Bündnispartner so sehr, dass 

Großbritannien die Mittelmeerentente auslaufen 
ließ und sich lieber seinen traditionellen Rivalen 
annäherte.44 Mitteleuropapläne à la Friedrich 
Naumann, denen gerade die wirtschaftliche 
Stärke des Reiches zum Erfolg verhelfen sollte, 
waren eine logische Konsequenz. 

Aber noch war das Zeitalter des verdichte-
ten Warenaustauschs und der positiven Wirt-
schaftsaußenpolitik, die eine Mittellage begüns-
tigte, nicht gegeben. Im Sommer 1914, dies gilt 
inzwischen als Tenor der neueren Forschung, 
griff Berlin jedenfalls nicht nach der Weltmacht. 
Wenn überhaupt, so handelte es sich um den 
Versuch, die „begrenzt-hegemoniale Stellung“ 
der Bismarck-Ära zurückzugewinnen.45 
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1914: AUFBRUCH ZUR KULTURELLEN FÜHRUNG? 

 

Die Werkbund-Ausstellung in Köln 
 
 
FRIEDERIKE WEIMAR ||||| Die Werkbund-Ausstellung (ab Mai 1914) in Köln bot nicht nur einen 

„Überblick über den heutigen Stand der deutschen ‚Qualitätsarbeit‘“,1 sondern sie wollte auch ein 
„Aufbegehren der Pickelhauben“, eine „kleine deutsche Invasion“ sein.2 Die Ausstellung und die 
mit ihr verbundenen Themen spiegelten auf kultureller Ebene die innenpolitischen Hoffnungen auf 
eine Einheit des jungen, föderativ organisierten Staates und auf eine Struktur – von manchen kon-
servativ, von anderen demokratisch gewünscht. 

 
 
 

VORGESCHICHTE 
1887 beschloss das englische Parlament, dass 

auf importierten Waren das Herkunftsland 
angegeben werden müsse; drei Jahre später 
wurde das Gesetz von vielen weiteren Staaten 
übernommen.3 Die Warenkennzeichnung war 
als Affront der Engländer insbesondere gegen 
Deutschland gemeint, denn „made in Germany“ 
hieß seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
„billig und schlecht“. In Deutschland gründeten 
sich schnell Initiativen, um aus der Schmäh-
Bezeichnung ein Qualitätssiegel zu machen,4 
die wichtigste wurde der 1907 ins Leben geru-
fene Deutsche Werkbund. Anders als der Arts-
and-Crafts-Movement in England setzte der 
Deutsche Werkbund von Anfang an auf eine 
Zusammenarbeit von Kunst und Industrie. Es 
ging nicht um eine Wiederbelebung handwerk-
licher Traditionen, sondern um eine künstleri-
sche Gestaltung von industriell hergestellten 
Massenprodukten: „Vom Sofakissen bis zum 
Städtebau“.5 

Zur Gründungsversammlung luden sechs 
Künstler und sechs Firmen ein, und etwa ein-
hundert Architekten, Künstler, Kunsthandwer-
ker Museumsleute, Politiker und Vertreter von 
Unternehmen folgten der Einladung. Denn, 
so war 1914 eine verbreitete Meinung: „Der 
Mensch im Zeitalter des Eisens und des Betons, 
der elektrischen Schnellbahn und des Luft-

schiffs ist ja überhaupt ein andrer als jener aus 
der gemütlichen Zeit der Postkutsche und des 
Biedermeiertums. Was uns Heutigen not tut: 
ein[e] neue ästhetische Kultur, die unser Dasein 
lebenswerter macht, indem sie ringsum Schön-
heit verbreitet, das erstrebt der Deutsche Werk-
bund.“6 Das Bündnis mit der Industrie war das 
Revolutionäre, das Neue und das Eigene des 
Deutschen Werkbundes7 und das Zukunfts-
weisende, der Aufbruch zu einem neuen Ver-
ständnis von Modernität. 

Doch gerade diese enge Verknüpfung von 
künstlerischem und industriellem Schaffen führ-
te innerhalb des Werkbundes zu vehementen 
Auseinandersetzungen. Und die Werkbundaus-
stellung 1914 brachte mit ihrer zeitgleichen 
Jahresversammlung der Mitglieder auch eine 
„Werkbundkrise“,8 die sich im Grundsatzstreit 
zwischen Hermann Muthesius und Henry van 
de Velde zuspitzte. Es ging um Typisierung 
gegenüber künstlerischer Individualität, die die 
Produkte des Werkbundes prägen sollten.9 
Entsprechend der unterschiedlichen Positionen 
zeigte die Werkbundausstellung ein vielfältiges 
Spektrum an modernen Ausdrucksformen.10 
Einig war man sich zwar darüber, dass die Pro-
dukte „qualitätsvoll“ sein sollten, aber Qualität 
wurde sehr unterschiedlich definiert – sowohl 
ästhetisch als auch hinsichtlich des Herstel-
lungsverfahrens.11 
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Abbildung 1: Peter Behrens, Werkbund-Ausstellungsplakat, 1914 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6lner_Werkbundausstellung, Stand: 12.9.2013. 
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Der erste große Höhepunkt (und zugleich 

auch ein erster Schlusspunkt)12 in der Geschich-
te des Deutschen Werkbundes war die auf eine 
internationale Wirkung ausgerichtete Ausstel-
lung 1914 in Köln. Etwa eine Million Gäste be-
suchten die Schau, für die die Stadt ein Gelände 
von 350.000 m2 gegenüber der Kölner Altstadt 
(auf dem Deutzer Rheinufer) zur Verfügung ge-
stellt hatte.13 

 
DEUTSCHE WERKBUND-AUSSTELLUNG  
CÖLN 1914 

Der Schwerpunkt der umfassenden Schau lag 
auf der Präsentation moderner Architektur und 
vorbildlichen Designs. 

48 renommierte deutsche und österreichische 
Architekten hatten die Ausstellungsgebäude ent-
worfen. Das Haupthaus stammte von Theodor 
Fischer, weitere wichtige Gebäude von Peter 
Behrens, Josef Hoffmann, Bruno Paul, Marga-
rete Knüppelholz-Roeser, Adolf Meyer, Wilhelm 
Kreis, Hermann Muthesius und Georg Metzen-

dorf. Zu ihrem Wahrzeichen wurde schnell die 
abends bunt leuchtende Architektur-Skulptur 
„das Glashaus“ von Bruno Taut. Auch das 
Theater von Henry van de Velde und die Fabrik- 
und Verwaltungsgebäude von Walter Gropius 
erkannte man bereits damals als wegweisend. 
Sie „scheinen die Ankunft einer Architektur 
anzukündigen, welche die industrielle Moderne 
entschieden bejaht“.14 Ein Blick auf die gesamte 
Architektur der Ausstellungsbauten präsentiert 
jedoch eher einen Querschnitt durch das Stilvo-
kabular der Zeit: Es gab ein „Rheinisches Dorf“ 
im Regionalstil und vielfach historisierende 
Anklänge an den Barock, die Renaissance und 
den Klassizismus. 

Das Werkbund-Theater von Henry van de 
Velde (1863-1957) ist eines der Hauptwerke 
des vor allem als Architekt und Designer täti-
gen Künstlers. Da der Belgier in Deutschland 
lebte und arbeitete, bezeichnete man ihn sei- 
tens des Werkbundes als „Wahldeutschen“15 
und als solchen durchaus geeignet, um an einer  

 
Abbildung 2: Henry van de Velde, Werkbund-Theater, 1914 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Die Kunst. Monatsheft für freie und angewandte Kunst 30/1914, S. 500. 
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Abbildung 3: Bruno Taut, Glashaus, 1914 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Deutsche Form im Kriegsjahr. Die Ausstellung Köln 1914 (= Jahrbuch des Deutschen Werkbundes 1915, München 1915). 
 

 
neuen deutschen Formfindung mitzuwirken. Im 
Zentrum des Entwurfs stand seine Idee von einer 
dreiteiligen Bühne. Diese sollte einen Übergang 
von einer Szene zur nächsten ohne Unterbre-
chungen durch Umbauten ermöglichen. Außer-
dem wollte van de Velde eine größtmögliche 
Ausdehnung der Bühne erreichen, „die mir selbst 
auf dem größten Theater der Welt zu gering 
und daher alle dramatische Handlung in ihrem 
Fluge hemmend erschienen war“. Und schließ-
lich lehnte er „jede Einrahmung der Bühne“ ab, 
um „die Handlung gegen das Publikum hin“ 
auszudehnen, „um möglichst die Vorstellung zu 
unterstreichen, dass das Drama in unsrer Mitte, 
so nah wie möglich bei uns, sich abspielte“.16 
Dem Prinzip des Jugendstils verpflichtet, ent-
wickelte van de Velde den Bau von innen nach 
außen, und an der äußeren Form sind die In-
nenräume ablesbar: Die Außenwände springen 

vor und zurück, bilden Erker und haben un-
terschiedliche Höhen. „Ein Geschmiege streng 
bemessener Gebilde, Flächen, Umrisse, fast der 
Struktur eines Schiffes verwandt; nicht Fassade, 
sondern Organismus; nicht festliche Gelassen-
heit, sondern gespannter Formwille. Kurz und 
gut: van de Velde.“17 Klare Vertikalen und Ho-
rizontalen fügten sich mit sanften Rundungen 
und den elliptischen Fensterdurchbrüchen rechts 
und links vom Haupteingang zu einer strengen 
Spielart des Jugendstils. 

Inspiriert von der phantastischen Literatur 
Paul Scheerbarts (1863-1915) über Glasarchitek-
tur und von den Möglichkeiten, die die moder-
ne Glasindustrie bot (die den Bau maßgeblich 
förderte und als Werbung für sich betrachtete), 
entwarf Bruno Taut (1880-1938) seinen ersten 
international beachteten Bau: das Glashaus. 
Die Grundform des Baus (aus Eisenbeton), der 
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keinen Zweck erfüllen, sondern „ein Gewand 
für die Seele“18 sein sollte, war ein Tambour, der 
in eine zugespitzte, vielfach facettierte Kuppel 
überging. Tagsüber spiegelte das Glas seine Um-
gebung, nachts wurde es farbig beleuchtet. Das 
Innere glich mit seinen verschiedenen Gläsern 
(„Glastafeln, Kristallprismen, Smalten, kurz alle 
Spielarten des Glases“),19 die teils eingefärbt, 
teils farbig beleuchtet und teils durch ihren pris-
matischen Schliff farbig wirkten, einem Zauber-
land. Ein Wasserfall, ebenfalls farbig beleuch-
tet, ergoss sich über mehrere Stufen. Licht und 
Wasser unterstrichen so die utopische Archi-
tektur. Im Jahrbuch des Werkbundes von 1915 
heißt es begeistert: Ein „Jungquell der Anre-
gung … so erfrischend und blinkend wie der 
Wasserfall, der innen unter der glitzernden Kup-
pel zwischen Glasfenstern und Glasfliesen und 
Luxferprismen und Mosaiken über leuchtende 
Strahlen niederrann. … Wirklich klingende Mu-
sik … in diesem kleinen Juwel.“20 Das Glashaus 
von Bruno Taut wurde zu einer Ikone für eine 
utopische Architektur und regt bis heute Künst-
ler und Wissenschaftler an.21 

Wie moderne Industriearchitektur aussehen 
konnte, hatte Walter Gropius (1883-1969) be-
reits 1911/12 im Fagus-Werk (einer Fabrik für 
Schuhleisten) in Alfeld gezeigt. Für die Werk-
bund-Ausstellung entwarf der Architekt und 
Industriedesigner eine noch kühnere Variante 
eines Fabrik- und Bürohauses – geprägt durch 
seine kubische Form, die Zur-Schau-Stellung 
der Konstruktion und den Einsatz von viel Glas. 
„Bei der Anlage des Bureauhauses war klare 
Übersichtlichkeit des Grundrisses entsprechend 
dem Organisationsgang des Betriebes, verbun-
den mit reichlicher Lichtzuführung, maßgebend. 
Die Einrichtung des Hauses mit Möbeln und 
Kleingerät ist bis in die Einzelheiten der kauf-
männischen Buchführung hinab betriebsfertig 
durchgeführt. Das flache Dach wurde zum Dach-
garten als Erholungsstätte für die kaufmänni-
schen Angestellten ausgebaut. Die Maschinen-
halle, eine neue Konstruktion freigespannter 
Blechbinder, enthält in übersichtlicher Verteilung 
die ausgeprägtesten Entwicklungstypen moder-
ner …-maschinen, feinmechanischer Instrumen-
te, Werkzeuge und industrieller Fabrikate.“22 
Die Glasfront, die vor den steinernen Pfeilern 
verläuft, hatte Gropius bereits für das Fagus-

Werk geplant, aber dort nicht umsetzen kön-
nen. Das Werkbund-Gebäude zeigte nun diesen 
Fassaden-Vorhang aus Glas. Neuartig und spä-
ter vielfach zitiert (aber bei den Zeitgenossen 
ebenfalls sehr umstritten) waren auch die glä-
sernen Treppenhäuser an den Ecken des Ge-
bäudes. An die Stelle der traditionellen Fabrik-
gebäude, die die Solidität des Unternehmens 
durch massiv und schwer wirkende Bauten sug-
gerierten und die Arbeiter von den Verwaltungs-
angestellten deutlich trennten, setzte Gropius 
eine leichte, luftige und transparente Architektur, 
die einer Verbesserung sowohl der physischen 
Arbeitsplatzbedingungen als auch dem Abbau 
von Hierarchien dienen sollte. 

Neben der Architektur war der zweite 
Schwerpunkt der Ausstellung die Präsentation 
von vollständig eingerichteten Wohnräumen. So 
konnten Möbel, Teppiche, Wandgestaltungen, 
Gemälde und Skulpturen (davon viele Leih-
gaben der avantgardistischen Galerie Alfred 
Flechtheim),23 Lampen und Wohnaccessoires 
im Ensemble wahrgenommen werden. Diese – 
gemeinsam von Künstlern und Firmen – gestal-
teten Wohnräume waren über die verschiede-
nen Ausstellungsgebäude verteilt. Sie zielten 
auf ein gutbürgerliches Publikum. Teure Mate-
rialien, aufwändige Verarbeitungen und histo-
ristische Formzitate prägten die repräsentativen 
Herrenzimmer, Boudoirs und Empfangsräume. 
Als charakteristisch für den „neuen deutschen 
Stil“ galt eine Haltbarkeit und Solidität sugge-
rierende Gestaltung: „schwer, wuchtig, massiv, 
trotzig“.24 Bevorzugt wurden Möbel anstatt auf 
Beine auf breite Sockel gesetzt und Tischplatten 
mit übertriebener Dicke gestaltet. 

Um zugleich dem wirtschaftlichen Ziel des 
Werkbundes gerecht zu werden, ignorierte man 
vielfach den Grundsatz von Materialgerechtig-
keit und der Sichtbarmachung der Konstruk-
tion, indem mit Verblendungen und Furnie-
ren gearbeitet wurde.25 Die Industrie forderte 
außerdem „gemäßigt moderne Muster“,26 die 
„man als durchaus anständig, dabei aber auch 
als durchaus gleichgültig und langweilig be-
zeichnen kann“27, wie seitens des Werkbundes 
selbstkritisch konstatiert wurde. „Die Werkbund-
ausstellung 1914 spiegelte aber die Strömun-
gen und Tendenzen ihrer Zeit in Deutschland 
wider.“28 
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Abbildung 4: Walter Gropius, Fabrik-, Werkstatt- und Bürogebäude, 1914 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Deutsche Kunst und Dekoration. Illustrierte Monatshefte für moderne Malerei, Plastik, Architektur, Wohnungs-
kunst und künstlerisches Frauen-Arbeiten 34/1914, S. 432.  
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Abbildung 5: Max Heidrich-Paderborn, Diele des Sommerhauses, 1914 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Die Kunst. Monatsheft für freie und angewandte Kunst 30/1914, S. 567. 

 
 

Das vorzeitige Ende der Werkbund-Ausstellung 
Die Kölner Ausstellung sollte die Krönung 

der bisherigen Bemühungen des Werkbundes 
sein: sowohl hinsichtlich der Größe der Schau 
als auch bezüglich der Qualität der gezeigten 
Arbeiten und der Wirkung ins In- und ganz be-
sonders ins Ausland („Auch das Ausland, be-
sonders Frankreich, England und Amerika, ver-
folgt unsere kunstgewerbliche Entwicklung mit 
sehr aufmerksamem Interesse, und dank einer 
geschickten Propaganda ist auf einen sehr star-
ken Besuch aus diesen Ländern zu rechnen.“).29 
Neben der eigentlichen Ausstellung lockten ein 
Vergnügungspark sowie ein umfangreiches und 
vielgestaltiges Rahmenprogramm – vom Theater 
bis zum Sportfest – Besucher an.30 Die Dauer 
der Schau war für Mai bis Oktober geplant. Im 
August musste sie wegen des Kriegsausbruchs 
vorzeitig beendet werden: „Die Deutsche Werk-
bund-Ausstellung Köln 1914 ist als eines der 
ersten Opfer des Krieges gefallen, kaum voll-

endet, ehe sie sich hat auswirken können“,31 
war im Jahrbuch 1915 des Werkbundes zu le-
sen. Überstürzt wurden die Ausstellungshallen 
geräumt, um Platz zu machen für Soldaten, 
Pferde, Flüchtlinge und Verletzte. Dieser plötz-
liche und ungeplante Abbruch führte zu zahl-
reichen Verlusten von Exponaten.32 Selbst die 
Foto-Dokumentation, die drei Werkbundmit-
glieder vorbereiten sollten, wurde nicht mehr 
ausgeführt, da die Zuständigen sofort nach 
Kriegsausbruch in den Militärdienst eintraten.33 
Nach dem Krieg begann der sukzessive Abriss 
der nun baufälligen Ausstellungsgebäude.34 

 
DIE WERKBUND-AUSSTELLUNG ALS  
KULTURELLE KRIEGSERKLÄRUNG? 

Das Ausstellungsplakat von Peter Behrens 
wurde bereits kurz nach Kriegsbeginn und Aus-
stellungsende (eingebettet in die Schilderung 
einer Vision des Zeitungskritikers) so gedeutet: 
„Eine düstere Wolkenbank stand unbeweglich 
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am westlichen Horizont, von hinten blutig an-
gesprenkelt, wie vom Widerschein einer unge-
heuern Feuersbrunst. Der Spiegel des Rheines 
strahlte in einem seltsamen kalten und harten 
Glanz, wie hauchgetrübter Stahl. Es war eine 
drückende bedrohliche Stimmung in dem Bild. 
Und dann sah ich hinter dem Weidengebüsch auf 
dem gelben Sande des Strandes einen Jüngling 
auf schwarzem, gewaltigem Ross hervorsprin-
gen. Hart am Wasser riss er das Ross zurück, 
dass es aufbäumte, und schwang die lodernde 
Fackel, die er in der Hand trug, nach hinten, 
dass die Flamme lang hinwehte, wie der feurige 
Schweif eines kriegverkündenden Kometen.“35 

Diese unmittelbare Verknüpfung der Aus-
stellung mit dem Krieg basiert auf einer generell 
(und international)36 in jener Zeit sehr verbrei-
teten nationalistischen Sichtweise auf Kultur. 
Der Kunstkritiker Max Osborn formulierte – 
wie viele andere in ähnlicher Form auch – diese 
Meinung kurz nach Kriegsausbruch deutlich, in-
dem er schrieb, dass es „den Söhnen und Enkeln 
der Männer von 1870“ gelungen sei, dem, „was 
man unter ‚moderner‘ Baukunst, Innenarchitek-
tur, Dekoration und kunstgewerblicher Reform 
verstand, nach Geist und Wesen den Stempel 
des Eignen, des Einheimischen, des Deutschen“ 
zu geben. „Der grandiose Aufschwung nationa-
len Lebens, den wir von den Kämpfen, die wir 
jetzt führen, und von ihrem siegreichen Ende 
mit Sicherheit erwarten, wird seinen Ausdruck 
in einer selbstbewussten Steigerung deutscher 
Kultur suchen und künstlerische Formen erseh-
nen, die imstande sind, die Kraft und Herrlich-
keit des neuen Deutschland strahlend zu offen-
baren!“37 

Von seiner Gründung an hatte der Deutsche 
Werkbund das Ziel, den Absatzmarkt für deut-
sche Produkte durch eine verbesserte Qualität 
und (dank industrieller Fertigung) günstige Prei-
se zu vergrößern. Teil dieser Idee war die Aus-
bildung eines einheitlichen, wiedererkennbaren 
„deutschen Stils“. Die Produkte des Werkbundes 
(und durch seine Strahlkraft die Waren aus 
ganz Deutschland) sollten Markenprodukte 
werden.38 Der Reichstagsabgeordnete und Mit-
begründer des Deutschen Werkbundes, Fried-
rich Naumann, träumte 1914 in Köln von einer 
weltweit geschätzten, deutschen „Werkbund-
marke“.39 

Hinter diesem Wunsch nach einem Natio-
nalstil stand ein „Komplex wertanschaulicher, 
wirtschafts- und kulturpolitischer Gedanken 
und Programme“.40 Ein Kritiker konstatierte 
1914 nach seinem Besuch der Werkbund-Aus-
stellung: „Man lernte wieder erkennen, dass 
alle Ausdrucksformen irgendwie Darstellung der 
herrschenden wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Zustände sind.“ Und weiter: „Die 
Bewegung [der Deutsche Werkbund, Anm. FW] 
ist eben inzwischen aus einer künstlerischen zu 
einer sozial und ethisch, merkantil und weltpoli-
tisch orientierten zivilisatorischen geworden.“41 

Mit der Entwicklung eines „deutschen Stils“ 
strebten einige Protagonisten der Bewegung ein 
„nationales Identifikationsmedium“42 an. Die 
Produkte sollten durch ihre industrielle und 
damit preisgünstige Fertigung für alle sozialen 
Gruppen der Gesellschaft erschwinglich sein und 
auf diesem Wege, eben durch eine gemeinsame 
ästhetische Sprache, zu einer Zusammenfüh-
rung der unterschiedlichen Bevölkerungsgrup-
pen führen. Es sollten nicht „unerschwingliche, 
mit Künstlerhonoraren belastete Einzelerzeug-
nisse“ produziert werden, sondern „gute, ge-
schmacklich hochstehende Werkbund-Ware, die 
vom Ladentisch weggekauft werden kann“.43 
Andere wurden von einem „kulturellen Hege-
monialstreben“44 angetrieben, der Idee, dass die 
Deutschen ein qualitätsvolles und zeitgemäßes 
Design entwickeln könnten, das Vorbild für 
alle Industrienationen der Welt werden sollte. 
Beide Positionen stießen sowohl in der Bevöl-
kerung als auch in der Wirtschaft auf breite 
Zustimmung.45 Die Ausstellung 1914 wurde als 
„Wiederbelebung einer neuen künstlerischen 
Kultur“ gesehen, welche zum „Aufschwung un-
seres Vaterlandes in wirtschaftlichen Dingen“ 
führen werde, denn sie präsentiere die „Lösung 
des deutschen Formproblems“.46 Bei der Eröff-
nung wurden nicht nur massenweise schwarz-
weiß-rote Fähnchen in die Luft geworfen und 
ein Hoch auf den Kaiser gerufen, sondern auch 
8.000 Brieftauben stiegen auf, „die ihren Flug 
nach allen Richtungen der Windrose nehmen 
und die Kunde … über die deutsche Erde tra-
gen“.47 

Mit dem Bau moderner Fabriken und der 
Erhöhung des Arbeitsplatzkomforts, aber auch 
mit der ästhetischen Erziehung der Arbeiter, 
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indem diese qualitätsvolle Produkte herstellten 
und kaufen konnten, hofften zudem manche, 
die drohende Ausbreitung der Sympathie für die 
Sozialdemokratie eindämmen zu können. Die 
Arbeiter sollten sich durch den neuen „deut-
schen Stil“, der sich im gesamten Lebensumfeld 
spiegeln würde, wertgeschätzt fühlen. Zufrie-
dene Arbeiter – so die These – würden eher im 
politischen Status quo verbleiben wollen, als 
unzufriedene.48 Andere meinten hingegen, dass 
der Weg des neuen Stils mit seiner Nüchtern-
heit sowie der Zweckmäßigkeit, der Material-
gerechtigkeit und der technischen Vernunft 
eindeutig zu einer Abkehr von der Aristokratie 
und statt dessen zu einer Demokratisierung 
führen werde: „man begriff, dass das moderne 
Bürgertum die sittliche Pflicht hat, Häuser und 
Möbel, Teppiche und Gläser nach dem eigenen 
Wesen zu gestalten“. Ein „Erwachen der Kon-
sumentenmassen“ sei das erzieherische Ziel des 
Deutschen Werkbundes.49 

Die Werkbund-Ausstellung und die mit ihr 
verbundenen Themen spiegelten auf kultureller 
Ebene somit die innenpolitischen Hoffnungen 
auf eine Einheit des jungen, föderativ organisier-
ten Staates und auf eine – von manchen konser-
vativ, von anderen demokratisch gewünschte – 
Struktur. Der „Burgfrieden“, den der deutsche 
Kaiser mit Kriegsausbruch verkündete, schien 
auf politischer Ebene jene Zusammenführung 
aller sozialen Gruppen zu vollziehen, die der 
Werkbund auf kultureller Ebene anstrebte.50 

Schon Monate vor der Eröffnung der Aus-
stellung stellte ein Journalist fest: „Aesthetisch, 
ethisch, wirtschaftlich – irgendwie steht jeder 
mit den Dingen in Verbindung, die auf der 
ersten Ausstellung des deutschen Werkbundes 
in geschlossener Einheit als ein Kulturweltbild 
im kleinen vorgezeigt werden sollten.“51 Nach 
Kriegsausbruch las man im Jahrbuch des Werk-
bundes: „Ich habe einen Freund, einen Franzo-
sen, der bis zum 1. August 1914 in Deutschland 
lebte, es kannte und nach seiner Art liebte. Er 
pflegte zu sagen: was euch groß macht, das ist 
die Solidarität, die sich gründet auf der Disziplin. 
Er hatte recht: der Krieg hat es bewiesen, die 
unverbrüchliche Gemeinschaft im Felde und 
daheim. Dieselbe Gemeinschaft aller Kräfte ist 
das Ziel, das Wesen, der Lebensnerv des Werk-
bundes. … Und diese Gesinnungsfragen werden 

letzten Endes auch über den geistigen Gewinn 
oder Verlust des Werkbundjahres 1914 ent-
scheiden. Möge der Krieg, der große Bildner 
des Charakters, seine läuternde und formende 
Macht auch an uns bewähren.“ Der Ausstel-
lungsort Köln erschien im Rückblick besonders 
geeignet, weil er „Deutschlands Warte gegen 
den Westen, das Eingangstor für so viele nähere 
und fernere Nachbarn“ sei. Man wollte es den 
„neidischen Nachbarn“52 zeigen, insbesondere 
den Franzosen. „Es begann jetzt, als eine Art 
liebenswürdige Revanche für die Manet und 
Monet, die Degas und Cézanne, als Vergeltung 
für diese Väter der deutschen Malerei, die end-
gültige Erledigung des französischen Monopols 
in allen Angelegenheiten der formalen Kultur.“ 
Und „Die Möglichkeit, dass, entsprechend dem 
Wandel, der sich auf den wirtschaftlichen und 
politischen Gebieten bereits vollzogen hatte, 
nun auch in dem Komplex der Architektur die 
germanischen Völker … die Führung bekom-
men könnten, wurde langsam wahrscheinlich.“ 
Der „neue deutsche Stil“, wie er sich auf der 
Werkbund-Ausstellung 1914 in Köln zeigte, 
wollte ein „Aufbegehren der Pickelhauben“ 
sein, eine „kleine deutsche Invasion“.53 
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EIN „GEISTIGER SONDERWEG“ IN DEN KRIEG? 

 

Was vom „deutschen Wesen“ 1914 übrig blieb 
 
 
THOMAS WELSKOPP ||||| Der Beitrag verfolgt die Frage, ob eine der zeitgenössischen oder späte-

ren Konstruktionen eines geistesgeschichtlichen oder philosophischen „deutschen Sonderwegs“ 

tatsächlich auf eine politisch handlungsleitende Konstellation im Sommer des Kriegsbeginns 1914 

hindeutet. Was vom viel beschworenen „deutschen Wesen“ trug zur Auslösung des Angriffskrieges 

bei? Es war der „Mut zum Willen“, der in einer Entschlossenheit zum Befreiungsschlag mündete. 

 

 
 

DIE „SONDERWEG“-THESE IN DER  

BUNDESDEUTSCHEN SOZIALGESCHICHTE 

In der Geschichtsschreibung der Bundesre-
publik Deutschland hatte sich seit den 1960er-
Jahren eine „Sonderweg“-Deutung der deutschen 
Geschichte fest etabliert und zwischenzeitlich 
als eine Art kritischer nationaler Meistererzäh-
lung geschichtspolitisch so gut wie durchgesetzt. 
Danach sei der Absturz der Deutschen in die 
Barbarei des Nationalsozialismus, in die Kata-
strophe eines verlorenen Eroberungskrieges und 
in den Zivilisationsbruch des Holocaust finales 
Ergebnis eines bereits lange Zeit zuvor einge-
schlagenen „deutschen Weges“ gewesen, der zu 
einer zunehmenden Abkehr vom westlichen, das 
heißt vor allem englischen und amerikanischen 
Pfad der Modernisierung geführt habe. Wäh-
rend der die Gesellschaften allerorten tiefgrei-
fend umwälzende Industrialisierungsprozess im 
Vereinigten Königreich und in den Vereinigten 
Staaten von Amerika von Fortschritten in der 
Demokratisierung vieler Lebensbereiche beglei-
tet gewesen sei, was es erlaubt habe, Verwer-
fungen des erstarkenden Kapitalismus wie etwa 
eine zunehmende soziale Ungleichheit politisch 
abzufedern, habe es in dem spät nationalstaat-
lich formierten Deutschen Reich an solch einem 
Gleichschritt von Industrie und Demokratie ge-

fehlt. Verlauf und Form des Staatsbildungspro-
zesses hätten vielmehr den Fortbestand alter, 
historisch eigentlich überlebter Eliten ermög-
licht und deren entscheidende Machtpositionen 
auf lange Sicht verhängnisvoll gestärkt. Anstelle 
der historisch gebotenen politischen Emanzipa-
tion habe sich das deutsche Bürgertum jener 
anachronistischen Führung angebiedert und 
im Einklang mit dieser eine weiterreichende 
Demokratisierung der deutschen Gesellschaft 
blockiert.1 

Deren Dynamik, nicht zuletzt infolge des 
immer wieder gefährliche Ungleichgewichte pro-
duzierenden wirtschaftlichen Wachstums, gebar 
ständig neue „Krisenherde“, die das Regime 
der alten Eliten, ungeschützt durch die Puffer 
demokratischer Verfahren, vor wachsende Le-
gitimationsprobleme stellte. Von Rücksichten 
auf demokratische Regeln völlig frei, trugen 
bürgerliche Gruppen, insbesondere Industrielle 
und unter diesen vor allem die Herren der 
Schwerindustrie, durch eine skrupellose Inter-
essenpolitik zu den Schwierigkeiten der Reichs-
führung im Management einer aufstrebenden 
Industriegesellschaft bei. Gemäß der „Sonder-
weg“-These antwortete die Reichsführung mit 
Versuchen der Ablenkung innenpolitischer Span-
nungen in aggressive außenpolitische Expansion. 
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Hans-Ulrich Wehler etwa deutete die deutsche 
Kolonialpolitik als „Sozialimperialismus“ in 
diesem Sinne. Auch die Wilhelminische „Welt-
politik“ mit großtuerischem Weltmachtan-
spruch und mit der schlecht kalkulierten Flot-
tenrüstung gegen England sei in dieses Ressort 
gefallen. Kolonisierungsabsichten im Osten, Mi-
litarismus und Heeresvermehrung, verbunden 
mit einer immer wieder dramatisierten „russi-
schen Bedrohung“, hätten dies flankiert.2 

Obwohl der Fluchtpunkt der „Sonderweg“-
Interpretation der deutschen Geschichte im 
Nationalsozialismus lag, bildeten das Deutsche 
Kaiserreich und der Erste Weltkrieg doch das 
eigentliche Scharnier für diese historische Meis-
tererzählung. Denn zum einen wollte man den 
tragischen Verlauf der Geschichte auf Konti-
nuitäten zurückführen, die weit früher in der 
Historie angelegt waren, als es die hektische, oft 
sprunghaft anmutende Ereignisabfolge in den 
wenigen Jahren der Weimarer Republik ober-
flächlich erkennen ließ. Zum anderen trachtete 
man danach, das Deutsche Kaiserreich, indem 
man es zumindest als Wegstation ins „Dritte 
Reich“ markierte, von dem idealisierten Bild zu 
befreien, das die bundesrepublikanische Nach-
kriegsgeschichte von ihm gezeichnet hatte. In 
ihm hatte man eine fast idyllische „alte Zeit“ 
beschworen, in der alles noch seine gute deut-
sche Ordnung gehabt hätte, im Kontrast zur 
brutalen und menschenverachtenden Despotie 
der Nazi-Zeit. Stattdessen hoben die Vertreter 
der „Sonderweg“-These nun die Planung des 
Weltkriegs als Angriffsfeldzug, die faktische Dik-
tatur der Dritten Heeresleitung im Anschluss 
an die repressiven Reichsführungen zuvor, völ-
kische Tendenzen in der Propaganda und die 
protofaschistischen Strömungen in der End-
phase des Kriegs hervor. 

Auf dem Weg in den Krieg lag besonderes 
Augenmerk. An der, wenn nicht alleinigen, so 
doch maßgeblichen Kriegsschuld Deutschlands 
bestand kein Zweifel, beziehungsweise arbeitete 
die „Sonderwegs“-Interpretation an vorderster 
Front daran mit, den Mythos, 1914 seien alle 
beteiligten Mächte gleichsam „in den Krieg 
hineingeschlittert“, zu destruieren. Obwohl 
man ihn nicht als „Sonderwegs“-Historiker im 
engeren Sinne vereinnahmen darf, hatte Fritz 
Fischer mit seinen Büchern „Griff nach der 

Weltmacht“ (1961) und „Krieg der Illusionen“ 
(1969) für eine Interpretation den Boden berei-
tet, die den Weltkrieg als weltmachtpolitisches 
Kalkül der deutschen Reichsführung und als 
Feldzug für die Erfüllung maßloser industrieller 
Kriegsziele deutete. Für Hans-Ulrich Wehler, 
ganz im Banne seiner Analyse des Kaiserreichs 
als eines in einer permanenten Legitimationskri-
se befindlichen, modernisierungsblockierenden 
Systems, war die Politik des Deutschen Reichs 
im Juli und August 1914 klar eine „Flucht nach 
vorn“ aus einer Zwangslage, die er im Vokabu-
lar einer innenpolitischen Endzeitsituation dar-
legte. 

Die „Sonderweg“-Geschichtsschreibung kon-
kretisierte Helmuth Plessners „verspätete Nation“ 
und differenzierte Ralf Dahrendorfs pointiert-
kritische soziologische Rundumdeutung der 
deutschen Geschichte, die z. B. auch die Arbei-
terbewegung energisch in die Verantwortung für 
den deutschen „Sonderweg“ nahm.3 Sie brach 
damit die ja bereits seit den 1940er-Jahren 
diskutierten generalisierenden „Sonderwegdeu-
tungen“ der deutschen Geschichte von ihren 
geschichtsphilosophischen, anthropologischen 
und ideengeschichtlichen Großkonstruktionen 
auf eine Ebene sozial- und politikgeschichtlicher 
Betrachtungen herab, die es erlaubte, zwischen 
kritisch abzulehnenden und zustimmungsfähi-
gen Elementen und Strömungen in der deut-
schen Geschichte zu unterscheiden. Sie setzte 
sich vor allem von jenen geschichtspolitischen 
Entwürfen der unmittelbaren Nachkriegszeit 
ab, die einen „deutschen Sonderweg“ mit tragi-
schem Ausgang aus lange zurückreichenden 
geistesgeschichtlichen Traditionen herleiteten 
und zuweilen eine Kontinuität von Luther 
über die deutsche Romantik, die Philosophien 
Kants, Hegels und vor allem Nietzsches bis hin 
zur idealistischen Ablehnung der Weimarer 
Demokratie und schließlich zu Adolf Hitler kon-
struierten. Der sicherlich bekannteste Entwurf 
stammte 1946 aus der Feder Friedrich Meine-
ckes.4 

Die sozialgeschichtliche Deutung des „Son-
derwegs“ ersetzte somit interessengeschichtli-
che für ideengeschichtliche Faktoren auch bei 
der Identifizierung der Ursachen – oder besser: 
Schuldgründe – für die Entfesselung des Ersten 
Weltkriegs. Abgesehen davon, dass die empiri-



E I N  „ G E I S T I G E R  S O N D E R W E G “  I N  D E N  K R I E G ?  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1     63 

schen Befunde etwa der in den 1980er-Jahren 
aufblühenden vergleichenden Bürgertumsfor-
schung diese sozialgeschichtliche „Sonderwegs“-
Interpretation keineswegs untermauerten, son-
dern eher zunehmend in Frage stellten – so ließ 
sich etwa beim deutschen Bürgertum vor 1914 
eine weit weniger ausgeprägte Neigung zur 
„Feudalisierung“ ausmachen als bei ihren eng-
lischen Klassengenossen –, überrascht jedoch 
das brüske Wegwischen jedweder Vorstellungen 
geistes- oder ideengeschichtlicher Kontinuitä-
ten und ihrer möglichen Einflüsse auf die Ent-
scheidung des Kriegseintritts im August 1914. 
Zwar war das Argument überzeugend, die in 
solchen Schriften mit kühnem Schwung gezo-
genen langen Linien ließen eine spezifische Zu-
rechnung auf die Motivation bei der Auslösung 
des Ersten Weltkriegs nicht zu. Aber das galt 
nicht zuletzt ebenfalls für die lange zurückwir-
kenden realgeschichtlichen Faktoren, die die 
sozialhistorischen „Sonderwegs“-Interpreten in 
ihrer Erklärung der „Urkatastrophe des 20. Jahr-
hunderts“ bemühten.5 

 
NEUERE INTERPRETATIONEN DES WEGS  

IN DEN WELTKRIEG 

Die Frage blieb offen, ob es eine spezifisch 
deutsche Tradition gegeben hatte, die in der 
Motivationslage der Akteure im Juli und August 
1914 eine möglicherweise ausschlaggebende 
Rolle zugunsten der Auslösung des Kriegs spiel-
te, und darüber hinaus, ob man diese Tradition 
in der deutschen Geistes- und Ideengeschichte 
lokalisieren könne. Christopher Clark hat diese 
Frage in seinem neuesten Buch zum Ausbruch 
des Ersten Weltkriegs – ohne Zweifel allein 
wegen seines breit vergleichenden Blicks ein 
großer Wurf – auf zweifache Weise negativ be-
antwortet. Zum einen rekonstruiert er den Weg 
in den Krieg als einen kontingenten Prozess, 
vorangetrieben von den kurzfristigen Orientie-
rungen und Ängsten einer europäischen Dip-
lomatenelite, deren ängstliche Abschirmung 
gegenüber der „realen“ Außenwelt, begünstigt 
durch eine generelle Verdächtigung aller aus-
wärtigen Politiker als potenzielle Feinde, Miss-
verständnisse und Sprechverbote diktierte, die 
Sondierungen nach Kompromisslösungen letzt-
lich unmöglich machten. Österreich-Ungarn und 
das Vereinigte Königreich erscheinen in dieser 

Darstellung als weitaus kriegsgeneigter als das 
Deutsche Kaiserreich. 

Zum anderen arbeitet Clark, wenn er von 
längerfristigen philosophischen oder ideologi-
schen Vorprägungen spricht, mit anderswo noch 
nicht erreichter Deutlichkeit die Ähnlichkeit von 
Traditionserfindungen, philosophischen Grund-
annahmen, ideologischen Prämissen, Präferen-
zen und Antipathien bei allen später kriegsbe-
teiligten Parteien heraus, unter denen die im 
Deutschen Reich in der politischen Elite kursie-
renden keinen Sonderfall darstellten, sondern 
gewissermaßen nur einen deutsch eingefärbten 
Dialekt in einer ansonsten eher gemeinsamen 
Sprache.6 Einen hypertrophen Nationalismus, 
das Bewusstsein einer „historischen Mission“ 
des eigenen Volkes, Kolonialismus als Zivilisati-
onsaufgabe, schnell sozialdarwinistisch als Über-
legenheit der weißen Rasse über die „primiti-
ven Naturvölker“ Afrikas und Asiens getönt, 
schließlich eine Ahnung von der Unausweich-
lichkeit eines bewaffneten Konflikts in Europa 
als Ausbruch aus einer bürgerlich satt und träge 
empfundenen gesellschaftlichen Enge, auf kon-
servativer Seite verstärkt durch einen grassie-
renden Kulturpessimismus – all das gab es auf 
englischer und französischer wie auf deutscher 
Seite. 

Selbst die „Russophobie“ war keine deut-
sche Spezialität, sondern hatte ein eigentlich 
sogar stärkeres Pendant in einer wie auch immer 
begründeten Furcht der Engländer vor einer 
„russischen Invasion“. Wenn man die These von 
der anachronistischen Vormachtstellung der 
alten Eliten – hier des Adels – im Deutschen 
Reich ernst nimmt, kann man gerade bei Clark 
nachlesen, dass der deutsche Kaiser Wilhelm 
II., mit dem russischen Zaren blutsverwandt, 
einen Krieg mit Russland regelrecht scheuen 
musste, gewiss aber keine ideologische Mission 
mit einem Waffengang verfolgte. Der historisch 
irgendwann notwendig werdende Krieg gegen 
die reaktionäre Großmacht im Osten war viel-
mehr seit dem Vormärz und der Revolution 
von 1848 ein Projekt der demokratischen und 
später sozialistischen Linken gewesen.7 Es ist 
deshalb nicht zufällig, dass die Reichsleitung 
im August 1914 den Krieg der deutschen Sozi-
aldemokratie gerade mit dem Hinweis auf die 
russische Mobilmachung als gerechtfertigten 
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Defensivkrieg zu verkaufen und sie zur Einwil-
ligung in den „Burgfrieden“ und in die Bewilli-
gung der Kriegskredite zu bewegen vermochte. 

 
DIE APOLOGIE EINES „DEUTSCHEN WEGES“  

IN DER ZWISCHENKRIEGSZEIT 

Der „deutsche Dialekt“ in der europäischen 
Ideologieproduktion wäre indessen doch von 
Interesse, wenn man nachweisen könnte, dass 
er die Motivationslage der zentralen zeitgenös-
sischen Akteure auf deutscher Seite in der ent-
scheidenden Phase vor der aggressiven Auslö-
sung des Kriegs tatsächlich merklich beein-
flusst hatte. Dabei ist allerdings in Rechnung 
zu stellen, dass deutsche Konstruktionen eines 
„Sonderwegs“ in ideengeschichtlicher Hinsicht 
vor allem ein Phänomen der Zwischenkriegszeit 
waren, also in der Zeit nach 1918 entstanden. 
Das gilt freilich auch für weltgeschichtliche 
Entwürfe, die den Kulturpessimismus der Vor-
kriegszeit gewissermaßen sozialdarwinistisch 
erdeten und den Krieg nachträglich als „Urpoli-
tik alles Lebendigen“, aber eben nicht mehr als 
nur deutsches Projekt, rechtfertigten. Oswald 
Spenglers „Der Untergang des Abendlandes“ 
steht natürlich paradigmatisch dafür.8 

Die geschichtspolitischen Entwürfe der Zwi-
schenkriegszeit, maßgeblich an das Publikum 
adressiert von Exponenten der deutschen Ge-
schichtswissenschaft, müssen also in erster Linie 
als Ex-Post-Rechtfertigungen der Weltkriegs-
führung auf deutscher Seite angesehen werden. 
Sie geben keinen Aufschluss über die Rolle, die 
die darin beschworenen Kontinuitäten im deut-
schen Geistesleben und im Werden eines spezi-
fisch „deutschen Wesens“ in der besonderen 
Motivationslage der Akteure im Juli und August 
1914 gespielt haben. Auf jeden Fall aber be-
setzten in diesen Konstruktionen geistes- und 
ideengeschichtliche Kontinuitäten eine beherr-
schende Position. 

Mit überzeugender Autorität urteilte Bernd 
Faulenbach in seiner Studie über die „Ideologie 
des deutschen Weges“ darüber: „In den Sog 
der deutschen Identitätskrise nach dem Ersten 
Weltkrieg und der ideologischen Auseinander-
setzung in der Weimarer Republik geriet vor 
allem die Beurteilung der deutschen Geistesge-
schichte. Im Hinblick auf die Gegenwart, ent-
sprechend der in der Wilhelminischen Zeit und 

während des Weltkrieges ausgebildeten ‚deut-
schen Ideologie‘, wurden ‚Individualität‘ und 
‚Entwicklung‘ des deutschen Denkens über-
wiegend in einer Weise bestimmt, die nicht nur 
allzusehr vom europäischen Zusammenhang 
absah, sondern auch bestimmte Epochen und 
Strömungen überbelichtete, während sie ande-
re als mehr oder weniger irrelevant – weil nicht 
genuin deutsch – ausblendete. ‚Individualität‘ 
und ‚Entwicklung‘ des deutschen Denkens 
waren mithin fragwürdige Konstruktionen. Ge-
wiss lässt sich die große Bedeutung der Luthe-
rischen Reformation oder des Idealismus, der 
Romantik und des Historismus für die deutsche 
Geistesgeschichte gar nicht bestreiten. Proble-
matisch war indes, dass aus diesen Strömungen 
ein relativ geschlossener und stabiler deutscher 
Denktypus abstrahiert und dem – meist mit 
dem Naturrechtsdenken der Aufklärung gleich-
gesetzten – ‚westeuropäischen Denken‘ entge-
gengestellt wurde, obwohl manche Stimmen 
vor einer allzu einseitigen Kontrastierung warn-
ten. Infolge des so definierten deutschen Den-
kens wurde nicht nur das Bild der deutschen 
Geistesgeschichte unzulässig vereinfacht; auch 
die genannten Strömungen wurden um die in 
ihnen nachweisbaren emanzipatorischen Inhal-
te verkürzt und nicht selten in die Nähe anti-
modernistischer, konservativer Denkschemata 
gebracht, die damit ihrerseits eine nationale 
Überhöhung erfuhren. Insofern konnte dieses 
Interpretationsmuster mit spezifischen politi-
schen Interessen zusammenfallen und ‚deut-
sches Denken‘ zur ‚deutschen Ideologie‘ wer-
den. Trotz einiger Versuche, dieser Tendenz 
auszuweichen, war es bezeichnend, dass das 
‚deutsche Denken‘ der Realität der Weimarer 
Republik in Gestalt eines deutschen Freiheits-
begriffs entgegengehalten wurde, in dem Rechte 
durch Pflichten begründet und Staat und Nation 
als übergeordneten Werten bezogen waren.“9 

 
„DEUTSCHE TUGENDEN“, „DEUTSCHES WESEN“ 

UND „DEUTSCHER HEROS“ IM KRIEG 

Aber es handelte sich, wie gesagt, um Retro-
Projektionen zur apologetischen Rechtfertigung 
des deutschen Waffengangs, vor allem gegen die 
vermeintlichen Gefahren der „Verwestlichung“, 
der Unterwanderung deutscher „Kultur“ durch 
westliche „Zivilisation“, vorrangig in Gestalt 



E I N  „ G E I S T I G E R  S O N D E R W E G “  I N  D E N  K R I E G ?  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1     65 

der „Demokratie“. Dieses Argumentationsmus-
ter war nicht erst in der Zwischenkriegszeit 
entstanden. Es zog sich durch den Tsunami an 
kriegsverherrlichenden Schriften, die schon 
während des Ersten Weltkriegs, zum Teil nach 
den ersten Monaten des immer blutiger wer-
denden Feldzugs, entstanden. Deutsche Intel-
lektuelle beeilten sich, der Entscheidung zur 
Mobilmachung neben Hoffnungen auf eine 
„seelische Reinigung“ einer für sie kapitalis-
tisch-verflachten Gesellschaft Vorstellungen 
von einem ästhetischen Heldentum an die Seite 
zu stellen, das ihre eigene Bedeutung vom 
Markenartikel auf dem Kunstmarkt in die 
Höhen eines künstlerischen nationalen Heros 
hätte steigern können. Zumindest im Moment. 
Aber sonderlich deutsch war auch das nicht. 
Obwohl 93 deutsche Dramatiker, Schriftsteller 
und Wissenschaftler, unter ihnen Max Rein-
hardt, Gerhart Hauptmann, Max Planck und 
Wilhelm Röntgen, im Herbst 1914 mit einem 
Manifest „An die Kulturwelt!“ für die vermeint-
lich deutsche Sache sprachlich ins Feld zogen, 
hatte ihnen Rudyard Kipling, der Propagandist 
des britischen Kolonialimperialismus, der die 
Expansion in der Welt rassistisch als Zivilisati-
onsmission, als „The White Man’s Burden“ be-
schworen hatte, im Einklang mit 52 englischen 
Schriftstellern in ihrem Aufruf für einen „ge-
rechten Krieg“ schon den Boden bereitet. Schon 
1909 hatte der futuristische italienische Literat 
Tommaso Marinetti deklamiert: „Wir wollen 
den Krieg verherrlichen – diese einzige Hygiene 
der Welt – den Militarismus, den Patriotismus, 
die Vernichtungstat der Anarchisten, die schö-
nen Ideen, für die man stirbt, und die Verach-
tung des Weibes.“10 

Die geistige Aufrüstung war also auf allen 
Seiten zu beobachten, und mehr noch, sie folg-
te erst im Anschluss an die Entfesselung der 
Feindseligkeiten, als eine retrospektive Recht-
fertigung und Einschwörung auf die anstehen-
de Mission. Keinesfalls taugten dabei auch 
die Rückwärtsprojektionen auf in der langen 
Geschichte der Nationen angelegte besondere 
Wege und „Wesenseigenheiten“ als wirkliche 
Herleitung der Entscheidung, das tödliche Wag-
nis der Schlachteröffnung einzugehen. Thomas 
Mann ist dafür das beste Beispiel. Aus seiner 
Sicht erfüllte er mit den kompulsiven, sich über 

fast 600 Seiten erstreckenden „Betrachtungen 
eines Unpolitischen“ seinen „Zeitdienst“ in Er-
mangelung der Möglichkeit, sich an der Front 
zu beweisen. Das war ein Kreuzzug gegen die 
Demokratie, gegen die „westliche Zivilisation“, 
für deutsche „Kultur“ und seelischen Tiefgang. 
Der Krieg französischer „Zivilisation“ gegen 
deutsche, zutiefst verwurzelte „Kultur“ sei 
Deutschland aufgezwungen, Deutschland ge-
rade deshalb verpflichtet, den Waffengang an-
zunehmen: „In Deutschlands Seele werden die 
geistigen Gegensätze Europas ausgetragen.“11 
Deutschlands Mission in diesem Krieg sei die 
Errichtung eines auf deutscher Hegemonie ba-
sierenden Friedens: „Der Friede Europas sei nicht 
international, sondern übernational, er sei kein 
demokratischer, sondern ein deutscher Friede. 
Der Friede Europas kann nur beruhen auf dem 
Siege und der Macht des übernationalen Volkes, 
des Volks, das die höchsten universalistischen 
Überlieferungen, die reichste kosmopolitische 
Begabung, das tiefste Gefühl europäischer Ver-
antwortlichkeit sein eigen nennt. Dass das 
gebildetste, gerechteste und den Frieden am 
wahrsten liebende Volk auch das mächtigste, 
das gebietende sei, – darauf, auf der durch keine 
Zettelung mehr antastbaren Macht des Deut-
schen Reiches ruhe der Friede Europas.“12 

Was war daran, laut Thomas Mann, so be-
sonders deutsch? Er sagt: „So war es deutsch, 
so war es bürgerlich; Ästhetizismus im Wort-
sinne, Schönseligkeit also, ist die undeutscheste 
Sache von der Welt und die unbürgerlichste zu-
gleich; man wird nicht zum Ästheten erzogen 
in Schopenhauerisch-Wagnerscher Schule, man 
atmet ethisch-pessimistische Luft dort, deutsch-
bürgerliche Luft: denn das Deutsche und das 
Bürgerliche, das ist Eins; wenn ‚der Geist‘ 
überhaupt bürgerlicher Herkunft ist, so ist der 
deutsche Geist bürgerlich auf eine besondere 
Weise, die deutsche Bildung ist bürgerlich, die 
deutsche Bürgerlichkeit human, – woraus folgt, 
dass sie nicht, wie die westliche, politisch ist, es 
wenigstens bis gestern nicht war, und es nur auf 
dem Wege ihrer Enthumanisierung wird …“13 

Es war dies eine ethisch und künstlerisch 
überhöhte „Bürgerlichkeit“, die Mann dem 
dadurch fast übernatürlich, übermenschlich er-
scheinenden „deutschen Wesen“ zusprach. Und 
dabei berief er sich wiederum auf Beispiele aus 
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der deutschen Geistes- und Kunstgeschichte, 
auf Schopenhauer, Wagner und – mit starken 
Einschränkungen – Nietzsche: „Zu sagen, bei 
Schopenhauer und Wagner befinde man sich in 
bürgerlicher Sphäre, es sei eine bürgerliche Er-
ziehung, die man durch sie erhalte, scheint eine 
widersinnige Behauptung; denn es fällt schwer, 
den Begriff der Bürgerlichkeit mit dem der 
Genialität zu vereinigen. Was wäre auch un-
bürgerlicher, als ihr hochgespannter, tragischer, 
heftig-qualvoller und in Weltruhmesglanz mün-
dender Lebensgang! Trotzdem sind sie rechte 
Kinder ihres bürgerlichen Zeitalters, und über-
all ist in ihrer Menschlichkeit und Geistigkeit 
das Bürgerliche nachweisbar. Man sehe sich 
Schopenhauers Leben an: Seine hanseatisch-
kaufmännische Herkunft; seine Sesshaftigkeit 
in Frankfurt, die kantisch-pedantische Unwan-
delbarkeit und Pünktlichkeit seines Tageslaufes; 
seine weise Gesundheitspflege auf Grund guter 
physiologischer Kenntnisse …; seine Genauig-
keit als Kapitalist …; die Ruhe, Zähigkeit, Spar-
samkeit, Gleichmäßigkeit seiner Arbeitsme-
thode …: – Das alles zeugt ebenso stark für die 
Bürgerlichkeit seines menschlichen Teils, wie 
es Ausdruck bürgerlicher Geistigkeit war, dass 
er das romantische Mittelalter, Pfaffentrug und 
Ritterwesen so entschieden verabscheute und 
durchaus auf klassischer Humanität bestehen 
zu wollen meinte.“14 

Mann beschwor ein Heldentum, ein spezi-
fisch deutsches Heldentum, das sich nicht aus 
mittelalterlichem Ruhmesehrgeiz speiste, son-
dern aus einer in Mut und Unerschrockenheit 
gründenden „deutschen Bürgerlichkeit“, die ih-
ren Wurzelgrund wiederum in humaner Ethik 
und europäischer Verantwortlichkeit für das 
Vaterland fand. Das begründete für ihn den 
Übergang zum Aktivismus, zur „Tat“, den der 
Eintritt in den Krieg für ihn bedeutet hatte. Am 
Ende seiner Betrachtungen zitiert er zustimmend 
Christoph Martin Wielands Worte aus der Zeit 
der Kriege gegen Napoleon: „Welcher Deutsche, 
in dessen Brust nur ein Funke von Nationalge-
fühl glimmt, kann den Gedanken ertragen, dass 
ein auswärtiges Volk sich anmaße, uns einen 
alle unsere häuslichen und bürgerlichen Ver-
hältnisse zerstörenden politischen Wahnglauben 
mit den Waffen in der Hand aufzudringen, und 
zu eben der Zeit, da sie nichts als Menschen-

rechte, Freiheit, Gleichheit, Weltbürgerschaft 
und allgemeine Verbrüderung im Munde füh-
ren, uns die abscheuliche Wahl vorlegen, ob wir 
entweder zu Verrätern an den Gesetzen unseres 
Vaterlandes, an unseren rechtmäßigen Regen-
ten und an uns selbst und unsern Kindern wer-
den oder uns wie die verworfensten Sklaven 
behandeln lassen wollen?“15 

Als bürgerliches „Heldenvolk“ setzte auch 
der bekannte Nationalökonom Werner Som-
bart, der seine wissenschaftliche Karriere mit 
sozialistischen Neigungen begonnen hatte und 
nun einen unwiderruflichen, scharfen Schwenk 
nach rechts vollführte, die „Deutschen“ in sei-
nem 1915 erschienenen Pamphlet „Händler und 
Helden“ dem „Krämervolk“ der Engländer ent-
gegen.16 Es war dies, wie zwischen den Zeilen 
bei Thomas Mann, ein Heldentum des immate-
riellen Geistes, der ethischen Reinheit und der 
unverbrüchlichen Treue zum Vaterland, was 
hier als spezifisch „deutsch“ und als Rechtferti-
gungsgrund für den Krieg beschworen wurde. 
Es bedeutete Mut und Tatkraft auch im An-
gesicht übermächtig erscheinender Umstände. 
Denn nicht nur die Verachtung „krämerischer“ 
Geldorientierung schien in Sombarts Schmä-
hung der „materiellen“ Briten durch, sondern 
„Materialität“ hieß auch Einsicht in die Härte 
handlungsbegrenzender Strukturen, oder auch: 
Einsicht in die gegebenen Realitäten. „Deutsch“ 
sei letztlich, so Mann und Sombart und viele 
andere, sich trotz Kenntnis über diese Einsich-
ten hinwegzusetzen, gegen die Realitäten die 
Macht des unbedingten Willens zu mobilisieren. 
Das scheint, wenn überhaupt, der rote Faden 
bei allen Versuchen gewesen zu sein, aus der 
disparaten, vielfältigen und sicher nicht strom-
linienförmigen Geistesgeschichte durch Selek-
tion, Überhöhung und retrospektive kausale 
Zurechnung einen „deutschen Sonderweg“ zu 
konstruieren, um mit dieser Denkfigur Deutsch-
lands Rolle im Weltkrieg zu rechtfertigen. 

 
WAS BLEIBT VOM „DEUTSCHEN SONDERWEG“ 

IM GEISTE? 

Das bedeutet natürlich noch nicht, dass sol-
che nachträglichen Konstruktionen in program-
matisch apologetischer Absicht nachweisbar auf 
tatsächliche Motivationslagen in der politischen 
Entscheidungssituation vom Sommer 1914 
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hindeuten. Christopher Clark betont in seiner 
großen Studie über die europäischen Staatsfüh-
rungen und Diplomaten die Unsicherheit auf 
allen Seiten, das Schwankende, auch Verzagte, 
und das sehr überzeugend. Gerade auch für 
Kaiser Wilhelm II. arbeitet er Momente und 
Phasen des Zögerns, des Zurückschreckens vor 
den Konsequenzen des eigenen nassforschen 
Auftretens heraus. Gegenüber seinem Verwand-
ten, dem Zaren, schreibt er noch kurz vor 
Bekanntmachung der Mobilmachung von der 
Unmöglichkeit eines Krieges mit Russland. Auch 
Reichskanzler Theobald von Bethmann-Holl-
weg bekannte in persönlichen Aufzeichnungen 
und Äußerungen ein großes Maß an Fatalismus 
in einer vermeintlich ausweglosen Situation – 
nicht gerade ein Anzeichen für „heldische“ Ag-
gressivität. 

Und doch passt die von Mann und Sombart 
und vielen anderen stilisierte „deutsche“ Men-
talität zu einer solchen eher ängstlichen Gesin-
nungslage. Es ging ja um den Mut im Angesicht 
scheinbar übermächtiger Verhältnisse, um die 
Unerschrockenheit aus ethischer Überzeugung 
(„Ich stehe hier, ich kann nicht anders …“), um 
die Ermächtigung durch den Willen, der sich 
über alle materiellen Umstände hinwegsetzt. 
Das bedeutete offenbar eine situative Therapie 
durch Autosuggestion. Und das galt sozial 
übergreifend, nicht nur für die von Mann und 
Sombart gefeierte, ominöse „deutsche Bürger-
lichkeit“, sondern auch für die adeligen politi-
schen Eliten und die militärischen Funktions-
träger. Bethmann-Hollweg steht eben neben 
seinem Fatalismus auch für eine Mentalität des 
„Befreiungsschlages“, nach dem Motto: Wenn 
es denn notwendig ist, dann jetzt und mit aller 
Entschlossenheit. Der Schlieffen-Plan, der deut-
sche Aufmarschplan für einen Zweifrontenkrieg 
in Europa, verkörperte mit seiner bedingungs-
los offensiven Ausrichtung im Westen und mit 
seinem Vabanque-Spiel einer einzigen, wenn 
möglich kriegsentscheidenden, offensiven Ope-
ration diese Mentalität in nuce. Der Plan au-
tomatisierte alle militärischen Abläufe von der 
Sekunde der Bekanntgabe der Mobilmachung 
an. Danach musste kein politischer Führer in 
Deutschland mehr über Zögern oder Tatkraft 
nachdenken. Es galt nur, den entscheidenden 
Moment für die Auslösung dieses gewaltigen 

militärischen Mechanismus nicht zu verpassen. 
Der Schlieffen-Plan spielt seltsamerweise in 
Christopher Clarks Geschichte keine zentrale 
Rolle. Dabei scheinen solche Erwägungen in 
der Juli-Krise tatsächlich Wirkung gezeigt zu 
haben. Insofern, und nur insofern, lässt sich 
von einem „deutschen Sonderweg“ in den Krieg 
reden. 
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NIBELUNGENTREUE VERSUS  
BÜNDNISFREIHEIT 

 

Deutsche Außenpolitik 1871-1914 
 
 
ULRICH LAPPENKÜPER ||||| Über das Maß der Verantwortung des Deutschen Kaiserreichs für den 

Ersten Weltkrieg wird seit dem Versailler Friedensvertrag heftig gestritten. Dass die deutsche 
Außenpolitik das mörderische Ringen von langer Hand bewusst entfesselt hat, gilt mittlerweile als 
widerlegt. Doch welche Rolle spielte die „Nibelungentreue“ zu Österreich-Ungarn am Ausbruch der 
„Ur-Katastrophe Europas“? 

 
 
 
Die Außenpolitik des Deutschen Kaiserreichs 

bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs unter 
dem Rubrum von „Nibelungentreue versus 
Bündnisfreiheit“ zu erörtern, gebietet zunächst 
einige definitorische Klarstellungen. Erstens: 
Was ist Außenpolitik? Einer der namhaftesten 
Experten unserer Zeit, der Kölner Politikwissen-
schaftler Werner Link, hat diese auf den ersten 
Blick vielleicht banale, bei näherem Hinsehen 
indes keineswegs einfache Frage einmal so be-
antwortet: Außenpolitik sei der Versuch eines 
Staates, „die Beziehungen zur internationalen 
Umwelt aktiv und reaktiv den eigenen Zielvor-
stellungen und Präferenzen gemäß zu gestal-
ten“.1 

Das heutige Deutschland, dies die zweite 
Vorbemerkung, vollzieht diese „Gestaltung der 
Beziehungen zur internationalen Umwelt“ ganz 
wesentlich im Rahmen internationaler Organi-
sationen mit dem Ziel eines friedvollen Aus-
gleichs der staatlichen Interessen. In dem hier 
zu durchmessenden Zeitraum des späten 19. und 
frühen 20. Jahrhunderts herrschten hingegen 
andere „Gesetze“. Krieg galt gemäß dem be-
rühmten Wort von Clausewitz als Fortsetzung 
der Politik, sprich Außenpolitik, mit anderen 
Mitteln. Und die Mitwirkung in internationa-
len Organisationen, d. h. Bündnissen, blieb 
weitgehend auf die Zeit militärischer Ausein-

andersetzungen beschränkt. In Friedensphasen 
war sie hingegen verpönt, da sie die Hand-
lungsfreiheit der ja auf Souveränität gepolten 
Nationalstaaten einengte. Gewissermaßen stil-
bildend wirkte die einzige echte Weltmacht der 
damaligen Zeit, Großbritannien, mit ihrem Leit-
spruch von der „splendid isolation“.2 

Vor diesem Hintergrund sollen nun im Fol-
genden drei Fragen erörtert werden: 
∙ Warum und zu welchem Zweck wandte sich 

das Deutsche Kaiserreich bald nach seiner 
Gründung vom Credo der Bündnislosigkeit 
ab? 

∙ Wieso trieb es eines seiner Bündnisse, das 
mit Österreich-Ungarn, bis zur sog. „Nibe-
lungentreue“, also jener dem Nibelungenlied 
entlehnten, ebenso bedingungslosen wie ver-
hängnisvollen Treue? 

∙ Welche Bedeutung kam der deutsch-öster-
reichischen „Nibelungentreue“ beim Aus-
bruch des Ersten Weltkriegs zu? 
 

DIE HYPOTHEK DER  
POTENZIELLEN HEGEMONIE 

Am Anfang der Betrachtungen muss ein 
Staatsmann stehen, der mit diesem Systemwech-
sel nur sehr bedingt etwas zu tun hat: Otto von 
Bismarck. Nach drei kurzen Kriegen war es dem 
preußischen Ministerpräsidenten 1871 gelun-



U L R I C H  L A P P E N K Ü P E R  

70    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1  

gen, die über Jahrhunderte zersplitterte Mitte 
Europas in ein politisches „Gravitationszen-
trum“3 namens Deutsches Reich umzuwandeln. 
Mit „Eisen und Blut“4 katapultierte er Preußen-
Deutschland gleichsam über Nacht in den Rang 
einer europäischen Großmacht. Bei einer Bevöl-
kerung von gut 41 Mio. Menschen und einer 
Größe von mehr als 500.000 km2 war das 
Deutsche Reich nach Russland der gewichtigste 
Staat auf dem Kontinent. Dank seines enormen 
wirtschaftlichen Aufschwungs sollte es bald auch 
zur führenden kontinentalen Wirtschaftsmacht 
aufsteigen. 

Nicht nur die in den Reichseinigungskriegen 
militärisch besiegten Staaten Dänemark, Öster-
reich und Frankreich, auch die abseits stehen-
den Mächte England und Russland hatten den 
Aufstieg Preußen-Deutschlands mit größtem 
Argwohn verfolgt. Wie tief das Misstrauen saß, 
verdeutlichen die Warnungen zweier maßgeb-
licher Staatsmänner der „Flügelmächte“ des 
internationalen Systems: Benjamin Disraeli, der 
englische Oppositionsführer, bezeichnete die 
Geschehnisse von 1870/71 als „deutsche Revo-
lution“ und stellte sie damit auf eine Ebene mit 
der Französischen Revolution von 1789. Ale-
xander Gortschakow, der russische Reichskanz-
ler, sah Europa durch den deutsch-französischen 
Krieg geradezu „aus den Angeln gehoben“.5 
Würde das von Bismarck geschaffene Reich, so 
fragten sich die besorgten Geister von St. Peters-
burg bis Paris und von London bis Rom, der 
Versuchung widerstehen, seine „potenziell he-
gemoniale“6 Machtstellung weiter auszubauen, 
vielleicht sogar nach dem Vorbild Ludwigs XIV. 
oder Napoleons I. die Vorherrschaft in Europa 
anzustreben? 

Es kann kein Zweifel bestehen: Das Deut-
sche Kaiserreich trug schwer an den Hypothe-
ken, die ihm gewissermaßen als Morgengabe in 
die Wiege gelegt worden waren: Zusätzlich zu 
dem allgegenwärtigen Misstrauen gegenüber 
dem potenziellen Hegemon war da zum einen 
die Annexion Elsass-Lothringens, die Deutsch-
land dazu zwang, das gedemütigte Frankreich 
fortan als negativen Faktor im europäischen 
Machtspiel einzuplanen; da war zum anderen 
der schleichende Wandel der internationalen 
Staatenwelt, in der das Militärische über dem 
Politischen zu rangieren begann; und schließ-

lich das im Deutschen Reich sich zunehmend 
schmerzhafter auswirkende Fehlen einer zivili-
satorischen Idee, wie es für Frankreich der Ge-
danke von Freiheit – Gleichheit – Brüderlich-
keit war. 

 
DURCH BÜNDNISSE DEN GROßKRIEG  
VERMEIDEN 

Bismarck, der preußische Ministerpräsident 
und neue deutsche Reichskanzler, fühlte sich 
schon bald von zwei tiefsitzenden Ängsten er-
fasst: dem „Alpdruck der Revolutionen“ im In-
nern und dem „Alpdruck der Koalitionen“ von 
außen: der Furcht vor einer Zerstörung des 
Kaiserreichs durch revolutionären Umsturz oder 
durch Krieg.7 Um die, objektiv betrachtet, noch 
ungefestigte Machtstellung Deutschlands im 
europäischen Konzert zu sichern, boten sich in 
der nun beginnenden Ära der „Machtbesessen-
heit und Machtanbetung“8 drei Handlungs-
muster an: Zum einen besaß das Reich die 
Möglichkeit, die von Bismarck verursachten Ver-
schiebungen im europäischen Kräfteverhältnis 
mittels Kompensationen an die relativ schwächer 
gewordenen Großmächte auszugleichen. Zum 
anderen konnte es durch präventive Militär-
aktionen gegen potenzielle Gegner eine Ein-
kreisung durch die immerhin acht Nachbar-
staaten verhindern. Schließlich blieb der Weg, 
die Interessen der europäischen Großmächte 
an den Rand des Kontinents zu dirigieren und – 
bei eigener Zurückhaltung – gegeneinander zu 
lenken.9 

Nach einer intensiven Bestandsaufnahme der 
internationalen Beziehungen gewann Bismarck 
die Überzeugung, dass das Deutsche Reich seine 
fragile Machtstellung nur würde festigen kön-
nen, wenn es eine im Kern defensive Sicher-
heitspolitik betrieb, die auf drei Pfeilern ruhte: 
∙ der Verhinderung gegnerischer Koalitionen 

mit Hilfe eines möglichst lockeren Bündnis-
ses mit Österreich-Ungarn und mit Russland, 
den anderen beiden Kaiserreichen in der 
Pentarchie, 

∙ der Pflege möglichst guter Beziehungen zu 
Großbritannien und  

∙ der Isolation des sog. Erbfeindes Frankreich.10 
Gewissermaßen als Ideal, so formulierte der 
Meister der Realpolitik es in seinem berühmten 
„Kissinger Diktat“ vom 15. Juni 1877,11 schweb-
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te ihm eine Gesamtsituation vor, in der alle 
Mächte mit Ausnahme Frankreichs des „ehr-
lichen Maklers“12 Deutschland bedurften und 
zugleich durch ihre bi- bzw. multilateralen 
Konflikte von der Bildung einer anti-deutschen 
Allianz abgehalten würden. 

Den Angelpunkt dieser Konzeption bildete 
notabene nicht Österreich-Ungarn, sondern 
Russland; denn das Riesenreich der Romanows 
galt militärisch als unbesiegbar und besaß 
zugleich die höchst bedrohliche Möglichkeit, 
Deutschland mit Frankreich eine Zweifronten-
situation aufzuzwingen. Mochte Zar Alexan-
der II. seinem Onkel Kaiser Wilhelm I. auch 
dynastisch eng verbunden sein, hielt diese Ge-
fühlspolitik ihn und seinen frankophilen Reichs-
kanzler Gortschakow doch nicht davon ab, nur 
wenige Jahre nach der Reichsgründung zu-
nehmend ungeduldiger eine Kompensation für 
den deutschen Machtzuwachs einzufordern. 
Umgetrieben vom Alpdruck einer russisch-fran-
zösischen Allianz, schloss Bismarck daher 1879 
ein militärisches Defensivbündnis mit Österreich-
Ungarn. Dieser Zweibundvertrag war keine 
außenpolitische Option zugunsten der Habs-
burger-Monarchie, sondern gedacht als Aus-
gangspunkt für den Aufbau eines umfassenden 
europäischen Bündnissystems, das nach dem 
Dafürhalten seines spiritus rector einen zentra-
len Zweck verfolgte: den Großmächtekrieg in 
Europa zu vermeiden. 

 
DIE ULTIMA RATIO DER OPFERUNG  
ÖSTERREICHS 

Das von ihm in den nächsten Jahren erfolg-
reich gewebte Netz der checks and balances 
funktionierte bis 1885, dann wurde es auf eine 
dramatische, ja existenzielle Probe gestellt. Im 
Osten Europas führte der Unabhängigkeits-
kampf der Balkanvölker gegen den türkischen 
Sultan zu einem unheilbaren Riss zwischen 
Österreich-Ungarn und Russland. Im Westen, 
d. h. in Frankreich, formierte sich eine radikal 
anti-deutsche Bewegung, die die Revanche auf 
ihre Fahnen schrieb und zur Koalition mit dem 
Zarenreich aufrief. Durch die Presse aufge-
putschte Nationalismen drohten Bismarcks 
kunstvoll errichtetes Gebäude einer in traditio-
nellen Kategorien denkenden Diplomatie zu 
unterspülen. 

Auch in Deutschland fand der Friedenskurs 
des Reichskanzlers kaum noch Anhänger. Die 
von ihm zwangsverordnete Politik der Saturiert-
heit als „unerträglichen Stillstand“13 empfin-
dend, forderten einflussreiche Stimmen in den 
Parteien, der öffentlichen Meinung und nament-
lich in der hohen Generalität offen einen Prä-
ventivkrieg, mal gegen Frankreich, mal gegen 
Russland. Auch in Kreisen der Wirtschaft nahm 
die Antipathie gegen das Zarenreich, das seinen 
Binnenmarkt durch ein Hochzollschutzsystem 
abschirmte, dramatisch zu. Anders als im öko-
nomischen Raum, wo er mit zoll-, finanz- und 
handelspolitischen Maßnahmen das Reich vor 
äußerer Konkurrenz abzuschirmen versuchte,14 
gab Bismarck den Forderungen im politisch-
militärischen Bereich nicht nach. Eisern hielt er 
an seiner Linie der Friedenspolitik fest, stellte 
aber insgeheim Notfallplanungen an, die im 
Reich – wenn sie bekanntgeworden wären – 
kaum jemand gebilligt hätte: Sollte Deutschland 
bei Ausbruch eines europäischen Krieges der 
staatliche Untergang drohen, so ließ er sich im 
Kreis vertrauter Diplomaten vernehmen, müsse 
es Russland freie Hand im Orient gewähren, 
vielleicht sogar „à tout prix, d. h. mit Aufopfe-
rung von Österreich“.15 Dieses Szenario war für 
Bismarck wohl bemerkt ultima ratio, ausgehend 
von der Überzeugung, dass Russland unter 
allen Umständen an Deutschlands Seite gehal-
ten werden müsse. Von „Nibelungentreue“ zu 
Österreich keine Spur! 

 
EIN NEUER KURS 

Nach dem erzwungenen Rücktritt des Eiser-
nen Kanzlers im Jahre 1890 gab es im Reich nie-
manden, der seinem außenpolitischen ceterum 
censeo noch hätte eine Stimme geben mögen. 
An der Staatsspitze wartete ein junger, sprung-
hafter Monarch mit ungestümem Tatendrang 
darauf, endlich einen „neuen Kurs“ einleiten zu 
können.16 Und auch die vom Umbruch eines 
Agrar- zum Industriestaat erfasste Gesellschaft 
sehnte sich außenpolitisch nach neuen Ufern. 
Max Weber, der berühmte Soziologe, brachte 
den von Sozialdarwinismus, Rassismus und 
Expansionismus geprägten Zeitgeist des Hoch-
imperialismus prägnant auf den Punkt, als er 
1895 mahnend ausrief: Die deutsche Nation 
hätte den „Jugendstreich“ der Einigung besser 
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unterlassen, wenn diese Einigung „der Abschluss 
und nicht der Ausgangspunkt einer deutschen 
Weltmachtpolitik sein sollte“.17 

Schon fünf Jahre zuvor hatte die neue Reichs-
führung ein erstes, in seinen Konsequenzen 
kaum zu unterschätzendes Signal einer außen-
politischen Umorientierung gesendet. Im Som-
mer 1890 wurde das Bündnis mit Russland, 
von Bismarck 1887 mit dem sog. Rückversiche-
rungsvertrag noch einmal notdürftig gekittet, 
nicht mehr verlängert. Gleichzeitig suchte Kaiser 
Wilhelm II. unterhalb der Bündnisebene eine 
Annäherung an England und führte damit eben 
jene „schicksalhafte Allianz“ zwischen Frank-
reich und Russland zusammen,18 die der Eiser-
ne Kanzler stets zu verhindern versucht hatte. 
Da das Bemühen um eine engere Beziehung zu 
England ebenso scheiterte wie die anschließend 
abrupt eingeleitete Rückwendung zu Russland, 
besaß das Deutsche Reich seit Mitte der 1890er-
Jahre, abgesehen vom eher unzuverlässigen 
Dreibund-Partner Italien, nur noch einen Bun-
desgenossen – Österreich-Ungarn. Dies aber 
erwies sich spätestens dann als problematisch, 
als das Reich ganz im Sinne Max Webers zum 
Sprung in die Weltpolitik ansetzte, im Banne 
eines Primats der Flottenrüstung den Aufbau 
einer großen Schlachtflotte einleitete und da-
durch einer „Revolutionierung des Mächtesys-
tems“19 Vorschub leistete. 

 
DIE POLITIK DER „FREIEN HAND“ 

Im festen Vertrauen, dass die europäischen 
Großmächte aufgrund ihrer bilateralen Kon-
flikte nicht zum Schulterschluss fähig seien, 
wähnte sich das Kaiserreich nach der Jahrhun-
dertwende stark genug, mit einer „Politik der 
freien Hand“ machtpolitische Ambitionen im 
Nahen Osten, Afrika und Asien anzumelden. 
Entgegen manch kritischer Stimme in der For-
schung wirkte der neue Reichskanzler Bernhard 
von Bülow mit seinem zwischen „Arroganz 
und Furcht“20 oszillierenden Kurs indes nicht 
zielstrebig darauf hin, das Deutsche Reich wenn 
nötig auf kriegerischem Wege auf Kosten Eng-
lands zur Weltmacht zu führen;21 dennoch 
fühlte sich gerade Großbritannien durch sein 
Streben nach dem „Platz an der Sonne“22 mas-
siv herausgefordert. Unter dem Eindruck einer 
mentalen Aufrüstung der veröffentlichten Mei-

nung23 und unter der Last ihres Weltreiches 
flüchteten die Briten nun in zwei militärische 
Bündnisse, zunächst mit Japan, dann mit 
Frankreich. Deutschlandpolitische Überlegun-
gen standen beim Abschied von der „splendid 
isolation“ eher im Hintergrund; notwendig er-
schien dieser Schritt, abgesehen vom Wunsch 
nach einer Klärung kolonialpolitischer Streit-
fragen mit Frankreich, vornehmlich zum 
Schutz vor Frankreich, dessen Allianzpartner 
Russland seit 1904 in einem verlustreichen 
Krieg gegen Japan stand. Und dennoch waren 
die Konsequenzen dieses „grand tournant de la 
politique mondiale“24 gerade für das Deutsche 
Reich höchst fatal. Mit dem Abschluss der eng-
lisch-französischen Entente Cordiale gewann 
die Gefahr einer antideutschen Auskreisung 
mit Frankreich als Scharnier mehr und mehr 
Kontur. 

Anstatt dieser Tendenz durch eine Politik 
der Détente entgegenzuwirken, weitete Deutsch-
land seine „Weltmacht“-Ambitionen nun noch 
auf Nordafrika aus. Vom Reichskanzler ge-
drängt, landete Kaiser Wilhelm II. Ende März 
1905 mit einem Kriegsschiff im marokkani-
schen Tanger und pochte auf die Unabhängig-
keit des unter französischem Einfluss stehen-
den Landes.25 Deutschlands außenpolitischer 
Kurs der „Freien Hand“ erreichte einen ersten 
gefährlichen Höhepunkt; denn das Reich for-
derte damit nicht nur Frankreich, sondern auch 
dessen neuen Entente-Partner England heraus. 
Noch immer davon überzeugt, dass der franzö-
sisch-britische Gegensatz in Übersee letztlich 
unüberbrückbar sei, wies Berlin Pariser Kom-
promissvorschläge schnöde zurück und meinte, 
die Entente Cordiale auf einer Großmächte-
konferenz spalten zu können. 

 
DIE AUSKREISUNG DEUTSCHLANDS 

Fundamentale Bedeutung für die interna-
tionalen Beziehungen gewannen nun der Sieg 
Japans über Russland und der damit einherge-
hende Übergang von der alten Staatenwelt zu 
einer neuen, wahrhaft global angelegten Welt-
politik.26 Denn nach der Zerstörung der russi-
schen Seemacht und dem Baustopp der franzö-
sischen Marine gab es für Britannien nur noch 
einen maritimen Gegner: Deutschland. In einer 
völligen Verkennung der internationalen wie 
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auch innerdeutschen Machtverhältnisse glaubte 
Wilhelm II., das geschlagene Zarenreich nun in 
eine trilaterale Kontinentalallianz mit Frank-
reich drängen zu können. Sein Versuch schlug 
jedoch fehl, weil sowohl die deutsche als auch 
die russische Regierung den Kurs des Kaisers 
nicht mittragen wollten. Umso wichtiger wurde 
für Berlin damit die Entwicklung des Verhält-
nisses zu London. 

Ein Machtwechsel an der Themse sollte die 
Lage für Berlin jedoch nicht unerheblich ver-
schlechtern. Denn mit dem neuen Außenminis-
ter Edward Grey übernahm Ende 1905 ein 
Mann die Leitung der britischen Außenpolitik, 
der die British Interests als annähernd identisch 
mit denen Frankreichs einstufte und die Entente 
Cordiale von „einem Aushilfsmittel zum Grund-
prinzip“ der britischen Außenpolitik erhob.27 
Noch wichtiger als das „herzliche Einvernehmen“ 
mit Frankreich war für Grey die Verständigung 
mit Russland, sowohl zur Sicherung Indiens 
als auch zur Eindämmung Deutschlands: „An 
entente between Russia, France and ourselves 
would be absolutely secure. If it is necessary to 
check Germany it could then be done“, erklärte 
er Anfang 1906.28 Nicht der zunehmend schär-
fer ausgefochtene wirtschaftliche Wettbewerb 
stellte für ihn dabei das „eigentliche Ärgernis“, 
sondern „das Unruhestiften“ Wilhelms II., der 
offenbar „aggressive Pläne zur Weltpolitik“ 
hegte.29 

Kaum zwei Jahre später hatte der Chef des 
Foreign Office sein Ziel erreicht. Ende August 
1907 unterzeichneten die beiden Flügelmächte 
eine Konvention, mit der sie Afghanistan als 
englisches, Tibet aber als russisches Interessen-
gebiet anerkannten. Ihr „Great Game“ in Asien 
war damit zwar noch immer nicht entschieden, 
aber offenbar in eine zivilisierte Form des Inter-
essenausgleichs übergeführt worden.30 

Für Deutschland besaß der Abschluss dieses 
Abkommens, das den entscheidenden Schritt in 
Richtung auf eine englisch-russisch-französische 
Triple-Entente markierte, geradezu katastrophale 
Folgen, besiegelte es doch die sich seit langem 
abzeichnende internationale Auskreisung. Ob-
wohl die Reichsführung sich als „eigentliche[n] 
Adressat[en]“ der Konvention sah,31 erlaubte es 
ihr Weltmachtstreben nicht, die notwendigen 
Konsequenzen zu ziehen. Vielmehr meinten 

Wilhelm II. und Bülow, nun angesichts einer 
allgemeinen „Rückwendung der Großmächte 
von Übersee nach Europa“32 noch mehr auf 
eine Politik der Stärke setzen zu müssen. Und 
beschleunigten damit nur die antideutsche Block-
bildung. 

 
DAS BEKENNTNIS ZUR „NIBELUNGENTREUE“ 

In aller Deutlichkeit zeigte sich dieser ver-
hängnisvolle Konnex in der Bosnien-Herze-
gowina-Krise der Jahre 1908/09. Obwohl die 
eigenmächtige Annexion der beiden türkischen 
Provinzen durch Österreich-Ungarn selbst in 
der deutschen Presse als Völkerrechtsbruch ge-
brandmarkt wurde, galt der düpierten Berliner 
Reichsführung die Verteidigung des einzig 
zuverlässigen Bündnispartners gegenüber dem 
russischen Protest als „selbstverständlich“.33 In 
der Überzeugung, dass nicht weniger als die 
Großmachtstellung Deutschlands in Europa auf 
dem Spiel stehe, bekannte sich Kanzler Bülow 
in einer emotional aufgeladenen Reichstagsde-
batte Ende März 1909 dezidiert zur „Nibelun-
gentreue“. Als ihm daraufhin von Seiten der 
Opposition Vasallenschaft vorgeworfen wurde, 
pochte er ostentativ auf den Erhalt des Zwei-
bundes, fügte aber eingedenk der damit aus-
gelösten „blutigen“ Assoziationen rasch hinzu, 
welch eminente Friedensfunkton dem Bündnis 
zukomme.34 Dass das Deutsche Reich ob des 
schleichenden Machtverfalls seines Partners nun 
mehr und mehr gezwungen wurde, zu dessen 
innerer Stabilisierung beizutragen, überging 
Bülow geflissentlich. 

Vorderhand erreichte der Reichskanzler sein 
Ziel einer Stärkung des Zweibundes, da sich St. 
Petersburg nach einer türkisch-österreichischen 
Einigung zum Einlenken genötigt sah. Indem 
Habsburger und Hohenzollern ihre Allianz aber 
nun in einen Block mit offensiver Ausrichtung 
umwandelten, trugen sie implizit dazu bei, die 
Bindungen innerhalb der keineswegs konflikt-
freien Triple-Entente zu festigten. Während 
Österreich-Ungarn sein Heil in einer aktiven, ein-
flusssichernden Außenpolitik im Orient suchte 
und dadurch in eine verschärfende Konfron-
tationshaltung gegenüber Russland geriet, for-
cierte Berlin den Rüstungswettlauf zur See und 
damit den Antagonismus zu London. Nicht nur 
wegen der außenpolitischen „Rückendeckungs-
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funktion“, auch wegen der innenpolitischen 
„Integrationsfunktion“ zwecks „Herstellung einer 
verbreiterten parteipolitischen Konsensbildung“ 
wurde der Zweibund für beide Kaiserreiche 
damit „alternativlos“.35 

 
EINE NEUE INTERNATIONALE  
FRIEDENSORDNUNG? 

Ein Ende der abschüssigen Bahn schien erst 
in Sicht, als im Juli 1909 mit Theobald von 
Bethmann Hollweg ein neuer Geist ins Reichs-
kanzleramt einzog. Der bis auf den heutigen 
Tag umrätselte „Philosoph von Hohenfinow“36 
hoffte nämlich, die als Einkreisung empfundene 
zunehmende Isolierung des Deutschen Reiches 
durch eine Verständigung mit England durch-
brechen und ganz generell „eine neue interna-
tionale Friedensordnung“ schaffen zu können.37 
Sein Ansinnen stand indes von Anfang an unter 
einem dunklen Stern. Zum einen verweigerte 
das Reich weiterhin jegliche Konzilianz in der 
Flottenrüstung, da sowohl für Wilhelm II. als 
auch für Großadmiral von Tirpitz der Groß-
machtstatus Deutschlands unlösbar mit dem 
Besitz einer starken Kriegsmarine verknüpft war. 
Zum anderen belastete es die Sondierungen ge-
genüber England mit der Forderung nach einer 
Neutralitätszusage für den Fall, dass Deutsch-
land bei einem unprovozierten russischen An-
griff auf Österreich zu den Waffen greifen müs-
se. Aus Londoner Sicht erbrachte Berlin damit 
einen untrüglichen Nachweis, wie wenig es von 
den Bewegungsgesetzen der britischen Außen-
politik verstand. Denn die Anerkennung der 
englischen Überlegenheit zur See galt an der 
Themse eben keineswegs als ein Konzessionen 
erheischendes deutsches Zugeständnis, sondern 
als Akzeptieren einer Tatsache. 

Dass sich das Reich Mitte 1911 mit dem 
„Panthersprung nach Agadir“38 einen neuerli-
chen außenpolitischen „Fehltritt“ leistete, trug 
nicht eben zur Entspannung in den internatio-
nalen Beziehungen bei. Wie schon sechs Jahre 
zuvor, forderte Deutschland seinen westlichen 
Nachbarn im südlichen Mittelmeerraum her-
aus und glaubte ihn zu einer Kompensation in 
Französisch-Äquatorialafrika nötigen zu kön-
nen. Wie damals stellte sich das Gros der euro-
päischen Mächte aber nicht auf die Seite des 
Deutschen Reiches, sondern des vom Krieg be-

drohten Frankreich. England verständigte sich 
mit seinem Partner nun sogar auf den Einsatz 
eines britischen Expeditionskorps im Konflikt-
fall und verlieh der Entente Cordiale damit 
ein zunehmend militärisches Gepräge.  

Wie die Erste, so endete auch die Zweite 
Marokkokrise mit einer diplomatischen Nie-
derlage Deutschlands: Zwar trat Frankreich 
dem Reich für dessen Verzicht auf seine An-
sprüche in Marokko einen Teil seiner Kolonie 
Neukamerun ab; doch dieser Gebietsgewinn 
umfasste nur einen Bruchteil dessen, was die 
deutsche Regierung ursprünglich einzuheimsen 
gehofft hatte. Vor allem war es Deutschland 
abermals nicht gelungen, den sich schließen-
den Einkreisungsring zu sprengen – im Gegen-
teil. 

 
DER EINKREISUNGSRING SCHLIEßT SICH 

Bei besonnenen Politikern und Diplomaten 
schärfte der Konflikt am Rande eines Krieges 
die Einsicht, dass das Reich mit seiner Kraft-
meierei die eigene Sicherheit nicht festige, son-
dern gefährde. Weniger besonnene dagegen 
hielten unbeirrt am alten Kurs fest. Während 
Bethmann Hollweg nun mit dem Gedanken 
spielte, das deutsche Flottenbauprogramm zu 
verzögern, sofern die Briten ein Neutralitäts-
abkommen eingingen, lehnten Wilhelm II. und 
Tirpitz ein derartiges Kompensationsgeschäft 
als indiskutabel, weil mit dem deutschen Welt-
machtanspruch nicht vereinbar ab. Akzeptabel 
war für sie allenfalls eine Verständigung in „peri-
pheren“ Fragen der internationalen Politik – 
nicht mehr, aber auch nicht weniger. 

Eine erste Bewährungsprobe hatte diese neue 
Taktik im Oktober 1912 auf dem wieder ein-
mal aufgewühlten Balkan zu bestehen, wo ein 
unter russischem Patronat geschlossener bulga-
risch-serbischer Balkanbund mit Griechenland 
und Montenegro das Osmanische Reich angrif-
fen. Als der militärische Erfolg der Allianz in 
einen europäischen Krieg umzuschlagen drohte, 
drängten Berlin und London auf diplomati-
schem Wege gemeinsam zur Mäßigung – mit 
Erfolg. Nicht nur Deutschland und England, 
auch die Dreibundmächte Deutschland, Öster-
reich und Italien agierten aus Sorge um den 
europäischen Frieden jetzt wie eine „Versiche-
rungsgesellschaft“.39 Selbst die beiden verfein-
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deten Nachbarn am Rhein suchten und fanden 
Möglichkeiten zur Verständigung,40 so dass 
auch der im Sommer 1913 ausbrechende Zweite 
Balkankrieg nicht in ein heilloses Durcheinan-
der mündete. 

Allerdings, dies gilt es festzuhalten, besaßen 
all diese Bemühungen um eine Kalmierung der 
explosiven Lage im Vorfeld des Ersten Weltkriegs 
einen kontraproduktiven Nebeneffekt. Da die 
Entspannung dem Verständnis der Akteure 
gemäß als Schritt zur Überwindung der beste-
henden Blöcke gedacht war, säte sie nämlich 
innerhalb der Allianzen erhebliches Misstrauen. 
Um die scheinbar in Frage gestellte Blockko-
häsion zu stärken, sahen sich die Regierungen 
daher gezwungen, parallel zur Détentepolitik 
eine blockinterne Rückversicherungspolitik zu 
betreiben, die wiederum zu einer Verschärfung 
der Blockgegensätze führen konnte.41 

Da das Reich überdies von seiner „perikli-
tierenden“ Weltpolitik42 nicht ablassen wollte, 
hielt sich der Erfolg der Verständigung in engen 
Grenzen. Dies verdeutlichte nachdrücklich die 
sog. Liman-von-Sanders-Krise 1913/14. Ende 
1913 entsandte Wilhelm II. eine deutsche Mili-
tärmission nach Konstantinopel, deren Chef 
Generalleutnant Liman von Sanders vom Sultan 
zum Kommandierenden General des I. türki-
schen Armeekorps und zum Generalinspekteur 
der osmanischen Armee ernannt wurde. Kaum 
überraschend, empfand Russland diese türkisch-
deutsche Sicherheitskooperation als Bedrohung 
seiner Interessensphäre und erhob scharfen Pro-
test. Zur Lösung des Problems wurde Liman 
von Sanders Anfang 1914 zur Armee des Sul-
tans abgeordnet; er blieb zwar Generalinspek-
teur des türkischen Heeres, musste aber das 
Kommando über das I. Armeekorps abgeben. 

Den Streit mit St. Petersburg nicht auf die 
Spitze zu treiben schien Berlin umso mehr ge-
boten, als namentlich London keinen Zweifel 
daran ließ, auf wessen Seite es im Konfliktfall 
stünde. Im Juli 1914 schlossen die Briten gar 
mit Russland eine Marinekonvention, die ne-
ben einer Garantie für Indien auch eine Hilfs-
zusage in Europa enthielt.43 Aus der Sicht Ber-
lins drohte sich der militärische „Einkreisungs-
ring“ nun vollends zu schließen. Das Bündnis 
mit Österreich-Ungarn mutierte damit zum 
Rettungsnetz deutscher Sicherheitspolitik. 

DIE ÖFFNUNG DES JANUSTEMPELS 
Beinahe zwangsläufig drängte das Deutsche 

Reich seinen Bundesgenossen nach dem Atten-
tat auf den österreichischen Thronfolger am 
28. Juni 1914 in Sarajevo zur Kraftprobe gegen 
den serbischen Drahtzieher. Im Zuge einer 
Theorie des „kalkulierten Risikos“44 hoffte Beth-
mann Hollweg, mit dieser „Blankovollmacht“ die 
österreichische Großmachtstellung behaupten 
und die deutsche Position sichern zu können. 
Der Reichskanzler unterschätzte jedoch Russ-
lands Kriegsbereitschaft ebenso wie er Englands 
Friedenswillen überschätzte. Nachdem Öster-
reich-Ungarn den Berliner „Blankoscheck“ ein-
gelöst hatte, erklärte die von der russischen 
Generalmobilmachung überraschte Reichsleitung 
unter dem Zwang des Schlieffen-Plans sowohl 
dem Zarenreich als auch Frankreich den Krieg. 
Wenngleich von der bewussten Entfesselung 
eines Präventivkriegs nicht die Rede sein kann,45 
oblag Deutschland bei der Öffnung des Janus-
tempels eine „initiierende“46 Verantwortung, da 
es das Risiko einer militärischen Auseinander-
setzung bewusst in Kauf nahm. Freilich: Auch 
die übrigen Mächte waren nicht bereit, das 
Unheil aufzuhalten. Das durch Absprachen der 
militärischen Eliten für einen Kriegsfall zuneh-
mend unbeweglichere Geflecht der Allianzen und 
das Wettrüsten hatten in Europa ein „Sicher-
heitsdilemma“47 geschürt, dem die von Mobil-
machungsplänen mehr und mehr zu Lakaien der 
Militärs degradierten Staatsmänner nicht mehr 
gewachsen waren. Wirtschaftliche Erwägungen 
standen dabei ungeachtet aller Handelsrivalitäten 
im Hintergrund, wenngleich mancher Industri-
elle und Politiker vom Krieg auch den Gewinn 
neuer Absatzmärkte erhoffte.48 

Hätte Bismarck oder ein ihm kongenialer 
deutscher Staatsmann die „Ur-Katastrophe 
Europas“49 abwenden können? Zweifel sind 
angebracht, und zwar aus zweierlei Gründen. 
Zum einen befanden sich die Politiker des Juli 
1914 nicht mehr im Zeitalter des Absolutismus, 
sondern dem der Massen, die ihre Aktionsradi-
en erheblich beschnitten. Zum anderen galt der 
außenpolitische Kurs des Reichsgründers schon 
seit langem als überlebt. Bündnisse dienten 
dem Deutschen Reich wie den übrigen Groß-
mächten nicht mehr primär zur Friedenssiche-
rung, sondern der Vorbereitung auf den Krieg. 
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Diese Erkenntnis sollte uns allerdings nicht dazu 
führen, die Monarchen und Staatsmänner aus 
ihrer Verantwortung zu entlassen. Ungeachtet 
aller tatsächlichen oder eingebildeten Hand-
lungszwänge waren sie es – in Berlin ebenso 
wie in Wien, in Paris ebenso wie in St. Peters-
burg oder London –, die mit ihren Entschei-
dungen Europa im Sommer 1914 in den Ab-
grund stürzten. 
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MODERNISIERUNGSPOTENZIALE UND DEFIZITE 

IN DER DONAUMONARCHIE 
 
 
ANDREAS GOTTSMANN ||||| Wie modern war die Donaumonarchie an der Wende vom 19. zum 

20. Jahrhundert? Kann ein Staat, der aus zwei Reichshälften besteht, zwei unterschiedliche Staats-
bürgerschaften vergibt und nur durch die Klammern der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
zusammengehalten wird, überhaupt modern sein? Schon bei den Zeitgenossen war umstritten, ob 
dieses Staatsgebilde überhaupt als Reich und somit als gemeinsamer Staat angesehen werden konnte. 
 

 
 
Wenn man in Budapest vom Staat sprach, 

dachte man in erster Linie an das Reich der 
Stephanskrone, und auch von Wien aus gesehen 
reduzierte sich der Reichsbegriff zunehmend 
auf die cisleithanische, im engeren Sinne „öster-
reichische“, Reichshälfte, die aber offiziell nie 
so genannt werden durfte.1  

Auch aus Sicht der modernen Imperienfor-
schung wird die Einordnung Österreich-Ungarns 
unter diesen Begriff angezweifelt, da dieser Staat 
wesentliche Kriterien eines Imperiums nicht 
erfüllte. Zumindest aus der Sicht nationalstaat-
licher Integration der Zeit war die Doppel-
monarchie zweifellos unmodern. Hinzu kam, 
dass die beiden Staatshälften nach 1867 nicht 
nur weitgehend voneinander getrennt waren, 
sondern auch völlig unterschiedliche Entwick-
lungen nahmen. Das national-liberal regierte 
Ungarn orientierte sich am französischen 
Staatsbürgerbegriff und ersetzte die alte Adels-
monarchie durch einen an liberal-bürgerlichen 
Maßstäben orientierten Zentralstaat, in dem 
alle Staatsbürger, ungeachtet ihrer Konfession, 
Nationalität und Sprache, zumindest theore-
tisch gleichberechtigt waren. Faktisch war die 
ungarische Politik allerdings nationalstaatli-
chen Kriterien verpflichtet. In Cisleithanien 
wählte man – durch die politischen Verhältnis-
se erzwungen – die Option der Föderalisierung. 
Der ehemals von Wien aus neoabsolutistisch 

regierte Staat sollte schrittweise zu einem de-
zentralisierten Staatsgebilde umgebaut werden, 
in dem nicht nur die einzelnen Staatsbürger, 
sondern auch die Volksstämme gleichberech-
tigt lebten, garantiert durch die Verfassung 
und durch rechtsstaatliche Institutionen. Pieter 
Judson spricht von einem „institutionalisierten 
Pluralismus“.2 

Die beiden Reichshälften drifteten immer 
stärker auseinander. In Ungarn war – abgesehen 
vom kroatisch-ungarischen Ausgleich 1868 – 
keine weitere Föderalisierung angedacht, in der 
österreichischen Reichshälfte fürchteten viele, 
dass eine zu weitgehende Dezentralisierung in 
die Auflösung des Staates münden könnte. Auf 
der anderen Seite gab es hier zahlreiche unter-
schiedliche und parallele politische und rechtli-
che Traditionen, die nach dem Verschwinden 
der Binnengrenzen in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts erst langsam zusammenge-
führt werden mussten, um eine gemeinsame 
Staatlichkeit zu ermöglichen.3 Der Historiker 
hat es somit im Hinblick auf die Modernisie-
rungspotenziale der Donaumonarchie mit zwei 
völlig unterschiedlichen Staatsgebilden zu tun, 
wobei die Entwicklung beider Reichshälften in 
letzter Konsequenz aber doch immer mit dem 
„Staats- und Reichsproblem“ verwoben blieb, 
da eine Neustrukturierung des Staates eine Ei-
nigung mit Ungarn vorausgesetzt hätte.4 
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Die Donaumonarchie war in beiden Staats-
teilen in ökonomischer, sprachlicher, konfessio-
neller und gesellschaftlicher Hinsicht ungemein 
heterogen, die Vielfalt kam allerdings in Cis-
leithanien aufgrund der unterschiedlichen Aus-
gangsbedingungen politisch stärker zum Tragen 
als in den Ländern der Stephanskrone. Die star-
ke regionale Ungleichzeitigkeit war aber auch für 
die insgesamt langsame und zögernde Moder-
nisierung verantwortlich. Während Nordböh-
men und -mähren, Niederösterreich mit Wien 
sowie Vorarlberg eine rasche und durchaus mit 
westeuropäischen Mustern vergleichbare sozio-
ökonomische Entwicklung nahmen, fielen die 
südlichen und östlichen Gebiete – vor allem 
Krain, Istrien, Dalmatien, Galizien und die Bu-
kowina – im Vergleich dazu stark ab. Darüber 
hinaus wurde die Geschichte der ökonomischen 
Modernisierung in der Habsburgermonarchie in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts durch 
lange Stockungsphasen charakterisiert, die sich 
mit Perioden raschen Wachstums abwechselten.5 

 
DIE REVOLUTION VON 1848/49 ALS  

AUSGANGSPUNKT DER MODERNISIERUNG  

DES POLITISCHEN SYSTEMS 

Der entscheidende politische Modernisie-
rungsschub erfolgte in Cisleithanien durch die 
Revolution von 1848/49. In Ungarn wurde diese 
1849 mit militärischer Unterstützung des Za-
renreichs niedergeschlagen, die Aufständischen 
wurden hingerichtet oder flüchteten ins Ausland. 
Erst nach dem Ausgleich 1867 und der weitge-
henden Selbständigkeit des Landes konnte die 
Umformung zum liberalen Staat erfolgen. 

Zwar kam es 1849 auch in Cisleithanien 
zu einem Bruch, dennoch überwogen hier die 
Kontinuitäten: so etwa in der durch die im Re-
volutionsjahr geschaffene moderne Behörden-
struktur. Auch musste infolge der vom Reichs-
tag beschlossenen Grundentlastung in den fol-
genden Jahren das Gemeindewesen auf völlig 
neue Grundlagen gestellt werden. Der Reichstag 
hatte sich 1848/49 in Wien und Kremsier auf 
eine den Erfordernissen des Staates angepasste 
Verfassung und einen sehr fortschrittlichen 
Grundrechtskatalog geeinigt. Beides konnte zwar 
in dieser Form nicht verwirklicht werden, prägte 
jedoch die konstitutionelle Entwicklung des 
Staates und wirkte bis in das 20. Jahrhundert.6 

Der Reichstag hatte sich – durch die politischen 
Umstände der Zeit bedingt – klar gegen das na-
tionale Prinzip und für die Staatsorganisation 
auf Basis der bestehenden Kronländer ausge-
sprochen. Der hier geprägte „Föderative Zentra-
lismus“ blieb bis zum Ende der Monarchie die 
Grundlage der Verfassungs- und Verwaltungs-
struktur der österreichischen Reichshälfte – 
also unter Ausklammerung der ungarischen 
Problematik und der schon damals damit ein-
hergehenden, weitestgehenden Reduzierung des 
Staatsverständnisses auf Cisleithanien. 

Es herrschte weitgehend Konsens, dass im 
Sinne des Erhalts des gemeinsamen Staates ein 
Ausgleich zwischen Länderinteressen und den 
Erfordernissen zentraler Regierungspolitik ge-
schaffen werden musste. Die Sistierung dieser 
Entwicklungen im autokratischen System des 
Neoabsolutismus der 1850er-Jahre – das sich 
in ökonomischer Hinsicht übrigens durchaus 
modernisierungsfreundlich gab – war nicht nach-
haltig. Nach dessen Scheitern im verlorenen 
italienischen Krieg 1859 begann in den sechziger 
Jahren unter Staatsminister Anton Schmerling 
der grundlegende Umbau des Staates, der aller-
dings bis zum Ende der Monarchie nicht abge-
schlossen werde konnte. Durch die Einbindung 
der alten aristokratischen und der modernen 
bürgerlichen Eliten in das neue System erfolgte 
die institutionelle und in der Folge auch gesell-
schaftliche Neustrukturierung unter deutlich 
systemkonservativeren Vorgaben, als dies im 
Revolutionsjahr der Fall gewesen war. Die 
Grundlage blieben jedenfalls auch unter 
Schmerling die Kronländer, und durch die Wahl 
aus den Landtagen gab der Staatsminister 1861 
der Abgeordnetenkammer formal den Charak-
ter eines Ausschusses der Landtage. Er sicherte 
sich aber durch ein geschicktes Wahlsystem 
eine gemäßigt zentralistisch-liberale Mehrheit – 
ein Gegensatz, der auch nach der Einführung 
direkter Wahlen im Jahre 1873 realpolitisch 
fortbestand. Hinzu kam, dass die Ausweitung 
der Staatstätigkeit ab den sechziger Jahren zur 
faktischen Erweiterung der Verwaltungskom-
petenzen von Statthaltereien und Bezirksver-
waltungen und zunehmend auch der Landtage 
führte. Diese verwaltungstechnische „Subsidia-
rität“ brachte allerdings auch die Gefahr einer 
Blockierung, Verzögerung und Verwässerung 
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staatlicher Reformen durch die lokale Verwal-
tung mit sich. 

Autoritär-zentralistische und vor allem an-
tiparlamentarische Elemente blieben über den 
Neoabsolutismus hinaus bestehen, was sich in 
der starken konstitutionellen Stellung des Mo-
narchen und im Notverordnungsrecht manifes-
tierte. Um die Jahrhundertwende wurde das 
Instrument der Notverordnungen bis über die 
Grenzen des politisch und konstitutionell Er-
träglichen hinaus strapaziert, dennoch bestand 
daneben auch die Möglichkeit des Regierens 
mit dem Parlament. Das Finanzgesetz 1901/02 
kam nach fünfjähriger Pause wieder regulär zu-
stande, und die Zahl der Notverordnungen ging 
zumindest vorübergehend zurück7 – das, was 
jedoch bestehen blieb, war der „subsidiäre Ab-
solutismus“ (Friedrich Tezner). 

Die Verbreiterung der politischen Macht-
basis durch bürgerliche und verbürgerlichte 
Eliten und der Kompromiss mit altständischen 
Traditionen in den sechziger Jahren erzwang 
also eine unvollkommene Demokratisierung 
und Föderalisierung. Die wirtschaftlichen Inter-
essen und die ökonomische und soziale Basis 
der führenden Schicht lagen zum Teil in den 
Ländern und in den bisherigen Peripherien. Die 
neue Konzeption umfasste Elemente einer 
bundesstaatlichen Organisation, wobei der 
Regierung Koordinierungsaufgaben und Richt-
linienkompetenzen zukamen. Tendenziell ver-
ringerten sich aber ihre direkten politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten. Die Alternative zu 
einer durch die Anwendung von Notverord-
nungen nur scheinbar starken zentralen Regie-
rung war durchaus riskant: das Nebeneinander 
unterschiedlicher Lösungsmodelle oder, positiv 
ausgedrückt: das Zulassen unterschiedlicher, an 
die lokalen Gegebenheiten und Machtverhält-
nisse angepasster politischer Zugangsweisen. Auf 
lange Sicht musste sich der Habsburgerstaat 
auf dieses Experiment einlassen. Das kalkulier-
te Risiko war der Zerfall, die Chance die Ent-
stehung eines krisenresistenten Staatsaufbaus. 

Die Umsetzung wurde durch das Neben-
einander konkurrenzierender Raummodelle er-
schwert: Vor allem in der Staatsbürokratie hatte 
sich die Vision einer in entscheidenden Fragen 
mit politischen Entscheidungskompetenzen aus-
gestatteten Zentralmacht erhalten. Ihr Raum-

modell war der Zentralstaat. Das widersprach 
den Selbständigkeitsbestrebungen der Länder, 
die ein dezentrales, föderales Raummodell ver-
traten, das durch die Gemeindeselbstverwaltung 
ergänzt wurde. Der Kontrahent der Länder im 
Kampf um politische Einflusssphären war der 
mit starken Kompetenzen ausgestattete verlän-
gerte Arm der Zentralmacht in Form der Statt-
haltereien, die durch das enge Netz von Bezirks-
hauptmannschaften auch auf lokaler Ebene 
präsent waren. Politisch geschickt, hatte dies 
mentalitätsgeschichtlich fatale Folgen, denn der 
Staat wurde dadurch vom Bürger nur mehr in 
seiner überwachenden und polizeilichen Funk-
tion wahrgenommen, während die Landesver-
waltung positiv konnotiert war. 

Das dritte Raummodell war zwar 1848/49 
verworfen worden, setzte sich in den italienischen 
Provinzen aber ein knappes Jahrzehnt später 
durch und wurde ab den neunziger Jahren über-
all in der Donaumonarchie zu einem Motor po-
litischer Integration: Die Idee einer weitgehen-
den nationalen Autonomie zog die bestehenden 
Raummodelle in Zweifel, ohne aber eine ge-
meinsame Staatlichkeit prinzipiell auszuschlie-
ßen. Auch hier wird wieder das für die späte 
Habsburgermonarchie typische Potenzial der 
Vereinbarkeit des scheinbar Unvereinbaren 
deutlich. Alle drei Raummodelle – Zentralstaat, 
Föderaler Staat, Nationalautonomie – boten also 
Möglichkeiten für Zwischenlösungen. Weder ein 
gemeinsamer politischer und staatlicher Raum 
noch eine weitgehende Verselbständigung der 
Teile waren prinzipiell auszuschließen. 

Und noch ein Faktor kam hinzu: die starke 
Stellung der Gemeindevertretungen,8 die nicht 
selten in Konkurrenz zur Macht der Länder tra-
ten, deren Kompetenzen „von unten“ beschnit-
ten wurden, durchaus im Sinne des bürokrati-
schen Zentralstaates, der ein Überhandnehmen 
autonomistischer Bestrebungen in den Ländern 
befürchtete. Diesem Umstand war wohl auch 
eines der wesentlichen Modernisierungsdefizite 
der späten Habsburgermonarchie geschuldet: 
Während es aus politischen Gründen opportun 
schien, breite Volksmassen in die Politik einzu-
binden, und die Regierungen durch Wahlrechts-
erweiterungen und schließlich 1907 durch die 
Einführung des allgemeinen Männerwahlrechts 
die Grundlage für die Entstehung moderner 



A N D R E A S  G O T T S M A N N  

82    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1  

Massenparteien legten, wurde dies auf Landes-
ebene konsequent verhindert. Die Landtage 
verblieben damit ihren überkommenen elitären 
Strukturen verhaftet, was negative Rückwirkun-
gen auf die Formierung politischer Loyalitäten 
in der Bevölkerung hatte. 

 
DIE SCHIEDSRICHTERFUNKTION DES STAATES 

Im späten 19. Jahrhundert wuchs dem Staat 
durch die von ihm ausgeübte Rahmengesetz-
gebung und seine Kompetenzen in der Rechts-
setzung in vielen Bereichen die Rolle eines 
Schiedsrichters in politischen Streitfragen zu. 
Die kaiserliche Regierungspolitik konnte dabei 
an den Nimbus des Monarchen als „Landes-
vater“ anknüpfen, der allen Untertanen gleich 
verpflichtet war. Idealtypisch setzte sich dieser 
politische Bereich aus drei Komponenten zu-
sammen: 1. Die Regierung erfüllte neben ihrem 
Initiativrecht wichtige Koordinierungs- und 
Kontrollfunktionen, 2. die Legislative legte die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen fest – meist 
aufgrund von Regierungsvorlagen –, innerhalb 
derer die lokalen Körperschaften agieren konn-
ten, und 3. kam den obersten Gerichtsinstanzen 
Reichsgericht und Verwaltungsgericht die Auf-
gabe zu, die Rechts- und Verfassungsmäßigkeit 
der Entscheidungen der einzelnen Gesetzge-
bungs- und Verwaltungsebenen zu überprüfen. 
Als einer der ersten hat diesen Aspekt Gerald 
Stourzh in seinen Arbeiten untersucht.9 Bei den 
Höchstgerichten, aber auch in den mittleren 
und unteren Gerichtsinstanzen kam es zu einer 
für die Zeit durchaus beachtlichen Durchset-
zung rechtsstaatlicher Kriterien, die sich politi-
scher Beeinflussung weitgehend entzogen. Dies 
zeigt sich im Verfassungsrecht, aber auch im 
Strafrecht, etwa in den zahlreichen Freisprüchen 
bei Hochverratsprozessen. 

Der Staat war in Ansätzen schon seit den 
sechziger Jahren – hier allerdings vorwiegend 
im autonomen Wirkungsfeld der Gemeinden –, 
spätestens aber seit Ministerpräsident Eduard 
Taaffe (cisleithanischer Ministerpräsident 1879-
1893) auch um eine rudimentäre soziale Ab-
sicherung bemüht. Dass diesbezüglich gerade 
unter der konservativen Regierung Taaffe viel 
geleistet wurde, beweist, dass man sich bewusst 
war, dass sozialen Fragen eine Sprengkraft in-
newohnte, die die staatliche Existenz in Frage 

stellen konnten. Eine Rolle mag dabei aber auch 
die Überlegung gespielt haben, dass der Staat 
dem Bürger nicht nur in seiner polizeilich-kon-
trollierenden, sondern auch in seiner fürsorgen-
den Funktion verpflichtet war und man sehr 
wohl erkannte, dass auch über diese Schiene 
politische Loyalitäten und Staatsbewusstsein 
geschaffen werden konnten.10 

Die Positionierung der Zentralregierung als 
eines über den Partikularinteressen stehenden 
Akteurs wird vor allem in der Sprachenpolitik 
deutlich. Innenminister Alexander Bach hatte 
am 15. August 1849 die staatlichen Behörden 
angewiesen, sich die Kenntnis der in ihrem 
Kronland „landesüblichen“ Sprachen anzueig-
nen, um damit den in der Verfassung des Kai-
serstaates Österreich ausgesprochenen theore-
tischen Grundsatz von der Gleichberechtigung 
der Sprachen zu verwirklichen. Damit wurde 
ein Prozess eingeleitet, der die habsburgischen 
Länder bis zum Ende der Monarchie beschäfti-
gen sollte. Die sprachliche Gleichberechtigung 
im Bereich der Amtssprache machte in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts wesentliche 
Fortschritte. Die Autonomie der Landes- und 
Gemeindebehörden brachte es jedoch mit sich, 
dass diese die Amtssprache in ihrem Bereich 
frei wählen konnten, wobei meist nicht auf die 
Interessen von sprachlichen Minderheiten Rück-
sicht genommen wurde. Es ist kein Zufall, dass 
sich die meisten Klagen wegen sprachlicher 
Benachteiligung vor Reichs- und Verwaltungs-
gericht auf die autonome Verwaltung bezogen. 
Doch auch in der staatlichen Verwaltung gab 
es Defizite. Ein Beispiel hierfür ist das von Kroa-
ten, Slowenen und Italienern besiedelte Istrien. 
Die slowenische und die kroatische Bevölke-
rung waren in der lokalen Staatsverwaltung 
nicht ausreichend vertreten, die kaiserliche 
Verwaltung wurde daher als Fremdherrschaft 
empfunden – in diesem Fall als italienisch 
dominierte Fremdherrschaft. Doch auch die 
nationalbewussten Italiener waren unzufrieden. 
Obwohl außer Frage stand, dass sie ihre Spra-
che bei Ämtern, Gerichten und Schulen ver-
wenden konnten, empfanden sie die neuen 
Regelungen als Benachteiligung. Allein die Tat-
sache, dass die italienischen Staatsdiener ge-
zwungen waren, eine als sozial inferior einge-
stufte slawische Sprache zu erlernen, wurde als 



M O D E R N I S I E R U N G S P O T E N Z I A L E  U N D  D E F I Z I T E  I N  D E R  D O N A U M O N A R C H I E  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1     83 

Provokation empfunden, man fühlte sich nicht 
mehr als Herr im eigenen Haus.11 Diese Situa-
tion war vergleichbar mit Böhmen in den Zei-
ten der Badenikrise, als die deutschböhmischen 
Politiker aus Protest gegen Zugeständnisse der 
Regierung an die Tschechen im Bereich der 
Amtssprache – überall in Böhmen sollten die 
Staatsdiener beide Landessprachen beherrschen – 
ab 1897 durch anhaltende Obstruktion den 
Wiener Reichsrat boykottierten. Diese Paralle-
lität zwischen nationalisierter Lokalverwaltung 
und tendenziell immer stärker übernational 
werdender staatlicher Regionalverwaltung führ-
te überall in Cisleithanien zu Spannungen, die 
in der Badenikrise auch auf die übergeordnete 
staatliche Ebene übergriffen.12 

 
KULTURPOLITIK ALS „POLITISCHES LABOR“ 

Doch es gab auch Lösungsansätze, vor allem 
im Bereich der Kulturpolitik. Das Unterrichts-
wesen war in josephinischer Tradition nun 
nicht mehr allein auf die Heranbildung guter 
Staatsbürger ausgerichtet, immer stärker trat in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts auch 
der Aspekt der Förderung eines Österreich- und 
Vaterlandsbewusstseins in den Vordergrund. Als 
wesentlicher Faktor zu dessen Durchsetzung 
wurde einmal mehr die sprachliche Gleichbe-
rechtigung und die Ermöglichung des mutter-
sprachlichen Unterrichts erkannt.13 „Sprachen-
gerechtigkeit“ wurde zu einem der wichtigsten 
Schlagworte dieser Zeit und schrieb sich trotz 
der zunehmenden Ideologisierung, Politisierung 
und Nationalisierung von Sprachenkonflikten 
in das „kollektive Gedächtnis“ der Monarchie 
ein.14 Auf dieser Grundlage entstand 1869 mit 
dem Reichsvolksschulgesetz eines der moderns-
ten Schulgesetze seiner Zeit. 

Ähnliche Tendenzen gab es auch in der 
Kunstpolitik. Schon zur Mitte des 19. Jahrhun-
derts reifte die Überzeugung, dass Kunst bzw. 
Kunstförderung über die Möglichkeiten politi-
scher Propaganda hinaus als politisches Gestal-
tungsmoment dienen kann. Kunst und Kultur 
sowie das Unterrichtswesen wurden auf diese 
Weise spätestens ab den sechziger Jahren zu 
einem Instrument staatlicher Integration. Im 
Umfeld der Badenikrise kam es in der Kunstpo-
litik zu einer planmäßigen Förderung regionaler 
und nationaler Initiativen. Die Ausrichtung auf 

den gemeinsamen Staat blieb zwar erhalten, 
allerdings auf eine deutlich subtilere Weise als 
bisher, die regionale Vielfalt sollte stärker zum 
Ausdruck kommen. Ganz neu war die Idee 
nicht. Sie hatte sich in den fünfziger und begin-
nenden sechziger Jahren in Lombardo-Vene-
tien mit der Idee der Schaffung einer „Italianità 
austriaca“ manifestiert. Gezielt sollte damals 
eine eigene regionale italienische Loyalität ge-
schaffen werden, die sich von der nationalstaat-
lich geprägten italienischen Identität abheben 
sollte. Die Kreierung regionaler Identitäten 
stand im Jahre 1864 auch hinter der Gründung 
des „Österreichischen Museums für Kunst und 
Industrie“. Trotz aller Berücksichtigung der 
„Provinz“ stand damals allerdings noch die 
Orientierung auf das Zentrum Wien im Vor-
dergrund. Ab 1897 – zeitgleich mit dem Über-
handnehmen national geprägter Sichtweisen – 
wurden regionale Strömungen dagegen prinzi-
piell als gleichberechtigt betrachtet, der „öster-
reichische Stil“ sollte sich aus der Vielfalt unter-
schiedlicher kultureller Traditionen entwickeln 
und in Kombination mit den Bemühungen im 
Unterrichtswesen zur Schaffung eines in der 
Bevölkerung verankerten österreichischen Staats-
bewusstseins beitragen. Der nationalstaatlichen 
Dynamik wurde das Konzept einer zumindest 
in ihrem kleinsten Nenner kulturellen Gemein-
samkeit entgegengesetzt. Die politischen Bemü-
hungen zeigten Wirkung, für eine Konsolidie-
rung blieb jedoch keine Zeit. 

Diese Überlegungen trugen nach der Jahr-
hundertwende zu mehreren regionalen Aus-
gleichsversuchen bei. Der bekannteste und am 
stärksten durchdachte war der sogenannte 
„Mährische Ausgleich“ des Jahres 1905. Er ba-
sierte wie auch die anderen Ausgleichsversuche 
auf der Idee einer weitgehenden kulturellen 
Autonomie des Landes und der hier lebenden 
sprachlichen Gruppen. Durch die Einrichtung 
nationaler Kurien innerhalb der regionalen Ver-
tretungskörperschaften gelang es, das Konflikt-
potenzial zu senken. Allerdings führte dies zu 
einer sehr weitgehenden und kaum mehr um-
kehrbaren gesellschaftlichen Parallelisierung. 

Neben dem Unterrichtswesen und der Kunst 
gab es noch einen dritten großen Bereich staat-
licher Kulturpolitik – die Kirchenpolitik – und 
auch hier zeichneten sich grundlegende Ände-
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rungen ab. Mit dem Konkordat von 1855 wurde 
das josephinische Staatskirchensystem beendet, 
wobei aber wesentliche Punkte, vor allem das 
kaiserliche Ernennungsrecht von Bischöfen, 
nicht angetastet wurden. Ziel des Konkordats 
war jedenfalls die Befreiung der Kirche von der 
Bevormundung des Staates. Durch die liberale 
Gesetzgebung der sechziger Jahre bereits in 
wesentlichen Bereichen ausgehöhlt, wurde das 
Konkordat 1870 von österreichischer Seite auf-
gekündigt, wichtige Inhalte prägten die Habs-
burgermonarchie dennoch bis zu ihrem Ende. 
Was im Bereich des Schulwesens weitgehend 
gelang – eine Entkoppelung von Schule und 
Staat, der Einfluss der katholischen Kirche wur-
de auf den Bereich des konfessionellen Schul-
wesens und des Religionsunterrichts zurückge-
drängt – ebenso hinsichtlich der Aufwertung 
und Gleichberechtigung der anderen Konfes-
sionen, scheiterte im Bereich der Zivilehe: Die 
vor dem katholischen Pfarrer geschlossene Ehe 
blieb in Cisleithanien die Norm, Vorstöße zur 
Einführung einer allgemein verbindlichen staat-
lichen Ehe verliefen – übrigens im Gegensatz 
zu Ungarn – erfolglos.15 Obwohl die Trennung 
von Kirche und Staat keineswegs durchgängig 
war, kam es doch zu einer vergleichsweise 
weitgehenden Zurückdrängung des katholisch-
kirchlichen Einflusses auf das politische Leben, 
was sich in zahlreichen Konflikten zwischen 
Episkopat und staatlichen Behörden zeigte, 
aber auch in der Tatsache, dass ab den 1890er-
Jahren die katholische Kirche auf eine neue 
politische Karte setzte – die Christlichsoziale 
Partei – und damit ihren universalistischen An-
spruch aufgab und sich an die modernen politi-
schen Verhältnisse der Massendemokratie an-
passte. 

 
ERGEBNISSE 

Die durch die Wahlrechtserweiterungen ge-
förderte Entstehung moderner Massenparteien 
erschwerte in zunehmendem Maße politische 
Lösungen. Viele dieser Parteien definierten sich 
als national und sahen soziale, ökonomische und 
kulturelle Konflikte und Defizite ausschließlich 
durch die nationale Linse. Auch die Parteien, 
bei denen das eigentlich nicht im Mittelpunkt 
der politischen Argumentation stand – vor allem 
die Christlichsozialen –, bedienten sich diverser 

„Sündenböcke“ zur Erklärung politischer und 
sozialer Phänomene. Nur eine Großpartei ver-
suchte dem auf Grundlage des ihr eigenen 
internationalistischen ideologischen Ansatzes 
gegenzusteuern: die Sozialdemokratie. Mit dem 
„Brünner Nationalitätenprogramm“ gelang ihr 
1899 der große Wurf: die Einführung einer 
modernen Zugangsweise durch die Zurück-
drängung des Territorialprinzips und die Pro-
pagierung des Personalitätsprinzips, das später 
sowohl im Mährischen Ausgleich als auch in 
den Theorien Karl Renners zur Anwendung 
kam bzw. weiterentwickelt wurde. Eine refor-
mistische Umformung des Habsburgerstaates 
wurde gefordert, dieser aber als allgemeiner 
politischer Rahmen akzeptiert. Die österreichi-
sche Sozialdemokratie – die „kleine Internatio-
nale“ – zerbrach in den folgenden Jahren aller-
dings an den internen Interessengegensätzen. 
Ihr kommt jedoch das Verdienst zu, sich nicht 
widerspruchslos der nationalen Logik gefügt, 
sondern neue Konzepte entwickelt zu haben.16 

Die kaiserlichen Regierungen waren also ge-
zwungen, sich eine überregionale, überparteili-
che und übernationale Sichtweise anzueignen, 
da jeder Versuch einer Reduzierung politischer 
Optionen das System zum Scheitern gebracht 
hätte. Als Beispiel sind etwa die Versuche zur 
Festlegung des Deutschen als Verhandlungs-
sprache im Reichsrat zu nennen. Das Angebot 
unterschiedlicher Optionen und das Nichtent-
scheiden kontroverser Fragen durch die Zent-
ralmacht sicherten letzten Endes die Existenz 
des Staates. Allerdings erhöhte das Verschieben 
von Problemen und Entscheidungskompeten-
zen auf die regionale Ebene das Konfliktpoten-
zial, wobei der Staat der ihm zukommenden 
Schiedsrichterfunktion nur zum Teil gewachsen 
war. Die staatliche Organisation Cisleithaniens 
wies deutliche Defizite auf: Auf lokaler Ebene 
dominierte der Hang zur Majorisierung nicht 
mehrheitsfähiger Standpunkte, ohne dass der 
Staat effizient gegensteuerte. Darüber hinaus-
gehende autoritäre Entwicklungen auf lokaler 
Ebene waren allerdings durch das Korrektiv 
des gemeinsamen Staatswesens kaum möglich. 
Autoritäre Strömungen zur Etablierung eines 
starken Zentralstaats gab es in Cisleithanien 
vor allem unter Ministerpräsident Ernest von 
Koerber (1900-1904). Sie erwiesen sich aber 
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aufgrund der bestehenden föderalen Strukturen 
als nicht umsetzbar. Dennoch gilt Koerber als 
bedeutendster Modernisator der zu Ende ge-
henden Habsburgermonarchie, dem es durch 
seinen Einsatz gelungen war, den nach der po-
litischen Obstruktion der späten 1890er-Jahre 
festgefahrenen politischen Verhältnissen noch 
einmal einen neuen Impuls zu geben.17 

Der Habsburgerstaat war kein Friedenspro-
jekt, zu willkürlich zusammengewürfelt waren 
seine Teile, zu sehr baute er auf fürstlichen 
Herrschaftsansprüchen und nicht auf dem Be-
wusstsein ökonomischer, gesellschaftlicher und 
kultureller Vorteile eines gemeinsamen Staats-
wesens auf. Der Paradigmenwechsel hin zu der 
von František Palacký am Reichstag des Jahres 
1848 beschworenen Union freier Völker – in 
welcher Form auch immer – wurde nicht voll-
zogen. Doch nicht am Nationalitätenproblem, 
auch nicht an einer zu weit gehenden Föderali-
sierung oder aber Zentralisierung scheiterte der 
Staat. Zum Verhängnis wurde ihm das Unver-
mögen, mit den Auswirkungen der politischen 
Pluralisierung umzugehen und diese in den 
Dienst der staatlichen Konsolidierung zu stellen. 
Hierin zeigten sich massive Modernisierungs-
defizite. Die weitgehend im patriarchalisch-
absolutistischen System verhafteten politischen 
Zugangsweisen waren der Dynamisierung und 
Polemisierung der modernen Massendemokra-
tie und der sich verstärkenden Politisierung von 
Alltagsproblemen nicht gewachsen. Schließlich 
überwog die Angst vor revolutionären Umwäl-
zungen über den politischen Gestaltungswillen. 
Es fehlte zwar nicht an Visionen, wohl aber am 
politischen Mut und oft auch an den Möglich-
keiten, Neues zu wagen. Hinzu kam die verän-
derte internationale politische Konstellation. 
Der Habsburgerstaat wich am Ende des Ersten 
Weltkriegs der Neugestaltung des Machtgefü-
ges in Mitteleuropa, doch die Kontinuitäten 
reichen bis weit in die Zwischenkriegszeit. 

Es wäre verfehlt, den Habsburgerstaat allein 
aus der rückwärtsgewandeten Sicht der Auflö-
sung zu betrachten oder ihn auf die Person des 
Monarchen zu reduzieren. Zwar hatte der Kai-
ser für einen modernen Staat sehr weitgehende 
politische Einflussmöglichkeiten und die feh-
lende – zwar bereits 1848/49 diskutierte, dann 
aber an der Reaktion gescheiterte – Volkssou-

veränität war wohl mehr ein Zeichen von 
Rückwärtsgewandtheit als von Modernität. 
Dennoch sollte über diesen Defiziten nicht das 
Bemühen zahlreicher Persönlichkeiten verges-
sen werden, die in ihrer Gesamtheit zum gesell-
schaftlichen Fortschritt beitrugen und an denen 
die Donaumonarchie in Politik, Kultur und 
Wissenschaft besonders reich war. Sie trugen 
ungeachtet späterer staatlicher Veränderungen 
zur Schaffung eines modernen politischen Be-
wusstseins bei, auf dem spätere Generationen 
aufbauen konnten. 

 
ZUSAMMENFASSUNG 

Infolge der sich wandelnden ökonomischen 
und sozialen Grundbedingungen – vor allem 
durch den wirtschaftlichen und politischen Auf-
stieg des Bürgertums – kam es in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts in der Donaumo-
narchie zu einer umfassenden Modernisierung 
in Politik, Verwaltung und Rechtswesen. Hin-
gegen verschärften sich die regionalen Entwick-
lungsgegensätze in Ökonomie und Infrastruk-
tur, da der von liberalen Grundsätzen geprägte 
Staat wirtschaftliche Eingriffe ablehnte. Er kon-
zentrierte sich vielmehr auf die Rolle eines über 
den Partikularinteressen stehenden und um 
Ausgleich bemühten Schiedsrichters. Die föde-
ralen Strukturen Cisleithaniens hinderten jedoch 
den Staat immer mehr, auf regionaler Ebene 
(Länder und Gemeinden) gestaltend einzugrei-
fen. Nur auf zentralstaatlicher Ebene verfügte 
er durch die von ihm ausgeübten polizeilichen 
Funktionen und die politischen Notrechte über 
wirksame Instrumente. Die beiden Reichshälf-
ten – das föderal strukturierte Cisleithanien und 
das zentralistisch geführte Ungarn – drifteten 
politisch, verwaltungstechnisch und ökonomisch 
immer stärker auseinander. Hinzu kam das 
kaum überwindbare soziale und wirtschaftliche 
Gefälle innerhalb der Länder Cisleithaniens. 
Diese strukturelle Schieflage erschwerte in letz-
ter Konsequenz eine durchgehende und allum-
fassende politische und ökonomische Moder-
nisierung des Habsburgerstaates. 

 
|||||  DR. ANDREAS GOTTSMANN 

Dozent am Institut für Geschichte der  
Universität Wien und Direktor des 
Österreichischen Historischen Instituts in Rom 



A N D R E A S  G O T T S M A N N  

86    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1  

ANMERKUNGEN 
 

1  Dazu ausführlich Stourzh, Gerald: Der Dualismus 
1867 bis 1918. Zur staatsrechtlichen und völker-
rechtlichen Problematik der Doppelmonarchie, in: 
Die Habsburgermonarchie 1848-1918, Bd. VII: 
Verfassung und Parlamentarismus, 1. Teilband: 
Verfassungsrecht, Verfassungswirklichkeit, zentrale 
Repräsentativkörperschaften, Wien 2000, S. 1.177-
1.230. 

2  Judson, Pieter M.: L’Autriche-Hongrie était-elle un 
empire?, in: Annales. Histoire, Sciences sociales 
63/2008, S. 563-596. 

3  Heindl, Waldtraud / Saurer, Edith (Hrsg.): Grenze 
und Staat. Passwesen, Staatsbürgerschaft, Heimat-
recht und Fremdengesetzgebung in der österrei-
chischen Monarchie (1750-1867), Wien / Köln / 
Weimar 2000. 

4  Rumpler, Helmut: Eine Chance für Mitteleuropa. 
Bürgerliche Emanzipation und Staatsverfall in der 
Habsburgermonarchie (= Österreichische Geschich-
te 1804-1914), Wien 1997. 

5  Bruckmüller, Ernst: Sozialgeschichte Österreichs, 
Wien / München 2001, S. 284. 

6  Gottsmann, Andreas: Der Reichstag von Kremsier 
und die Regierung Schwarzenberg. Die Verfassungs-
diskussion des Jahres 1848 im Spannungsfeld zwi-
schen Reaktion und nationaler Frage, Wien 1995. 

7  Hasiba, Gernot D.: Das Notverordnungsrecht in 
Österreich (1848-1917). Notwendigkeit und Miss-
brauch eines „Staatserhaltenden Instrumentes“ 
(= Studien zur Geschichte der österreichisch-unga-
rischen Monarchie 22), Wien 1985. 

8  Urbanitsch, Peter: Die Gemeindevertretungen in 
Cisleithanien, in: Die Habsburgermonarchie 1848-
1918, Bd. VII, Teilband 2: Die regionalen Reprä-
sentativkörperschaften, Wien 2000, S. 2.199-2.181. 

9  Stourzh, Gerald: Die Gleichberechtigung der Natio-
nalitäten in der Verfassung und Verwaltung Öster-
reichs 1848-1918, Wien 1985. 

10  Drobesch, Werner: Ideologische Konzepte zur Lösung 
der „sozialen Frage“, in: Die Habsburgermonarchie 
1848-1918, Bd. IX: Soziale Strukturen, 2. Teilband: 
Von der Stände- zur Klassengesellschaft, Wien 
2010, S. 1.419-1.463; zu den Anfängen sozialpoliti-
scher Maßnahmen Wedrac, Stefan: Die Allgemeine 
Arbeiter-Kranken- und Invalidenkasse in Wien 
1868-1880. Die Wurzeln der Wiener Gebietskran-
kenkasse: Entstehung, Umfeld und Erfolge, Wien 
2013. 

11  Die Gleichberechtigung der landesüblichen Spra-
chen in der staatlichen Verwaltung des Küstenlan-
des 1848-1918, in: Moravské vyrovnání z roku 1905: 
možnosti a limity národnostního smíru ve střední 
Evropě – Der mährische Ausgleich von 1905: Mög-
lichkeiten und Grenzen für einen nationalen Aus-
gleich in Mitteleuropa, Brno 2006, S. 199-237. 

 

 

12  Kazimierz Badeni hatte am 5. April 1897 die böhmi-
schen und am 22. April 1897 die mährischen Behör-
den angewiesen, auch in den deutschsprachigen 
Gebieten die doppelsprachige Amtsführung durchzu-
setzen. Das bedeutete insbesondere, dass der Schrift-
verkehr der Behörden in der Sprache abgefasst sein 
sollte, in der die Eingabe erfolgt war. Außerdem 
sollte künftig eine Sprachprüfung die Voraussetzung 
für eine Anstellung in der staatlichen Verwaltung 
sein. Die darauf folgenden massiven parlamentari-
schen und außerparlamentarischen Proteste führten 
Ende 1897 zum Sturz der Regierung Badeni. Die 
Sprachenverordnungen mussten zurückgenommen 
werden. Die Folgen dieser Staatskrise waren überall 
in der Donaumonarchie spürbar und führten zu 
einer allgemeinen Verschärfung des nationalpoliti-
schen Diskurses. Siehe dazu Sutter, Berthold: Die 
Badenischen Sprachenverordnungen von 1897, ihre 
Genesis und ihre Auswirkungen vornehmlich auf 
die innerösterreichischen Alpenländer (= Veröffent-
lichungen der Kommission für neuere Geschichte 
Österreichs 46 und 47), Graz / Köln 1960 und 1965 
(2 Bände). 

13  Ausführlich dazu Burger, Hannelore: Sprachenrecht 
und Sprachengerechtigkeit im österreichischen Un-
terrichtswesen 1867-1918 (= Studien zur Geschich-
te der österreichisch-ungarischen Monarchie 26), 
Wien 1995. 

14  Ebd., S. 236. 
15  Weinzierl-Fischer, Erika: Die österreichischen Kon-

kordate von 1855 und 1933, Wien 1960; Vocelka, 
Karl: Verfassung oder Konkordat? Der publizistische 
und politische Kampf der österreichischen Liberalen 
um die Religionsgesetze des Jahres 1868 (= Studien 
zur Geschichte der österreichisch-ungarischen Mo-
narchie 17), Wien 1978. 

16  Mommsen, Hans: Die Sozialdemokratie und die 
Nationalitätenfrage im habsburgischen Vielvölker-
staat, Wien 1963; sowie Konrad, Helmut: Nationa-
lismus und Internationalismus. Die österreichische 
Arbeiterbewegung vor dem Ersten Weltkrieg, Mate-
rialien zur Arbeiterbewegung, Bd. 4, Wien 1984. 

17  Ableitinger, Alfred: Ernest von Koerber und das 
Verfassungsproblem im Jahre 1900. Österreichische 
Nationalitäten und Innenpolitik zwischen Konsti-
tutionalismus, Parlamentarismus und oktroyiertem 
allgemeinen Wahlrecht (= Studien zur Geschichte 
der österreichisch-ungarischen Monarchie 12), Wien / 
Köln / Graz 1973. 



A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1     87 

 
 
 
RUSSLAND UND DIE „DEUTSCHE ÜBERMACHT“ 

 

Ein Exempel für die wachsende Bedeutung der  
öffentlichen Meinung 

 
 
KLAUS HELLER ||||| Russlands öffentliche Meinung nahm im Laufe der letzten Jahrzehnte vor dem 

Ersten Weltkrieg an Bedeutung zu, blieb aber im Grunde eine Angelegenheit der beiden Haupt-
städte. Während das „deutsche“ St. Petersburg eine verhältnismäßig neutrale Haltung gegenüber 
allem Deutschen einnahm, war es das „slawische“ Moskau, das frühzeitig eine skeptische, wenn 
nicht gar feindliche Einstellung gegenüber der angeblichen „deutschen Übermacht“ nach außen 
wie nach innen zeigte. Dabei waren es gerade dort fortschrittliche Kräfte innerhalb bürgerlicher 
Kreise, die deutlich nationalistische Aversionen gegenüber allem Deutschen zeitigten. 

 
 
 

DER DEUTSCHE ALS GEGENTYP DES  

RUSSEN UND SEINE AKZEPTANZ IN DER  

RUSSISCHEN ÖFFENTLICHKEIT 

Seit dem 19. Jahrhundert war der Deutsche 
fast überall in Russland anzutreffen. Er repräsen-
tierte für den Russen den Prototyp des westlichen 
Geschäftsmanns, gepaart mit einigen – besonders 
dem Deutschen zugeschriebenen – charakterli-
chen Schwächen. Des Deutschen Tüchtigkeit 
forderte dem Russen zwar Respekt ab, gewann 
aber nicht unbedingt seine Sympathie. Unbe-
zweifelbar waren seine Kenntnisse und Fertig-
keiten in Handel und Gewerbe. Sein ausge-
prägtes Rechtsdenken stach in einer Welt voller 
Korruption zudem positiv hervor. Aber gerade 
diese penetrante Rechthaberei des Deutschen 
nervte den Russen im Allgemeinen. Vor allem 
Angehörige der „Intelligencija“ hielten dies nicht 
selten für einen Ausweis wahren Spießertums. 
Andererseits aber war für den Russen des Deut-
schen Vertragstreue ein hohes Gut. Was der 
deutsche Kaufmann anbot, war in der Regel 
nicht billig, und Preisnachlässe waren ihm kaum 
abzuhandeln. Aber seine Ware lieferte er immer 
termingerecht und von bester Qualität. Das 
führte wiederum dazu, dass der anscheinend 
leichtsinnigere Russe beim Deutschen immer 

so etwas wie Hochmut, ja sogar Verachtung, 
sich gegenüber zu verspüren glaubte.1 

In den von Vladimir Dal’ in den Jahren 
1861/62 herausgegebenen „Sprichwörtern des 
russischen Volkes“ findet man eine Reihe von 
Redensarten, die auf den „Deutschen“ direkt 
Bezug nehmen. Lasse doch dessen Verstandes-
kälte russische Warmherzigkeit erstarren. Zwar 
könne der Deutsche vieles, „hat für alles ein In-
strument“ und „ist schlau: hat den Affen er-
dacht“, aber bei ihm sind eben „die Beinchen 
etwas dünn und die Seele etwas kurz“ geraten.2 

Aber es ging in der Folgezeit nicht nur um 
den Deutschen im Lande selbst, mit seinem 
ausgeklügelten Geschäftssinn und überhaupt 
seiner auf Nützlichkeit ausgerichteten Lebens-
führung. Besonders nach der Gründung des 
Deutschen Reiches (1871) glaubte man außer-
dem den zunehmenden Konkurrenzdruck der 
dortigen Wirtschaft zu spüren. Die wachsende 
„deutsche Übermacht“ (nemeckoe zasil’e), die 
Russlands wirtschaftliches Wachstum von au-
ßen wie innen gefährdete und damit sein eige-
nes Streben nach Weltgeltung für die Zukunft 
in Frage stellte, wurde in den beiden letzten 
Jahrzehnten des Zarenreiches zum politischen 
Schlagwort. 
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Es ist allerdings schwierig zu beantworten, 
aus welchen Quellen in Russland sich ein solch 
allgemeines Vorurteil gegenüber allem Deut-
schen, und zwar nicht nur im ökonomischen 
Bereich, speiste. Die zuvor aufgezeigte Ernüch-
terung des Russen über das deutsche Wesen im 
Allgemeinen war mit Sicherheit eine der Konstan-
ten. Eine weitere war ohne Zweifel die Dominanz 
der Deutschen in verschiedenen staatlichen Be-
reichen Russlands; nicht zuletzt – besonders 
was den deutsch-baltischen Adel betraf – inner-
halb der hohen Bürokratie auf zentraler wie auf 
regionaler Ebene.3 Aber zu einer letztlich aus-
schlaggebenden Konstante wurde das Verhältnis 
zum neuen deutschen Kaiserreich von 1871, 
dessen politische und wirtschaftliche Dynamik 
Russlands eigenen imperialistischen Ambitionen 
mehr und mehr in die Quere zu kommen schien. 

Das sich seit den letzten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts allmählich abzeichnende Sze-
nario wachsender deutsch-russischer Spannun-
gen lässt sich besonders auf die unterschiedli-
che politische und ökonomische Reife beider 
Staaten zurückführen. Während sich das Deut-
sche Reich erkennbar zu einem modernen Staat 
entwickelt hatte, in dem gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Interessen nach innen und nach 
außen zu wirken begannen, blieb das Russische 
Reich trotz spürbarer Reformschritte seit den 
1860er-Jahren noch immer ein rückständiges 
Staatswesen. 

Russland war es trotz oder gerade wegen sei-
ner großen Eroberungen in Europa und beson-
ders in Asien in den letzten beiden Jahrhunderten 
bisher nicht gelungen, einen funktionsfähigen 
modernen Staats- und Wirtschaftskörper und 
insbesondere eine dafür notwendige Infrastruk-
tur auszubilden. Vielmehr waren die Randge-
biete des europäischen und asiatischen Russ-
lands eher in der Hand fremder Kaufleute aus 
den angrenzenden Regionen; nicht zuletzt zum 
Leidwesen der russischen Kaufmannschaft, die 
dieser ausländischen Konkurrenz selbst im Lan-
desinnern kaum etwas entgegenzusetzen ver-
mochte. Dazu kam von je her die Konkurrenz 
des westeuropäischen Kaufmanns überhaupt, 
die im Zeitalter des Imperialismus eine ganz 
neue Qualität gewann.4 

Im Hinblick auf die deutsche Konkurrenz 
sah man sich für die Zukunft sogar einer dop-

pelten Bedrohung – von außen und von innen – 
ausgesetzt. Die in Russland von alters her le-
benden Deutschen ließen sich aber in Wahrheit 
nur sehr bedingt für die Interessen der reichs-
deutschen Wirtschaft und ihrer Vertreter vor 
Ort einspannen, wenn sie sich nicht sowieso 
von vornherein eher ablehnend verhielten. Das 
war verständlich, denn sie verfolgten ihre eige-
nen, auf Russland selbst bezogenen wirtschaft-
lichen Ziele.5 Wie groß nicht selten die Distanz 
der ortansässigen Deutschen gegenüber den 
„Reichsdeutschen“ war, dafür lassen sich viele 
Beispiele anführen. Jedenfalls nahmen sie offen-
bar wenig Anteil an deren Patriotismus für Kai-
ser und Vaterland. 

Dennoch wurde die Loyalität der in Russ-
land lebenden Deutschen bereits lange vor dem 
Ersten Weltkrieg öffentlich in Zweifel gezogen. 
Es traf zunächst vor allem den letzten Schub 
deutscher Kolonisten ins Zarenreich, die sich 
in den westlichen Gouvernements Russlands 
(Wolhynien) niedergelassen hatten. Obwohl 
diese deutschen Siedler dem Lande mit ihren 
modernen Anbaumethoden großen landwirt-
schaftlichen Nutzen brachten, wurden sie be-
sonders von Slavophilen und Panslavisten im 
ausgehenden 19. Jahrhundert als Vorboten einer 
schleichenden „Germanisierung“ geschmäht und 
von der Regierung diskriminiert.6 

Aber es war nicht nur die nationalistisch 
aufgeladene Atmosphäre7 in der Regierungszeit 
Alexanders III. (1881-1894), die den Deutschen-
hass besonders beförderte. In den Vorkriegs-
jahren unter Nikolaus II. (1894-1917) nahm 
die Befürchtung vor einer Überfremdung durch 
die Deutschen noch weiter zu. Man nahm vor 
allem an, dass das Deutsche Reich seine impe-
rialistischen Ziele besonders nach Osten aus-
gerichtet habe; nicht zuletzt, um sich seines 
wachsenden Bevölkerungsüberschusses zu ent-
ledigen. Dazu böten sich in Anbetracht der geo-
politischen Situation die westlichen Gouverne-
ments Russlands als am günstigsten gelegen an; 
zumal die dort bereits ansässigen deutschen 
Kolonisten dafür den Boden schon gut bereitet 
hätten.8 

Noch aber waren die Vorbehalte gegenüber 
dem Deutschen im Lande in erster Linie auf 
diese Neuankömmlinge gerichtet, weniger auf 
die Deutschen, die dort schon seit langem an-
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sässig waren. Das galt nicht zuletzt für die 
„Moskauer Deutschen“, die man sich aus dem 
Geschäfts- und Kulturleben der Stadt nicht weg-
denken konnte, weil sie überall präsent waren.9 
Im Gegensatz zu den in St. Petersburg auftre-
tenden arroganten Vertretern des offiziellen 
Deutschland mit ihrem unguten Einfluss auf die 
im Grunde deutschfreundliche eigene Regierung 
und mit ihrer Verachtung für die „russische 
Gesellschaft“ handelte es sich bei ihnen um den 
seit langem vertrauten „gutmütigen Michel“. 
Dieser Gast aus dem Nachbarland aber genösse 
wegen seiner geschäftlichen Erfahrung und sei-
nes hohen kulturellen und wissenschaftlichen 
Sachverstandes nach wie vor des Russen volls-
tes Vertrauen. Mit einem solchen Nachbarn in 
Freundschaft zu leben, sei „nützlich und ange-
nehm“. Erfreulich sei es dabei zu sehen, dass 
diese im Lande schon lange lebenden Deut-
schen durchaus mit den russischen Sitten und 
Gewohnheiten vertraut seien und sich bemüh-
ten, ihren eigenen Beitrag für die politische und 
kulturelle Emanzipation der Gesellschaft im 
Allgemeinen zu leisten.10 

Aber diese weitgehende Loyalität gegenüber 
ihrer russischen Heimat bewahrte diese „inne-
ren Deutschen“ nach Ausbruch des Ersten 
Weltkriegs nicht davor, ebenso wie die „Reichs-
deutschen“ als Feinde betrachtet und verfolgt 
zu werden. Man unterstellte den Deutschen 
bald allgemein, selbst denen, die seit Generatio-
nen im Lande lebten, dass sie sich „nur formal 
als russische Untertanen“ betrachteten. In Wahr-
heit aber zöge es sie „ihrer politischen Über-
zeugung, ihrer Sprache, ihren Gewohnheiten 
und ihrer Religion nach zu ihren ausländischen 
Landsleuten“.11 

 
DIE MOSKAUER INDUSTRIELLEN UND DIE  

DEUTSCHE HERAUSFORDERUNG 

Die Gefahr aber, dass sich die wachsende 
ökonomische Überlegenheit der „Reichsdeut-
schen“ mit der bereits vorhandenen Dominanz 
der „Russlanddeutschen“ in vielen Bereichen des 
Landes, nicht nur im wirtschaftlichen Bereich, 
gut zu kombinieren schien, ließ das deutsche 
Problem für interessierte Kreise in Russland als 
besonders bedrohlich erscheinen. Aber es ging 
nicht nur darum. Der allzu große Einfluss der 
Deutschen in Staat und Gesellschaft sollte über-

haupt bekämpft werden. Als wenig förderlich 
für die eigenen wirtschaftlichen Ziele wurde 
besonders von den Industriellen der inneren 
Gouvernements um Moskau herum deren 
hoher Anteil innerhalb des Finanzministeriums 
und des Ministeriums für Handel und Industrie 
empfunden.12 

Je näher der Erste Weltkrieg heranrückte, 
umso mehr wurde diese offensichtliche Über-
fremdung durch Deutsche in leitenden Posi-
tionen sogar als Gefährdung der nationalen 
Sicherheit betrachtet.13 Vor allem nach den 
schweren Niederlagen der russischen Armee 
bei Tannenberg und an den Masurischen Seen 
im Jahre 1915 wurde zum Kampf gegen alles 
Deutsche im Lande aufgerufen.14 

Die wachsende Bedrohung durch die deut-
sche Industrie hatte man unter den russischen 
Fabrikanten schon frühzeitig ausgemacht.15 An 
Vehemenz nahm die Abwehrhaltung dann im 
Zusammenhang mit den Verhandlungen über 
den deutsch-russischen Handelsvertrag von 1894 
zu. Angesichts einer offenbar übermächtigen 
deutschen Konkurrenz bangte man umso mehr 
um die künftigen Absatzmöglichkeiten der ei-
genen Manufakturerzeugnisse im Lande selbst. 

Folgt man z. B. dem Journalisten und Her-
ausgeber des konservativen „Novoe vremja“ 
Aleksej S. Suvorin (1834-1912), so galt es auf 
beiden Seiten, bei den Vertragsverhandlungen 
die jeweiligen Interessen gebührend zu berück-
sichtigen. Wenn man aber auf russischer Seite 
eine zukünftige Gefährdung der eigenen Indus-
trie beklagte, so machte Suvorin bereits 1893 
darauf aufmerksam, dass es in Russland noch 
immer an den kulturellen und technischen 
Voraussetzungen für ein Gleichziehen mit der 
westlichen Konkurrenz im Allgemeinen mange-
le. Es liege doch schließlich an Russlands Wirt-
schaft selbst, dass sie sich in einem solchen 
Rückstand gegenüber dem Westen und damit 
auch Deutschland befinde und ihre natürlichen 
Ressourcen an Menschen und Naturreichtümern 
nicht richtig zu nutzen vermöge. 

Da man nicht in der Lage sei, sich selbst zu 
entwickeln, müsse man immer von Neuem west-
liche Unterstützung erbitten. In dieser selbst-
verschuldeten Abhängigkeit von Deutschen, 
Engländern und Franzosen liege doch das ei-
gentliche „Übel“.16 Für Suvorin konnte deshalb 
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„keinerlei Schutzzollsystem“ Russlands Indus-
trie auf den gleichen Stand wie die des Westens 
heben, sondern allein eine umfassende Bildungs-
offensive.17 Zu Beginn des Ersten Weltkriegs 
stellte Boris Suvorin seine Zeitung allerdings 
ganz auf den „Kampf gegen die deutsche Über-
macht“ im Lande ein.18 

Für die Moskauer Industriellen war und 
blieb aber die deutsche Industrie der eigentli-
che Gegner. Dies zeigte sich besonders deutlich 
bei ihren ungewöhnlich frühzeitig geäußerten 
Bedenken im Hinblick auf den Abschluss eines 
neuen deutsch-russischen Handelsvertrages, 
der eigentlich erst für 1917 anstand.19 Das nach 
wie vor zumeist aus den einflussreichen Textil-
fabrikanten bestehende Moskauer Börsenkomi-
tee machte bereits seit 1906 dagegen mobil und 
verstärkte in den Vorkriegsjahren noch seinen 
Widerstand gegen den ihrer Auffassung nach 
allzu starken deutschen Einfluss. 

Spiritus rector war Pavel P. Rjabušinskij 
(1871-1924), der den geistigen Mittelpunkt ei-
nes „Zirkels“ „junger“ Unternehmer in Moskau 
bildete.20 Die miteinander versippten und ver-
schwägerten Spitzen der Moskauer Kaufmann-
schaft, die auch geschäftlich eng miteinander 
verbunden waren, zeigten sich nach den revolu-
tionären Ereignissen des Jahres 1905 bestrebt, 
aus der alten, in ihrem Stand sich abschotten-
den Kaufmannschaft eine weltoffene, moderne 
Bourgeoisie zu formen. Bemerkbar machte sich 
hier ein neuer kapitalistischer Geist, der sich 
mit den patriarchalischen Vorstellungen der 
alten Kaufmannschaft zu einem russischen Na-
tionalismus verband. Dies wiederum sorgte da-
für, dass die alte Moskauer Distanz gegenüber 
dem „deutschen“ St. Petersburg eine politische 
Qualität erhielt. Waren es doch eben dieselben 
Akteure, die sich 1907 von der Partei der 
„Oktobristen“ als gegenüber der Zarenmacht 
deutlich oppositionellere „Progressisten“ abspal-
teten und sich seit 1912 als eigene Partei for-
mierten.21 

Von offizieller deutscher Seite wurde bereits 
früh bemerkt, dass die „Unfreundlichkeit gegen 
Deutschland“, die in den Jahren 1905/06 öffent-
lich immer stärker zum Tragen kam, keineswegs 
von der Autokratie, sondern von den opposi-
tionellen Parteien ausging. Man erkannte klar, 
dass der russische Nationalismus dort seine 

eigentliche Heimstatt hatte und Deutschland 
deshalb gerade mit „Sympathien des russischen 
Liberalismus nicht zu rechnen hat“ und das 
diese Aversionen gegen Deutschland „später in 
der Reichsduma noch schärfer zutage treten“ 
würden.22 

Wichtige Hinweise auf diese weiter anwach-
sende Moskauer Gegnerschaft gegen ein angeb-
lich wirtschaftlich übermächtiges Deutschland 
lassen sich vor allem in der von P. P. Rjabu-
šinskij geleiteten Moskauer Tageszeitung „Utro 
Rossii“ („Der Morgen Russlands“) finden. In 
seinem Entwurf für die Herausgabe der Zeitung 
machte Rjabušinskij bereits sein politisches 
Programm deutlich. So sollte die allgemeine 
Tendenz der neuen Zeitung „progressiv“ sein 
und eine eindeutig kapitalistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung auf demokratischer 
Basis propagieren. Eine von staatlicher Einmi-
schung möglichst frei gehaltene Industrie sollte 
jedoch vor jeglicher auswärtigen Konkurrenz 
durch ein Höchstmaß an Protektionismus so 
lange wie nötig geschützt werden.23 

Von September 1907 – mit Unterbrechung 
im Jahre 1908 – bis zu ihrem Verbot durch die 
Bolschewiki im April 1918 vertrat diese in 
Moskau herausgegebene Zeitung die Interessen 
der dortigen Großindustrie und des von ihr be-
herrschten Moskauer Börsenkomitees.24 Dabei 
pflegte die Zeitung in ihrer Gegnerschaft gegen 
die deutsche Wirtschaft wie auch gegen alles 
Deutsche eine besonders einseitige Sichtweise.25 
Wie auch die Berichte des deutschen Konsuls 
und späteren Generalkonsuls in Moskau, Wil-
helm Kohlhaas, an die deutsche Reichregierung 
aus diesen Jahren bestätigen, gingen die Angrif-
fe gegen die „deutsche Übermacht“ in Moskau 
immer wieder besonders von den Textilindus-
triellen aus. 

Moskauer Klagen über das deutsche Verhal-
ten bezogen sich zunächst auf den 1904 ab-
geschlossenen Ergänzungsvertrag26 zum alten 
deutsch-russischen Handelsvertrag von 1894. 
Hier unterstellte man, dass sich die deutsche 
Seite die prekäre Lage Russlands nach dem ver-
lorenen Krieg gegen Japan (1904/05) voll zu-
nutze gemacht habe, um die Konditionen für 
ihre eigenen Industriewaren bei den Verhand-
lungen über die Zölle zu verbessern. Natürlich 
drehte sich alles wiederum vorrangig um die 
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Absatzinteressen der zentralrussischen Baum-
wollfabrikanten. Man sah die deutschen Indus-
triewaren nach wie vor im Vormarsch, wobei 
sich die Lage für die russische Konkurrenz vor 
allem dadurch weiter zugespitzt habe, dass die 
deutsche Seite, um die hohen Zollmauern zu 
umgehen, dazu übergegangen sei, in Russland 
selbst eigene Niederlassungen zu gründen. Nicht 
weniger bedrohlich sah man seitens der Mos-
kauer Industriellen die Tatsache, dass – neben 
den Engländern – auch die Deutschen mehr 
und mehr dazu übergingen, auf dem Balkan 
und im Nahen und Mittleren Osten ihre Waren 
abzusetzen; alles Gebiete, die von den Moskau-
ern als ihre ureigenen Absatzmärkte betrachtet, 
aber kaum genutzt wurden. 

Die stärkere Hinwendung Russlands zu den 
Westmächten nach der ersten Marokko-Krise 
(1906) ließ zwar die deutsche Seite befürchten, 
dass zukünftig in Russland englische und fran-
zösische Waren einseitig bevorzugt würden. 
Aber die Beziehungen deutscher Firmen zu 
ihren russischen Partnern blieben nach wie vor 
stabil. Waren jene doch ganz anders aufgestellt 
und fast überall im Geschäft und, was Preise, 
Qualität und Einhaltung der Lieferfristen betraf, 
noch immer nahezu konkurrenzlos. Darüber 
hinaus kannten sie die Bedürfnisse ihrer Kun-
den vor Ort weitaus besser als Engländer und 
Franzosen. Entgegen kam dem deutschen Russ-
landgeschäft zudem, dass in den Direktionen 
russischer Firmen oftmals Deutsche (Juden) 
saßen, mit denen sich die Kontakte weitaus 
besser pflegen ließen. Noch mehr galt dies auf 
der Ebene des kaufmännischen und technischen 
Personals.27 

Für die Moskauer Industriellen war jedoch 
weniger die Zurückdrängung der deutschen 
Konkurrenten durch Verbesserung ihrer eigenen 
Wettbewerbsfähigkeit von Interesse als die Ab-
wehr der deutschen Exportoffensive überhaupt. 
Dieser „Antagonismus der materiellen Interes-
sen“ bildete für die russische Bourgeoisie zu-
gleich „die Grundlage für die Germanophobie“, 
die für die Herausbildung ihres eigenen National-
bewusstseins mitbestimmend werden sollte.28 

Zu Beginn des Ersten Weltkriegs war man 
sich allerdings schon bewusst, dass ein Sieg über 
Deutschland nur „zu einem hohen Preis“ zu 
erkaufen sei. Zeige doch die Import-Statistik 

allzu deutlich, „dass das industrielle Russland 
überaus fest an seinen jetzigen Feind – Deutsch-
land – gekettet“ sei. Wenn es nicht gelänge, im 
eigenen Lande durch russische Hand das her-
stellen zu lassen, was man „sogar in militäri-
scher Hinsicht“ aus Deutschland bezöge, sehe 
es für die eigene wirtschaftliche Zukunft düster 
aus. Nach den ersten Monaten des Krieges 
zeigten sich wegen des Ausbleibens deutscher 
Importe bereits empfindliche Versorgungslücken. 
In Moskau mangelte es bald an allen Ecken 
und Enden. So war man wegen der Sequestrie-
rung der Niederlassungen der deutschen Che-
miefirmen (BASF, Bayer, Höchst) selbst nicht 
so rasch imstande, die für die Textilindustrie 
dringend benötigten Farben durch eigene Pro-
dukte zu ersetzen.29 

Die Hoffnungen, die besonders Moskauer 
Industrielle hegten, dass man nach dem Krieg 
einem besiegten Deutschland die eigenen öko-
nomischen Bedingungen werde aufzwingen 
können,30 erwiesen sich schon in den Anfangs-
zeiten des Krieges als illusorisch. Dennoch sah 
man weiterhin nur im Sieg über Deutschland, 
das Russland „immer als Kolonie betrachtet“ 
habe, die Möglichkeit, sich industriell zu eman-
zipieren.31 Diese besondere wirtschaftliche Ab-
hängigkeit Russlands von Deutschland wurde 
in erster Linie darin gesehen, dass die Deutschen 
nicht einfach Kapital gegen möglichst hohe 
Zinsen verliehen, wie dies Franzosen und Eng-
länder täten. Die Deutschen nützten vielmehr 
jede Gelegenheit, um auf dem Boden Russlands 
Filialen ihrer eigenen Industrien zu errichten. 
„Aus Deutschland emigrierten nicht nur Kapi-
talien, sondern auch Menschen“; und zwar mit 
dem nationalen Auftrag, die politische und 
wirtschaftliche Einflusssphäre Deutschlands zu 
vergrößern: „In Wahrheit trägt die Investierung 
von deutschem Kapital Eroberungscharakter.“32 

 
DIE DIREKTE BEKÄMPFUNG DES  

DEUTSCHEN HANDELS DURCH DIE  

MOSKAUER KAUFMANNSCHAFT 

Gleich zu Kriegsbeginn stand die Moskauer 
Kaufmannsgesellschaft im Kampf gegen die 
„deutsche Übermacht“ an vorderster Front. Es 
waren nicht zuletzt die ersten Pogrome in Mos-
kau gegen deutsche Geschäfte am 9./10. Okto-
ber 1914, die sie dazu ermunterten, es nicht 
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nur bei bloßen Worten zu belassen, sondern 
den „wirklichen Kampf mit dem deutschen 
Handel“ aufzunehmen. Man verurteilte zwar 
diese Übergriffe des Pöbels,33 aber ansonsten 
betrachtete man das Ganze eher als Aufbruch-
signal für die Befreiung des russischen Handels 
aus den Händen des deutschen Kapitals. So 
sollten Maßnahmen für einen landesweiten 
Boykott deutscher und österreichischer Waren 
ergriffen und alles daran gesetzt werden, um im 
Lande selbst Ersatz für die feindlichen Waren 
zu schaffen.34 Zugleich sollte der Export russi-
scher Rohstoffe um jeden Preis verhindert wer-
den. Dafür böte sich zu allererst an, ab 1915 kei-
ne weiteren Handelslizenzen mehr an deutsche 
bzw. österreichischen Staatsangehörige auszu-
geben.35 

Es ging also nicht nur um die Abwehr reichs-
deutscher Hegemonialbestrebungen gegenüber 
Russland, sondern die Kampfansage galt ebenso 
dem „inneren Deutschen“, d. h. dem in Russ-
land selbst seit langem lebenden deutschen Ge-
schäftsmann. 

„Wir machen uns nicht auf, wir haben uns 
schon fast aufgemacht, um der deutschen Über-
macht auf ökonomischem Gebiet unsere russi-
sche Initiative und unsere russische Energie 
entgegenzustellen. Wir wollen den russischen 
Menschen dazu zwingen, ohne den ‚inneren 
Deutschen‘ auszukommen, das feindselige deut-
sche Element aus Handel und Industrie ver-
treiben, uns von der germanischen Hegemonie 
auf unseren Märkten emanzipieren und unseren 
zukünftigen Sieg über den äußeren Deutschen 
in vollem Maße zu unserem eigenem Vorteil 
ausnutzen.“36 

Es sollte erst gar nicht der Eindruck erweckt 
werden, als sei der Kampf gegen die „deutsche 
Übermacht“ in Russlands Handel und Industrie 
nur eine Folge des jetzigen Krieges. So wie die 
Kaufmannschaft es immer als ihre Aufgabe be-
trachtet habe, in Russland gegen „das politische 
Monopol des Gutsadels“ anzukämpfen, so habe 
es schon immer gegolten, „die künstlich gezüch-
tete ökonomische Herrschaft des ausländischen 
Kaufmanns“ zu überwinden. Habe doch erst 
die Dominanz fremder Kaufleute wesentlich 
dazu beigetragen, dass in Russland „die Ent-
wicklung eigener Wirtschaftskräfte und eigenen 
Kapitals“ negativ beeinflusst wurde.37 

Was aber die jetzige „deutsche Übermacht“ 
für die Moskauer Kaufmannschaft zu einer 
noch größeren Herausforderung werden lasse, 
sei, dass sie sich nicht bloß auf das Gebiet der 
Wirtschaft erstrecke. Vielmehr gehe der deut-
sche Einfluss „ziemlich tief“, denn „überall“ in 
Russland spielten Deutsche „die entscheidende 
Rolle, ob auf dem Gebiet der Verwaltung oder 
der Politik, der Volksaufklärung, des Handels 
und der Industrie usw.“38 

Noch mehr „feindliche Gefühle“ als die aus-
ländischen flößten dem russischen Beobachter 
offensichtlich die inländischen Deutschen ein, 
die – „aufgezogen und reich geworden“ in sei-
nem eigenen Vaterland – dort „auf seine Kosten 
leben und es jetzt offen oder heimlich bekämp-
fen, indem sie unsere Feinde mit Geld unterstüt-
zen“. Selbst als russische Untertanen blieben 
die Deutschen nämlich nichts anderes, als was 
sie schon immer gewesen seien: „treue Unter-
tanen des deutschen Kaisers“.39 

Um ihren Forderungen nach Zurückdrän-
gung des deutschen Einflusses im Lande noch 
mehr Nachdruck zu verleihen, besuchte eine 
Delegation der Moskauer Kaufmannsgesellschaft 
am 1./14. Dezember 1914 Petersburg, um dort 
bei den verantwortlichen Ministern des Innern 
(N. A. Maklakov) und für Handel und Indus-
trie (S. I. Timašev) direkt vorstellig zu werden. 
Die russische Regierung hatte zwar wie die 
westlichen Alliierten, insbesondere Großbritan-
nien, bereits zu Beginn des Kriegs eine Reihe 
von Maßnahmen gegen deutsche Einrichtun-
gen im Lande ergriffen, aber in Anbetracht der 
hohen Importabhängigkeit von deutschen In-
dustriewaren war dies nicht so einfach wie bei 
den übrigen Alliierten in die Praxis umzuset-
zen. Was aber die industriellen Aktivitäten der 
deutschen Feinde im eigenen Lande anging, 
so ergab sich hier die Schwierigkeit, dass man 
darauf zumeist nicht sofort verzichten konnte, 
wollte man nicht die eigene industrielle Ent-
wicklung überhaupt gefährden.40 

Die Moskauer Kaufmannschaft aber drängte 
auf konsequenteres Handeln. So verlangte sie 
vom Ministerium für Handel und Industrie, die 
Geltungsfristen für Privilegien und Patente deut-
scher und österreichischer Untertanen und 
ebenso die ihnen überlassenen Handelszertifi-
kate unverzüglich aufzuheben. Vor allem aber 
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sollten die noch im Lande tätigen „feindlichen“ 
Aktiengesellschaften wie bei den westlichen 
Alliierten einer scharfen Kontrolle unterzogen 
werden, um jeglichen Einfluss deutscher bzw. 
österreichischer Untertanen zu unterbinden. 
Natürlich sollte ebenso deren Vermögen unter 
Sequester gestellt werden.41 Zwar versicherten die 
beiden Minister den Vertretern der Moskauer 
Kaufmannsgesellschaft jegliche Unterstützung 
bei ihrem Kampf gegen die „deutsche Über-
macht“. Aber man glaubte auf Moskauer Seite 
bei den Gesprächen mit der Petersburger Büro-
kratie deutlich, eine gewisse Geringschätzung 
russischer Wirtschaftleistungen im Vergleich zu 
den deutschen herauszuhören. So spreche sich 
gerade der Minister für Handel und Industrie, 
Timašev, eher für ein vorsichtiges Vorgehen bei 
der Sequestrierung feindlicher Vermögen aus, 
um die labile russische Kriegswirtschaft nicht 
zusätzlich zu belasten.42 

Hinzu käme das allgemeine Misstrauen der 
Petersburger Bürokratie gegenüber der Menta-
lität russischen Unternehmertums. So führe 
z. B. das Finanzministerium in Petersburg die 
deutsche Handelsmacht weniger auf die Unter-
stützung durch den dortigen Staat und seine 
Banken zurück, wie es die Moskauer Kaufleute 
behaupteten, als „auf die Energie des deutschen 
Kaufmanns, seine persönliche Talente und seine 
Fähigkeit, sich den Erfordernissen des Marktes 
anzupassen“. Von der Moskauer Kaufmann-
schaft wurden solche Vorzüge des deutschen 
Geschäftsmannes nicht unbedingt bestritten. 
Ihrer Auffassung nach müsse aber ebenso be-
rücksichtigt werden, dass es in Deutschland für 
eine freie individuelle Entwicklung des Men-
schen ganz andere gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen gäbe; angefangen bei einer guten 
schulischen Ausbildung. Könnte sich der Russe 
in seinem eigenen Vaterland ohne staatliche 
Bevormundung so entwickeln, wie es seinen 
Talenten entspräche, so wäre er als Geschäfts-
mann seinem deutschen Konkurrenten in Zu-
kunft kaum mehr unterlegen.43 

Dies aber bedeute, Russland sofort weiter 
zu industrialisieren, und damit nicht bis zum 
Ende des Krieges zu warten. Vielmehr müsse 
die russische Industrie bei der Rückkehr zur 
Normalität bereit sein, „der deutschen und jeder 
anderen Übermacht mit breiter Brust entgegen-

zutreten“. Darum sollte der Wirtschaft von Sei-
ten der Regierung mehr Bedeutung zugemessen 
werden, als das bisher der Fall gewesen sei. 
Dazu gehöre aber, dass das dafür zuständige 
Ministerium für Handel und Industrie unter 
seinem neuen Minister Fürst V. N. Šachovskoj 
in die Lage versetzt werde, gegenüber den Mi-
nisterien der Finanzen und des Innern, dem es 
bisher unterstellt sei, eine „selbständige Posi-
tion“ einzunehmen.44 

Zu einer solchen nationalen und zugleich 
liberalen Wirtschaftspolitik sollte aber auch 
gehören, dass sich die Öffentlichkeit, d. h. ins-
besondere die „führenden Kreise der Intelligen-
cija“, unter dem Eindruck des Kriegs mehr als 
zuvor um die Ursachen für die Dominanz deut-
scher Waren auf den einheimischen Märkten 
kümmere. Wenn auch die deutschen Produkte 
preislich und geschmacklich attraktiver seien, 
müsse doch bedacht werden, dass dies alles 
doch nur „um den Preis der Monopolisierung 
und der Beseitigung von Konkurrenten“ erkauft 
werde. Der Krieg sollte aber der eigenen Intel-
ligencija endgültig die Augen dafür geöffnet 
haben, dass es, um der „deutschen Übermacht“ 
zu begegnen, notwendig sei, „dass alle heute 
von patriotischen Gefühlen erfüllten Menschen 
sich gegen diesen deutschen Expansionsdrang 
zur Wehr setzen“.45 

 
SCHLUSSBETRACHTUNG 

Bleibt festzuhalten, dass der Deutsche im 
Russland vor 1914 und insbesondere bei der 
Moskauer Kaufmannschaft zwar wegen seiner 
Fähigkeiten als Geschäftsmann respektiert 
wurde. Aber seine Loyalität wurde stark in 
Zweifel gezogen, seitdem sich das neu erstan-
dene Deutsche Reich von 1871 immer stärker 
zu einem wirtschaftlichen Riesen zu entwickeln 
schien. Im Kampf gegen diese wachsende 
„deutsche Übermacht“ gewann die Moskauer 
Kaufmannschaft jedoch selbst an bourgeoisem 
Selbstbewusstsein hinzu. Ihren eigenen Wirt-
schaftsnationalismus mit deutlich liberalen Zü-
gen wollte im alten und erst recht im neuen 
Russland freilich keiner mehr als politisch ernst 
zu nehmende Alternative wahrnehmen. Die Ver-
suche der fortschrittlichen Moskauer Industri-
ellen vom Schlage eines P. P. Rjabušinskij, im 
Revolutionsjahr 1917 die Geschicke eines de-
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mokratischen Russland entscheidend mitzube-
stimmen, waren deshalb von vornherein zum 
Scheitern verurteilt. 

Der „innere Deutsche“, gemeint ist hier der 
„städtische Russlanddeutsche“, verschwand aber 
nach Krieg, Revolution und Bürgerkrieg fast 
völlig aus seinem ehemaligen „Heimatland“. 
Wenn auch die Lage für die deutschen Firmen 
in Russland und besonders in Moskau wäh-
rend des Ersten Weltkriegs nicht einfach gewe-
sen war, liquidiert wurden sie erst nach dem 
Machtantritt der Bolschewiki. Dann wurde 
endgültig der „Schlusspunkt im Kampf mit der 
deutschen Übermacht auf dem Gebiet von 
Handel und Industrie gesetzt“.46 

 
|||||  PROF. EM. DR. KLAUS HELLER 

Universität Gießen, Fachbereich Geschichts-  
und Kulturwissenschaften, Historisches Institut,  
Abteilung Osteuropäische Geschichte 
 
 
 

  



R U S S L A N D  U N D  D I E  „ D E U T S C H E  Ü B E R M A C H T “  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1     95 

ANMERKUNGEN 
 

1  Ausführlicher s. Heller, Klaus: Gesellschaftliche Vor-
urteile gegenüber einheimischen und fremden „Kauf-
leuten“ im vorrevolutionären Russland. Zeichen für 
antibürgerliche Wahrnehmungen der Modernen 
Welt?, in: German Merchant and Entrepreneurial 
Migrations / Deutsche unternehmerische Migratio-
nen / Migrazioni imprenditoriali tedesche (1750-
1900), hrsg. von Monika Poettinger, Milano 2012, 
S. 165-197. 

2  Russische Sprichwörter, hrsg. von Helmut Dehio 
unter Mitarbeit von Valentina Nikolaevna Krylova, 
München 1974, S. 90 f. (entnommen aus Vladimir 
Ivanŏvic Dal’, Poslovicy russkogo naroda. M. 1957). 

3  Hierzu s. Amburger, Erik: Geschichte der Behör-
denorganisation Russlands von Peter dem Großen 
bis 1917, Leiden 1966. Das Personaltableau des 
Außenministeriums liest sich fast wie ein „Gotha“ 
des deutschbaltischen Adels; s. auch „Inostrannoe“ 
vedomstvo, in: Utro Rossii Nr. 285, 18.11.1914, S. 1. 

4  Zu den Bemühungen der Moskauer Textilfabrikan-
ten um die Gewinnung ausländischer Absatzmärkte 
s. Muriel, Joffe: The Cotton Manufacturers in the 
Central Industrial Region, 1880’s-1914: Merchants, 
Economics and Politics, Phil. Diss. University of 
Pennsylvania 1981, S. 344-412. 

5  Im Allgemeinen s. Bochanov, Aleksandr Nikolaevic: 
Krupnaja buržuazija Rossii (konec XIX v.-1914 g.), 
Moskau 1992, S. 198 f. 

6  Hierzu s. Kohls, Winfred A.: Beitrag zur Geschichte 
der deutschen Kolonisten in Russland. Eine Unter-
suchung russischer Pressepolitik und der deutschen 
diplomatischen Berichte aus der St. Petersburger 
Amtszeit des Botschafters von Schweinitz, in: Archi-
valische Fundstücke zu den russisch-deutschen Be-
ziehungen. Erik Amburger zum 65. Geburtstag, 
hrsg. von Hans-Jürgen Krüger, Berlin 1973, S. 147-
183; s. auch Heller, Klaus: Bismarcks Außenpolitik 
aus russischer Sicht, in: Bismarck und der Osten, 
von Konrad Canis, Klaus Heller und Ulrich Lappen-
küper, Friedrichsruh 2001, S. 51-80, hier S. 73-80. 

7  Hierzu s. Obolenskaja, Swetlana: „Germanskij 
vopros“ i russkoe obščestvo konca XIX v., in: 
Rossija i Germanija, vyp. I, M. 1998, S. 190-205. 

8  Kaškarov, V.: Nemeckaja kolonizacija, in: Utro 
Rossii Nr. 313, 30.11.1910, S. 2. 

9  Hierzu Dönninghaus, Viktor: Die Deutschen in der 
Moskauer Gesellschaft. Symbiose und Konflikte 
(1494-1941), München 2002. 

10  Kaškarov, V.: Moskovskie nemcy, in: Utro Rossii 
Nr. 14, 19.1.1911, S. 1 f. 

11  Kaškarov, V.: V dvojnom poddanstve, in: Utro 
Rossii Nr. 194, 19.8.1914, S. 1. 

12  Vnutrennij nemec, in: Utro Rossii Nr. 292, 
25.11.1914, S. 1; s. auch Sinjavskij, M.: Inorodcy i 
nemcy, in: Utro Rossii Nr. 314, 17.12.1914, S. 2. 

 

 

13  Gosudarstvennaja Duma: Zasedanie 3-go avgusta, 
in: Utro Rossii Nr. 213, 4.8.1915, S. 2. 

14  So aus der Sicht eines dieser loyalen deutschbalti-
schen Barone: Taube, Michael Freiherr von: Der 
großen Katastrophe entgegen. Die russische Politik 
der Vorkriegszeit und das Ende des Zarenreiches 
(1904-1917). Erinnerungen, Leipzig, 2. umgearb. u. 
erw. Ausgabe, 1937, S. 372. 

15  Hierzu s. Martin, Thomas: Baumwollindustrie in 
Sankt Petersburg und Moskau und die russische 
Zolltarifpolitik (1850-1891). Eine vergleichende Re-
gionalstudie, Gießen 1998, S. 96-105; s. auch Struve, 
Petr B.: Torgovaja politika Rossii, Čeljabinsk 2007 
(Wiederauflage der Ausgabe SPb. 1913), S. 224-229. 

16  CXXVIII, 18 (30) avgusta (1893), No. 6275, in: 
Suvorin, A.: V ožidanii veka XX. Malen’kie pis’ma 
1889-1903 gg. M. 2005, S. 282. 

17  CXXIX, 24 avgusta (5 sentjabrja) (1893), No. 6281, 
S. 282 f., in: Suvorin, A.: V ožidanii veka XX. Ma-
len’kie pis’ma 1889-1903 gg. M. 2005, S. 282 f. 

18  Lohr, Eric: Nationalizing the Russian Empire. The 
Campaign against Enemy Aliens during the World 
War I, Cambridge u. a. 2003, S. 26. 

19  Nach den Anfang der 1880er-Jahre einsetzenden 
Querelen über Russlands wachsenden Protektio-
nismus folgte der Abschluss des deutsch-russischen 
Handelsvertrages am 30.1./11.2.1894, ergänzt 
durch einen neuen Vertrag, abgeschlossen am 
15./28.7.1904. 

20  Rieber, Alfred J.: Merchants and Entrepreneurs in 
Imperial Russia, Chapel Hill 1982, S. 285. 

21  West, James L.: The Riabushinskii Circle. Russian 
Industrialists in Search of a Bourgeoisie, in: JGO 
32/1984, S. 358-377; s. insbes. auch Petrov, Jurij A.: 
Moskovskaja buržuazija v načale XX veka: pred-
prinimatel’stvo i politika, Moskau 2002, S. 250-291; 
sowie Heller, Klaus: Auf dem Weg zum Bourgeois? 
Das „Moskau der Kaufleute“ vor 1917, in: Unter-
nehmer im russischen Reich. Sozialprofil, Symbol-
welten, Integrationsstrategien im 19. und frühen 
20. Jahrhundert, hrsg. von Jörg Gebhard, Rainer 
Lindner und Bianka Pietrow-Ennker, Osnabrück 
2006, S. 45-75, hier S. 68-75. 

22  Bericht Nr. 1100 vom 5.3.1906 des deutschen Kon-
suls in Moskau Wilhelm Kohlhaas an den deutschen 
Reichskanzler, in: Deutsch-russische Wirtschaftsbe-
ziehungen 1906-1914. Dokumente, hrsg. u. eingel. 
von Heinz Lemke, Berlin 1991, S. 34. 

23  Gosudarstvennyj archiv Rossijskoj federacii (GARF) 
f. 4047, ed. chr. 12, op. 1. 

24  Šacillo, Michail Kornel'evič: Rossijskaja buržuazija 
v period Graždanskoj vojny i pervye gody ėmigracii 
1917-načalo 1920-ch godov, Moskau 2008, S. 7. 

25  Schmidt, Christoph: Russische Presse und Deutsches 
Reich 1905-1914, Köln / Wien 1988, S. 61, 116-118. 

26  Hierzu s. Wulff, Dietmar: Der russisch-deutsche 
Handelsvertrag von 1904, in: Jahrbuch für Ge-
schichte der sozialistischen Länder Europas, Bd. 32, 

 



K L A U S  H E L L E R  

96    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1  

 

1988, S. 129-145; Djakin, Valentin Semenovič: K 
ocenke russko-germanskogo torgovogo dogovora 
1904 g, in: Problemy istorii meždunarodnych 
otnošenij, L. 1972, S. 156-183. 

27  Vortrag des deutschen Vizekonsuls Dr. Trautmann 
in St. Petersburg, gehalten im Auswärtigen Amt in 
Berlin am 11.12.1911. Vertraulich!, in: Deutsch-
russische Wirtschaftsbeziehungen 1906-1914. Do-
kumente, hrsg. u. eingeleitet von H. Lemke, Berlin 
1991,    S. 21-33, hier S. 23; s. auch die Berichte 
Nr. 3906 v. 20.10.1907 u. Nr. 1922 v. 30.4.1908 
des deutschen Konsuls in Moskau Wilhelm Kohl-
haas an den deutschen Reichskanzler, in: Deutsch-
russische Wirtschaftsbeziehungen 1906-1914. Do-
kumente, hrsg. u. eingeleitet von H. Lemke, Berlin 
1991, S. 135 u. 166. 

28  Obolenskaja, Swetlana: Belächelt und bewundert. 
Deutschland und die Deutschen in den Augen der 
Russen im 19. Jahrhundert, in: Katalog der Ausstel-
lung „Unsere Russen – Unsere Deutschen Bilder 
vom Anderen 1800 bis 2000“, Berlin, Schloss Char-
lottenburg, 8.12.2007 bis 2.3.2008, S. 46-62, hier 
S. 57. 

29  Ėkonomičeskija perspektivy Rossii (Iz besedy s prof. 
I. Ch. Ozerovym), in: Utro Rossii Nr. 216, 10.9.1914, 
S. 1.; s. auch Kommerčeskij dnevnik: Jus, Šturm 
nemca v Kitaj-Gorode, in: Utro Rossii Nr. 302, 
5.12.1914, S. 5. Zum Engagement der deutschen 
chemischen Industrie in Russland vor dem Kriege s. 
Kirchner, Walther: Die deutsche Industrie und die 
Industrialisierung Russlands 1815-1914, St. Katha-
rinen 1986, S. 102-143. 

30  Roosa, Ruth Amende: Russian Industrialists during 
World War I: The Interaction of Economics and 
Politics, in: Entrepreneurship in Imperial Russia 
and the Soviet Union, ed. by Gregory Guroff and 
Fred V. Carstensen, New Jersey 1983, S. 159-187, 
hier S. 161. 

31  A. M., K voprosu ob ėkonomičeskoj ėmancipacii ot 
Germanii, in: Utro Rossii Nr. 236, 30.9.1914, S. 1. 

32  Germanskie kapitaly za granicej, in: Utro Rossii 
Nr. 246, 10.10.1914, S. 1. 

33  Zu den Übergriffen gegen die Deutschen in Mos-
kau, die in den Pogromen vom 26.-29.5.1915 ihren 
Höhepunkt erreichten und über die Hintergründe 
s. insbes. Dönninghaus: Die Deutschen in der 
Moskauer Gesellschaft, S. 373-516; s. auch Lohr: 
Nationalizing the Russian Empire, S. 31-54. 

34  Gezielt wird insbesondere auf die Chemieindustrie, 
die in Moskau und Umgebung zu 45 % in deut-
scher Hand und der Hauptlieferant für die Mos-
kauer Textilindustrie sei. Es müsse deshalb alles 
unternommen werden, um die deutschen durch 
russische Produkte zu substituieren; s. Kommerčes-
kij dnevnik: Jus, Šturm nemca v Kitaj-Gorode, S. 5. 

35  Prekraščenie nemeckoj torgovli, in: Utro Rossii 
Nr. 250, 15.10.1914, S. 1; s. auch Bor’ba s 

 

 

nemeckim zasil’em v torgovle i promyšlennosti, in: 
Utro Rossii Nr. 120, 3.5.1915, S. 5. 

36  Vnutrennij nemec, in: Utro Rossii Nr. 292, 
25.11.1914, S. 1. 

37  Savinič, B.: Moskovskoe kupečestvo i bor’ba za 
nacional’nyj trud, in: Utro Rossii Nr. 298, 1.12.1914, 
S. 1. 

38  S. Sinjavskij, M.: Inorodcy i nemcy, in: Utro Rossii 
Nr. 314, 17.12.1914, S. 2. 

39  Bor’ba s nemeckim zasil’em. Deputacija moskovs-
kogo kupečeskogo o[bščest]va, in: Utro Rossii 
Nr. 299, 2.12.1914, S. 3. 

40  Zur Gesamtproblematik s. Nolde, Boris E.: Russia 
in the Economic War. New Haven 1928. Baron v. 
Nolde war als Direktor des II. Departements des 
russischen Außenministeriums (1916-1917) mit 
diesen Fragen direkt befasst gewesen. 

41  Bor’ba s nemeckim zasil’em, S. 3. Hierzu s. Potki-
na, I. V.: Čresvyčajnoe zakonodael’stvo i nemeckie 
firmy v Moskve (1914-1917 gg.), in: Nemeckie 
predprinimateli v Moskve. Sbornik statej, M. 1999, 
S. 238-240. Über das unterschiedliche Schicksal 
deutscher Firmen in Moskau während des Krieges 
s. ebd., S. 225-261, hier S. 246-258 u. Dies.: 
Črezvyčajnoe zakonodatel’stva i sud’ba nemeckich 
firm v Moskva (1914-17 gg), in: Nemeckie predpri-
nimateli v Moskve do 1917 goda. Meždunarodnaja 
naučnaja konferencija, M. 22 maja 1998 g., S. 51-54 
bzw. 103-105. 

42  Zu den gesetzlichen Maßnahmen gegen Deutsche 
und ihre Firmen während des Kriegs im allgemeinen 
s. Potkina: Čresvyčajnoe zakonodael’stvo i nemeckoe 
firmy, S. 225-236; Abramova, N. G.: Obsledovanie 
germanskich predprijatij vo vremja Pervoj mirovoj 
vojny, in: Rossija v XIX-XX vekach. Materialy II 
Naučnych čtenij pamjati professora V. I. Bovykina, 
Moskva, MGU im. M.V. Lomonosova 22 janvarja 
2002 g. M. 2002, S. 61-71. 

43  Sodejstvie i sodružestvo, in: Utro Rossii Nr. 94, 
7.4.1915, S. 1. 

44  Vlast’ i promyšlennaja dejatel’nost’, in: Utro Rossii 
Nr. 95, 8.4.1915, S. 1. 

45  S. I., Ėkonomičeskije posledstvija vojny, in: Utro 
Rossii Nr. 274, 6.10.1915, S. 1. 

46  Potkina, Črezvyčajnoe zakonodatel’stvo i nemeckie 
firmy, S. 258. 



A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1     97 

 

 
VERSAGEN DER POLITIK? 

 

Der Schlieffenplan von 1905 und seine Modifikationen 
 
 
KLAUS-ULRICH HAMMEL ||||| Die Grundlage für die Operationsführung auf strategischer Ebene, in 

einem Konflikt, bei dem sich einerseits das Deutsche Reich und Österreich-Ungarn, andererseits 
Frankreich, Russland und wahrscheinlich England gegenüberstehen würden, war auf deutscher 
Seite der so genannte „Schlieffenplan“ vom Dezember 1905, den der amtierende preußische General-
stabschef, General Graf von Schlieffen, seinem Nachfolger, General von Moltke (d. J.), Anfang 1906 
in der Form einer Denkschrift übergeben hatte. Der Schlieffenplan gehört zu den – auch heute noch – 
am meisten umstrittenen militärischen Dokumenten. Die gesamte Bandbreite zwischen schärfster 
Kritik und rückhaltloser Zustimmung kann hier nur anhand einiger exponierter Auffassungen deutlich 
gemacht werden. 

 
 
 

EINFÜHRUNG 
Gerhard Ritter, wohl einer der Historiker, der 

sich besonders intensiv mit dem Schlieffenplan 
beschäftigt hatte, bezeichnet ihn als „Anfang vom 
Unglück Deutschlands und Europas“. Dagegen 
meint General Groener [1867-1939, seine Pla-
nungen für den Ausbau des Schienennetzes und 
Aufmarschrouten waren vom Schlieffenplan ge-
prägt. Anm. d. Red.]: „Als Generalfeldmarschall 
Graf Schlieffen am 4. Januar 1913 die Augen 
schloss, hinterließ er als Vermächtnis das Ge-
heimnis des Sieges im Dreifrontenkrieg.“ Ver-
spielt worden sei der zu erwartende Erfolg durch 
die Modifikationen des Planes durch seinen 
Nachfolger. Sebastian Haffner, Journalist und 
Essayist, bezeichnet die Anwendung des Schlief-
fenplanes als „eine der sieben Todsünden“ des 
Deutschen Reiches im Ersten Weltkrieg. Micha-
el Stürmer urteilt über die Bezüge von Politik 
und militärischem Plan so: „Hybris der Hege-
monialpolitik und Scheitern der Staatskunst 
wollte er durch militärische Effizienz aufhe-
ben.“ Für Yehuda Wallach, einen israelischen 
Militärtheoretiker, war der Plan das Produkt 
eines Generals, welcher „… den Prototyp einer 
neuen Art des unpolitischen Soldaten darstellt, 
der allein seinem Beruf lebt und den nichts 
interessiert, was sich außerhalb seines engen, 

technischen Gesichtskreises befindet“. Trevor 
Dupuy, der über den militärischen Genius der 
Deutschen geschrieben hat, ist der Auffassung, 
dass „die Konzeption [des Plans] … napoleo-
nisch [war] und … in ihrer Brillanz und Ein-
fachheit Napoleons Feldzügen der Jahre 1800, 
1805 und 1806 [ähnelt].“ 

Barbara Tuchman, die amerikanische Histo-
rikerin, sieht im deutschen Kriegsplan zwar das 
Werk eines Mannes, zugleich aber das Wirken 
einer Nation, bei der auf der Grundlage deut-
scher Philosophie und Romantik die Überzeu-
gung vom eigenen Auserwähltsein, die Schritt-
macheraufgabe für eine zu schaffende Weltkul-
tur, die bewusste Missachtung von Gut und 
Böse durch den „Übermenschen“ mit der mora-
lischen Pflicht zum Machtzuwachs zusammen-
liefen. Trevor Dupuy und Franz Uhle-Wettler 
(ehem. General der Bundeswehr) schließlich 
weisen darauf hin, dass selbst der gescheiterte 
Schlieffenplan es den Deutschen nach dem 
Rückzug von der Marne und dem Vertreiben 
der Russen aus Ostpreußen erlaubte, über vier 
Jahre lang den Krieg im Westen tief auf dem 
Territorium des Gegners (unter der Ausnutzung 
bedeutender gegnerischer Rohstoffvorkommen) 
und im Osten mit gesicherten Grenzen zu füh-
ren. 
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DER SCHLIEFFENPLAN VON 1905/06:  
POLITISCHE URSACHEN, GRUNDLAGEN 

Nach der Reichsverfassung übernahm „beim 
Ausbruch eines Krieges der Kaiser den Ober-
befehl über sämtliche Bodentruppen“. Der 
preußische Generalstabschef war faktisch als 
deutscher Generalstabschef für die Kriegsplanun-
gen und -vorbereitungen verantwortlich. Einen 
„Reichsgeneralstab“ gab es nicht.1 In seiner Zeit 
als preußischer Generalstabschef von 1891-1906 
musste sich Alfred Schlieffen in immer stärke-
rem Maße mit Kriegsplanungen für einen Zwei-
frontenkrieg auseinandersetzen, gegen eine Koa-
lition, deren Überlegenheit nicht nur im Hin-
blick auf die militärischen Potenziale ständig 
zunahm. 

Nun waren die Zwänge eines Zwei- oder 
Mehrfrontenkrieges für deutsche Staaten auf-
grund der geographischen Lage in der Mitte 
Europas und der politischen Zerrissenheit un-
seres Landes nichts Ungewöhnliches gewesen. 
Über Jahrhunderte waren auf dem deutschen 
Territorium die blutigen Schlachten der euro-
päischen Staaten ausgetragen worden. Das ge-
einigte Reich nach 1871 verfügte nur im Süden 
durch die neutrale Schweiz und das verbündete 
Österreich über eine einigermaßen gesicherte 
Grenze. Bei einem abzusehenden Zweifronten-
krieg lag zwischen der Ostfront und der West-
front eine Distanz von rd. 1.000 Kilometern. 
Sowohl der rd. 900 Kilometer langen Ostfront 
als auch der etwas kürzeren Westfront erman-
gelte es der natürlichen Barrieren. Solche waren 
erst an der Oder (wegen des weit nach Westen 
vorspringenden russisch-polnischen Gebiets) 
bzw. am Rhein gegeben – also tief auf deut-
schem Staatsgebiet.2 

Anders als es manche Autoren sehen, war 
der Schlieffenplan nicht eine militärische Pla-
nung, bei dem politische Erfordernisse den mi-
litärischen Zwängen untergeordnet waren. Der 
Generalstab musste umgekehrt Kriegsplanun-
gen vornehmen für eine politische Lage, die 
nicht allein durch die politische Führung auf 
deutscher Seite, aber doch auch durch sie ge-
schaffen worden war. „Mit einem auf Rache 
bedachten Frankreich im Westen und der 
‚Russischen Gefahr‘ im Osten entfaltete sich 
die Gefahr eines Zweifrontenkrieges von einer 
Möglichkeit zur Wahrscheinlichkeit. Den ope-

rativen Planern im Generalstab wurde dadurch 
ein nahezu unlösbares Problem auferlegt.“3 

Es ist nicht Zweck dieses Beitrags, den poli-
tischen Anteil Deutschlands am Ausbruch des 
Ersten Weltkrieges darzustellen und zu bewerten. 
Doch in einem Überblick muss auf die politi-
schen Gegebenheiten auf der Seite der Kriegs-
parteien eingegangen werden. 

Manche Autoren stellen dabei den fragwür-
digen Stil deutscher Politiker beim Vertreten po-
litischer Positionen in den Vordergrund: Über-
heblichkeit, Lautstärke und Auftrumpfen, Takt-
losigkeit, Selbstüberschätzung, Demonstration 
einer Politik der Stärke und der Drohungen, 
ohne real über die Mittel zur Durchsetzung der 
eigenen Ansprüche zu verfügen. Schwerer wiegt 
die Kritik von Thomas Nipperdey, der die „Un-
ruhe“ und Hektik, das Unberechenbare, das 
„Tändeln“ zwischen verschiedenen politischen 
Optionen mit sprunghaften Wechseln skizziert. 
Im wechselhaften Streben nach Partnern habe 
man sich zwischen alle Stühle gesetzt.4 

Im Mittelpunkt der Spannungen mit den 
anderen Großmächten in Europa stand die 
Tatsache, dass sich allein mit der Einigung des 
Reiches 1871 die Gewichte zwischen den 
Mächten verschoben hatten. Dies bedeutete, 
dass die Mächte, die bisher den Kuchen haupt-
sächlich unter sich verteilt hatten, zusammen-
rücken mussten, um dem „Parvenu“ und „Spät-
kömmling“ Platz einräumen zu können. Kein 
Zweifel kann bestehen, dass dabei – siehe oben – 
der Stil, mit dem die Vertreter des Reiches ihre 
Ansprüche erhoben, bitter aufstoßen musste. 
Ebenso zweifellos ist auch, dass es nicht un-
billig war, wenn Deutschland künftig Macht-
positionen einnehmen wollte, die andere schon 
besaßen. Hinzu kommt, dass Deutschland auf-
grund der Größe seines Territoriums, des Um-
fangs und des Bildungsstandes seiner Bevölke-
rung, seiner Wirtschaftskraft und seiner In-
dustrieproduktion sowie der Energieerzeugung 
und des Energieverbrauchs eine dominierende 
Stellung zufiel, ob man diese anstrebte oder 
nicht. 

Gerade im Hinblick auf England, das an die 
Grenzen seiner Expansion gekommen war, stellt 
Niall Ferguson fest: „Großbritannien war 1914 
eine Macht schon im Abstieg begriffen, den Fol-
gen der imperialen Überdehnung ausgesetzt, 
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Deutschland war dagegen ein unwiderstehlich 
aufsteigender Rivale.“5 „Weltpolitik“, die das 
Reich betrieb, „hieß wirtschaftliches Wachstum 
und Expansion“.6 

Selbst wenn Deutschland auf eine solche 
Expansion verzichtet hätte, hätten die anderen 
europäischen Konkurrenten ihre nationalen Zie-
le verfolgt, ohne auf deutsche Befindlichkeiten 
Rücksicht zu nehmen. England wurde bereits 
erwähnt. Frankreich sann auf „Rache“ für 1871. 
Der Verlust der Vormachtstellung auf dem Kon-
tinent schmerzte tief. Russland strebte imperia-
le Zugewinne auf dem Balkan und im Bereich 
der türkischen Meerengen an, die generell das 
Reich nicht berührten. Die Idee des Panslawis-
mus aber musste sich gegen den Verbündeten 
Deutschlands, Österreich-Ungarn, richten und 
damit Deutschlands Interessen tangieren. Kurz 
nach dem Amtsantritt Schlieffens wurde 1892 
die Militärkonvention Frankreich-Russland ab-
geschlossen und 1894 zum Zweibund erweitert. 
1904 folgte die Verkündung der„Entente Cor-
diale“ zwischen England und Frankreich, die 
bis 1906 durch militärische Absprachen („unter 
der Hand“) zwischen den Generalstäben der 
beiden Länder konkretisiert wurde. „Dies alles 
ließ die deutsche Furcht vor ‚Einkreisung‘ we-
niger als Paranoia erscheinen als (gesunden) 
Realismus.“7 

Eine Änderung zu den militärischen Planun-
gen für den Kriegsfall im Vergleich zu seinen 
Vorgängern leitete der „neue“ Generalstabs-
chef, General von Schlieffen, mit einer Denk-
schrift von 1892 ein. Generalfeldmarschall von 
Moltke (d. Ä.) sowie Schlieffens unmittelbarer 
Vorgänger, Graf Waldersee (Generalstabschef 
von 1888-1891), hatten jeweils den Schwer-
punkt ihrer geplanten Operationsführung im 
Osten gesehen, dagegen im Westen nur eine 
nachhaltige Defensive geplant. Bis zum letzten, 
für Schlieffen abschließenden Planungsschritt, 
der Denkschrift vom Dezember 1905, folgten 
zwei weitere größere Planungsabschnitte, die 
Denkschriften von 1894 und 1897. Schlieffens 
Grundgedanken für die Kriegführung reiften 
also in einem Prozess von über 14 Jahren. 

Die nachfolgende Darstellung von Entschei-
dungsfaktoren, vorgegebenen Rahmenbedin-
gungen oder definierten Lageannahmen deckt 
ebenfalls den gesamten Zeitraum bis 1906 ab:8 

1. Das Reich stand vor der realen Gefahr 
eines Zweifrontenkrieges, bei dem die potenzi-
ellen Gegner über weit überlegene militärische 
Kräfte verfügten. Um verwirrende Zahlenverglei-
che in der zeitlichen Entwicklung zu vermeiden, 
werden hier nur die Kriegsstärken, bezogen auf 
das Jahr 1914 nach Mobilmachung, aufgezeigt. 
Die Mittelmächte (Deutsches Reich, Öster-
reich-Ungarn) verfügten über Streitkräfte in der 
Stärke von 3,547 Mio. Mann. Die Entente 
(Frankreich, Russland, England, Serbien, ggfs. 
Belgien) über 5,379 Mio. Mann. Unter der Vor-
aussetzung, das Deutsche Reich hätte keinen 
einzigen Soldaten an der Ostfront eingesetzt, 
betrug das Stärkeverhältnis allein gegenüber 
den westlichen Alliierten 2,147 Mio. Mann auf 
deutscher Seite zu 2,382 Mio. Mann auf Seiten 
der Entente. 

2. Die Empfindlichkeit und Komplexität der 
wirtschaftlichen und industriellen Prozesse, die 
Überlegenheit im Hinblick auf die wirtschaftli-
chen und finanziellen Potenziale auf Seiten der 
feindlichen Allianz, insbesondere die Gefahr 
einer Blockade bei einer Beteiligung Englands 
am Kriege zwangen das Deutsche Reich und 
seinen Verbündeten, eine schnelle Kriegsent-
scheidung zu suchen. Einen Ermattungs- oder 
Abnutzungskrieg zu führen, war Deutschland 
nicht möglich. 

3. Die Kräfte der Mittelmächte zu einer ini-
tiativen Operationsführung an beiden Fronten 
reichten nicht aus. Nur zu Lasten einer Front 
konnte an der anderen Front ein Schwerpunkt 
gesetzt werden. Dort war, zeitlich begrenzt, die 
Masse der Kräfte einzusetzen, mit diesen mög-
lichst schnell ein entscheidender Sieg herbeizu-
führen, um danach den Schwerpunkt an die 
bisher schwächer besetzte Front zu verlegen. 

4. Ein Mittel, um die Unterlegenheit in der 
Zahl zu relativieren, so sah man es auf deut-
scher Seite, war die bessere Qualität der Trup-
pe durch eine adäquate Ausbildung. Moderne 
Massenheere durch die Volksbewaffnung führ-
ten zu einer Ausdehnung des Schlachtfeldes und 
zur Notwendigkeit der Raumabdeckung. Die 
Verdichtung der Eisenbahnnetze im Vergleich 
zu 1870 sicherte eine höhere Beweglichkeit und 
eine breitere Kräfteordnung bei gleichzeitiger 
Verringerung der Tiefe, um möglichst viele 
Kräfte gleichzeitig an den Feind zu bringen. Die 
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schnelle Verlegung von Truppen von einem 
Kriegstheater zum anderen war möglich. An-
dererseits erforderten die in weiten Räumen 
operierenden Armeen angemessene Mittel und 
Verfahren zur Führung. 

5. Das gegenüber Frankreich besser ausge-
baute Eisenbahnnetz begünstigte einen schnel-
leren deutschen Aufmarsch auch im Vergleich 
zum Aufmarsch an der russischen Front. Ge-
genüber Frankreich konnten also die eigenen 
Kräfte schneller versammelt werden. Auch eine 
schnellere Rückverlegung bei einer Verlagerung 
des Schwerpunktes war möglich. 

6. Das französische Eisenbahnnetz wurde 
bis 1906 dichter ausgebaut. Unabhängig davon, 
ob Frankreich in der Defensive bleiben oder 
selbst die Offensive suchen würde, war von 
einer schnellen französischen Mobilmachung 
auszugehen. Frankreich war also der gefährli-
chere Gegner, allerdings waren gegen diesen 
auch schnelle Erfolge zu erzielen. Auf russischer 
Seite war von einer langsameren Mobilmachung 
und Herstellung der Kriegsbereitschaft sowie 
von einem verzögerten Aufmarsch mit der Eisen-
bahn auszugehen, sofern die russische Führung 
kein Ausweichen in die Tiefe vorsah, um sich 
einem deutschen Angriff zu entziehen. 

7. Der amerikanische Bürgerkrieg 1861/65 
und der russisch-japanische Krieg 1904/05 hat-
ten gezeigt, dass bei der Feuerkraft moderner 
Armeen, gerade auch durch die Bewaffnung 
der Infanterie, Frontalangriffe mit Versuchen, 
die feindliche Front zu durchbrechen, zu nicht 
tragbaren Verlusten führten. Um dennoch einen 
entscheidenden Erfolg herbeiführen zu können, 
mussten die schwachen Stellen in der Aufstel-
lung des Gegners, in Flanken und Rücken nach 
Umgehung angegriffen werden. 

8. Nach der Niederlage von 1870/71 waren 
die Befestigungszonen an der neuen französi-
schen Ostgrenze im Zuge der Linien Belfort-
Épinal und Toul-Verdun in außerordentlich 
starkem Maße ausgebaut worden. Die Befesti-
gungszonen engten den Bewegungsraum angrei-
fender Armeen stark ein und konnten allenfalls 
durch zeitaufwändige und kostspielige Frontal-
angriffe überwunden werden. 

9. Eine Umgehung dieser Linien, um die 
linke Flanke oder den Rücken der französischen 
Heeresaufstellung für einen entscheidenden Sieg 

zu gewinnen, war nur über das Territorium 
Luxemburgs, Belgiens und Hollands möglich. 
Dies bedeutete die Verletzung der Neutralität 
dieser Länder mit entsprechenden politischen 
Folgen. Um die notwendigen Kräfte für einen 
starken rechten Umgehungsflügel zu schaffen, 
war das Zentrum der angreifenden deutschen 
Kräfte schwach zu halten. 

 
 

KONZEPT DES SCHLIEFFENPLANES 
Die Aufzählung dieser Faktoren gibt im 

Wesentlichen schon die Elemente für eine ope-
rative Planung auf deutscher Seite wieder. 

Der „Operationsplan“ vom Dezember 1905, 
der die Grundlage für die Aufmarschweisung 
1906 bildete, hatte folgendes operative Konzept 
zum Inhalt: 

Der strategische Schwerpunkt lag gegenüber 
Frankreich. 

In einer weit ausholenden Bewegung mit 
dem starken rechten Umfassungsflügel über lu-
xemburgisches, belgisches und südholländisches 
Gebiet sollte aus der Linie Verdun-Lille der lin-
ke Flügel der französischen Aufstellung, west-
lich an Paris vorbei vorgehend umfasst werden, 
um danach die Masse des französischen Heeres 
südlich und ostwärts von Paris in östlicher Rich-
tung gegen die Moselfestungen, und gegen den 
Schweizer Jura zu drängen. Hierzu waren 
sieben Achtel des mobilgemachten Heeres im 
Westen und nur ein Achtel im Osten einzuset-
zen. Eine präzise Angabe über die Stärke der im 
Osten eingesetzten 8. dt. Armee machte Schlief-
fen nicht. Auf der Grundlage vertiefender Stu-
dien / Planübungen / Generalstabsreisen war 
für die 8. Armee von der Stärke von 3 Armee-
korps, einem Reservekorps, einer Kavallerie-
division und einigen Landwehr- und Festungs-
formationen auszugehen. Trotz des Verharrens 
in der strategischen Defensive sollte im Osten 
die Abwehr gegen die russischen Armeen auf 
der operativen Ebene offensiv geführt werden – 
die erwartete räumliche Trennung der gegen 
Ostpreußen angreifenden russischen Armeen 
durch die Masurischen Seen sollte zu Angriffen 
zeitlich nacheinander gegen diese genutzt wer-
den. Ein erzwungenes Ausweichen bis an die 
Weichsel-Linie war nicht auszuschließen und 
hinzunehmen. 
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Die Westoffensive beabsichtigte Schlieffen 
auf dem Schwenkungsflügel mit 23 Armee-
korps (je 2 Divisionen), 12 ½ Reservekorps 
und 8 Kavalleriedivisionen zu führen. Der 
Aufmarschraum erstreckte sich zwischen Metz 
und Krefeld. 

In Lothringen verblieben zum Schutz der 
linken Flanke 3 ½ Armeekorps, 1 Reservekorps 
und 3 Kavalleriedivisionen. Man vermutete hier 
zunächst ein defensives Verhalten der Franzo-
sen. Aufgabe dieses linken Heeresflügels war 
es, möglichst viele französische Divisionen zu 
binden und ihren Abtransport auf den linken 
Armeeflügel zu verhindern, wenn dort die 
deutsche Umgehungsoperation erkannt war. 
Dies sollte ggfs. auch durch begrenzte Angriffe 
bewirkt werden. Außer den Festungstruppen 
von Metz und Strassburg standen am Ober-
rhein und im Unterelsass nur noch eine Reserve-
division und einige Landwehrbrigaden. 

Der Angriffsflügel war in 3 Gruppen geglie-
dert. Die Nordgruppe, die in Richtung Namur-
Brüssel vorzugehen hatte, setzte sich aus 9 Ar-
meekorps und 5 Kavalleriedivisonen zusammen. 
Diesen folgten 7 Reservekorps zur Deckung der 
rechten Flanke und zur Einschließung von Ant-
werpen (ggfs. Reduit für das belgische Heer 
und Aufmarschraum für das britische Expedi-
tionskorps). Falls die Lage in Lothringen dies 
gestatten würde, sollten der Nordgruppe noch 
2 der rechts der Mosel eingesetzten Armee-
korps zugeführt werden – 18 Korps standen 
dann auf dem Nordflügel zur Verfügung. Die 
mittlere Gruppe, die sich gegen die Maas-Linie 
Mézières-Namur zu richten hatte, bestand aus 
6 Armeekorps und einer Reservedivision. Die 
Südgruppe hatte sich gegen die Linie Verdun-
Mézières zu wenden. Sie verfügte über 8 Armee-
korps und 2 Kavalleriedivisionen. In Anlehnung 
an die Festung Metz sollten 5 Reservekorps den 
Raum links der Mosel gegen Feind aus Rich-
tung Épinal-Toul decken. 16 Landwehrbriga-
den folgten den angreifenden Korps zur Raum-
abdeckung in der Tiefe nördlich und südlich 
der Maas. 

Schlieffens Denkschrift trug den Titel „Krieg 
gegen Frankreich“. Seine Kritiker werfen ihm 
vor, dass der „Plan“ keine Aussagen zur Ge-
samtkriegführung enthalten habe, beispielsweise 
wie der Krieg zur See zu führen sei oder welche 

Überlegungen zur Fortführung der Operatio-
nen an der Ostfront galten, wenn nach dem 
Schlagen des französischen Heeres die Masse 
der Kräfte dorthin verlegt worden war. Die Kri-
tik ist insofern berechtigt, als es auf deutscher 
Seite keinen Gesamtkriegsplan gab – aber es 
gab auch keine militärische Instanz, die dafür 
zuständig gewesen wäre. Schlieffens Plan war 
ausschließlich darauf ausgerichtet, die verhäng-
nisvolle Zweifrontenlage zu beseitigen. 

 
WEITERENTWICKLUNGEN DES SCHLIEFFEN-
PLANES BIS ZUM KRIEGSAUSBRUCH 

Nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst 
bis zu seinem Tode im Jahre 1913 konnte 
Schlieffen nur noch mittelbar durch sein publi-
zistisches Werk auf die Kriegsplanungen Ein-
fluss nehmen. Im Mittelpunkt standen dabei 
Ausarbeitungen über den Vernichtungsgedanken 
(„Cannae“), über den Gebrauch der schweren 
Artillerie in einem künftigen Kriege sowie die 
Notwendigkeiten moderner Führungsverfahren 
im Hinblick auf Massenheere. 

Seine direkte Einflussnahme war auf zwei 
Anlässe begrenzt. Auf Wunsch seines Nachfol-
gers übergab Schlieffen im Februar 1906 ein 
Zusatzmemorandum zur Denkschrift, in dem 
die Konsequenzen hinsichtlich der abzusehen-
den Beteiligung Englands bei einem kommenden 
Kriege aufgezeigt wurden.9 Konkret wurden 
dabei die alternativen Handlungszwänge auf 
deutscher Seite, vor allem für den Fall einer 
englischen Landung an der belgischen Küste, 
bewertet. Mit einer Denkschrift vom 28. Dezem-
ber 1912 beschloss Schlieffen, so kann man es 
sagen, sein Lebenswerk. Diese Denkschrift er-
hielt natürlich Moltke (d. J.), der Kaiser zeigte 
sich angetan. Schlieffen zog dabei Folgerungen 
im Hinblick auf erfolgreiche Reformen in der 
russischen Armee seit 1905, er führte aus, dass 
Belgien nicht neutral sein könne (Anlage von 
Festungen gegen Deutschland!) und im Lager 
der Gegner zu finden sein werde. Schließlich 
ging er nun stärker von der Landung des bri-
tischen Expeditionskorps über Dünkirchen / 
Calais aus und forderte dabei, die Schwenkung 
des deutschen Nordflügels nicht mehr hart 
westlich an Paris vorbei zu führen, sondern sei-
ne Ausdehnung bis in den Raum der Somme-
Mündung. 
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Bis zum Jahre 1909 blieben die Grundge-
danken des Schlieffen’schen Operationsplans 
unverändert, während doch langsam in Moltke 
andere Überlegungen reiften. Diese Überle-
gungen wurden mitbeeinflusst vom damaligen 
Oberst Ludendorff, Leiter der Aufmarschabtei-
lung im Großen Generalstab. 

Die erste wesentliche Änderung bestand dar-
in, dass Moltke – richtigerweise – eine Verlet-
zung der holländischen Neutralität ausschloss. 
Durch die Verengung des Raumes für den 
Aufmarsch stieg aber der Zwang, die Sperrwir-
kung der mittlerweile stark ausgebauten Fes-
tung Lüttich auszuschalten, bevor diese durch 
die belgische Armee abwehrbereit gemacht 
werden konnte. Die Festung sperrte den Vor-
marsch von zwei deutschen Armeen. Eine 
Wegnahme zwang zu einem Handstreich, zeit-
lich weit vor dem Beginn des Aufmarschs, am 
besten zeitgleich mit einer Durchmarschankün-
digung oder Kriegserklärung. Der an und für 
sich schon hohe Zeitdruck auf deutscher Seite 
wurde dadurch noch verstärkt, und politische 
Implikationen ergaben sich zwangsläufig. Hing 
das Gelingen des Schlieffenplans vom Erfolg 
eines Handstreichs ab, bei all den Risiken, die 
mit einer solchen Aktion verbunden sind?10 

Schlieffen nahm mit der schwachen Kräfte-
gruppe in Lothringen und den unbedeutenden 
Sicherungskräften im Oberelsass und am Ober-
rhein bewusst ein Risiko gegenüber einer mög-
lichen französischen Offensive hin. Diese Kräfte 
sollten gegenüberstehende französische Truppen 
„festhalten“. Je mehr Franzosen hier angriffen, 
desto mehr würden sie vor dem deutschen 
Schwenkungsflügel fehlen. Moltke scheute vor 
einem solchen Risiko, das auch ein Ausweichen 
auf deutsches Gebiet nicht ausschloss, zurück. 
Schlieffen hatte in Lothringen und im Elsass 
maximal 10 Divisionen und einige Landwehr-
brigaden verwenden wollen. Moltke erhöhte 
diese Anzahl auf 16 Divisionen und weitere 
Landwehrverbände, d. h. fast 3 Korps mehr. 
Die insgesamt 8 Korps wurden 2 deutschen 
Armeen zugeteilt, die in Lothringen (5 Korps) 
und im Elsass (3 Korps) aufmarschieren soll-
ten. Einige Autoren argumentieren dabei, dass 
diese Kräfte nicht dem rechten Flügel wegge-
nommen wurden, sondern aus neu aufgestellten 
Truppen aus den Jahren 1912/13 durch eine 

Heeresvermehrung stammten. Da aber die Kräf-
te auf dem Schwenkungsflügel beim Vormarsch 
von der Zahl her immer schwächer werden 
mussten – dies war ein bekanntes Dilemma – 
hätten sie auf den rechten Flügel gehört. 

Moltke verfolgte mit der Verstärkung des 
linken Flügels wohl noch eine andere Absicht: 
Würden die Franzosen eine stärkere Offensive 
zwischen den Vogesen und Metz führen, dann 
sollten sie hier eingekreist und geschlagen wer-
den. Dazu sollten ggfs. zwei weitere Armeen 
vom Schwenkungsflügel abgezogen werden. 
Die weite Umfassung des französischen Heeres 
konnte dann entfallen.11 

 
DER SCHLIEFFENPLAN IN DER ANWENDUNG 

Nach den wechselseitigen Kriegserklärungen 
überschritten die ersten deutschen Truppen ab 
dem 4. August 1914 die belgische Grenze. Ab 
dem 7. August fiel die Festung Lüttich an die 
Deutschen. Ab dem 9. August wurde das briti-
sche Expeditionskorps in Häfen an der franzö-
sischen Kanalküste gelandet. Es sollte im Raum 
Amiens gesammelt werden und danach an die 
linke Flanke des französischen Heeres treten – 
am 15. August wurde die Verbindung mit den 
Franzosen an der Front hergestellt. Der Vor-
marsch des deutschen Schwenkungsflügels ent-
wickelte sich wie vorgesehen, obgleich aus Kräf-
temangel mit den westlichen Armeen ostwärts 
an Paris vorgestoßen werden musste. Aus die-
ser Lage ergab sich die Schlacht an der Marne, 
die am 9. September durch die Deutschen 
abgebrochen wurde. Der darauf einsetzende 
„Wettlauf zum Meer“, der Versuch, sich an der 
offenen westlichen Flanke zu überflügeln, en-
dete im Herbst 1914. Eine durchgehende Front 
zwischen Flandern und der Schweizer Grenze 
bildete sich. In Ostpreußen hatte die dort ein-
gesetzte deutsche Armee in der Schlacht bei 
Tannenberg (24./31. August) die südliche der 
beiden angreifenden russischen Armeen vernich-
tet. Mit der Schlacht an den Masurischen Seen 
gelang es bis zum 10. September, die zweite 
russische Armee zu schlagen und Ostpreußen 
zu sichern. 

Im Hinblick auf die Prinzipien des Schlieffen-
plans sind drei Entscheidungen des deutschen 
Oberkommandos von besonderem Gewicht: 
Zunächst die bereits erwähnte Tatsache, die 
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französische Heeresaufstellung nicht westlich 
von Paris zu umgehen, sondern bereits ost-
wärts von Paris einzuschwenken. Dort konnte 
der rechte deutsche Heeresflügel durch franzö-
sische oder britische Kräfte, die durch die 
Schwenkung nicht mehr erfasst wurden, in der 
Flanke bedroht und seinerseits umfasst werden. 
Genau diese Gefahr führte unter anderem zum 
Abbruch der Marne-Schlacht. Angesichts des 
Kräftemangels wiegt die Entscheidung Moltkes 
besonders schwer, am 25. August aufgrund 
der Gefahrenmeldungen aus dem Osten wegen 
des Vordringens der Russen 2 Korps aus dem 
Schwenkungsflügel herauszuziehen und sie nach 
Osten zu verlegen. 

Mit einer operativen Weisung vom 4. Sep-
tember gab aber Moltke endgültig die Grund-
idee zur Durchführung des Schlieffenplans auf: 
Die beiden im Elsass und Lothringen stehenden 
Armeen des deutschen linken Flügels hatten bis 
zum 22. August die angreifenden französischen 
Armeen durch einen Gegenangriff ihrerseits 
zurückgeschlagen, obgleich ein solcher Gegen-
angriff schon nicht den Absichten des ursprüng-
lichen Plans Schlieffens entsprach. Anstelle der 
Erwartung, nunmehr einige Korps an den rechten 
Flügel abgeben zu müssen, erhielt Kronprinz 
Rupprecht, der Führer dieser beider Armeen, 
die Weisung, weiter in Richtung Toul-Nancy 
anzugreifen. Während die beiden westlichen 
Armeen des ursprünglichen Schwenkungsflügels 
die Front nach Westen, Richtung Paris, decken 
sollten, hatten die übrigen 3 Armeen weiter in 
Richtung Südwesten anzugreifen und zusam-
men mit den Kräften Kronprinz Rupprechts 
das französische Zentrum einzuschließen. Nur 
noch ein Teilsieg wurde angestrebt.12 

 
MORALISCHE UND POLITISCHE BEWERTUNG 

Die bereits erwähnten außerordentlich harten 
Einwände gegen den Schlieffenplan erfordern 
es, diesen einer kritischen Bewertung zu unter-
ziehen, die sich zunächst auf moralische und 
politische Aspekte konzentriert.13 

Einwände moralischer Art richten sich zu-
nächst auf die Tatsache, dass das Deutsche Reich 
neben anderen europäischen Mächten Garan-
tiemacht der belgischen Neutralität war, die nun 
mit dem Einmarsch deutscher Truppen gebro-
chen wurde. Gerhard Ritter leitet aus dem mo-

ralischen Fehlverhalten die politische Folge ab, 
dass damit England zwangsläufig auf die Seite 
der Kriegsgegner treten musste, zumindest aber 
einen willkommenen Vorwand bekam, solches 
zu tun. Das moralische Fehlverhalten war folg-
lich ein politischer Fehler, der nachteilige militä-
rische Auswirkungen nach sich ziehen musste. 
Die hohen deutschen Militärs bezeichneten in 
der Nachkriegszeit die Neutralitätsverletzung 
als Notmaßnahme, Reichskanzler Bethmann-
Hohlweg bekannte sich in einer Rede 1914 vor 
dem Reichstag unumwunden zu diesem Völker-
rechtsverstoß und bot Kompensationen an. 

Wie wird dieses Problem in der neueren bri-
tischen Geschichtsschreibung behandelt? Niall 
Ferguson schildert detailliert die Gründe für 
eine englische Beteiligung am Krieg und führt 
sie auf die bündnisartige Zusammenarbeit mit 
Frankreich seit 1906 zurück, die Großbritannien 
zwar nicht de jure, aber de facto zum Kriegs-
eintritt an der Seite Frankreichs verpflichtete – 
losgelöst davon, ob die belgische Neutralität 
durch Deutschland verletzt wurde oder nicht. 
Nach den Absichten der britischen militärischen 
Führung wäre die belgische Neutralität durch 
britische Truppen verletzt worden, wenn dies 
nicht zuvor durch deutsche geschehen wäre. 
Nach einem Kabinettsbeschluss vom 29. Juli 
1914 „solle jede Antwort auf eine deutsche 
Invasion Belgiens auf politischen Erwägungen 
beruhen und nicht auf rechtlichen Verpflich-
tungen“.14 Christopher Clark gibt eine nahezu 
identische Schilderung, der Neutralitätsbruch 
wird im Zusammenhang mit dem Schlieffen-
plan bei ihm nicht einmal erwähnt.15 

Die belgische Neutralität war nicht nur eine 
Frage, welche konkret den Vormarsch der deut-
schen Armeen oder die Landung eines britischen 
Expeditionskorps bei Antwerpen berührte. Auf-
grund der geographischen Lage Belgiens war 
sie bei Konflikten in Westeuropa ein Dauer-
thema, wie schon die Überlegungen Moltkes 
(d. Ä.) 1870 zeigen, dass beim Kriegsausbruch 
das französische Heer seine Offensive gegen 
Deutschland über belgisches Gebiet beginnen 
könnte. Beim Wechsel in den operativen Ab-
sichten des französischen Generalstabs von der 
Defensive zur Offensive hatte der französische 
General Michel 1911 seinerseits vorgeschlagen, 
eine Offensive mit der Hauptmasse des Heeres 
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gegen Deutschland durch Belgien zu beginnen. 
Dieser „Plan“ war nicht aus rechtlichen Erwä-
gungen, sondern wegen operativer Gründe fal-
lengelassen worden. 

Kein Rechtsbruch wiegt einen anderen auf. 
Um jedoch die Einseitigkeit moralischer Schuld-
vorwürfe gegen Deutschland aufzuzeigen, sei 
auf folgende Geschehnisse verwiesen: Die Ver-
letzung der griechischen Neutralität 1914/16 
und von Persien 1914 und 1941, jeweils durch 
Großbritannien. Die Versenkung einer franzö-
sischen Flotte durch die Royal Navy bei Oran 
1940. Für die Verletzung der norwegischen 
Neutralität 1940 wurde der deutsche Flotten-
chef durch das Nürnberger Tribunal bestraft, 
dabei war die deutsche Landung der britischen 
nur um Stunden zuvorgekommen. Als die USA 
1915 gegen die Verletzung ihrer Rechte als 
neutraler Staat durch die britische Blockade pro-
testierten, erklärte der britische Premier Asquith 
im Unterhaus, „es fällt uns nicht ein, unsere 
Anstrengungen … in einem Netzwerk juristi-
scher Spitzfindigkeiten erwürgen zu lassen“.16 

Selbst ein Schlieffen positiv bewertender 
Autor wie Dupuy stellt an ihm eine gewisse 
„politische Unempfindlichkeit“ fest. Lässt man 
dies so stehen, dann muss man konstatieren, 
dass sich der Vorwurf nicht in erster Linie gegen 
den Mann, sondern gegen das politische System 
richtet, in dem er seinen Platz einnahm.17 

Wie erwähnt, gab es im zweiten Kaiserreich 
nur wenige staatliche Organe für politische 
Angelegenheiten auf der Ebene des Reiches. 
Die oberste politische und militärische Instanz 
war der Kaiser. Nahm der Oberste Kriegsherr 
militärische Planungen ohne Einwände zur 
Kenntnis, dann war die Angelegenheit für den 
Generalstab erledigt. Eine formelle Zustimmung 
des Reichskanzlers war nicht erforderlich. Der 
Generalstabschef musste also nicht am Reichs-
kanzler vorbei agieren oder ihn übergehen. In 
der hierarchischen Stellung über dem General-
stabschef agierte der Reichskanzler in seiner 
politischen Kompetenz auf gleicher Ebene. Ein 
Organ der Gesamtkriegführung gab es de facto 
(nicht aber als Institution) erst durch die Oberste 
Heeresleitung Hindenburg / Ludendorff ab 1916, 
quasi eine Militärdiktatur. Das Militär füllte ei-
ne Lücke, weil die „Politik“ ihrer Aufgabe nicht 
nachkam. 

Alle negativen politischen Entwicklungen, 
die zwischen 1892 und 1912 die Lage des Rei-
ches bestimmten, waren durch die Politik ge-
steuert worden. Der Generalstab konnte nur 
darauf reagieren. Er hielt sich in allen politi-
schen Forderungen zurück, beispielsweise, durch 
politische oder diplomatische Maßnahmen die 
Zweifrontenlage zu beseitigen. Schlieffen ge-
nügte in überaus korrekter Weise der Pflicht 
zur Informationseinholung bei den Behörden 
des Auswärtigen Amtes, ebenso wie der Reichs-
kanzler über die laufenden militärischen Pla-
nungen informiert wurde. Während einerseits 
die politische Tragweite militärischer Sachver-
halte weder durch Schlieffen noch durch Moltke 
vernachlässigt wurde, sind Einwände der Poli-
tik gegen die militärischen Planungen nicht be-
kannt geworden.18 

„…obwohl doch jedem politisch denkenden 
Kopf (klar sein musste), dass diese Neutralitäts-
verletzung England auf den Plan rufen musste“, 
mit diesem Zitat wollen wir nochmals zur 
angeblich fehlenden politischen Dimension in 
Schlieffens Denken zurückkommen.19 

Natürlich musste der Operationsplan des 
deutschen Generalstabes politische Konsequen-
zen haben, denken wir z. B. an Österreichs Lage 
gegenüber Russland. Ab einer bestimmten Ebe-
ne werden militärstrategische Entscheidungen 
selbst zur Politik. Gerhard Ritter geht im 
Hauptpunkt seiner Kritik davon aus, dass eine 
Respektierung der belgischen Neutralität Eng-
land aus dem Krieg gehalten hätte. Deswegen 
bevorzugt er auch einen deutschen Kriegsplan, 
bei dem an beiden Fronten eine militärstrategi-
sche Defensive eingenommen worden wäre. 

Im bevorstehenden Konflikt wurde auf 
deutscher Seite von der sicheren Gegnerschaft 
Großbritanniens ausgegangen. Die politische 
Führung des Reiches teilte die militärische La-
gebeurteilung uneingeschränkt. Können Ritter 
und andere Kritiker annehmen, dass Großbri-
tannien bei einem europäischen Krieg, in dem 
Frankreich, Russland und Serbien ggfs. Deutsch-
land, Österreich-Ungarn und Italien gegenüber-
stehen würden, neutral bleiben würde? Seit 
dem Spanischen Erbfolgekrieg von 1701-1714 
hat Großbritannien nur in seltenen Fällen bei 
Kriegen der kontinentalen Mächte nicht mit 
politischen bzw. militärischen Mitteln einge-
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griffen. Die abgeschlossene Militärkonvention 
mit Frankreich verpflichtete England zur Unter-
stützung, der Abschluss einer Militärkonvention 
mit Russland wurde kurz vor Kriegsausbruch 
verhandelt. Der Einmarsch deutscher Verbände 
in Belgien erfolgte wie erwähnt am 4. August 
1914, einen Tag nach der Kriegserklärung des 
Reiches an Frankreich. Schon am 2. August 
1914 aber hatte England Frankreich die Versi-
cherung zukommen lassen, mit der britischen 
Flotte alle Sicherungs- und Schutzmaßnahmen 
an der französischen Küste und am Kanal zu 
übernehmen, damit Frankreich seine Flotte im 
Mittelmeer konzentrieren konnte. 

 
MILITÄRISCHE BEWERTUNG / ABSCHLUSS 

Der Ablauf der Operationen bis zur Marne 
zeigte, dass der deutsche Operationsplan durch-
aus gelingen konnte und nicht prinzipiell schei-
tern musste, sofern die ursprünglich vorgesehe-
nen Stärken auf dem rechten Flügel beibehalten 
und – noch mehr – schwerwiegende Führungs-
fehler im Großen Hauptquartier vermieden 
worden wären. 

Sofern man aufgrund der dargestellten Modi-
fikationen noch vom „Schlieffenplan“ sprechen 
kann, dann zeigte jedoch die Schlacht an der 
Marne auf, dass er auf der operativen Ebene 
gescheitert war. Der Plan trug außerordentliche 
Risiken in sich. Der Handstreich Lüttich wurde 
erwähnt. Ein noch gravierenderes Risiko war 
der zeitliche Druck, das Schlagen des französi-
schen Heeres innerhalb von etwa sechs Wochen 
vollenden zu müssen, um danach wesentliche 
Teile des deutschen Heeres an die Ostfront 
werfen zu können. Die Befürworter des Planes, 
wie Groener, führen zwar an, dass Schlieffen 
auf Friktionen eingestellt war. Wer aber konnte 
beispielsweise voraussehen, wie die französische 
Führung reagieren würde, wenn die Gefahr der 
Umfassung erkannt war? Der Zeitbedarf für 
entsprechende Reaktionen auf deutscher Seite 
war überhaupt nicht abzusehen. Insofern muss 
man ein gewisses „mechanistisches“ Denken 
im Schlieffenplan feststellen. Wie würde sich 
die Lage im Osten vom Zeitablauf her entwi-
ckeln? Als die konkrete Lage eine Aufgabe des 
Raumes bis zur Weichsel unvermeidbar erschei-
nen ließ, zeigte sich, dass dies aus psychologi-
schen Gründen nicht möglich war. Neben der 

Leistung der deutschen Truppen im Osten ist 
die Niederlage der beiden russischen Armeen 
vor allem auf unbegreifliche Führungsfehler der 
russischen Oberkommandos zurückzuführen. 

Umgekehrt lautet eine andere Frage: Wie 
hätte sich die politische und militärische Lage 
nach dem Ausschalten des französischen Hee-
res dargestellt? War danach von einem Aus-
scheiden Frankreichs aus dem Krieg sicher aus-
zugehen? In welchem Umfange hätten deutsche 
Kräfte im Westen verbleiben müssen? Wäre es 
zu einer vergleichbaren Lage wie nach dem 
Waffenstillstand Deutschland-Frankreich 1940 
gekommen? 

Eingangs wurde darauf hingewiesen, dass 
selbst nach dem gescheiterten Schlieffenplan die 
deutschen Armeen tief in französischem und 
belgischem Territorium standen. Durch den 
deutsch-österreichischen Durchbruchsangriff 
1915 bei Tarnow-Gorlice und einem Raumge-
winn von mehreren hundert Kilometern nach 
Osten, konnte auch die Gefahr für die Ostfront 
auf absehbare Zeit als gebannt angesehen wer-
den. Um den fatalen Neutralitätsbruch zu ver-
meiden, so eine Forderung Gerhard Ritters, 
hätte das Reich auf die Absicht eines „vollen 
Sieges“ an beiden Fronten verzichten sollen. 
Dabei waren bei einer strategischen Defensive 
vor allem im Osten Offensivstöße auf der ope-
rativen Ebene nicht auszuschließen.20 Konnte 
das Reich bei einer solchen Strategie davon 
ausgehen, durch die Aussichtslosigkeit eines 
„Siegfriedens“ für die Alliierten auf einen 
Kompromissfrieden zu hoffen? Mit den Raum-
gewinnen im Osten 1915 und dem Scheitern 
alliierter Angriffe an der Westfront hatte sich 
ein operatives Patt abgezeichnet, das auch 
künftig dazu führen musste, dass frontale Durch-
bruchsversuche von Massenheeren erfolglos 
bleiben würden. Solche Massenangriffe schei-
terten bei Verdun und an der Somme 1916 
sowie bei Passchendaele in Flandern durch die 
Engländer 1917. Dennoch blieben alle Versu-
che zu einem verhandelten Frieden erfolglos, 
unabhängig davon, von wem der Vorschlag 
dazu ausging. Die Alliierten setzten auf die Blo-
ckade, die schließlich einen „Sieg“ nach den ei-
genen Absichten sicherstellen sollte. Nur Russ-
land war unter besonderen Umständen 1918 
zum Frieden von Brest-Litowsk bereit. 
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Versuchen wir eine Zusammenfassung: 
Wenn, wie Echevarria meint, die Politik den 
deutschen Generalstab vor eine unlösbare Auf-
gabe stellte, der Schlieffenplan keine Lösung 
des Zweifrontenproblems war, und die Austra-
gung eines längeren Konflikts in der Hoffnung 
auf einen Kompromissfrieden für das Kaiser-
reich aussichtslos sein musste, welche Alterna-
tive, aus nachträglicher Sicht, hätte sich erge-
ben? Michael Stürmer schreibt: „Der Plan war 
ein Kind der Verzweiflung. Für die Wilhelm-
straße hätte sie ein Alarmsignal sein müssen … 
die Verständigung mit dem Westen oder Osten 
zu suchen, um fast jeden Preis.“21 Da eine Ver-
ständigung mit Frankreich wohl auszuschlie-
ßen war, hätte sie mit Russland gesucht wer-
den müssen. „Jeder Preis“ bedeutete dabei die 
Aufgabe Österreichs. Wer wäre dazu bereit 
gewesen? 

 
|||||  KLAUS-ULRICH HAMMEL 

Oberst a.D., Generalstabsoffizier, Verfasser 
zahlreicher militärgeschichtlicher Schriften und 
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DER GLAUBE AN DEN FORTSCHRITT  
IM 20. JAHRHUNDERT 

 
 
HANS-MARTIN SCHÖNHERR-MANN ||||| Das Fortschrittsverständnis der ersten Hälfte des 20. Jahr-

hunderts ist romantisch geprägt. Der Krieg wird als Motor des Fortschritts begriffen. Das zieht sich 

durch alle politischen und religiösen Lager hindurch. Erst gegen Ende des Jahrhunderts findet ein 

Wandel statt, der sich auch einem veränderten Emanzipationsverständnis verdankt. Seither geht 

es um die Emanzipation von bestimmten Gruppen, nicht mehr um die Emanzipation der Menschheit. 

 

 
 
„Gibt es … im Laufe der Geschichte eine 

wahrhaft dauernde Erhöhung des moralischen 
Status und eine Steigerung der Innigkeit und 
Tiefe in der Einigung der Menschheit, so sind 
nicht der Weltfriede, sondern der Krieg und die 
kumulierten, aus seinen Traditionen und tiefen 
Erinnerungen fließenden moralischen Daueref-
fekte in der menschlichen Seele die konstruktive 
Auslösekraft für diese Erhöhung und Einigung“1, 
schreibt Max Scheler 1917. Wiewohl diese Be-
merkung zu diesem Zeitpunkt ziemlich absurd 
anmutet, entspricht das nicht nur dem Geist 
der Zeit. 

Schon am 15. Dezember des ersten Kriegsjah-
res bedauert Georg Simmel gegenüber Edmund 
Husserl die eigene Unwichtigkeit für den Krieg: 
„Doch habe ich das Gefühl, dass wer weder 
selbst hinausgeht noch ein Kind hinausschickt, 
die Weihe nicht empfangen hat – als wäre er 
nicht würdig befunden, am Opfer teilzuneh-
men.“2 

Husserl hatte diese Ehre. Sein Sohn Wolf-
gang stirbt mit 21 Jahren an der Front, eben-
falls viele von Husserls Studenten. Sein Sohn 
Gerhart wird verwundet. Husserl spricht vom 
„Ausbruch des Welthasses“, von der „Sintflut 
der Verleumdung und all die Orgien der kriege-
rischen Entmenschung“. 

DER KRIEG ALS MOTOR DES FORTSCHRITTS 
Nicht nur dass solches Denken, das den 

Fortschritt mit dem Krieg verbindet, längst nicht 
nur Scheler und Simmel beseelt. Seine Her-
kunft stammt auch weniger von Francis Bacon, 
der das moderne Fortschrittsverständnis nach-
haltig geprägt hat, wenn er den humanen Fort-
schritt aus dem technischen ableitet, somit das 
baconsche Ideal konzipiert, wie es Hans Jonas 
bezeichnet. 

Dieses kriegerische Fortschrittsmodell ver-
dankt sich auch nicht der Aufklärung. Die Auf-
klärer waren im 18. Jahrhundert eher der Auf-
fassung, dass die Welt durch Vernunft humaner 
würde, was man auch daran absehen könne, 
dass die damaligen Kriege im Vergleich zum 
Dreißigjährigen Krieg vergleichsweise glimpflich 
abliefen. 

Nein, dieses Modell, das das Fortschritts-
denken des 20. Jahrhundert primär bestimmt, 
entsteht um 1800 herum im Übergang der Auf-
klärung in die Romantik hinein. Nicht nur bei 
Kant, Fichte oder Hegel schreitet die Weltge-
schichte dadurch voran, dass militärisch starke 
Völker andere unterwerfen. So avanciert Napo-
leon für Hegel zum welthistorischen Individuum, 
das allerdings hinterrücks die Vernunft und das 
Bewusstsein der Freiheit verfolgen – schreitet 



H A N S - M A R T I N  S C H Ö N H E R R - M A N N  

108    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1  

auch bei Kant schon die Geschichte vermittels 
von Gegensätzen voran, genauer durch die unge-
sellige Geselligkeit des Menschen, die damit auch 
den Krieg als Motor des Fortschritts impliziert. 

So avanciert der Krieg bei Wilhelm von 
Humboldt zu einem wesentlichen Mittel für die 
Moralität wie die Bildung, wenn er den Krieg 
zu einer „der heilsamsten Erscheinungen zur 
Bildung des Menschengeschlechts“ erklärt.3 Und 
bei Schiller erläutert der Chor in der „Braut 
von Messina“: „Schön ist der Friede! / Aber der 
Krieg hat auch seine Ehre, / der Beweger des 
Menschengeschlechts / … / Denn der Mensch 
verkümmert im Frieden …“.4 

Um dem Alltag zu entrinnen, bietet sich auch 
für Friedrich von Hardenberg (Novalis) ein 
spannender und selbstredend poetisch schöner 
Krieg an – man denke an Marinettis futuristi-
sches Manifest. So schreibt Novalis: „Der Krieg 
überhaupt scheint mir eine poetische Wirkung. 
Die Leute glauben, sich für irgendeinen armse-
ligen Besitz schlagen zu müssen, und merken 
nicht, dass sie der romantische Geist aufregt, 
um die unnützen Schlechtigkeiten durch sich 
selbst zu vernichten.“5 

Was Kant, Fichte, Hegel und die Romanti-
ker vorbereiten, vollendet nicht allein Marx. 
Auch jene Demokraten, die für die Einheit und 
Freiheit ihrer Völker kämpfen, bedienen sich 
der Gewalt, indem sie sich wie Giuseppe Maz-
zini verschiedentlich an der 1848er-Revolution 
beteiligen. Er bemerkt denn auch im Sinn eines 
notwendigen Fortschritts ähnlich wie Marx, 
dass sich der Wandel nicht mehr aufhalten 
lässt, wenn eine Epoche für ihn reif ist. So ver-
zichtet dabei kaum jemand von vornherein auf 
Gewalt, ohne die der Fortschritt doch nicht so 
richtig voranschreitet. 

In gewisser Hinsicht unterscheidet sich Marx 
von seinen romantischen Wegbereitern, ver-
hilft bei diesen der Krieg letztlich der Vernunft 
zum Durchbruch, bei Mazzini dem National-
staat, der für Hegel ebenfalls die Vernunft rea-
lisiert. Davon hallt zwar auch bei Marx noch 
etwas nach, treiben die Produktivkräfte den 
Fortschritt an, die sich auf den wissenschaftli-
chen stützen. 

Trotzdem spielen bei Marx die Macht und 
die Gewalt bereits eine eigendynamisch treiben-
de Kraft, womit er Nietzsches Idee des Willens 

zur Macht antizipiert. Denn die proletarische 
Revolution wird kommen, und zwar nicht, weil 
die Proletarier die Armen und Guten wären, 
sondern weil sie die Mächtigen sind, die die 
Produktionsmittel bedienen. 

Zudem scheint später manchen Marxisten 
auf den Fortschritt der Produktivkräfte kein 
allzu großer Verlass angebracht: Rosa Luxem-
burg – und damit sind wir schon im 20. Jahr-
hundert – lehnt den Reformismus der Sozial-
demokratie ab, weil deren Reformen unter 
demokratischen Umständen jederzeit wieder 
zurückgenommen werden können. Erst die Revo-
lution und die Diktatur des Proletariats würden 
das nachhaltig verhindern und das Rad der Ge-
schichte unabdingbar weiterdrehen. Mit dem 
Mittel des Krieges muss dem Fortschritt auf die 
Sprünge geholfen werden, weil die Vernunft 
doch zu schwach ist. 

 
DER WILLE ZUR MACHT ALS TRIEBFEDER  
DES FORTSCHRITTS 

Dann muss man sich über die Kriegsbegeis-
terung im frühen 20. Jahrhundert nicht wun-
dern, nicht mal darüber, dass diese hintergrün-
dig bestehen bleibt, obwohl der Erste Weltkrieg 
die Schrecken des Krieges in brutalster Weise 
vor Augen führte. Denn ein anderes Mittel, den 
Fortschritt zu befeuern, sahen sehr viele nicht. 
Im Gegensatz zu den Aufklärern beseelt für 
gewisse nationalistisch Orientierte im frühen 
20. Jahrhundert die Technik keinen Wissens-, 
sondern einen Machttraum – also der langsame 
Übergang von Hegels Fortschritt der Vernunft 
zum Willen zur Macht Nietzsches, was sich ja 
bei Marx schon andeutet. 

So kritisiert Oswald Spengler 1931 in seiner 
Schrift „Der Mensch und die Technik“ zwar 
folgendermaßen: „Mit dem Rationalismus end-
lich wird der ‚Glaube an die Technik‘ fast zu 
einer materialistischen Religion: Die Technik ist 
ewig und unvergänglich wie Gott Vater, sie er-
löst die Menschheit wie der Sohn; sie erleuchtet 
uns wie der heilige Geist. Und ihr Anbeter ist der 
Fortschrittsphilister der Neuzeit von La Mettrie 
bis Lenin.“6 Aber das stärkt die Herrschaft des 
Menschen über die Welt eher, als dass es sie 
schwächt. Spengler sieht diese Herrschaft nicht 
als solche als Problem, sondern deren Miss-
brauch durch Rationalisten, die mit der Technik 



D E R  G L A U B E  A N  D E N  F O R T S C H R I T T  I M  2 0 .  J A H R H U N D E R T  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 1     109 

Humanität und Gleichheit befördern wollen, 
während für Spengler sich durch die Technik 
ein Machtwillen stärkt, der um seiner selbst 
willen Politik und Gesellschaft bestimmt. 

Zwar gibt es auch einen Hang bei Ernst 
Jünger, dem technischen Fortschritt, damit dem 
Alltag, in den Krieg hinein zu entfliehen. „In 
Stahlgewittern“ heißt es: „Sie hatten den mehr 
oder weniger bürgerlichen Alltag verlassen und 
waren in den kurzen Ausbildungswochen zu 
einem großen, begeisterten Körper zusammen-
geschmolzen. Aufgewachsen in einem Zeitalter 
der Sicherheit, fühlten wir alle die Sehnsucht 
nach dem Ungewöhnlichen, nach der großen 
Gefahr. …“7 Und gleichzeitig taucht das Argu-
ment Schelers wieder auf, das eigentlich auf 
Rousseau zurückgreift. In der Schrift „Das 
Wäldchen 125“ liest man: „Hier gibt der Krieg, 
der sonst so vieles nimmt: er erzieht zu männli-
cher Gemeinschaft und stellt Werte wieder an 
den rechten Platz, die halb vergessen waren.“8 
Und in „Feuer und Blut“ zieht Jünger die ent-
sprechende Konsequenz, die den Krieg weniger 
als Fortschritt der Kulturentwicklung begreift, 
sondern als Fortschritt der Naturentwicklung, 
auf den sich auch Gobineau längst berufen hat-
te. Der wahre technische Fortschritt kehrt im 
Krieg rousseauanisch zur Natur zurück, somit 
zum wahren Leben. 

Der technische Fortschritt als kriegerischer 
erhält seinen natürlichen Sinn zurück, der aller-
dings anders als bei Rousseau in Mord, Über-
wältigen und Beherrschen liegt, also im Patriar-
chat. So wollte Adolf Hitler mit modernsten 
technischen Mitteln, nämlich damals mit dem 
gemeinsamen Einsatz von geballten Verbänden 
von Sturzkampfbombern und Panzern, die sich 
des UKW-Funks bedienen konnten, zurück in 
eine Blut-und-Boden-Idylle von Wehrbauern. 
Sie ebneten indes – so Friedrich Kittler – damit 
der Pop-Musik den Weg, die es ohne UKW 
nicht gegeben hätte:9 

Aber Spaß beiseite. Nach Jüngers Buch „Der 
Arbeiter“ aus dem Jahr 1932 ebnet die Technik 
vor allem der staatlichen Großorganisation den 
Weg, womit er in die Hegel-Marxsche-Perspek-
tive einkehrt, dass letztlich der Staat die höchste 
Form des Zusammenlebens darstellt. Dabei ver-
lässt er allerdings den Baconschen Traum, an 
dem Hegel und Marx noch festhalten, nämlich 

dass die Technik zur Humanität führt. Die 
Technik beherrscht die Erde stattdessen total 
und integriert darein auch den Menschen, näm-
lich in Gestalt des Arbeiters, der die gesamte 
Welt total mobil macht, also in den Krieg reißt, 
der aber keine schlechten Effekte hat, vielmehr 
zerstört er nur die wertelose, liberale Welt des 
Bürgers, also von Nietzsches letztem Menschen. 
Zwischen Arbeiter und Technik kommt es zu 
einer produktiven Symbiose, was den Weg zu 
neuen Imperien eröffnet. Der technische Raum 
tritt an die Stelle des geographischen. 

Ganz so optimistisch ist der etwas jüngere 
Arnold Gehlen nicht. Trotzdem kann man bei 
ihm ein Fortschritts- und Entwicklungsmodell 
diagnostizieren, das nicht an das baconsche 
Ideal anschließt. Vielmehr bemerkt Gehlen, 
dass „die Technik seit ihren Anfängen triebhaf-
te, unbewusste, vitale Bestimmungsgründe hat: 
Die konstitutionell menschlichen Merkmale des 
Handlungskreises und des Entlastungsprinzips 
stehen als Determinanten hinter der gesamten 
technischen Entwicklung.“10 Der Mensch, so 
Gehlen, ist ein Mängelwesen, das seine Umwelt 
und vor allem sich selbst technisch zu beherr-
schen habe. So entlastet der technische Fort-
schritt den Menschen einerseits. Andererseits 
muss er auch entsprechend erzogen werden, 
spricht Gehlen vom Zuchtwesen Mensch. 

Allerdings steht für Gehlen die Selbsterhal-
tung als Volk und Nation im Vordergrund. 
Selbsterhaltung heißt für ihn in seinem Buch 
„Moral und Hypermoral“ (1969) dabei aber 
nicht allein, dass ein Volk die Macht entfalten 
kann, sich physische Sicherheit im strategischen, 
auch geopolitischen Sinn zu verschaffen. Dazu 
gehört vielmehr auch ein geistiges Selbstver-
ständnis, dass sich eine Nation gegenüber an-
deren zu sich selbst bekennt. Selbsterhaltung 
verlangt von einem Staat und einem Volk, dass 
sie sich gegenüber moralischen Angriffen zur 
Wehr zu setzen verstehen – eine Kritik an der 
damals langsam einsetzenden Aufarbeitung der 
Nazi-Vergangenheit. 

Gegenüber der romantischen Vorstellung, 
dass man den notwendigen Prozess der Ge-
schichte durch Gewalt beschleunigen kann, 
verzichten Jünger und Gehlen indes auf diese 
notwendige Perspektive. Trotzdem erweist sich 
ein gewaltsamer Eingriff deshalb als möglich, 
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da Fichte, Hegel, Marx und Gehlen davon aus-
gehen, dass die Kulturentwicklung von großen 
menschlichen Gemeinschaften bestimmt wird, 
nicht vom Individuum, das sich ersteren viel-
mehr unterordnen muss. So vereint der gewalt-
same Eingriff im Dienst der historischen Abläufe 
die heterogene Gesellschaft zu einer koordinier-
ten Gemeinschaft. 

 
DIE SICH VERSELBSTÄNDIGENDE GEWALT  
ALS SELBSTZWECK 

Auch auf der linken Seite des politischen 
Spektrums wird im 20. Jahrhundert der Krieg 
noch lange als der Motor des Fortschritts gefei-
ert. So schreibt Lenin 1917: „Die Diktatur des 
Proletariats aber, d. h. die Organisierung der 
Avantgarde der Unterdrückten zur herrschen-
den Klasse, um die Unterdrücker niederzuhal-
ten, kann nicht einfach nur eine Erweiterung 
der Demokratie ergeben. … die Unterdrücker, 
die Ausbeuter, die Kapitalisten … müssen wir 
niederhalten, um die Menschheit von der Lohn-
sklaverei zu befreien, ihr Widerstand muss mit 
Gewalt gebrochen werden, und es ist klar, dass 
es dort, wo es Unterdrückung, wo es Gewalt 
gibt, keine Freiheit, keine Demokratie gibt.“11 

Artete die große sozialistische Revolution 
schon in Russland in einen jahrelangen Bürger-
krieg aus, so entwickelt Mao Tse-Tung daraus 
gar eine Tugend, nämlich eine Theorie des 
Guerrilla-Krieges, die im berühmten Satz gipfelt, 
dass die Macht aus den Gewehrläufen komme. 
Das klingt wie Hohn angesichts des jahrzehnte-
langen chinesischen Bürgerkrieges, deutet aber 
just durch diesen Subtext an, dass das romanti-
sche Fortschrittsdenken, das sich des Krieges 
bediente, längst in eine Krise geraten war. 

Hatte sich Marx die Revolution des Proleta-
riats gegen die Bourgeoisie noch als einen kur-
zen gewaltsamen Akt vorgestellt, da schließlich 
99 Prozent gegen das eine Prozent aufstehen 
würden, so wollten Revolutionäre wie Lenin 
und Mao aber nicht darauf warten, dass sich 
die historischen Bedingungen für eine solche 
Revolution erfüllten. Anstatt eines Aufstands der 
Arbeiter führten sie einen Aufstand der Bauern 
an, der seine diversen Feinde in Jahre bis Jahr-
zehnte langen Kriegen mühsam niederkämpfen 
musste, verbunden mit einer unglaublichen 
Zahl von Opfern, einem ungeheuren Ausmaß 

an Zerstörungen und einer brutalen Verrohung 
der Überlebenden. 

Zwar feiert der existentialistische Sartre die 
Freiheit des Individuums, das sich auch gegen 
den übelsten Terrorherrscher aufzulehnen ver-
mag. Historisch hatte er auch sicher Recht, sich 
später auf die Seite der FLN zu stellen. Doch 
im nachhallenden romantischen Geist der Zeit 
schwärmt er vom antikolonialistischen Kampf 
als schöpferischer Tätigkeit. Er schreibt 1961: 
„Diese ununterdrückbare Gewalt ist, wie er 
‚Fanon‘ nachweist, kein absurdes Unwetter, 
auch nicht das Wiederaufleben wilder Instinkte, 
ja nicht einmal die Wirkung eines Ressenti-
ments: sie ist nichts weiter als der sich neu 
schaffende Mensch.“12 

 
DIE GEWALT IM DIENST DES FORTSCHRITTS  
ZUM GUTEN 

Auf konservativer, religiöser oder traditiona-
listischer Seite entwickelt sich dagegen zunächst 
eine pessimistische Einstellung gegenüber dem 
historischen Fortschritt, wie sich ihn Liberalis-
mus oder Sozialismus vorstellen. Eric Voegelin 
entwirft gegen Ende jenes Zeitalters, das unter 
dem Signum der Geschichtsphilosophie stand, 
noch einmal eine gegen Liberalismus und Tota-
litarismus gerichtete Geschichtsphilosophie. Er 
begreift die antike und christliche Tradition 
von Platon, Aristoteles, über Augustin bis hin 
zu Thomas von Aquin als ein adäquates Ver-
ständnis von Mensch, Welt und Gott. Dessen 
Niedergang beginnt nicht etwa – wie man vor-
schnell meinen könnte – mit der Aufklärung, 
sondern mit dem Protestantismus. 

In Letzterem wie auch im Liberalismus der 
Aufklärung erkennt Voegelin eine Wiederkehr 
der antiken Gnosis, die die Kirchenväter erfolg-
reich bekämpften. Nicht Gott ist der Schöpfer 
der Welt, sondern böse Mächte, Archonten 
oder Demiurgen genannt. Auch den Menschen 
haben sie geschaffen, um einen Funken des 
göttlichen fernen Lichts einzufangen, der sich 
auf die Erde verirrt hatte. Im gnostischen Sinn 
muss man sich ganz dem fernen Gott hingeben, 
während man mit den Menschen und der Welt 
beliebig umspringen kann – eine Konstruktion, 
die im asketischen Protestantismus wiederkehrt, 
in den Liberalismus führt, den Voegelin als 
Wegbereiter des Totalitarismus begreift. 
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Diese Strömungen verdrängen nicht nur den 
liebenden Gott und heiligen Geist, der hinter-
gründig die Welt lenkt. Sie stellen auch den 
Menschen zur Disposition und wollen ihn ver-
ändern. Voegelin konstatiert: „Ein Ding kann 
seine Natur nicht verändern; wer versucht, sei-
ne Natur zu ‚ändern‘, zerstört das Ding. Der 
Mensch kann sich nicht zum Übermenschen 
wandeln; der Versuch, den Übermenschen zu 
schaffen, ist der Versuch, den Menschen zu 
ermorden. Auf den Gottesmord folgt im ge-
schichtliche Prozess nicht der Übermensch, son-
dern der Menschenmord – auf das deicidium 
der gnostischen Theoretiker das homicidium der 
revolutionären Praktiker.“13 

Daher stellt der Übergang vom Liberalismus 
zum Kommunismus eine beinahe notwendige 
Entwicklung dar – das negativ gewendete 
Marxsche Fortschrittsmodell. Voegelin kritisiert 
die Entwicklungen der modernen Gesellschaft, 
speziell auch die Medien, die die Welt in ein 
gnostisches Licht tauchen. Er schreibt 1951 – 
also während des Koreakrieges: „Gnostische 
Gesellschaften und ihre Führer erkennen zwar 
Gefahren, wenn sie ihre Existenz bedrohen, 
aber sie begegnen ihnen nicht durch adäquate 
Maßnahmen in der Welt der Wirklichkeit. Viel-
mehr tritt man diesen Gefahren durch magi-
sche Operationen in der Traumwelt entgegen, 
wie Missbilligung, Zurückweisung, moralische 
Verurteilung, Deklarationen von Grundsätzen, 
Resolutionen, Appelle an die Meinung der 
Menschheit, Brandmarkung von Feinden als 
Aggressoren, Ächtung des Krieges, Propaganda 
für Weltfrieden und Weltregierung etc. Die 
geistige und sittliche Korruption, die sich in 
dem Aggregat solcher magischer Operationen 
ausdrückt, kann eine Gesellschaft mit der un-
heimlichen, geisterhaften Atmosphäre eines 
Irrenhauses durchdringen, wie wir es zu unserer 
Zeit in der Krise des Westens erleben.“14 

Heißt Fortschritt für Voegelin somit eher 
Depravation wie für Rousseau, also letztlich 
Rückschritt? Jedenfalls wird die richtige ratio-
nale Einsicht in die Welt, die für Voegelin in 
den Lehren von Platon bis Thomas von Aquin 
kulminiert, von den diversen gnostischen Strö-
mungen unterdrückt, mehr allerdings auch 
nicht. Die Wahrheit bleibt letztlich doch unan-
tastbar. Letztlich wird der gnostische Fortschritt 

durch den christlichen überwunden, setzt sich 
die christliche Botschaft durch, die sich sinn-
vollerweise auch auf die Gewalt stützt. 

Eine vergleichbare Perspektive nimmt auch 
Leo Strauss ein. So wenig wie der Mensch ver-
ändern sich die ethischen Orientierungen. Strauss 
schreibt 1952 – also ebenfalls während des Ko-
reakrieges: „Es ist für Aristoteles wie für Moses 
offensichtlich, dass Mord, Diebstahl, Ehebruch 
etc. unbedingt schlecht sind. Griechische Phi-
losophie und die Bibel stimmen insoweit über-
ein, dass der richtige Rahmen der Moral die 
patriarchalische Familie ist, die monogam ist 
oder dazu tendiert und die die Zelle der Gesell-
schaft formt, in der die freien erwachsenen 
Männer, und besonders die alten, vorherr-
schen.“15 Wer also ethische Werte verändert, 
beispielsweise die Homo-Ehe legalisiert, der 
verändert den Menschen. Für Strauss gibt es 
eine richtige Vorstellung vom guten Leben, die 
von Platon bis Thomas von Aquin vertreten 
wird und die der zeitgenössische Liberalismus 
beginnt aufzulassen, wenn deren Vertreter den 
Menschen nicht mehr als Geschöpf Gottes ver-
stehen. 

Wenn andere gar versuchen, eine andere 
Vorstellung vom Guten, also das Schlechte, 
durchzusetzen, dann muss man die richtige 
Vorstellung vom Guten auch offensiv vertreten, 
zur Not auch mit Gewalt, für die aber dann die 
anderen verantwortlich zeichnen. 1953, als sich 
der Koreakrieg seinem Ende nähert, verteidigt 
Leo Strauss implizit den Atombombenabwurf 
über Hiroshima und Nagasaki mit Aristoteles, 
den er folgendermaßen interpretiert: „Eine 
wohlgesittete Gemeinschaft wird nicht in den 
Krieg ziehen, es sei denn, es handele sich um 
eine gerechte Sache. Was sie aber während eines 
Krieges tun wird, das hängt bis zu einem ge-
wissen Grad von dem ab, was ihr der Feind – 
möglicherweise ein absolut gewissenloser und 
barbarischer Feind – zu tun aufzwingt.“16 

Verbirgt sich darin ein Fortschrittsverständ-
nis oder verabschieden Voegelin und Strauss 
nicht eher das der Aufklärung? Sie lehnen beide 
ein Fortschrittsverständnis ab, das die Humani-
tät aus einer säkularen Moral heraus zu bestim-
men versucht. Aber selbst die Aufklärung ver-
längert nicht nur die christliche Eschatologie, 
sondern auch jene mittelalterlichen Vorstellungen 
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vom kommenden Reich des heiligen Geistes, 
auf das noch Heinrich Heine, wiewohl erotisch 
und ironisch verklärt, zurückgreift. Während 
Marx einen Fortschrittsautomatismus unter-
stellt, der sich in letzter Konsequenz dem tech-
nischen Fortschritt verdankt, und während man 
am rechten Rand, bei Jünger oder bei Gehlen, 
den Fortschritt auf die gewaltsame Disziplinie-
rung stützt, der sich dadurch kraftvoll nach eige-
nen Vorstellungen gestalten lässt, so insistieren 
traditionalistische Vorstellungen darauf, dass 
man die Welt nicht willkürlich gestalten kann. 
Vielmehr gelingt eine nachhaltige Gestaltung 
nur, wenn man dabei die richtigen Vorstellun-
gen vom Guten durchzusetzen versucht. 

So kritisiert denn auch Leo Strauss bereits 
in den frühen dreißiger Jahren Carl Schmitts 
Schrift „Der Begriff des Politischen“. Dass der 
Souverän als derjenige, der über den Ausnah-
mezustand befindet, nach Schmitt darüber ent-
scheidet, wer als öffentlicher Feind zu gelten 
hat, verharrt für Strauss noch im Horizont des 
Liberalismus, der mit seiner rationalen Methode 
keine letzten Gründe angeben kann. In diesem 
Sinn interpretiert Strauss auch den Schmitt-
schen Dezisionismus: Weil man keine letzten 
rationalen Gründe hat, weil in der Politik doch 
nur die Macht zählt, erweist sich die Feindbe-
stimmung als willkürlich, während Strauss im 
Rückgriff auf Moses, Platon und Paulus um das 
wahre Gute als letzten Grund weiß. Verliert sich 
bei Schmitt ein Fortschritt im Willkürlichen 
souveräner Entscheidungen, somit der Gewalt 
als Selbstzweck wie bei Jünger und Gehlen bzw. 
damit noch in der rassischen Identität zwischen 
Führer und Gefolgschaft, so entwirft Strauss 
den Fortschritt aus der ethisch religiösen Ge-
schichte hinaus. 

Die christlich inspirierte große Idee des Gu-
ten bedient sich ebenfalls der Gewalt, um einen 
ethischen Fortschritt zu befördern. Es verwun-
dert folglich nicht, wenn es nach Montesquieu 
auch zu viel des Guten geben kann und nach 
Nietzsche sich das Gute dem Bösen verdankt. 

 
DER MORALISCHE FORTSCHRITT  
JENSEITS DES TECHNISCHEN 

Das zeigt sich auch in ähnlicher Weise vor 
dem Hintergrund der Ökologisierung in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Als Weg-

bereiter darf man Henri Bergson und dessen 
Schüler Gabriel Marcel bezeichnen. Bergson 
kritisiert 1932 die Entwicklung von Technik, 
Ökonomie und Konsum. Der technische Kör-
per ist zu groß geworden für die Seele, die mit 
ihm nicht Schritt halten konnte. Dem verdan-
ken sich die ständigen sozialen Krisen wie die 
Orientierungslosigkeit der Menschen. Nicht 
nur plädiert Bergson – wie später ein ökologi-
scher Nachfahre, nämlich Ivan Illich – für die 
Rückkehr zum einfachen Leben, vor allem für 
die Abkehr vom Konsum und von der Sexuali-
sierung. Die Seele müsste nur wieder entfesselt 
werden, stellt sie doch den innersten Kern von 
Bergsons Grundprinzip dar, nämlich dem „Élan 
vital“ als einer sowohl biologischen als auch 
spirituellen Triebfeder allen Lebens. So schreibt 
Bergson: „Das materielle Hindernis ist beinahe 
gefallen. Morgen wird der Weg frei sein, gerade 
in der Richtung des Wehens, das das Leben bis 
zu dem Punkt geführt hatte, an dem es stehen 
bleiben musste. Dann mag der Ruf des Heros 
kommen: wir werden nicht alle ihm folgen, 
aber wir werden alle fühlen, dass wir es tun 
sollten, und wir werden den Weg kennen, den 
wir erweitern werden, wenn wir ihn betre-
ten.“17 Der historische Fortschritt soll am Ende 
nicht die Menschen verändern, sondern die 
Welt moralischer gestalten. Während Strauss 
dabei doch lieber den Politikern vertraut, hofft 
Bergson auf die Ankunft eines mystischen 
Genies, das einem Prinzip dient, dem sich alle 
unterordnen sollen. 

Ähnlich diesseitsorientiert zeigt sich auch 
Bergsons Schüler, der katholische Existentialist 
Gabriel Marcel. Die Technik entfremdet den 
Menschen von seinen höheren Werten, Refle-
xionen und Orientierungen und führt zu einer 
seelenlosen Welt. Angesichts des Verfalls mo-
ralischer Werte, der natürlich besonders von 
Faschismus und Kommunismus beschleunigt 
wird, insistiert Marcel auf den traditionellen 
christlichen Werten. Doch er erneuert nicht ein-
fach deren religiös-metaphysische Begründung. 
Vielmehr verknüpft er die traditionellen Werte 
mit der leibhaftigen Existenz und der schöpferi-
schen Teilhabe am Sein, also mit der konkreten 
Situation des Menschen. Mit Bergson und Marcel 
tritt der Begriff des Lebens auch in das Blick-
feld einer religiös inspirierten Philosophie. 
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Just damit wird das Fortschrittsdenken in-
des nicht abgelöst, sondern fortgeschrieben. 
Denn es ist Marcel auch ernst mit dem Leben, 
ist das Leben weder ein Spiel noch ein Theater, 
wie es aus anderen existentialistischen Blick-
winkeln erscheinen mag. Marcel schreibt 1935: 
„Das Wort ‚entfremden‘ gibt genau das wieder, 
was ich sagen will. ‚Ich bin nicht im Theater‘, – 
diese Worte werde ich mir jeden Tag wiederho-
len. Eine geistige Urgegebenheit. Die wechsel-
seitige Verbundenheit der geistigen Schicksale, 
der Heilsplan: das ist für mich das Sublime und 
Einzigartige im Katholizismus.“18 

Woher schöpft der Mensch indes die Kraft, 
um dem Wertezerfall zu entgehen? Das Leben-
dige findet sich nicht im technischen Fortschritt. 
Schöpferische Kraft siedelt dort, wo man durch 
Reflexion und Intuition versucht, den Rationa-
lismus in Richtung auf eine Teilhabe am Gan-
zen des Seins hin zu überschreiten. Eine baldige 
Überwindung des technischen Rationalismus 
erscheint nicht absehbar. Nur durch Treue und 
Dienst in der Liebe, der Hoffnung und im 
Glauben lässt sich die fatale menschliche Ge-
schichte aus ihrer rationalistischen Sinnlosigkeit 
transzendieren. Nur ein Leben – so Marcel –, 
das von Gott gestiftet ist und ihm treu bleibt, 
erweist sich als eine sinnerfüllte Geschichte. 

Derart kann man die Lebensphilosophie der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts auch als Weg-
bereitung der späteren Ökologisierung betrach-
ten – und zwar durchaus in geschichtsphiloso-
phischer Perspektive. Zwar vertreten zahlreiche 
spätere ökologische Denker die Auffassung, dass 
man das Leben wieder vereinfachen muss und 
dass man von dem Pfad der technologischen 
Kulturentwicklung abzuweichen habe. Doch 
nicht nur, dass die Mehrheit versucht, Technik, 
Ökonomie und Umweltschutz zu verbinden. 
Sie hält damit vielmehr am Fortschrittsdenken 
fest, das jetzt nicht nur die Menschenwelt, 
sondern auch die Natur in ihr Blickfeld nimmt 
und zum Gegenstand ihrer Sorge und der Ratio-
nalisierung macht. 

Hans Jonas ist sicherlich nicht der einzige 
Vertreter unter den Ökologen, den man derart 
einem Fortschrittsdenken zuordnen kann, wie 
es sich im 20. Jahrhundert entwickelte, das 
nicht mehr von einer übertriebenen bis blinden 
Hoffnung auf den Fortschritt beseelt wird, das 

aber die Notwendigkeit des Fortschritts nicht 
gegen die Unmöglichkeit desselben eintauscht, 
sondern gegen dessen weitere Möglichkeit – also 
zweifellos vergleichbar mit Voegelin und Berg-
son. Der Mensch ist für Jonas ob seiner techni-
schen Möglichkeiten jetzt auch für die Natur, 
genauer den Erhalt der Biosphäre und den 
Bestand der Menschheit verantwortlich gewor-
den. Das verlangt von den Zeitgenossen eine 
gewisse Askese, aber keinesfalls einen Verzicht 
auf das technische Abenteuer, das vielmehr für 
Jonas unbedingt weitergehen muss, gerade weil 
die Verantwortung des Menschen jetzt über 
den zwischenmenschlichen Nahbereich hin-
ausreicht. Allerdings trägt diese Verantwortung 
nicht der einzelne Bürger, sondern nur der füh-
rende Politiker, der nach Jonas gehalten ist, das 
Volk entsprechend ökologisch zu lenken – zur 
Not auch machiavellistisch mit der Platonischen 
Lüge. Insoweit ist Jonas auch gegenüber den 
langsamen Prozeduren der Demokratie skep-
tisch. Dann muss sich der Staatsmann zur Not 
auch gewaltsam durchsetzen, was legitim er-
scheint, wenn es dem Überleben der Biosphäre 
dient, heiligt der gute Zweck das böse Mittel. 
Somit verbleibt Jonas innerhalb des Fortschritts-
denkens, das eine Idee auch mittels Gewalt rea-
lisieren möchte, der sich die Individuen unter-
zuordnen haben. 

 
DAS VERBLASSEN DES  
GEWALTSAMEN FORTSCHRITTS 

An anderen Denkorten verabschiedet man 
sich im 20. Jahrhundert langsam von einem 
Denken, das den Fortschritt auf den Krieg stützt. 
Angesichts der ungeheuren, vor allem auch his-
torisch weitgehend neuen Zerstörungskraft der 
Kriege verwundert es eher, dass sich derglei-
chen so langsam ausbreitet. Ernst Bloch lobt in 
seinem Hauptwerk „Das Prinzip Hoffnung“, 
das er in den finsteren vierziger Jahren schreibt, 
die Sowjetunion, sie betreibe das erste Kern-
kraftwerk, bemühe sich also um eine friedliche 
Nutzung der Atomtechnologie, während die USA 
diese allein militärisch nutzen würden – ein 
Beleg dafür, dass der Sozialismus von friedli-
cheren Intentionen beseelt sei als der Kapita-
lismus, aber zugleich auch dafür, dass Bloch 
dem Baconschen Fortschrittsmodell anhängt: 
Der technische Fortschritt führt zu humanem 
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Fortschritt, aber damit selbstredend immer noch 
zur Verwirklichung einer bestimmten Idee. 

Beinahe der Letzte, der dieses Modell vehe-
ment vertritt, bevor der „Club of Rome“ 1972 
diese Perspektive plötzlich von der technologi-
schen Seite her in Frage stellte, war der Vor-
denker der achtundsechziger Linken, Herbert 
Marcuse. Während man in Europa wahrschein-
lich romantisch beseelt im Sozialismus eher ein 
Gemeinschaftserlebnis erhoffte und den Kon-
sumismus der fünfziger und sechziger Jahre als 
hohle Verblendung abkanzelte, hatte sich der 
Emigrant Marcuse in den USA schon länger an 
den Massenkonsum gewöhnt und begriffen, 
dass der Sozialismus darauf nicht würde ver-
zichten können. Der technologische Fortschritt 
sollte für Marcuse indes unter sozialistischem 
Vorzeichen diesen Konsum nicht weiter quanti-
tativ expandieren, sondern stattdessen zu einer 
dramatischen Senkung der Arbeitszeiten führen. 

Das Baconsche Ideal schreibt 1936 auch noch 
Walter Benjamin in seiner Schrift „Das Kunst-
werk im Zeitalter seiner technischen Repro-
duzierbarkeit“ weiter. Zwar geht die Aura des 
Kunstwerks verloren, wenn es wie der Film 
und die Fotographie reproduzierbar und somit 
zur Massenware wird. Doch umgekehrt erlaubt 
gerade Letztere, dass der Film auch große Mas-
sen erreicht. Daher realisiert der Film für Ben-
jamin aufklärerische bis revolutionäre Ansprü-
che, befördert also den Fortschritt, allerdings 
mit dem Wermutstropfen, dass der Tonfilm 
diese Ansprüche nicht mehr erfüllt, sondern 
nur der Stummfilm. 

 
ABSCHIED VOM FORTSCHRITT 

In den frühen siebziger Jahren hält Hannah 
Arendt mehrere Vorlesungen „Vom Leben des 
Geistes“, in denen es heißt: „Letzten Endes 
werden wir vor der einzigen Alternative stehen, 
die es hier gibt – entweder sagt man mit Hegel: 
die Weltgeschichte ist das Weltgericht, und 
überlässt das letzte Urteil dem Erfolg, oder 
man besteht mit Kant auf der geistigen Auto-
nomie der Menschen und ihrer Fähigkeit, sich 
unabhängig davon zu machen, wie die Dinge 
nun einmal sind oder geworden sind. … Ist die 
Urteilskraft unser Vermögen, mit der Vergan-
genheit umzugehen, so ist der Historiker der 
Forscher, der, indem er die Vergangenheit be-

richtet, über sie zu Gericht sitzt. Wenn dem so 
ist, so können wir unsere Menschenwürde von 
dem modernen Götzen, der da Geschichte heißt, 
zurückfordern, gewissermaßen zurückgewinnen, 
wobei wir nicht die Bedeutung der Geschichte 
leugnen, sondern nur ihr Recht auf ein letztes 
Urteil.“19 Wie Benjamin wehrt sich Arendt 
gegen den Siegeszug des historischen Materia-
lismus, der realhistorisch erst in den achtziger 
Jahren des 20. Jahrhunderts in die Krise gera-
ten wird, jedenfalls im Hegelschen Sinn. 

In Italien hat man davon schon viel früher 
geahnt. In den Jahren der Russischen Revoluti-
on begreift Antonio Gramsci den Mezzogiorno 
nicht als schlicht rückständig, sondern als eine 
eigene Lebenswelt. Die Russische Revolution 
dagegen betrachtet er gar als Widerlegung des 
historischen Materialismus. Sie stellt für ihn 
eine schlichte Kriegsfolge dar, wenn Menschen 
die Bevormundung nicht mehr ertragen und 
der Staat sich selbst ausgezehrt hat. Eine Revo-
lution entsteht für Gramsci daher auch nicht 
nach ökonomischen oder historischen Gesetz-
lichkeiten, sondern als ein Wandel der Weltan-
schauungen, an dem man arbeiten muss. Ei-
nerseits wird womöglich Rudi Dutschke 1967 
darauf zurückgreifen – man denke an dessen 
berühmtes Wort vom langen Marsch durch die 
Institutionen, von dem man wohl sagen kann, 
dass dieser sich in einem überraschend starken 
Maße verwirklichte. Doch dieser Marsch wird 
andererseits den historischen Materialismus weit 
hinter sich lassen, und es wird abschließend 
darüber zu reden sein, ob man die damit ver-
bundenen Entwicklungen als Verlängerung des 
Fortschrittsdenkens begreifen soll oder nicht. 

Den Fortschritt zu verabschieden, weil er 
zum Stillstand gekommen scheint oder weil er 
nicht die erhofften Wirkungen nach sich zieht, 
reduziert Hoffnungen auf die Zukunft und da-
mit den Optimismus. Deshalb muss man noch 
nicht in Pessimismus verfallen. Letzteren Schritt 
vollziehen innerhalb des neomarxistischen La-
gers indes Horkheimer und Adorno in ihrer 
„Dialektik der Aufklärung“, die 1947 erscheint. 
Sie beginnt mit den Worten: „Seit je hat Auf-
klärung im umfassenden Sinn fortschreitenden 
Denkens das Ziel verfolgt, von den Menschen 
die Furcht zu nehmen und sie als Herren ein-
zusetzen. Aber die vollends aufgeklärte Erde 
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strahlt im Zeichen triumphalen Unheils.“20 Hork-
heimer und Adorno ziehen damit die Konse-
quenz aus zwei verheerenden Weltkriegen, aus 
dem Holocaust und den Atombombenabwür-
fen über Hiroshima und Nagasaki. Der Fort-
schritt endet nicht nur, vielmehr kehrt er in die 
Barbarei zurück, die die Vernunft beenden 
wollte. Denn die fortschreitende Naturbeherr-
schung mindert nicht die Herrschaft des Men-
schen über den Menschen, sondern verschärft 
sie, indem sie ihr ständig neue Möglichkeiten 
eröffnet. 

 
TECHNOLOGISCHER FORTSCHRITT  
IM 21. JAHRHUNDERT 

Trotzdem ist das Fortschrittsdenken auch 
gegen Ende des 20. Jahrhunderts längst nicht 
an sein Ende gekommen, und zwar vor allem in 
technischer Hinsicht. Hier kehren indes die-
selben Paradigmen nur in neuen technischen 
Varianten wieder. Am Gesundheitswesen – so 
der frühere Ärztevertreter Ellis Huber – sollte 
mal die Welt genesen. Nicht nur der Gentech-
nologe Craig Venter wollte mal großflächig 
Krankheiten heilen und das Leben verlängern. 
Die Ökologisierung – eine der Erfolgsgeschich-
ten des ausgehenden 20. Jahrhunderts – bietet 
zahlreiche Spielwiesen für den technischen Fort-
schritt, der nun durch Nachhaltigkeit gezeichnet 
sein soll. 

Die Transhumanisten wollen Mensch und 
Computer zusammenwachsen lassen und auf 
vielfältige Weise das menschliche Leben tech-
nisch verbessern, freiwillig versteht sich. Internet 
und Computer sollen die direkte Demokratie 
befördern – so nicht allein die Piraten, bisher 
indes mit eher mäßigem Erfolg, obwohl die 
Informationstechnologien wie kaum andere 
Techniken die Welt nachhaltig verändert haben. 
Andere träumen von Kolonien auf dem Mars 
und dem Mond oder anderen viel weiter ent-
fernten Sternen: Sie werden diese Pläne realisie-
ren und dann von der Erde träumen. 

Mit allen diesen Hoffnungen verlängert sich 
letztlich nur das Baconsche Ideal. Auf den 
Krieg hoffen deren jeweilige Vertreter öffentlich 
jedenfalls nicht mehr – höchstens hinter vorge-
haltener Hand: Wenn man schon den Stein des 
Weisen gefunden hat, dann sollte Freiwilligkeit 
selbstverständlich sein. 

GEWANDELTE FORTSCHRITTSPARADIGMEN  
IM 21. JAHRHUNDERT 

Wenn man jedoch davon ausgeht, dass das 
20. Jahrhundert 1914 begann und 1989 endete, 
dann lässt sich ein anderes Szenario entwerfen, 
das den Fortschritt anders denken könnte. 
Francis Fukuyama sprach Anfang der neunziger 
Jahre davon, dass die Geschichte nun in den 
finalen Hafen der Demokratie eingefahren sei. 

Samuel Huntington antwortete darauf mit 
seiner These vom „Clash of civilisations“, die 
sich durch die islamistischen Terroranschläge 
in den folgenden Jahren zu bestätigen schien. 
2004 hielt Colin Crouch Fukuyama die These 
von der Postdemokratie entgegen, nach der die 
westlichen Demokratien vom großen Kapital 
und den Medienmogulen beherrscht werden 
wie nie zuvor, während die demokratisch legi-
timierten Institutionen zunehmend an Gestal-
tungskraft verlieren. 

Daraufhin hat Jan-Peter Müller, politischer 
Theoretiker in Princeton, in seinem Buch „Das 
demokratische Zeitalter“ (2013) die Frage ge-
stellt, welche Demokratie es vorher gegeben 
haben könnte. Denn die Demokratien nach 
dem zweiten Weltkrieg waren nach Müller eher 
patriarchalisch gelenkt. Einen demokratischen 
Impuls gaben dagegen die sechziger und siebzi-
ger Jahre, und zwar vor allem einen basisdemo-
kratischen bzw. partizipatorischen. 

Wenn man an die Proteste in Brasilien, in 
der Türkei, in Russland und die Aufstände in 
Arabien denkt, könnte man den Eindruck ge-
winnen, dass viele Menschen eine Mündigkeit 
beanspruchen, die in der westlichen Welt seit 
den sechziger Jahren von unterschiedlichen 
Gruppen gefordert wird. Seither geht es um 
zunehmende Emanzipation der Farbigen, der 
Frauen, der Migranten, der Behinderten, der 
Homosexuellen. 

Dabei handelt es sich aber nicht mehr um 
ein allgemeines Emanzipationsparadigma wie 
beim Bürgertum oder dem Proletariat, sondern 
darum, dass unterschiedliche Gruppen öffent-
lich das Wort ergreifen dürfen und ihre Ange-
legenheiten selber regeln wollen. Man könnte 
daraus ein Fortschrittsparadigma für das 
21. Jahrhundert gestalten, ein Paradigma der 
zunehmenden Ausdifferenzierung gesellschaft-
licher Gruppen, die jeweils eigene Vorstellun-
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gen vom Guten haben, die sich gar nicht mehr 
verallgemeinern lassen bzw. die darauf keine 
Ansprüche mehr erheben oder auch gar nicht 
erheben können. Der späte John Rawls bezeich-
net denn auch solche Weltanschauungen als 
vernünftig, die darauf verzichten, ihre Vorstel-
lungen vom Guten anderen institutionell zu 
oktroyieren, die also keine Mission betreiben. 

Die Gesellschaften verlieren durch diese Pro-
zesse ihre Einheitlichkeit und werden zuneh-
mend pluralistisch. Gleichzeitig erheben immer 
mehr Menschen Ansprüche auf Mündigkeit, auf 
freie Gestaltung des eigenen Lebens und auf 
politische Partizipation, allerdings nicht mehr 
allein in den Institutionen und etablierten 
Organisationen, sondern weitgehend außer-
institutionell. 

Diese Prozesse zusammen könnten manche 
als Fortschritt begreifen, wohl wissend und kri-
tisch reflektierend, dass es nichts auf der Welt 
gibt, das überhaupt und in jeder Hinsicht als gut 
verstanden werden kann und das alle als einen 
Fortschritt zur Humanität verstehen. Wohin 
dieser Fortschritt zur Mündigkeit, Verantwor-
tung und zur Differenzierung der Vorstellungen 
vom Guten führt, das kann man obendrein 
nicht voraussagen. Außerdem gibt es zwischen-
zeitlich viele Menschlichkeiten bzw. könnten 
sich die Menschen evolutionär verändert haben. 
Wie bemerkte doch Virginia Woolf: „Ungefähr 
im Dezember 1910 änderte sich die menschli-
che Natur.“21 Hat es 100 Jahre gedauert, bis 
man das bemerkt? Oder hat das 20. Jahrhun-
dert von 1914-1989 vergebens versucht, diese 
Evolution aufzuhalten? Oder wäre der einzige 
Fortschritt, der noch bleibt, mit Umberto Eco 
die Wahrheit des Fortschritts zum Lachen zu 
bringen? 
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DENKEN IN DER KRISE 

 

Oswald Spenglers „Untergang des Abendlandes“  
im Kontext der Weimarer Republik 

 
 
PETER J. BRENNER ||||| Spenglers „Untergang des Abendlandes“ ist das Manifest einer aus den 

Fugen geratenen Zeit. Der Text speist sich aus vielen, teils trüben Quellen, die bis ins 18. Jahrhun-

dert zurückweisen, und seine Wirkungen reichen bis ans Ende des 20. Jahrhunderts. Aber seine 

enorme politische Durchschlagskraft entfaltet das Buch – eigentlich gegen die Absicht seines 

Autors – in den Krisenjahren der Weimarer Republik. Den zahlreichen, meist in überhitzter Diktion 

auftretenden Krisenschriften dieser Jahre tritt es mit dem Gestus wissenschaftlicher Kälte gegen-

über, die die Lust am Untergang zelebriert. 

 
 
 

EINLEITUNG 
Es ist schwer zu erklären, warum das Buch ei-

nes gescheiterten Mathematik-Lehrers, gedruckt 
in zwei Bänden mit einem Gesamtumfang von 
1.200 Seiten, das eine offensichtlich ebenso 
autodidaktische wie dilettantische Geschichts-
philosophie darbot, zu einem der großen Buch-
erfolge in Deutschland nach dem Ersten Welt-
krieg werden konnte. Denn das wurde Spenglers 
„Untergang des Abendlandes“ nach einigen 
Startschwierigkeiten. Der erste Band wurde 
noch Ende 1917 fertiggestellt und erschien am 
20. April 1918 in einer kleinen, kriegsbedingt 
im Handel kaum erhältlichen Auflage im Brau-
müller-Verlag. Eine zweite Auflage folgte bald 
darauf. Dann übergab die in Wien und Leipzig 
ansässige, alteingesessene und ehrwürdige Wil-
helm Braumüller Universitäts-Verlagsbuchhand-
lung nach juristischen Querelen über Geldfragen 
mit Spengler die Rechte an den Beck-Verlag. 
Dieser brachte 1919 den ersten Band in einer 
überarbeiteten Version neu und 1922 den ersten 
Band gemeinsam mit dem neu geschriebenen 
zweiten heraus und konnte damit einen der 
großen Erfolge sowohl seiner Verlagsgeschichte 
wie des deutschen Buchmarkts der Zwischen-
kriegszeit erzielen.1 1923 erschien bereits das 

70. Tausend; bis in die sechziger Jahre waren 
rund 150.000 Exemplare gedruckt worden. 

Einen guten Teil dieses Erfolgs verdankt das 
Buch sicherlich dem suggestiven Titel, der selbst 
ein Jahrhundert später noch als geflügeltes 
Wort präsent ist, auch wenn der Nimbus seines 
Autors außerhalb der Fachkreise längst verblasst 
ist. Und nicht zuletzt beruht der Erfolg des 
Buches auf dem historischen Zufall, dass sein 
Erscheinen fast mit dem Ende des Ersten Welt-
kriegs zusammenfiel, so dass es von den Zeit-
genossen als direkte Zeitdiagnose gelesen wer-
den konnte, eine „triviale Meinung“, gegen die 
sich Spengler ausdrücklich schon im Klappen-
text der zweiten Auflage verwahrte. Ihm ging es 
nicht um die banale Niederlage einer Nation in 
einem beliebigen Krieg; ihm ging es um das 
Ganze der Weltgeschichte, in dem der Erste 
Weltkrieg nur eine Episode war.2 

Spengler war bei Weitem nicht der einzige 
Prophet des „Untergangs“ in diesen Krisenjah-
ren der Weimarer Republik. Sein Entwurf vom 
Untergang des Abendlandes war nur einer der 
ersten und wirkungsmächtigsten. In vielerlei 
Variationen finden sich Krisen- und Untergangs-
beschwörungen in den zwanziger Jahren, von 
denen freilich keine einen solchen monumenta-
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len Charakter annahm wie Spenglers Haupt-
werk. Aber dessen Ursprünge und vor allem 
seine Wirkungen bekommen erst in den ideen-
geschichtlichen Konstellationen, der „geistigen 
Situation der Zeit“, ihren Ort – nicht als histori-
sche Darstellung und nicht als geschichtstheore-
tischer Entwurf, sondern als eine Krisenschrift, 
die eine Antwort geben will auf die realen und 
mentalen Erschütterungen, denen die Zeitge-
nossen sich ausgesetzt sahen. 

Man darf sicher annehmen, dass nicht jeder, 
der den Buchtitel im Mund führte, das Buch auch 
in die Hand genommen oder gar gelesen hat. 
Auf der anderen Seite gibt es eine bemerkens-
werte Anzahl von Fachleuten, also Geschichts-
wissenschaftlern und Philosophen, die Spenglers 
Werk wahrgenommen und zumindest insoweit 
ernst genommen haben, als sie sich kritisch mit 
ihm auseinandersetzten.3 Die Palette reicht von 
Georg Simmel über Walter Benjamin und Her-
mann Hesse bis natürlich zu Thomas Mann.4 

Spengler hat sein Werk als wissenschaftli-
che Prognose über den künftigen Geschichts-
verlauf verstanden. Ihm war die Erkenntnis-
demut des Wissenschaftlers völlig fremd – das 
kennzeichnet den Autodidakten –, und so kann 
er im Vorwort der ersten Gesamtauflage ohne 
Umschweife erklären: „In diesem Buche wird 
zum ersten Mal der Versuch gewagt, Geschichte 
vorauszubestimmen. Es handelt sich darum, das 
Schicksal einer Kultur, und zwar der einzigen, 
die heute auf diesem Planeten in Vollendung 
begriffen ist, der westeuropäisch-amerikani-
schen, in den noch nicht abgelaufenen Stadien 
zu verfolgen.“5 

 
VON DER GESCHICHTSPHILOSOPHIE ZUR  
GESCHICHTSTHEORIE:  
URSPRÜNGE UND WIRKUNGEN VON  
SPENGLERS GESCHICHTSMORPHOLOGIE 

Im großen Wurf und mit langem Atem zeich-
net Spengler ein Bild des Geschichtsverlaufes, 
das alle Zeiten und alle Kulturräume umfasst. 
Das Grundmodell ist schnell erzählt: Spengler 
identifiziert im Gang der Weltgeschichte acht 
Großkulturen, deren erste die ägyptische und 
deren letzte die aktuelle abendländische ist. 

Jede dieser Kulturen, das ist die Kernthese, 
folgt dem Gesetz von Aufstieg, Blüte, Nieder-
gang, so dass sich, auch über die Jahrtausende 

hinweg, eine Gleichartigkeit des Verlaufs beob-
achten lässt, die bestimmte Phasen der einzelnen 
Kulturen jeweils „gleichzeitig“, wie Spengler in 
etwas sonderbarem Wortgebrauch sagt, wer-
den lässt. In einer unendlichen Anzahl von 
angelesenen und willkürlich herangezogenen 
historischen Details, denen mühsam ihre Gleich-
artigkeit aufgezwungen wird, soll diese Wahr-
nehmung untermauert werden. Dieses Verfahren 
lässt das Werk zu einem 1.200-Seiten-Doppel-
band anschwellen; für einen Autor, der sich im 
Tagebuch selbst eine „Abneigung gegen das 
Schreiben“6 bescheinigt, eine bemerkenswerte 
Leistung. 

Methodisch beruft Spengler sich in erster 
Linie auf eine „morphologische Geschichtsbe-
trachtung“, deren Grundidee er Goethe entlehnt 
hat und die einige vage Anschlussstellen an 
„eine zeittypisch biologistische Kulturmorpholo-
gie“ bietet.7 Die morphologische Grundlegung 
der Geschichtsbetrachtung bezieht ihre Legiti-
mation aus der Berufung auf Goethe.8 Ein Ur-
phänomen im Sinne Goethes ist ihm die „Urge-
stalt der Kultur …, die allen einzelnen Kulturen 
als Formideal zugrunde liegt“;9 sie erschließt sich 
nicht jedem, sondern nur dem „Schauenden“, 
vor dem sich „die lebendige Idee des Werdens 
unmittelbar entfaltet“.10 

Dass neben Goethe Herder mit seiner histo-
ristischen Kulturtheorie für Spengler eine große 
Rolle gespielt haben muss, lässt sich kaum über-
sehen, gleichviel, ob der Einfluss aus direkter 
Lektüre oder indirekter Ideen- und Theoriedif-
fusion beruht. Die Vorstellung vom Aufstieg, 
der Blüte und dem Niedergang von Kulturen ist 
unzweideutig Herdersches Gedankengut, ebenso 
die grundlegende Vorstellung, dass jede Kultur 
eine in sich geschlossene Monade sei, die ihr je 
eigenes Recht habe und nicht an ihr fremden 
Maßstäben gemessen werden dürfe.11 Herder 
allerdings ging noch davon aus, dass sich die 
Geschichte zum Besseren hin, zum Humanis-
mus und zur Aufklärung, bewege.12 Von diesem 
vorsichtig optimistischen Unterton findet sich 
nichts mehr bei Spengler. 

Das mag auf seinen zweiten großen Ge-
währsmann zurückgehen, den er als Inspirati-
onsquelle für seine Geschichtsphilosophie an-
gibt: Nietzsche.13 Nietzsche versorgt Spenglers 
Geschichtsdarstellungen mit einem Hintergrund-
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rauschen des Skeptizismus, der dem Geschichts-
verlauf jede Art von Fortschritts- und Zu-
kunftsvertrauen nimmt. Spenglers Fatalismus 
allerdings ist Nietzsche fremd; Nietzsche sieht 
die Gegenwart vor einer offenen Zukunft stehen, 
zu deren Gestaltung sie sich der Geschichte 
bemächtigen muss, statt sich von ihr überwäl-
tigen zu lassen.14 So verliert sich die methodi-
sche Grundlegung von Spenglers Hauptwerk 
im Halbsumpfe der Ideengeschichte. Er hat 
Vorläufer gehabt, aber deren Einfluss auf sein 
Werk ist schlecht rekonstruierbar; wohl auch 
deshalb, weil er Spuren verwischt, aber auch, 
besonders mit seinem Hinweis auf Nietzsche 
und Goethe, weil er falsche Spuren gelegt hat. 

Ähnlich verhält es sich mit den Nachfol-
gern. Spengler ist stark, aber nur oberflächlich 
rezipiert worden, in der wissenschaftlichen 
Geschichtsbetrachtung hat er nie Fuß fassen 
können. Ein direkter Nachfolger Spenglers ist 
Arnold Toynbee gewesen, der der übergreifen-
den Betrachtung der weltgeschichtlichen Ab-
läufe neue Impulse gegeben hat und der von 
der Wissenschaft stärker anerkannt wurde als 
Spengler. Toynbee beruft sich ausdrücklich auf 
Spenglers inspirierendes Vorbild;15 und wie 
Spengler glaubt er an die Möglichkeit, die 
wesentlichen Kulturen der Weltgeschichte – bei 
ihm sind es allerdings rund 30 statt 8 – tabella-
risch auflisten zu können.16 Vor allem Spenglers 
Grundidee einer „philosophischen Gleichzeitig-
keit aller Kulturen“ wurde von Toynbee wieder 
aufgegriffen.17 Den Spenglerschen Untergangs-
Determinismus allerdings lehnt Toynbee aus-
drücklich ab. Er sieht durchaus die Möglich-
keit, dass eine Kultur die richtige Antwort auf 
die Herausforderungen der Geschichte finden 
und sich gegen den Sog des Niedergangs be-
haupten könne.18 

Einen merkwürdigen Nachhall hat Spengler 
dann noch einmal am Ende seines Jahrhunderts 
gefunden. Nachdem 1989 der Ostblock ausein-
ander gefallen, der Eiserne Vorhang verschwun-
den und der Kalte Krieg in seiner vertrauten 
Form beendet worden war, eröffnet Samuel 
Huntington mit seinem „Clash of civilizations“ 
eine neue philosophisch ambitionierte politische 
Auseinandersetzung mit der Frage nach dem 
Verlauf der Geschichte.19 Das Erbe Spenglers ist 
unverkennbar, Huntington verweist ausdrück-

lich auf ihn als seinen Vorläufer.20 Für ihn ist 
Spengler einer von vielen Gewährsmännern, die 
seine „Kulturen“-Theorie stützen sollen. Irgend-
welche Bedenken bezüglich der wissenschaftli-
chen oder politischen Seriosität dieses speziel-
len Gewährsmanns äußert er nicht, und bei der 
Spengler-Lektüre scheint er nicht über Seite 24 
hinausgekommen zu sein. Huntington über-
nimmt aber das welthistorische Grundmuster 
aus Spenglers „Untergang des Abendlandes“: 
die Unterstellung, dass es Kulturen gebe, die 
sich wesentlich durch ihre religiöse Grundie-
rung konstituieren. Aber während Spenglers 
Kulturen wie Monaden isoliert nebeneinander-
stehen oder aufeinanderfolgen, sieht Hunting-
ton in der Geschichte eine agonale Dynamik 
wirksam werden.21 

Der „Kampf der Kulturen“ war von vorn-
herein als Instrument der politischen Ausein-
andersetzung geplant. Huntington reagierte auf 
die kurz zuvor, unmittelbar nach dem Ende des 
Kalten Krieges erschienene Geschichtsdeutung 
des Präsidentenberaters Francis Fukuyama, der 
nicht minder schlagwortfähig „The End of 
History“ heraufbeschworen hatte. Nach dem 
Sieg des Westens glaubte Fukuyama, in Weiter-
führung des Hegelschen Denkens, dass zumin-
dest die politische Geschichte an ihrem End-
punkt angekommen sei. Auch Fukuyama bezieht 
sich ausdrücklich, aber eher kritisch auf Speng-
ler, dessen Pessimismus er nicht teilen mag.22 

Dass auch Huntington in der folgenden 
geschichtswissenschaftlichen und politischen 
Auseinandersetzung den gleichen Einwänden 
ausgesetzt war wie 70 Jahre zuvor Spengler, 
versteht sich von selbst. Sie liegen auf der 
Hand. Epocheneinteilungen, wie sie Spengler 
und Huntington als Recheneinheiten benutzten, 
halten dem Blick des Historikers nicht stand. 
Sie sind grobschlächtige und oft willkürliche 
Abstraktionen der historischen Wirklichkeit, die 
sich auf einige wenige, meist religiöse Grund-
züge beschränken müssen und die der Vielfalt 
der Erscheinungsformen einer Kultur und erst 
recht der Durchmischung von Kulturen in ihren 
Wechselprozessen nicht gerecht werden. 

Zwei Jahrzehnte später gibt es in Deutsch-
land noch ein kleines Nachspiel. Aus dem Geist 
Spenglers heraus – aber wahrscheinlich ohne 
ihn zu kennen – schrieb der vormalige Berliner 
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SPD-Finanzsenator Thilo Sarrazin sein Buch 
„Deutschland schafft sich ab“.23 Unter ge-
schichtstheoretischer Perspektive erscheint das 
Buch als eine Kreuzung Spenglers mit Hunting-
ton. Mit mathematischer Präzision versucht Sar-
razin zu zeigen, dass die Migrationspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland zum Niedergang 
der Nation führen muss.24 Dabei bemüht er im 
großen Umfang die Dokumente und Ergebnis-
se empirisch-statistischer Forschung. Von der 
Fachwelt wurde Sarrazin bescheinigt, dass es 
mit den von ihm verwendeten Zahlen durchaus 
seine Richtigkeit habe.25 Dennoch hat Sarrazins 
Buch nur in der Öffentlichkeit, aber nicht in 
der politischen und intellektuellen Landschaft 
Anklang gefunden. Anders als ein knappes 
Jahrhundert zuvor in der Zwischenkriegszeit 
bietet die moderne Gesellschaft in Deutschland 
keinen guten Resonanzboden mehr für determi-
nistische Geschichtsmodelle, zumal dann nicht, 
wenn sie nicht fortschrittsoptimistisch, sondern 
untergangsselig gestimmt sind. 

Das von Sarrazin – vielleicht durchaus nicht 
zu Unrecht – an die Wand gezeichnete Gespenst 
der Demographie gehört zu den Wiedergängern 
dieser Art von Katastrophenliteratur. Auch 
Huntington beschwört die Gefahren des „mus-
limischen Bevölkerungswachstums“26 und beide 
finden einen frühen Vorläufer in Spengler, der 
dem Thema ebenfalls sein Augenmerk widmet. 
Zu den Verfallssymptomen des Abendlandes 
gehört auch für Spengler der zu Beginn des 
21. Jahrhunderts wieder so dramatisch be-
schworene „demographische Wandel“:27 „Nicht 
nur weil Kinder unmöglich geworden sind, 
sondern vor allem weil die bis zum äußersten 
gesteigerte Intelligenz keine Gründe für ihr 
Vorhandensein mehr findet, bleiben sie aus.“28 
An anderer, beiläufiger Stelle führt Spengler 
das einige Jahre später in einem Gelegenheits-
beitrag weiter aus und macht dabei deutlich, in 
welchem Maße sein Denken von rassistischen 
Mustern geprägt ist: „Wem es noch nicht deut-
lich geworden ist, dass alle unsere großen Prob-
leme der Nachkriegszeit … auf ein entschei-
dendes Problem zurückgehen, das der inneren 
Gesundheit des lebendigen deutschen Volks-
körpers – und Gesundheit eines Volkes bedeu-
tet in diesem Falle Fruchtbarkeit –, der weiß 
nichts von Geschichte und nichts vom Schick-

sal großer Völker und sollte deshalb über poli-
tische Dinge schweigen. Das deutsche Volk ist 
das unverbrauchteste der weißen Rasse. … Das 
deutsche Volk war 1914 hinsichtlich seiner ras-
semäßigen Gesundheit den übrigen voraus.“29 
Wenige Jahre später, in seiner letzten großen 
Schrift „Jahre der Entscheidung“, greift er das 
Thema abermals ausführlicher auf und pinselt 
es zu unappetitlichen apokalyptischen Szenarien 
aus.30 

Im 21. Jahrhundert kann man das Modell 
Spengler kaum noch ernsthaft als ein Angebot 
zur theoretischen Erklärung von Geschichtsver-
läufen begreifen. Aber sein Geschichtskonzept 
steht immerhin, wenn auch vielleicht unge-
wollt, für eine Auflösung der „eurozentrischen“ 
Perspektive.31 Die Einnahme einer globalen Per-
spektive gehört inzwischen zum Leitprogramm 
der internationalen Geschichtswissenschaft, das 
aber nicht immer so anspruchsvoll eingelöst 
wird wie in Jürgen Osterhammels „Geschichte 
des 19. Jahrhunderts“. Osterhammel hat in 
angemessener Beiläufigkeit seinem Vorläufer 
Spengler seine Reverenz erwiesen und ihm sei-
nen Platz in der dünnen Traditionslinie jener 
Geschichtstheoretiker zugewiesen, welche die 
Bedeutung von Kulturräumen frühzeitig erkannt 
hätten. Zugleich vermerkt Osterhammel aber 
zu Recht, dass Spengler zwar eine enorm popu-
läre Wirkung erzielt habe, aber in der Fachwis-
senschaft praktisch ohne Resonanz geblieben 
sei.32 

 
RENAISSANCE DES IRRATIONALISMUS 

Aus gutem Grund. Denn Spenglers Pro-
phezeiung stand methodisch wie sachlich auf 
tönernen Füßen. Das wurde schon von den 
Zeitgenossen festgestellt. Viele haben sich zu 
Spenglers Werk geäußert, und jeder von ihnen, 
der klar denken konnte, hat die bodenlosen 
Schwächen sofort erkannt. Robert Musil schreibt 
1927 eine lange und giftige Rezension an jene, 
„die dem Untergang des Abendlandes entron-
nen sind“. Mit sarkastischer Fassungslosigkeit 
zeichnet er die geistigen Freiheiten nach, die 
sich Spengler erlaubt.33 

Musil imitiert in kaum überzeichneter Kari-
katur Spenglers Argumentationsduktus, der im 
Wesentlichen aus in der Tat manchmal schwin-
delerregenden Assoziationsketten besteht: „Aber 
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die homerische Dichtung ist reine Standespoesie. 
Von den beiden Welten des Adels und Priester-
tums, des Tabu und Totem, des Heldentums 
und der Heiligkeit lebt hier nur die eine. Sie 
versteht die andere nicht nur nicht, sie verach-
tet sie sogar. Wie in der Edda ist es höchster 
Ruhm der Unsterblichen, die adlige Sitte zu ken-
nen. Wenn den Denkern der antiken Barockzeit 
von Xenophanes bis Plato diese Götterszenen 
frech und flach erschienen, so hatten sie Recht; 
es sind dieselben Gefühle, aus welchen Theo-
logie und Philosophie des späteren Abendlan-
des die germanische Heldensage betrachtet ha-
ben, aber auch die Dichtungen von Gottfried 
von Straßburg, Wolfram und Walther.“34 Über 
1.200 Seiten hinweg wiederholt sich das Ver-
fahren in ermüdender Gleichförmigkeit. Speng-
ler sucht Phänomene in der Geschichte auf, von 
denen er behauptet, dass sie einander ähnlich 
seien, bindet sie in langen Assoziationsgirlanden 
aneinander und zieht am Ende Schlussfolge-
rungen daraus, deren unumstößliche Wahrheit 
behauptet wird.35 

Spengler stellt sich damit in eine lange Tra-
dition speziell des deutschen Denkens, die in 
den zwanziger Jahren eine kleine Blüte erlebt 
hat. Der Irrationalismus als Denkmethode hat 
seine Wurzeln im Ursprung der Moderne im 
ausgehenden 18. Jahrhundert, das nicht nur die 
Aufklärung, sondern auch gegenaufklärerische 
Strömungen hervorgebracht hat. Kants Königs-
berger Landsmann Johann Georg Hamann ging 
keine Kompromisse mit der Vernunft ein. Seine 
„Sokratischen Denkwürdigkeiten“ von 1759 
bieten ein dichtes Assoziationsgeflecht, das sich 
nur dem erschließt, der bereit ist, dem Gang 
der Assoziation ohne Einwände zu folgen. Das 
waren nur wenige; der Durchbruch dieser Art 
des Argumentierens erfolgte erst später mit Her-
ders kleiner geschichtsphilosophischer Schrift 
„Auch eine Philosophie der Geschichte der 
Menschheit“ von 1774. Herder hat damit vor-
gemacht, wie es geht, aber er hat 20 Jahre spä-
ter mit seinen großen „Ideen zur Philosophie 
der Geschichte der Menschheit“ seinen Sturm-
und-Drang-Enthusiasmus wieder gebändigt und 
die Überfülle seines historischen Materials in 
geordneter und nachvollziehbarer Form darge-
boten. Aber die Traditionslinie des Irrationalis-
mus setzt sich fort über das 19. bis ins 20. Jahr-

hundert. Um 1800 wendet Joseph Görres diese 
Denkform ins Politische. Sein publizistischer 
Kampf gegen Napoleon bedient sich aus der 
noch frisch sprudelnden Quelle des deutschen 
Irrationalismus und hat damit, wenn auch keinen 
politischen, so doch immerhin einigen publizis-
tischen Erfolg. 

Nach der Reichsgründung leben diese Denk-
formen wieder auf und finden erstmals eine 
große Gefolgschaft. In den siebziger Jahren 
machte Paul de Lagarde mit seinen „Deutschen 
Schriften“ den Anfang, ihm folgte 1890 der 
„Rembrandt-Deutsche“ Julius Langbehn mit 
seiner Schrift „Rembrandt als Erzieher“, mit 
der dieser Stil des Denkens politischen, näm-
lich nationalistischen Boden unter den Füßen 
fand.36 

Er forciert den Denkstil des Irrationalismus 
und steigert ihn bis zur Unsinnigkeit. Die wu-
chernden Assoziationen, die Musil und andere 
bei Spengler gerügt hatten, stehen bei Langbehn 
schon in voller Blüte: „Mit ihrer politischen 
verloren die Griechen einst auch ihre geistige 
Freiheit und gelangten dadurch zu einem Ver-
fall ihrer Bildung, zum Alexandrinismus; mit 
der politischen wird den Deutschen hoffentlich 
auch ihre geistige Freiheit wiederkommen und 
werden sie sich aus dem Verfall ihrer Bildung, 
dem modernen Alexandrinismus, retten. Wie 
der niederdeutsche Bauerncharakter den soliden 
Unterbau, so kann der holländische Seemanns-
charakter den luftigen und durchsichtigen Ober-
bau für die kommende deutsche Bildung abge-
ben – gleich jenen offenen, schön figurierten 
Türmen von holländischem Ursprung, welche 
sich so vielfach über den schlicht gefügten 
Backsteinkirchen des nördlichen Deutschland 
erheben.“37 

Aber ganz geht Spengler in dieser Tradition 
nicht auf, die zu Beginn des Ersten Weltkrieges 
in der Vorstellung mündete, man könne die 
deutsche „Kultur“ als ein Bollwerk gegen die 
„westliche Zivilisation“ ausbauen. Sein Verhält-
nis zur „Zivilisation“ ist ambivalent. So kann er 
proklamieren: „Zivilisationen sind die äußers-
ten und künstlichsten Zustände, deren eine 
höhere Art von Mensch fähig ist.“38 Und kurz 
darauf heißt es in „Preußentum und Sozialis-
mus“: „Was lebendig war, wird starr und 
kalt.“39 Aber das ist keineswegs eindeutig nega-
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tiv gemeint. Vielmehr zeigt sich Spengler schon 
im „Untergang des Abendlandes“ als eloquen-
ter Verfechter der modernen Zivilisation, die 
von seinen politischen Gesinnungsgenossen so 
aggressiv abgelehnt wird. Die Beschreibung der 
modernen technischen Zivilisation, von Mate-
rialismus, Massengesellschaft und Verstädte-
rung gerät ihm nicht zum Lamento über den 
Untergang einer vertraut gewordenen Welt, son-
dern zur Eloge auf die Moderne: „Ich liebe die 
Tiefe und Feinheit mathematischer und physi-
kalischer Theorien, denen gegenüber der Äs-
thetiker und Physiolog ein Stümper ist. Für die 
prachtvoll klaren, hochintellektuellen Formen 
eines Schnelldampfers, eines Stahlwerkes, einer 
Präzisionsmaschine, die Subtilität und Eleganz 
gewisser chemischer und optischer Verfahren 
gebe ich den ganzen Stilplunder des heutigen 
Kunstgewerbes samt Malerei und Architektur 
hin.“40 

Diese euphorische Feier der Zivilisation 
schließt aber nicht die Bejahung der Moderne 
ein. Spengler ist und bleibt dem Geist der Ge-
genaufklärung verpflichtet. Er fordert für das 
Nachkriegsdeutschland eine antiwestliche Kon-
zeption von Politik, die ihrem „Wesen nach 
illiberal und antidemokratisch“ sein muss:41 
„Ein abstraktes Ideal von Gerechtigkeit geht 
durch die Köpfe und Schriften aller Menschen, 
deren Geist edel und stark und deren Blut 
schwach ist, durch alle Religionen, durch alle 
Philosophien, aber die Tatsachenwelt der Ge-
schichte kennt nur den Erfolg, der das Recht 
des Stärkeren zum Recht aller macht. Sie geht 
erbarmungslos über die Ideale hin.“42 Diese 
Kritik an der Tradition der Aufklärung und den 
Idealen der Französischen Revolution zielte zu-
gleich und wohl in erster Linie gegen die ideel-
len Grundlagen der Weimarer Republik und 
ihrer Verfassung.43 

 
KRISENSCHRIFTEN DER WEIMARER REPUBLIK 

Wenn man vom „Untergang des Abendlan-
des“ die Prätention der Geschichtsbetrachtung 
abstreift, wird der Text als eine Krisenschrift 
erkennbar, die sich in der Maske eines deter-
ministischen Hyperrationalismus in die Tradi-
tion des Irrationalismus einreiht.44 Der Schluss-
teil des zweiten Bandes ist deutlich geprägt von 
den Charakteristika der Weimarer Republik, 

die den Diskurs der zwanziger Jahre bestimm-
ten. Karl Jaspers hat in seiner berühmt gewor-
denen Schrift über „Die geistige Situation der 
Zeit“ von 1932 die Physiognomie dieser Jahre 
beschrieben und neben den zunehmenden 
Möglichkeiten der Naturbeherrschung durch 
Technik die Vermassung in der Gesellschaft 
und den Verfall der Bildung als grundlegende 
Momente dieser Situation beschrieben: „Alles 
ist in die Krise gekommen, die weder überseh-
bar noch aus einem Grunde zu begreifen ist 
und wiedergutzumachen ist, sondern als unser 
Schicksal zu ergreifen, zu ertragen und zu 
überwinden ist.“45 In dieser Diagnose konnten 
sich Links- wie Rechtsintellektuelle schnell ei-
nig werden, nicht zuletzt auch Spengler: „Alles 
ist ins Gleiten gekommen“, vermerkt er 1933,46 
und die wesentlichen Topoi der zeitgenössi-
schen Zivilisationskritik finden sich bei ihm als 
Kritik an der Individualisierung, der emanzipa-
torischen Prozesse, der Pluralisierung der Ge-
sellschaft.47 

Dass die Intellektuellen von dieser Destabi-
lisierung der Verhältnisse in besonderem Maße 
und auf eigene Weise betroffen waren, haben 
schon die Zeitgenossen beobachtet. Diese Dis-
kussionen verdichten sich im Schlagwort vom 
„frei schwebenden Intellektuellen“,48 der an 
keine der sozialen Klassen, Schichten und Milieus 
seiner Gesellschaft gebunden ist. Im national-
sozialistischen „Wörterbuch des Unmenschen“ 
wird aus dem „frei schwebenden“ dann der 
„entwurzelte Intellektuelle“.49 Diese später 
klassisch gewordene Theorie des aufstrebenden 
Privatdozenten und Soziologen Karl Mann-
heim, die er im Anschluss an Alfred Weber 
entwickelte, hat am Ende der zwanziger Jahre 
zu einer Kontroverse geführt.50 Ernst Robert 
Curtius, Romanistikprofessor in Bonn, verwahrt 
sich energisch gegen die von Mannheim impli-
zierte methodische Annahme, dass der „Geist“ 
von sozialen Umständen abhängig sein könne. 
Er sieht richtig, dass Mannheims „Frage nach 
der Funktion des Geistes in der heutigen Welt“ 
zugleich die Frage nach „Bestand und Wert 
unserer geistigen Tradition“ aufwirft.51 Curtius 
selbst wiederum bereicherte konsequenterwei-
se 1932 das Krisenschrifttum der Zeit mit einer 
eigenen Arbeit zum Thema „Deutscher Geist in 
Gefahr“. Gefahr droht dem Geist nicht von den 
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sozialen oder politischen Verhältnissen; Gefahr 
droht ihm von der Geistlosigkeit, wie sie Cur-
tius links wie rechts gefunden hat.52 Aber auch 
Curtius ist von Untergangsvisionen heimgesucht, 
die in einer – vornehm formulierten – Denun-
ziation der Weimarer Republik münden: „… 
auch in der Politik hat uns das vergangene 
Jahrzehnt nur Scheinlösungen gebracht, die jetzt 
als solche erkannt werden. … überall bietet sich 
das gleiche Bild – ein Trümmerfeld.“53 

Unter den Krisenautoren der Zeit gehört 
Ernst Robert Curtius zu den wenigen, die auf 
die Kontinuität der Tradition vertrauen. Ihm 
erscheint, das betont er in der Kontroverse mit 
Karl Mannheim, der Rückgriff auf die großen 
Traditionen des Abendlandes, die bei ihm al-
lerdings nur bis ins Mittelalter reichen, als das 
probate Mittel, einen Ausweg aus der Krise zu 
finden. Allerdings trägt Curtius’ Berufung auf 
die Tradition in den frühen dreißiger Jahren zeit-
typische verquere Züge. So wie Spengler seinen 
eigenen „preußischen Sozialismus“ kreierte, so 
schuf sich Curtius seinen eigenen „Humanis-
mus“: „Humanismus ist nichts, wenn er nicht 
Enthusiasmus der Liebe ist. Er kann Zeiten, 
Völker, Menschen nur prägen, wenn er aus dem 
Überschwang der Fülle und Freude kommt. Er 
ist rauschhafte Entdeckung eines geliebten Ur-
bildes. Er ist Selbstbegegnung des modernen 
Geistes mit einem Leben, das in dunkler Tiefe 
des Blutes schlief und sich nun seines Ursprungs 
versichert.“54 

Curtius‘ Vertrauen auf die Kontinuität der 
Tradition bleibt ein Ausnahmefall; es entsprach 
nicht dem Geist der zwanziger Jahre in 
Deutschland. Das Krisenbewusstsein der Zeit 
war vielmehr bestimmt von der Erfahrung der 
Diskontinuität und des Bruchs. Der Bruch fin-
det sich in der Kunstgeschichte mit ihrem 
Übergang zur modernen Malerei und zur Kunst 
der Montage; er findet sich in der Literatur des 
Expressionismus und mehr noch in der Sonder-
form des Dadaismus; er findet sich markant im 
philosophischen und gesellschaftstheoretischen 
Denken, und nicht zuletzt findet er sich auch in 
der Theologie. 

Karl Barth hat mit seinem „Römerbrief“ von 
1919 einen theologischen Markstein gesetzt. 
Die Geschichte, so deutet er radikal und mit 
enormer theologiegeschichtlicher wie -prakti-

scher Wirkung den Römerbrief des Apostels 
Paulus, ist dem Zugriff des Menschen entzo-
gen. Die fremde Absicht Gottes schlägt in das 
Menschenleben und seine historischen Verläufe 
hinein, undurchschaubar und unbeeinflussbar. 
Barth entwirft eine Theologie der Unbedingt-
heit und des Ganz-Anderen, das sich dem welt-
lichen Verlauf der Geschichte entzieht. Auch 
dies ist also eine Vision vom „Ende der Ge-
schichte“: „Gott sendet ihn“, Jesus, „in diese 
unsere zeitliche, gefallene, nur zu bekannte 
Welt, in dieses letztlich nur nach biologisch 
zu deutenden Kategorien zu deutende System, 
das wir die Natur, in dieses letztlich nur unter 
ökonomisch-materialistischen Gesichtspunkten 
verständliche System, das wir die Geschichte 
heißen, in diese Menschheit, in dieses Fleisch 
also.“55 

Immer wieder schlägt das Pathos des ex-
pressionistischen Jahrzehnts durch; hier in the-
ologischer, an anderer Stelle in philosophischer 
Färbung. Eine säkularisierte Variante dieses 
Sprachmodells findet sich gleichzeitig in Ernst 
Blochs „Geist der Utopie“, erstmals erschienen 
1918. Blochs frühe Utopie beruft sich bereits 
auf Marx, beherrscht ist sie aber von religiös 
unterfütterten und messianisch gefärbten 
„Reichs“-Vorstellungen, die in einem subjektiv-
schwärmerischen Duktus vorgetragen werden. 
Seine Sprache neigt weniger zur begrifflich-prä-
zisen Analyse als vielmehr zum beschwörenden 
Überschwang und ist damit ebenfalls ganz dem 
Sprachgestus des Expressionismus verpflich-
tet.56 

Auch Spengler ist in mancher Hinsicht ein 
Erbe der expressionistischen Zeit. Sein hoher 
Ton profitiert von dem Boden, der schon berei-
tet war. Vieles hat er seinen konservativen Vor-
läufern und vieles hat er den Expressionisten 
abgeschaut. Der rhetorisch-expressive Über-
schwang gehört ebenso dazu wie der Verzicht 
auf Stringenz und Rationalität der Argumen-
tation. Aber dennoch ist sein Ton ein anderer: 
Dem heißen Aufbruchspathos der Expressio-
nisten stellt er die klirrende Kälte seiner Unter-
gangsprophetie entgegen. Das kommt nicht 
von ungefähr, sondern ergibt sich mit einer 
gewissen Logik aus seiner emphatischen Be-
grüßung der modernen Zivilisationserrungen-
schaften. 
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KRISENERFAHRUNGEN  
Walter Benjamin hat versucht, die Erfah-

rungen auf Begriffe zu bringen, die das Denken 
der zwanziger Jahre entweder gelähmt oder 
aufgerüttelt haben. Die europäische Welt sieht 
nach 1918 anders aus als zuvor – das ist der 
erste Befund. Was in den Jahrhunderten zuvor 
von Generation zu Generation weitergegeben 
wurde und, bei moderatem Wandel, als Grund-
lage für die alltägliche Lebensführung gelten 
konnte, wurde durch den Weltkrieg vernichtet: 
„Die Erfahrung ist im Kurse gefallen. … Denn 
nie sind Erfahrungen gründlicher Lügen ge-
straft worden als die strategischen durch den 
Stellungskrieg, die wirtschaftlichen durch die 
Inflation, die körperlichen durch die Material-
schlacht, die sittlichen durch die Machthaber. 
Eine Generation, die noch mit der Pferdebahn 
zur Schule gefahren war, stand unter freiem 
Himmel in einer Landschaft, in der nichts un-
verändert geblieben war als die Wolken und 
unter ihnen, in einem Kraftfeld zerstörender 
Ströme und Explosionen, der winzige, gebrech-
liche Menschenkörper.“57 

Die Massenhaftigkeit und die Technisie-
rung, die Entwertung des einzelnen und die 
disziplinierte Selbstvernichtung der Masse sind 
die Erfahrungen des Krieges gewesen. Was mit 
dem Fortschrittsdenken der Aufklärung be-
gonnen hatte, wird um die Jahrhundertwende 
beschleunigt und dringt in die alltägliche Le-
benswelt ein. Die wesentlichen Stichwörter 
zur theoretischen Beschreibung dieser Ent-
wicklung kamen von Max Weber: Moderni-
sierung heißt Rationalisierung und Bürokrati-
sierung der gesellschaftlichen Wirklichkeit; sie 
bedeutet eine „Entzauberung der Welt“, einen 
Verlust an Transzendenz und Tradition, einen 
„Polytheismus der Werte“. In dieser Diagnose 
spiegelt sich die Einsicht in die „Anarchie der 
Werte“.58 Dieser Zeitdiagnose stand Spengler 
nicht fern: „Wir haben drei Formen des Nihi-
lismus vor uns, das Wort im Sinne Nietzsches 
gebraucht. Die Ideale von gestern, die seit 
Jahrhunderten herangewachsenen religiösen, 
künstlerischen, staatlichen Formen sind abge-
tan, nur dass selbst dieser letzte Akt der Kul-
tur, ihre Selbstverneinung, noch einmal das 
Ursymbol ihres ganzen Daseins zum Ausdruck 
bringt.“59 

Walter Benjamin hat in seinem berühmten 
Aufsatz „Das Kunstwerk im Zeitalter seiner 
technischen Reproduzierbarkeit“ die Kategorie 
des „Schocks“ ausgehend von der neuen Kunst-
form des Films als Leiterfahrung der Moderne 
beschrieben: „Der Film ist die der gesteigerten 
Lebensgefahr, der die Heutigen ins Auge zu 
sehen haben, entsprechende Kunstform. Das 
Bedürfnis, sich Schockwirkungen auszusetzen, 
ist eine Anpassung der Menschen an die sie be-
drohenden Gefahren.“60 Karlheinz Bohrer hat 
solchen Hinweisen folgend sein großes Buch 
über die „Plötzlichkeit“ als Grunderfahrung der 
Epoche geschrieben, in dem Ernst Jünger mit 
seinen Texten eine besondere Rolle spielt.61 

Diese Erschütterungen haben ein latentes 
Vorspiel und eine lange Vorgeschichte – das 
hat Karl Jaspers schon geahnt, als er schrieb: 
„… die Stimmung der Gefahr geht durch das 
letzte Jahrhundert: Der Mensch fühlt sich be-
droht.“62 Wahrscheinlich hat bei der Herausbil-
dung dieser Epochenerfahrungen in Westeuro-
pa der deutsch-französische Krieg von 1870/71 
eine wesentliche Rolle gespielt. Die Militarisie-
rung und Technisierung der deutschen Gesell-
schaft, ebenso wie die sie begleitenden, unter-
stützenden wie abwehrenden Diskurse könnten 
hier einen ihrer Ursprünge haben. Und dass 
schließlich in England und in Frankreich Gegen-
diskurse entfacht wurden, die die Rolle Deutsch-
lands in Europa mit größter Skepsis beobach-
ten und damit eigene historische Dynamiken 
auslösten, muss ebenfalls in die Rechnung mit 
einbezogen werden.63 Diese Entwicklungen 
mündeten ins Epochenjahr 1914, das wieder-
um die erste Katastrophe des 20. Jahrhunderts 
einleitete. 

 
„ANGST“ ALS LEITKATEGORIE DER  
EPOCHENDEUTUNG 

Spenglers Zeitdiagnose geht ein undurch-
sichtiges Amalgam von allgemeinen Epochen-
erfahrungen und persönlichen Motivlagen ein. 
Erst seit Beginn des neuen Jahrtausends ist 
Spenglers hinterlassene autobiographische Schrift 
der Öffentlichkeit zugänglich. In dieser Schrift 
wird ein unvermuteter Grundzug von Spenglers 
Persönlichkeit sichtbar: die Angst. Spengler 
hatte Angst vor allem, vor jeder beliebigen Er-
scheinung des Alltags.64 Die Vermutung liegt 
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nahe, dass der „herrische Ton“, in dem er mit 
der Geschichte und vor allem der eigenen Zeit 
ins Gericht geht, aus dieser Grunddisposition 
herrührt.65 Aber die „Angst“ ist nicht nur ein 
persönliches Problem Spenglers, sie ist zugleich 
eine „sozialpsychologische Konstante“ dieser 
Jahre.66 Ernst Nolte hat an zwei prominenten 
Beispielen gezeigt, dass sie zudem bei der Ent-
stehung des europäischen Faschismus eine 
herausragende Rolle gespielt hat: Bei Charles 
Maurras wachsen sich konkrete politische Be-
fürchtungen zu einer existenziellen, den ganzen 
Menschen betreffenden Angst aus; und bei Hitler 
sieht Nolte die „Angst als Grundempfinden“ 
wirksam werden, die sein ganzes Denken und 
Handeln beherrsche.67 

Spengler macht die „Angst“ zu einer Leitfi-
gur seiner Deutung der Weltgeschichte:68 „Aber 
diese Sehnsucht aus der Überfülle und Seligkeit 
des innern Werdens ist in der tiefsten Tiefe einer 
jeden Seele zugleich Angst. Wie alles Werden 
sich auf ein Gewordensein richtet, mit dem es 
endet, so rührt das Urgefühl des Werdens, die 
Sehnsucht, schon an das andere des Gewor-
denseins, die Angst. In der Gegenwart fühlt 
man das Verrinnen; in der Vergangenheit liegt 
die Vergänglichkeit. Hier ist die Wurzel der 
ewigen Angst vor dem Unwiderruflichen, Er-
reichten, Endgültigen, vor der Vergänglichkeit, 
vor der Welt selbst als dem Verwirklichten, in 
dem mit der Grenze der Geburt zugleich die des 
Todes gesetzt ist, der Angst vor dem Augen-
blick, wo das Mögliche verwirklicht, das Leben 
innerlich erfüllt und vollendet ist, wo das Be-
wusstsein am Ziele steht. Es ist jene tiefe Welt-
angst der Kinderseele, welche den höheren 
Menschen, den Gläubigen, den Dichter, den 
Künstler in seiner grenzenlosen Vereinsamung 
niemals verlässt, die Angst vor den fremden 
Mächten, die groß und drohend, in sinnliche 
Erscheinungen verkleidet, in die ertagende Welt 
hineinragen.“69 

In dieser Textstelle klingt vieles an: Die 
„Angst“ als eine psychische Disposition scheint 
durch; sie wird rationalisiert als eine Erklärungs-
kategorie für historische Verläufe, vor allem 
aber wird schon hier, im ersten Band von 1918, 
erkennbar, dass die „Angst“ bald zu einem 
Grundelement der geistigen Epochenkonstella-
tion werden wird. Und so ist dies eine Katego-

rie, mit der sich nicht nur die Entstehung des 
Textes, sondern auch seine Wirkung beleuch-
ten lässt. Spenglers Formulierung, dass „mit 
der Grenze der Geburt zugleich die des Todes 
gesetzt ist“, weist unverkennbar auf Heidegger 
voraus. Ein knappes Jahrzehnt nach Spenglers 
erstem Band, 1927, erscheint mit Martin Hei-
deggers „Sein und Zeit“ ein epochemachendes 
Werk der Philosophiegeschichte, das von den 
sachkundigen Zeitgenossen sofort als solches 
erkannt und meist auch anerkannt wurde. Es 
ist ganz gewiss kein Zufall, dass für Heidegger 
die „Angst“ zum Angelpunkt eines sich als re-
volutionär verstehenden philosophischen Neu-
ansatzes wird.70 Mit dem Begriff „Angst“ hat 
Heidegger – ungewollt – eine Epochendiagnose 
gegeben und zugleich das Epochengefühl be-
schrieben. Sein Konzept ist weit entfernt von 
der Geschichtsbetrachtung Spenglers, aber in 
zumindest einer Hinsicht ähnelt es ihr, wenn 
auch in philosophischer Veredelung. In diese 
Denkformation fügt sich Spengler mit seinen 
späteren politischen Schriften eher halbherzig 
ein, auch wenn er nicht versäumt, dem Zeit-
geist mit dem Titel seines letzten Buches „Jahre 
der Entscheidung“ seinen Tribut zu zollen und 
sich der „Rhetorik des politischen Existentialis-
mus“ dieser Jahre zu öffnen.71 Aber der rhetori-
sche Schulterschluss mit dieser Modeströmung 
des Rechtsintellektualismus in Spenglers irr-
lichternden politischen Schriften ist nicht das 
wichtigste Wort, das er zur geistigen Situation 
der Zeit gesprochen hat. Diese geistige Situation 
hat noch einmal Walter Benjamin rückblickend 
beschrieben: Die Geschichte erscheint nicht 
mehr wie eine „Kette von Begebenheiten“, son-
dern als „einzige Katastrophe, die unablässig 
Trümmer auf Trümmer häuft“, wie es in Ben-
jamins berühmten Thesen „Über den Begriff der 
Geschichte“ heißt.72 Auf diesen Sinnlosigkeits- 
und Katastrophenverdacht haben die intellek-
tuellen Zeitgenossen eine unterschiedliche Ant-
wort gegeben. Der kulturkonservative Teil von 
ihnen suchte die „Flucht in die Geborgenheit“,73 
der „hunger for wholeness“74 war eine prägende 
Zeitströmung in diesen Jahren. Andere Intel-
lektuelle wie Ernst Jünger haben die Schock-
erfahrung aufs Äußerste ausgereizt. Oswald 
Spengler hingegen hat mit seinem Hauptwerk 
seine eigene Antwort gefunden. Man kann es 
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verstehen als eine Gegenreaktion gegen diese 
Epochenerfahrung der Sinnlosigkeit der Ge-
schichte und der Fragmentierung der Gegen-
wart. Spenglers „Untergang des Abendlandes“ 
ist der letzte und heroische Versuch, der Ge-
schichte einen Sinn abzugewinnen. Heroisch ist 
der Versuch, weil er konsequent ist und die 
Zeiterfahrungen ernst nimmt – die Sinngebung 
der Geschichte mündet im Determinismus und 
Fatalismus. 

Mit der grundlegend deterministischen Auf-
fassung der Geschichte stand Spengler wahrlich 
nicht allein in diesen frühen Jahren nach dem 
Ersten Weltkrieg.75 Theoretiker unterschiedli-
cher Provenienz sahen die historische Situation 
ähnlich, und Max Weber hat dafür eine präg-
nante Formel gefunden: Die Moderne erscheint 
ihm als unentrinnbares „Gehäuse jener Hörig-
keit der Zukunft“.76 In dieser Zeitdiagnose ist 
die Nähe zu Spenglers Geschichts- und vor al-
lem Zivilisationsauffassung offensichtlich, auch 
wenn Webers Zeitdiagnose frei ist von „Speng-
lers gelegentlich schon krankhafter Einwilligung 
in das, was sein muss“.77 Die große Geste des 
Fatalismus verliert sich bei Spengler auch in 
den letzten Jahren nicht. Im Schlussabsatz sei-
ner späten Schrift „Der Mensch und die Tech-
nik“ wird sie erneut ausgiebig inszeniert: „Nur 
Träumer glauben an Auswege. Optimismus ist 
Feigheit. Wir sind in diese Zeit geboren und 
müssen tapfer den Weg zu Ende gehen, der uns 
bestimmt ist. Es gibt keinen andern. Auf dem 
verlorenen Posten ausharren ohne Hoffnung, 
ohne Rettung, ist Pflicht. Ausharren wie jener 
römische Soldat, dessen Gebeine man vor einem 
Tor in Pompeji gefunden hat, der starb, weil 
man beim Ausbruch des Vesuv vergessen hatte, 
ihn abzulösen. Das ist Größe, das heißt Rasse 
haben. Dieses ehrliche Ende ist das einzige, das 
man dem Menschen nicht nehmen kann.“78 

In seinem Hauptwerk hat Spengler ein ge-
waltiges und überdimensioniertes, aber klar 
konturiertes Gedankengemälde vom Verlauf der 
Weltgeschichte entworfen. Das war eine be-
deutende gedankliche Leistung; dass sie weder 
methodisch noch sachlich haltbar war, steht 
auf einem anderen Blatt. Im Laufe der Weima-
rer Jahre hat Spengler dieses Bild immer weiter 
verzerrt, er hat sich in den Sog des geistigen 
Bürgerkrieges hineinziehen lassen, der nicht nur 

die politische Kultur der Weimarer Republik 
prägte. Was immer er sich aber unter dem 
„ehrlichen Ende“ vorgestellt haben mag, das er 
schon im „Untergang des Abendlandes“ vor 
Augen hatte – den Untergang, den Hitler dem 
Abendland bereiten würde, hatte er sicher nicht 
im Sinn. 
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